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Die Untersuchung befasst sich mit den Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes über den Vollzug der Untersuchungshaft. Mit dem 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz, das zum 01.01.2008 in Kraft getreten 
ist, hat der niedersächsische Gesetzgeber den grundrechtssensiblen Bereich des 
Untersuchungshaftvollzuges erstmalig in der deutschen Rechtsgeschichte auf 
eine detaillierte gesetzliche Grundlage gestellt. Ausgewählte Regelungen des 
niedersächsischen Gesetzes über den Vollzug der Untersuchungshaft werden 
sowohl einer verfassungsrechtlichen als auch einer verfahrensrechtlichen Ana-
lyse unterzogen. Verfassungsrechtliche Vorgaben, verfahrensrechtliche Bedürf-
nisse und tatsächliche Gegebenheiten werden berücksichtigt, um die bislang 
überwiegend abstrakten Vorgaben der Verfassung an die gesetzliche Normie-
rung des Untersuchungshaftvollzuges zu konkretisieren und die Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes über den Vollzug der Untersuchungs-
haft einer ersten Bewertung zuzuführen. Hierbei wird insbesondere überprüft, 
inwieweit es dem niedersächsischen Gesetzgeber gelungen ist, das Spannungs-
verhältnis zwischen den Bedürfnissen einer funktionsfähigen Strafrechtpflege 
und den Freiheitsrechten des Untersuchungsgefangenen auszugleichen.
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Das gesamte Strafverfahrensrecht wird wie ein roter Faden von einem Interessen-
konflikt zwischen dem Staat und dem einer Straftat beschuldigten Bürger durch-
zogen: Während der Staat sich bemüht, die Gesellschaft wirksam vor Straftaten zu 
schützen und den staatlichen Strafanspruch durchzusetzen, ist dem Beschuldigten 
daran gelegen, seine persönlichen Freiheiten so weit wie möglich zu verteidigen 
und sie durch die staatliche Strafverfolgung so wenig wie möglich einschränken zu 
lassen.1 Bei der Untersuchungshaft, einer der schärfsten strafprozessualen 
Zwangsmaßnahmen,2 tritt dieser Interessenwiderstreit besonders deutlich hervor.3 
Um die Durchführung eines geordneten Strafverfahrens zu gewährleisten und die 
spätere Strafvollstreckung sicherzustellen, entzieht der Staat einem einer Straftat 
                                                     
1 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 2; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 
(167); Koop, ZfStrVo 2009, 6. 
2 Schlothauer/Weider, Untersuchungshaft, Rn. 7; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 2; Friedrich, 
Untersuchungshaftvollzug, S. 13. 
3 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 2; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 13; Kubach, Die 




Verdächtigen, dessen Schuld (noch) nicht nachgewiesen ist, die Freiheit und greift 
damit in besonders intensiver Form in seine Grundrechte ein.4 
Vor diesem Hintergrund verwundert es umso mehr, dass sich Gesetzgebung, 
Wissenschaft und Praxis zwar ausgiebig mit dem Recht der Untersuchungshaftan-
ordnung beschäftigt,5 das Recht des Untersuchungshaftvollzuges aber in weiten Tei-
len vernachlässigt haben.6 Trotz der allgemein anerkannten Notwendigkeit einer 
detaillierten gesetzlichen Regelung des Untersuchungshaftvollzuges7 kam eine 
solche lange Zeit nicht zustande. Der Vollzug der Untersuchungshaft fand allein 
in der generalklauselartigen Regelung des § 119 StPO a.F.8 eine gesetzliche Grund-
lage, weshalb sich die Praxis bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungs-
haftvollzuges jahrzehntelang mit den detaillierten Vorschriften der Untersu-
chungshaftvollzugsordnung,9 einer bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschrift der 
Länder zur Regelung des Untersuchungshaftvollzuges, begnügen musste.10 Dieser 
Zustand wurde vielfach beklagt und kritisiert.11 Er änderte sich jedoch erst vor 
dem Hintergrund zweier grundlegender Entwicklungen im Jahre 2006: Zum einen 
                                                     
4 Jehle, Untersuchungshaft, S. 10 f.; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 2; Hetzer, Reform, 47 
(47 f.); Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 13; Volk, Grundkurs, § 10/Rn. 6; Beulke, Strafpro-
zessR, § 11/Rn. 208; Koop, ZfStrVo 2009, 6. 
5 Jehle, Untersuchungshaft, S. 3 ff.; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165; Friedrich, 
Untersuchungshaftvollzug, S. 13 f. 
6 Jehle, Untersuchungshaft, S. 3 ff.; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165; Friedrich, 
Untersuchungshaftvollzug, S. 13 f. Erst seit den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts wird von Sei-
ten der Gesetzgebung, Wissenschaft und Praxis die Forderung nach einer detaillierten gesetzli-
chen Regelung des Untersuchungshaftvollzuges konstant aufrechterhalten, vgl. etwa die Geset-
zesentwürfe von: Baumann, Entwurf eines Untersuchungshaftvollzugsgesetzes, 1981; Entwurf 
der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V.: Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, 
Entwurf eines Gesetzes über den Vollzug der Untersuchungshaft, 1982; Regierungsentwurf für 
ein Gesetz zur Regelung des Vollzuges der Untersuchungshaft: BR-Drs. 249/99. Auf Ebene der 
Gesetzgebung gab es außerdem verschiedene Ministerialentwürfe zur Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges, allerdings erlangte keiner von ihnen den offiziellen Status eines Regie-
rungsentwurfes, vgl. auch Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 19; Koop, ZfStrVo 2009, 6. 
7 Vgl. nur: Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 3/Rn. 98; Jehle, Untersuchungshaft, S. 7; Seibert, Untersu-
chungshaft – Stiefkind der Justiz, 165; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 2 f.; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 9; Müller-Dietz, StV 1984, 79. 
8 Durch das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts vom 29.7.2009, BGBl. I, S. 2274 ff., 
das am 1.1.2010 in Kraft getreten ist, wurde die generalklauselartige Regelung des § 119 StPO 
geändert. Die Regelung des § 119 StPO n.F. enthält nunmehr detailliertere gesetzliche Vorgaben 
für den Vollzug der Untersuchungshaft  
9 Untersuchungshaftvollzugsordnung vom 12.2.1953; sie gilt heute grds. in der Fassung vom 
15.12.1976. In Niedersachsen zuletzt geändert durch Ausführungsverordnung vom 26. 11.2001, 
Nds. Rpfl. 2002, S. 5. 
10 Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 3/Rn. 73; Jehle, Untersuchungshaft, S. 6 f.; Seebode, Vollzug der Unter-
suchungshaft, S. 30; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 3; 
Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 15; Nehm, NStZ 1997, 305; Kaiser, FS Juristische Gesell-
schaft, 299 (302 f.); Marzahn, ZJS 2008, 375 (376). 
11 Jehle, Untersuchungshaft, S. 7; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, 
S. 3 f.; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 15 f.; Nehm, NStZ 1997, 305; Kaiser, FS Juristische 




stellte das BVerfG am 31.5.2006 fest, dass die blankettartigen Vorschriften des 
Jugendgerichtsgesetzes als gesetzliche Grundlage des Jugendstrafvollzuges verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen nicht genügen.12 Das BVerfG erteilte einen aus-
drücklichen Gesetzgebungsauftrag zur Schaffung einer detaillierten gesetzlichen 
Grundlage für den Jugendstrafvollzug13 und brachte mit seiner Entscheidung 
implizit zum Ausdruck, dass auch die generalklauselartige Regelung des 
§ 119 StPO a.F. als gesetzliche Grundlage des Untersuchungshaftvollzuges verfas-
sungsrechtlichen Maßstäben nicht genügt. Zum anderen wurde durch das 52. 
Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.8.2006 (sog. Föderalismusre-
form I)14 die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug – also für den Er-
wachsenenstrafvollzug, den Jugendstrafvollzug und den Untersuchungshaftvoll-
zug – vom Bund auf die Länder übertragen, was den Weg für gesetzliche Regel-
werke der Länder über den Vollzug der Untersuchungshaft bereitet hat. Vor die-
sem Hintergrund hat Niedersachsen im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges 
als erstes Land von der neugewonnenen Gesetzgebungskompetenz Gebrauch 
gemacht und den Vollzug der Untersuchungshaft auf eine detaillierte gesetzliche 
Grundlage gestellt. Das am 1.1.2008 in Kraft getretene Niedersächsische Justiz-
vollzugsgesetz regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe an Erwachsenen, den Vollzug 
der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung, den Jugendstrafvollzug und den 
Vollzug der Untersuchungshaft.15 Die Vorschriften des Niedersächsischen Justiz-
vollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft beenden für den Geltungs-
bereich des Gesetzes die lange Zeit als rechtsstaatswidrig empfundene faktische 
Regelung des Untersuchungshaftvollzuges durch die Untersuchungshaftvollzugs-
ordnung. Zugleich stellen sie den Vollzug der Untersuchungshaft erstmals auf eine 
detaillierte gesetzliche Grundlage und schaffen insofern ein Novum im Bereich 
des Untersuchungshaftvollzuges, das es näher zu untersuchen gilt. Dabei ist auch 
zu überprüfen, inwieweit es durch das neue Gesetz zu Veränderungen im Ver-
gleich zur bisherigen Rechtslage im Untersuchungshaftvollzug gekommen ist. 
Den Ausgangspunkt der Untersuchung bilden die verfassungsrechtlichen Vor-
gaben des Grundgesetzes. Die Gesetzgebung ist über Art. 20 Abs. 3 GG an die 
verfassungsmäßige Ordnung gebunden. Der Begriff der verfassungsmäßigen 
Ordnung umfasst den gesamten Normbestand des Grundgesetzes, so dass Art. 20 
Abs. 3 GG im Ergebnis den Vorrang der Verfassung statuiert.16 Adressat dessel-
                                                     
12 BVerfGE 116, 69 (82, 91 f.). 
13 BVerfGE 116, 69 (82, 91 f.). 
14 BGBl. I 2006, 2034 ff. „Föderalismusreform“ bezeichnet hier und im Folgenden das Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes vom 28.8.2006. Derzeit laufen die Vorbereitungen der Föderalis-
muskommission für die sog. „Föderalismusreform II“, die eine Modernisierung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen anstrebt. 
15 NdsGVBl. 2007, S. 720. 
16 Herzog in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VI Rn. 1; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 95; Jarass in Ja-




ben ist der förmliche Gesetzgeber und als solcher auch der Landesgesetzgeber.17 
Im Rahmen einer Analyse der Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft ist es somit nur konsequent, die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes zur Richtschnur der Unter-
suchung zu machen und ausgehend von diesen auch verfahrens- und vollzugs-
rechtliche Aspekte der Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
zu untersuchen. 
Dabei wird durch den verfassungsrechtlichen Ansatz der vorliegenden Arbeit 
nicht nur der generelle Vorrang der Verfassung anerkannt. Es wird außerdem dem 
Umstand Rechnung getragen, dass wenig Klarheit besteht im Hinblick auf den 
genauen Einfluss verfassungsrechtlicher Vorgaben auf die gesetzliche Normierung 
des Untersuchungshaftvollzuges, namentlich auf die verfahrensrechtliche und 
vollzugsrechtliche Legitimation von Eingriffen in die Freiheitssphäre des Untersu-
chungsgefangenen. Ausführliche Untersuchungen liegen bislang kaum vor.18 Die 
vorliegende Arbeit versucht mithin, einen Beitrag für eine verfassungsrechtlich-
dogmatische Analyse des Rechts des Untersuchungshaftvollzuges zu leisten. Von 
Relevanz ist dies insb. für das Verhältnis zwischen Untersuchungshaftvollzug und 
Unschuldsvermutung. Als maßgeblicher Gestaltungsgrundsatz des Untersu-
chungshaftvollzuges19 nimmt die Unschuldsvermutung besonderen Einfluss auf 
die gesetzliche Gestaltung des Untersuchungshaftvollzuges. Ihre Interpretation ist 
daher von nicht unerheblicher Bedeutung für eine verfassungskonforme gesetzli-
che Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges, die sowohl der Freiheitssphä-
re des Untersuchungsgefangenen als auch den verfahrensrechtlichen Erfordernis-
sen und vollzugspraktischen Gegebenheiten genügt. 
Neben diesem Aspekt ermöglicht eine verfassungsrechtliche Betrachtung des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zudem eine Überprüfung der im Zuge 
der Föderalismusreform vom Bund auf die Länder übertragenen Gesetzgebungs-
                                                     
17 Herzog in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VI Rn. 15; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 94; Jarass in 
Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 32. 
18 Als grundlegendes Werk ist die Monographie von Seebode (Vollzug der Untersuchungshaft) zu 
nennen. Die Dissertation von Kubach (Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorga-
ben) lehnt sich größtenteils unkritisch an diese Monographie an und ist insoweit nicht von wei-
tergehendem Erkenntnisgewinn. Die Dissertation von Friedrich (Untersuchungshaftvollzug) setzt 
ihren Schwerpunkt auf die Untersuchung verschiedener Gesetzesentwürfe zur Regelung des 
Untersuchungshaftvollzuges und erarbeitet im Anschluss daran eigene Reformvorschläge. Die 
Dissertation von Jehle (Untersuchungshaft) hat ihren Schwerpunkt in einer empirisch-
kriminologischen Untersuchung des Untersuchungshaftvollzuges und erarbeitet ausgehend 
hiervon kriminalpolitische Reformvorstellungen. Bei der Habilitationsschrift von Paeffgen (Dog-
matik) handelt es sich um eine rein prozessrechtliche, den Vollzug der Untersuchungshaft weit-
gehend aussparende, Abhandlung. 
19 BVerfGE 35, 311 (320); Jehle, Untersuchungshaft, S. 22; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 
109; i.E. ebenso: Heinrich, JURA 2003, 167 (171); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungs-
rechtlichen Grundlagen, S. 17 ff. Die Unschuldsvermutung ist allerdings nicht der einzige be-




kompetenz für den Justizvollzug. Inhalt und Reichweite der neuen Gesetzge-
bungskompetenz der Länder sind bei Weitem nicht so eindeutig, wie es auf den 
ersten Blick erscheint. Der verfassungsändernde Gesetzgeber hat sich ohne er-
kennbare sachliche Auseinandersetzung für die Übertragung der Gesetzgebungs-
kompetenz entschieden.20 Vielfach wurde beanstandet, dass die Gesetzgebungs-
kompetenz für den Justizvollzug im Rahmen der Gesamtauseinandersetzung um 
die Föderalismusreform nur Bestandteil einer politischen „Verhandlungsmasse“ 
war21 und ihre Übertragung gerade in dem eingriffsintensiven Bereich des Justiz-
vollzuges zu einem „Wettbewerb der Schäbigkeit“22 führen würde.23 Eine Unter-
suchung der Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Voll-
zug der Untersuchungshaft kann zum einen Aufschluss über Inhalt und Reichwei-
te der neuen Länderkompetenz für den Untersuchungshaftvollzug geben und ist 
damit auch für Gesetzgebungsvorhaben des Bundes und anderer Länder im Be-
reich des Untersuchungshaftvollzuges von Interesse. Zum anderen kann sie durch 
einen Vergleich mit der bisherigen Rechtslage erste Erkenntnisse darüber liefern, 
ob die Föderalismusreform im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges tatsäch-
lich einem „Wettbewerb der Schäbigkeit“ Vorschub geleistet hat. 
Insgesamt können auf diese Weise nicht nur die Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft einer Bewertung 
zugeführt werden. Es wird zudem die Möglichkeit eröffnet, konkrete verfassungs- 
und verfahrensrechtliche Einflüsse auf das Recht des Untersuchungshaftvollzuges 
aufzuzeigen sowie die Auswirkungen der Föderalismusreform im Bereich des 
Untersuchungshaftvollzuges zu beleuchten. 
B. Gang der Arbeit 
Ziel der Arbeit ist es, die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
zum Vollzug der Untersuchungshaft einer verfassungs- und verfahrensrechtlichen 
                                                     
20 Die Begründung des Gesetzesentwurfs zur Föderalismusreform enthält keine ausdrückliche Erklä-
rung im Hinblick auf die Verlagerung der Kompetenz für den Justizvollzug, vgl.: BT-Drs. 
16/813; so auch Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des 
Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242; Maelicke, 
ZfStrVo 2007, 9 (9 f.). 
21 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (10); Maelicke, ZfStrVo 2007, 9 (9 f.). 
22 Dünkel/Schüler-Springorum, ZfStrVo 2006, 145. 
23 Dünkel/Schüler-Springorum, ZfStrVo 2006, 145; Müller-Dietz, ZfStrVo 2005, 38 (39); Cornel, ZfStrVo 
2005, 48; Rehn, NK 2005, 3, 5; Kreuzer, BewHi 2006, 194 (205); Köhne, ZRP 2006, 195 (196); 
Maelicke in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses 
des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 206 (210); Seebode in Dt. Bundestag 
2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Fö-
deralismusreform am 17.5.2006, 242 (244); derselbe in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, 
Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 20 (B); Lange-Lehngut in Dt. Bundestag 2006, 
Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 5 (A, B); Winchenbach in Dt. 




Würdigung zu unterziehen. In diesem Zusammenhang sollen zum einen abstrakte 
Vorgaben der Verfassung an die gesetzliche Normierung des Untersuchungshaft-
vollzuges konkretisiert werden. Zum anderen soll der historische Hintergrund des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes nachgezeichnet werden, um Unterschie-
de und Gemeinsamkeiten zwischen den Regelungen des Niedersächsischen Justiz-
vollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft und der bisherigen Rechts-
lage im Untersuchungshaftvollzug herausarbeiten zu können. 
Dazu werden im ersten Kapitel der Arbeit zunächst die gegenwärtige Rechts-
lage im Justizvollzug und ihre historische Entwicklung aufgezeigt. Hier wird insb. 
der gravierende Umbruch der bisherigen Rechtslage im Justizvollzug durch die 
Föderalismusreform dargelegt. Des Weiteren werden die Regelungen des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft als Be-
standteil der gegenwärtigen Rechtslage im Überblick dargestellt, um ausgehend 
von ihrem Regelungsgehalt potentielle Konflikte zu ermitteln, die den Gegenstand 
der weiteren Untersuchung bilden. 
Das zweite Kapitel der Arbeit befasst sich mit der Gesetzgebungskompetenz 
für den Justizvollzug, die im Zuge der Föderalismusreform vom Bund auf die 
Länder übertragen worden ist. Entsprechend der Themenstellung der vorliegen-
den Arbeit liegt der Schwerpunkt der Untersuchung auf der Gesetzgebungskom-
petenz der Länder für den Untersuchungshaftvollzug. In einem ersten Schritt wird 
überprüft, ob die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz als solche verfas-
sungsrechtlichen Bedenken begegnet. Im Anschluss daran wird erörtert, wie weit 
die neue Gesetzgebungskompetenz der Länder geht, zu welchen Regelungen im 
Bereich des Untersuchungshaftvollzuges Niedersachsen also verfassungsrechtlich 
berechtigt bzw. verpflichtet ist und welche Regelungen verfahrensrechtlichen 
Erfordernissen der Untersuchungshaft Rechnung tragen. Eine ausführliche Aus-
einandersetzung ist insofern erforderlich, als Inhalt und Reichweite der neuen 
Länderkompetenz für den Untersuchungshaftvollzug die Grundlage für die Rege-
lungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft bilden. 
Den Schwerpunkt der Arbeit bildet das dritte Kapitel. Hier werden Regelun-
gen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft zum einen im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit verschiedenen ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben überprüft. Zum anderen wird die verfahrens- und 
vollzugsrechtliche Legitimation von Eingriffen in die Freiheitssphäre des Untersu-
chungsgefangenen diskutiert. Dabei soll nicht jede einzelne Regelung des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft untersucht 
werden. Es werden ausgewählte Vorschriften des Gesetzes herausgegriffen (wobei 
auf die Besonderheiten des Untersuchungshaftvollzuges an Jugendlichen nicht 
näher eingegangen wird) und auf ihre Vereinbarkeit mit ebenso ausgesuchten, für 
den Vollzug der Untersuchungshaft typischerweise relevanten verfassungs- und 




Ausgangspunkt und Maßstab der Untersuchung bilden, richtet sich nach den im 
ersten Kapitel der Arbeit herausgearbeiteten Konflikten, zu denen verschiedene 
Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes möglicherweise führen 
können. Auf diese Weise stellt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit das erste 
Prinzip dar, an dem Normen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft zu messen sind. In einem weiteren Schritt wird 
auf die Unschuldsvermutung eingegangen. Sowohl die Regelungstechnik des nie-
dersächsischen Gesetzgebers im Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz als auch 
verschiedene Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen in Einzelregelungen 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes werden auf ihre Vereinbarkeit mit 
der Unschuldsvermutung untersucht. Dabei sollen insb. greifbare Kriterien her-
ausgearbeitet werden, die die Anforderungen der Unschuldsvermutung an die 
gesetzliche Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges konkretisieren und an 
denen die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes gemessen 
werden können. Im Anschluss an diese Erörterung wird der Frage nachgegangen, 
ob ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten 
anzuerkennen ist, das vom niedersächsischen Gesetzgeber bei der Verteilung der 
Zuständigkeiten zwischen Richter und Vollzugsbehörde im Vollzug der Untersu-
chungshaft zu berücksichtigen ist. In diesem Zusammenhang werden zunächst der 
Sinn und Zweck von Richtervorbehalten erläutert, um sodann die Zuständigkeits-
verteilung zwischen Richter und Anstalt im Vollzug der Untersuchungshaft näher 
zu beleuchten. Nachdem die niedersächsische Zuständigkeitsstruktur im Vergleich 
zur Zuständigkeitsregelung der Strafprozessordnung und im Vergleich zu den 
Zuständigkeitsmodellen verschiedener Gesetzesentwürfe zur Regelung des Unter-
suchungshaftvollzuges erläutert wurde, wird erörtert, ob sich aus der Verfassung 
das Gebot der Normierung von Richtervorbehalten ergibt. Auf dieser Grundlage 
wird eine Bewertung der niedersächsischen Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Richter und Vollzugsbehörde im Vollzug der Untersuchungshaft sowohl in ver-
fassungsrechtlicher als auch in praktischer Hinsicht vorgenommen. Das Sozial-
staatsprinzip markiert schließlich den Endpunkt der Überprüfung der Regelungen 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungs-
haft. Von Interesse ist in diesem Zusammenhang, ob eine sozialstaatlich begrün-
dete Fürsorgepflicht des Staates auch im Vollzug der Untersuchungshaft besteht 
und wie eine solche gegebenenfalls umzusetzen ist. Unter Zugrundelegung der 
gewonnenen Erkenntnisse werden verschiedene Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes einer Überprüfung unterzogen und bewertet. 
Abschließend werden die gewonnen Ergebnisse im Überblick dargestellt. Im 
Hinblick auf die eingangs aufgeworfene Problemstellung wird ein zusammenfas-






1. Kapitel: Die gegenwärtige Rechtslage im  
Justizvollzug und ihre historische Entwicklung 
Die gegenwärtige Rechtslage im Justizvollzug – unter den im Folgenden der Voll-
zug der Freiheitsstrafe an Erwachsenen, der Vollzug der Jugendstrafe und der 
Vollzug der Untersuchungshaft gefasst werden – unterscheidet sich grundlegend 
von der Rechtslage, die im Justizvollzug vor mehreren Jahrzehnten aber auch 
noch vor einigen Jahren bestand. 
Nachdem Gesetzgebung und Wissenschaft dem Justizvollzug lange Zeit nur 
relativ wenig Aufmerksamkeit haben zukommen lassen,24 ist insbesondere in der 
jüngeren Vergangenheit etwa der letzten drei Jahre ein bedeutender Umbruch der 
Rechts- und Regelungslage im Justizvollzug zu verzeichnen.25 Um die jüngste 
Entwicklung bis zur heutigen Rechtslage im Justizvollzug und die auf dieser 
Grundlage ergangenen Regelungen des niedersächsischen Gesetzgebers im Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetz mit ihren Problemen und Chancen verstehen 
zu können, ist es erforderlich, den historischen Ablauf nachzuvollziehen, der zur 
                                                     
24 Ausdrücklich Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 25 ff. Gesetzliche Grundlagen etwa für 
den Vollzug der Jugendstrafe und den Vollzug der Untersuchungshaft wurden erst nach der 
Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug vom Bund auf die Länder im 
Rahmen der sog. „Föderalismusreform I“ (Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
28.8.2006, BGBl. I 2006, S. 2034 ff.) verabschiedet. Für den Jugendstrafvollzug z.B.: Bayern: 
GVBl. 2007, S. 866; Berlin: GVBl. 2007, S. 653; Brandenburg: GVBl. 2007, S. 348; Hamburg: 
GVBl. 2007, S. 471. Für den Untersuchungshaftvollzug vgl.: Niedersachsen GVBl. 2007, S. 720. 
25 Arloth, JA 2008, 561; Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88. 
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aktuellen Rechtslage im Justizvollzug geführt hat. In diesem Zusammenhang soll 
die Entwicklung im Justizvollzug in ihrer Gesamtheit in den Blick genommen 
werden, also sowohl die Entwicklung im Bereich des Vollzuges der Freiheitsstrafe 
an Erwachsenen und Jugendlichen als auch im Bereich des Untersuchungshaft-
vollzuges. Zwar unterscheiden sich die einzelnen Vollzugsbereiche rechtlich durch 
bereichsspezifische Besonderheiten.26 In ihrem historischen Verlauf bedingen sich 
die Abläufe in den einzelnen Vollzugsbereichen jedoch zum Teil gegenseitig, wes-
halb ein Blick auf den Bereich des Strafvollzuges von Erkenntniswert sein kann 
für die Entwicklung im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges. Der Schwer-
punkt der historischen Darstellung soll entsprechend der Themenstellung der 
vorliegenden Arbeit allerdings im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges liegen. 
Die nachfolgende Schilderung verfolgt nicht das Ziel, den historischen Verlauf 
im Justizvollzug umfassend und vollständig aufzuarbeiten. Es soll lediglich ein 
Überblick bis zur heutigen Regelungssituation im Justizvollzug gegeben werden, 
dessen Schwergewicht auf den jüngeren Entwicklungsstufen im Verlaufe des 20. 
und des 21. Jahrhunderts liegt. 
A. Die Rechtslage im Justizvollzug vor der  
Föderalismusreform 
I.    Historische Entwicklung im Bereich des Erwachsenen- und Jugendstrafvoll-
zuges 
Am 1.1.1977 ist das Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der freiheits-
entziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung, das Strafvollzugsgesetz, in 
Kraft getreten.27 Die Bemühungen um eine gesetzliche Regelung des Strafvollzu-
ges reichen allerdings wesentlich weiter zurück.28 
Mit dem In-Kraft-Treten des Reichsstrafgesetzbuches im Jahre 187129 ver-
stärkten sich die bis dato erhobenen Forderungen nach einer gesetzlichen Rege-
lung des Strafvollzuges.30 Das Reichsstrafgesetzbuch selbst enthielt nur fragmenta-
rische Bestimmungen zur Ausgestaltung der damaligen Freiheitsstrafen, weshalb 
mit Hilfe eines Reichsstrafvollzugsgesetzes eine einheitliche Vollzugspraxis im 
Reichsgebiet gewährleistet werden sollte.31 In Anbetracht der Forderungen nach 
einer gesetzlichen Regelung des Strafvollzuges legte die Reichsregierung 1879 dem 
                                                     
26 Siehe zu den bereichsspezifischen Besonderheiten zwischen Strafvollzug und Untersuchungshaft-
vollzug: 1. Kapitel, C., III., 4., S. 41 f. 
27 Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976, BGBl. I 1976, S. 581. Zuletzt geändert durch § 62 Abs. 10 
des Gesetzes vom 17.6.2008, BGBl. I 2008, S. 1010. 
28 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 1 ff.; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 2. 
29 Reichsstrafgesetzbuch vom 15. Mai 1871, RGBl. 1871, S. 127. 
30 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 6.; derselbe, Gutachten Dt. Juristentag, C 9. 
31 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 6; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 2. 
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Bundesrat den „Entwurf eines Gesetzes über die Vollstreckung von Freiheitsstra-
fen“ vor,32 der allerdings aus föderalistischen und finanziellen Gründen keine 
Gesetzeskraft erlangte.33 Da auch weitere legislatorische Anstrengungen ohne 
Erfolg blieben, beschloss der Bundesrat am 28.10.1897 „Grundsätze, welche bei 
dem Vollzuge gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen bis zu weiterer gemeinsamer 
Regelung zur Anwendung kommen“.34 Diese sog. Bundesratsgrundsätze wurden 
im Hinblick auf ihre Rechtsnatur überwiegend als bloße Verwaltungsvorschriften 
qualifiziert.35 Mit ihrer Hilfe sollte wenigstens eine gewisse Vereinheitlichung des 
Strafvollzuges im Deutschen Reich herbeigeführt werden,36 tatsächlich richtete 
sich der Strafvollzug jedoch nach den vielfach unterschiedlichen Strafvollzugsord-
nungen, die von den Landesjustizverwaltungen erlassen worden waren.37 Weitere 
Versuche, den Strafvollzug einer gesetzlichen Regelung zuzuführen, scheiterten 
auch in den folgenden Jahrzehnten.38 Durch die Reform bereits bestehender bzw. 
durch den Erlass neuer Verwaltungsvorschriften – insb. durch das In-Kraft-
Treten der Dienst- und Vollzugsordnung (DVollzO) im Jahre 1962,39 die die nach 
1945 erlassenen Strafvollzugsordnungen der Länder ablöste40 – wurde allerdings 
eine gewisse Vereinheitlichung des Strafvollzuges erreicht.41 
Im Jahre 1972 erteilte das BVerfG der seinerzeit vorherrschenden und die Re-
gelungssituation im Strafvollzug prägenden Lehre vom besonderen Gewaltver-
hältnis – der zufolge Eingriffe in Rechte des Einzelnen im Rahmen eines sog. 
besonderen Gewaltverhältnisses und damit auch im Strafvollzug keiner gesetzli-
chen Grundlage bedürfen42 – eine Absage. Das BVerfG stellte ausdrücklich fest, 
dass auch die Grundrechte von Strafgefangenen nur durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes eingeschränkt werden können.43 Eingriffe in Grundrechte von 
Strafgefangenen, die keine gesetzliche Stütze haben, könnten nur noch für eine 
                                                     
32 Laubenthal, Strafvollzug, Rn. 112; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 2. 
33 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 6 ff.; Schmidt, Geschichte der dt. Strafrechtspflege, § 
303/S. 352; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 2. 
34 Zentralblatt für das Deutsche Reich 1897, S. 308 ff.; Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 9 
f.; Schmidt, Geschichte der dt. Strafrechtspflege, § 303/S. 352. 
35 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 10; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 3. 
36 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 9; Schmidt, Geschichte der dt. Strafrechtspflege, § 
303/S. 352; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 3. 
37 Schmidt, Geschichte der dt. Strafrechtspflege, § 303/S. 352; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 
Einl./Rn. 3. 
38 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 11 ff.; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 5 ff. 
39 Dienst- und Vollzugsordnung vom 1.12.1961, die am 1.7.1962 in Kraft getreten ist. Abgedruckt in 
Egner, Strafvollzugsgesetze, S. 163 ff. 
40 Auf die Frage nach einer etwaigen Rechtsnormqualität der Dienst- und Vollzugsordnung soll hier 
nicht weiter eingegangen werden. Siehe hierzu nur: Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 
28 ff. 
41 Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetzgebung, S. 28; derselbe, Gutachten Dt. Juristentag, C 10. 
42 Ausführlich zur Lehre vom besonderen Gewaltverhältnis: BVerfGE 33, 1 (9 ff.); Herdegen in 
Maunz-Dürig, GG, Art. 1 III Rn. 47; Loschelder in HdBdStR V (1992), § 123/Rn. 1 ff. 
43 BVerfGE 33, 1 (9). 
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gewisse Übergangsfrist hingenommen werden;44 als Ende dieser Übergangsfrist 
legte das BVerfG den Ablauf der 6. Legislaturperiode im Herbst 1973 fest.45 Auf-
grund der vorzeitigen Auflösung des Bundestages bereits im Jahr 1972 konnte 
diese Frist allerdings nicht eingehalten werden,46 woraufhin das BVerfG als letzten 
Zeitpunkt für das In-Kraft-Treten eines Strafvollzugsgesetzes den 1. Januar 1977 
bestimmte.47 Diesem verfassungsrechtlichen Auftrag entsprach der Gesetzgeber 
mit der eingangs erwähnten Normierung des Strafvollzugsgesetzes48 am 
1.1.1977.49 
Auf den Vollzug der Jugendstrafe bezieht sich das Strafvollzugsgesetz nur in 
wenigen Bestimmungen50 und auch das Jugendgerichtsgesetz enthält nur in Ein-
zelvorschriften Aussagen zum Vollzug der Freiheitsstrafe an Jugendlichen.51 Trotz 
dieser Regelungslage, die insb. nach der Absage des BVerfG an die Lehre vom 
besonderen Gewaltverhältnis nicht befriedigte, kam eine detaillierte gesetzliche 
Regelung des Jugendstrafvollzuges bis zur Föderalismusreform nicht zustande. 
Das Bundesjustizministerium hat den Bundesländern und Fachverbänden zuletzt 
am 28.4.2004 einen Entwurf eines Jugendstrafvollzugsgesetzes zugeleitet,52 der 
keine Gesetzeskraft erlangte. Für den Bereich des Jugendstrafvollzuges galten 
daher die ursprünglich nur zur Überbrückung von den Landesjustizverwaltungen 
im Jahre 1976 vereinbarten und 1977 in Kraft getretenen bundeseinheitlichen 
Verwaltungsvorschriften zum Jugendstrafvollzug53 – eine Regelungslage, die 
grundsätzlich vergleichbar ist mit der Situation im Erwachsenenstrafvollzug bis 
zum Jahre 1977. Erst 2006 stellte das BVerfG ausdrücklich die Verfassungswidrig-
keit auch dieses Regelungszustandes fest und erteilte den Gesetzgebungsauftrag 
zur Schaffung einer detaillierten gesetzlichen Grundlage für den Jugendstrafvoll-
zug bis zum Ende des Jahres 2007.54 
II.   Historische Entwicklung im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges 
Der Vollzug der Untersuchungshaft ist – insoweit grundsätzlich vergleichbar mit 
dem Vollzug der Freiheitsstrafe an Erwachsenen und Jugendlichen – immer wie-
                                                     
44 BVerfGE 33, 1 (13). 
45 BVerfGE 33, 1 (13). 
46 BVerfGE 40, 276 (283); Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 13. 
47 BVerfGE 40, 276 (284). 
48 Zunächst wurden allerdings nur die Teile des Strafvollzugsgesetzes in Kraft gesetzt, die den 
Rechtsstatus der Gefangenen regeln. Vgl. auch Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 25. 
49 Preusker, ZfStrVo 1981, 131; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 25; ähnlich: Köhne/Feest, 
ZfStrVo 2008, 88. 
50 Vgl. etwa § 176, 178 StVollzG; im Übrigen gilt das Strafvollzugsgesetz nicht für den Vollzug in 
Jugendstrafanstalten: § 178 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 StVollzG. 
51 Vgl. §§ 91, 92 JGG, § 115 JGG ermächtigt die Bundesregierung, mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmte Vorschriften für den Vollzug der Jugendstrafe durch Rechtsverordnung zu erlassen. 
52 Walter, NK 2005, 17. 
53 BVerfGE 116, 69 (82). 
54 BVerfGE 116, 69 (82, 91 f.). 
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der Gegenstand gesetzgeberischer Bemühungen gewesen.55 Dennoch konnte eine 
detaillierte gesetzliche Grundlage bis zur Entscheidung des BVerfG zur Verfas-
sungswidrigkeit des Regelungszustandes auf dem Gebiet des Jugendstrafvollzuges 
vom 31.5.200656 und der nahezu zeitgleich beschlossenen Föderalismusreform 
vom 28.8.2006 nicht gefunden werden.57 
Als strafprozessuales Instrument der Verfahrenssicherung ist der Vollzug der 
Untersuchungshaft Regelungsbestandteil der Strafprozessordnung von 1877.58 Mit 
der Regelung des § 116 StPO, die weitgehend § 119 StPO a.F. entsprach,59 fand 
der Vollzug der Untersuchungshaft bereits 1877 lediglich eine generalklauselartige 
Normierung.60 Wiederholte Versuche des Gesetzgebers etwa im Jahre 1929 und 
1930, den Vollzug der Untersuchungshaft einer näheren gesetzlichen Regelung 
zuzuführen, blieben erfolglos.61 Aufgrund dieses „gesetzlichen Vakuums“ blieb es 
im Wesentlichen einem Zusammenwirken der Justizverwaltungen mit der Voll-
zugspraxis überlassen, den Vollzug der Untersuchungshaft durch Verwaltungsvor-
schriften zu konkretisieren.62 So wurde bereits die generalklauselartige Normie-
rung in § 116 StPO a.F. konkretisiert durch zum Teil partikulargesetzliche Voll-
zugsvorschriften und Gefängnisordnungen der Länder, die bereits vor dem In-
Kraft-Treten der Strafprozessordnung bestanden.63 Eine bundeseinheitliche, nur 
die Untersuchungshaft betreffende und ihren Vollzug bis heute nachhaltig be-
stimmende Verwaltungsanweisung erging mit der Untersuchungshaftvollzugsord-
nung vom 12.2.1953.64 Als Verwaltungsvorschrift der Länder ist die Untersu-
                                                     
55 Vgl. etwa Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 28: 1929 wurde vom Reichsjustizministerium 
der Amtliche Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Entwurf eines Allgemeinen Deutschen 
Strafgesetzbuches vorgelegt, der eine Klärung der Rechtsverhältnisse des Untersuchungshäft-
lings vorsah. Oder BR-Drs. 249/99: Regierungsentwurf zur Regelung des Vollzuges der Unter-
suchungshaft vom 30.4.1999. 
56 BVerfGE 116, 69 (82, 91 f.), siehe auch Einl., A., S. 2 f. 
57 Dieser Zustand wurde von Literatur und Wissenschaft einhellig kritisiert, vgl. etwa: Köhne/Feest, 
ZfStrVo 2008, 88; Baumann, JZ 1990, 107 (109); Rössner, JZ 1988, 116; Müller-Dietz, StV 1984, 79 
(82); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2270). 
58 Strafprozessordnung vom 1.2.1877, RGBl. 1877, S. 253; Neubekanntmachung aufgrund des Art. 
13 des Strafverfahrensänderungsgesetzes vom 27.1.1987, BGBl. I 1987, S. 475, zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 31.10.2008, BGBl. I 2008, S. 2149. 
59 Vgl. statt Vieler: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/zur Entstehungsgeschichte. 
60 Zur generalklauselartigen Normierung des § 119 StPO a.F.: Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 2; 
Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 29; Paeffgen/Seebode, ZRP 1999, 524; Marzahn, ZJS 
2008, 375 (376); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungs-
rechtlichen Vorgaben, S. 3. 
61 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 28. 
62 Ausdrücklich: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 29; ähnlich: Meyer-Goßner, StPO, § 
119/Rn. 2; Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtli-
chen Vorgaben, S. 3. 
63 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 29 m.w.Nachw.; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 1; Löwe-
Rosenberg/Hartung, StPO (19. Auflage 1934), § 116/Anm. 2. 
64 Die Untersuchungshaftvollzugsordnung wurde am 12.2.1953 erlassen, sie gilt heute grds. in der 
Fassung vom 15.12.1976. In Niedersachsen zuletzt geändert durch Ausführungsverordnung 
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chungshaftvollzugsordnung als Empfehlung der Exekutive an die Judikative kon-
zipiert, die im Verhältnis zum Richter unverbindlich ist65 und diesem gleichsam als 
Modell oder Muster für den „Normalfall“ der Untersuchungshaft dienen kann.66 
Die detaillierten Regelungen der Untersuchungshaftvollzugsordnung ließen ei-
ne gesetzliche Normierung des Untersuchungshaftvollzuges in der Mitte des 20. 
Jahrhunderts zunächst weniger dringlich erscheinen.67 Erst Anfang der 80er Jahre 
verstärkten sich die Forderungen nach einer ausführlichen gesetzlichen Regelung 
des Untersuchungshaftvollzuges (erneut). Es entsprach der allgemeinen Auffas-
sung, dass der Vollzug der Untersuchungshaft aus rechtsstaatlichen Gründen einer 
gesetzlichen Grundlage bedarf und die Untersuchungshaftvollzugsordnung als 
Verwaltungsvorschrift in dieser Hinsicht nicht genügt.68 Vor diesem Hintergrund 
erklären sich die unterschiedlichen Gesetzesentwürfe, die seit den 80er Jahren von 
verschiedenen Seiten69 vorgelegt und zum Gegenstand der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung wurden.70 Eine gesetzliche Regelung des Untersuchungshaft-
vollzuges kam allerdings auch nicht auf der Grundlage dieser Gesetzesentwürfe 
zustande. Allein ein Referentenentwurf des Bundesjustizministeriums aus dem 
Jahre 1996 gelangte am 30.4.1999 – erstmalig in der deutschen Geschichte71 und 
bis zur Föderalismusreform auch einmalig – in den offiziellen Status eines Regie-
rungsentwurfes, der dem Bundesrat zur Stellungnahme zugeleitet wurde.72 Jedoch 
war auch dieser Fortschritt im Ringen um eine gesetzliche Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges im Ergebnis nicht von Erfolg gekrönt. Alle Bemühungen des 
                                                                                                                                 
vom 26. 11.2001, Nds. Rpfl. 2002, S. 5. Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 5; Seebode, 
Vollzug der Untersuchungshaft, 30; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Grundlagen, S. 3. 
65 BVerfGE 34, 369 (379); 15, 288 (293 f.); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 5; KK-
Schultheis, StPO, § 119/Rn. 2; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 2. 
66 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 5; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 2; Meyer-Goßner, 
StPO, § 119/Rn. 2; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 3. 
67 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 30. 
68 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 9; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 1; SK-Paeffgen, StPO, 
§ 119/Rn. 3; Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88; Baumann, JZ 1990, 107 (109); Müller-Dietz, StV 1984, 
79 (82); Eisenberg/Tóth, GA 1993, 293 (308); Päckert, Untersuchungshaft im Übergang, 90; Ku-
bach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 3 f. 
69 Baumann, Entwurf eines Untersuchungshaftvollzugsgesetzes, 1981; Entwurf der Bundesvereini-
gung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V.: Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf eines Ge-
setzes über den Vollzug der Untersuchungshaft, 1982; Regierungsentwurf für ein Gesetz zur 
Regelung des Vollzuges der Untersuchungshaft: BR-Drs. 249/99; des Weiteren gab es verschie-
dene Ministerialentwürfe zur Regelung des Untersuchungshaftvollzuges, allerdings erlangte kei-
ner von ihnen den offiziellen Status eines Regierungsentwurfes, vgl. auch Friedrich, Untersu-
chungshaftvollzug, S. 19; Seebode, HRRS 2008, 236 (insb. Fn. 9); Koop, ZfStrVo 2009, 6. 
70 Zur BR-Drs. 249/99: Paeffgen/Seebode, ZRP 1999, 524 ff.; die Grundpositionen verschiedener 
Gesetzesentwürfe werden aufgezeigt von: Rössner, JZ 1988, 116 ff.; derselbe, Untersuchungshaft 
im Übergang, 108 ff; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 36 ff. 
71 Paeffgen/Seebode, ZRP 1999, 524; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 19. 
72 BR-Drs. 249/99, hierzu auch: Paeffgen/Seebode, ZRP 1999, 524 ff.; Friedrich, Untersuchungshaftvoll-
zug, S. 19. 
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Bundesgesetzgebers, den Vollzug der Untersuchungshaft einer detaillierten gesetz-
lichen Regelung zuzuführen, scheiterten73 – nicht zuletzt am fiskalisch begründe-
ten Widerstand der Länder74 - so dass sich eine ausgiebige Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges bis zur Föderalismusreform nur in der Untersuchungshaft-
vollzugsordnung fand. 
B. Die Rechtslage im Justizvollzug nach der  
Föderalismusreform 
Am 1.9.2006 ist die „Föderalismusreform I“ in Kraft getreten.75 Im Zuge der Fö-
deralismusreform ist die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug vom 
Bund auf die Länder übertragen worden, d.h. den Ländern kommt nunmehr die 
ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für den Erwachsenenstrafvollzug, den 
Jugendstrafvollzug und den Untersuchungshaftvollzug zu.76 
Mit der Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug vom 
Bund auf die Länder hat der verfassungsändernde Gesetzgeber genau zu der Zeit, 
zu der die europäischen Strafprozessrechte und der europäische Strafvollzug har-
monisiert werden sollen, die Rückkehr zu partikulargesetzlicher Vielfalt ermög-
licht.77 Gerade dieser Umstand, der der deutschen Rechtsgeschichte an sich nicht 
fremd ist,78 wurde auf Seiten der Wissenschaft und der Vollzugspraxis größtenteils 
als Rückschritt empfunden.79 Aus diesem Grund sah sich die Entscheidung des 
verfassungsändernden Gesetzgebers im Vorfeld der Föderalismusreform erhebli-
cher Kritik80 ausgesetzt, die im Ergebnis zu folgenden Kritikpunkten zusammen-
gefasst werden kann: 
                                                     
73 Koop, ZfStrVo 2009, 6; Seebode, HRRS 2008, 236; Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88; Friedrich, Untersu-
chungshaftvollzug, S. 18 ff.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorga-
ben, S. 4. 
74 Ausdrücklich: Seebode, HRRS 2008, 236. 
75 BGBl. I 2006, 2034 ff. 
76 Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 52; Degenhart, NVwZ 2006, 1209 (1213); Ipsen, NJW 
2006, 2801 (2804). 
77 Seebode, HRRS 2008, 236; Müller-Dietz, ZRP 2005, 156 (158 f.); Deutscher Richterbund, Presseerklä-
rung vom 17.2.2006, abrufbar unter: http://www.drb.de/cms/index.php?id=81; Bundesjustizmi-
nisterium, Presseerklärung vom 5.5.2009, abrufbar unter: 
http://www.bmj.bund.de/enid/87ac3be552968935b0120109953b0ddb,156faa31092d09/Presse
stelle/Pressemitteilungen_58.html. 
78 Siehe: 1. Kapitel, A., S. 10 ff. 
79 Müller-Dietz, ZRP 2005, 156 (158 f.); derselbe, ZfStrVo 2005, 38 (38 f.); Dünkel/Schüler-Springorum, 
ZfStrVo 2006, 145; Pollähne, StV 2007, 553. 
80 Ausdrücklich bezieht sich die im Folgenden angeführte Kritik meist nur auf die Verlagerung der 
Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug, inhaltlich kann sie jedoch zum größten Teil auf 
die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Untersuchungshaftvollzug übertragen 
werden. 
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Zunächst wurde ausgeführt, dass die Übertragung der Gesetzgebungskompe-
tenz für den Justizvollzug zu einer Zersplitterung des Rechts auf den Gebieten des 
Strafvollzuges und des Untersuchungshaftvollzuges und damit auch zu einer Zer-
splitterung der Vollzugspraxis führen wird.81 Die ausschließliche Gesetzgebungs-
zuständigkeit der Länder für den Justizvollzug ermögliche es den Ländern, jeweils 
eigenständig von der neuen Gesetzgebungskompetenz Gebrauch zu machen, so 
dass bis zu 16 unterschiedliche Landesgesetze für den Erwachsenenstrafvollzug, 
den Jugendstrafvollzug und den Untersuchungshaftvollzug erlassen werden könn-
ten, innerhalb derer bisher einheitliche Standards des Straf- und Untersuchungs-
haftvollzuges durch regional unterschiedliche Schwerpunktsetzungen variiert wer-
den könnten.82 Im Zuge dieser Entwicklung sei zu befürchten, dass ein „Wettbe-
werb der Schäbigkeit“83 entstehe, bei dem die Länder aus finanziellen oder auch 
politischen Motiven bisher erreichte Vollzugsstandards absenken und bspw. im 
Strafvollzug den Aspekt der Sicherheit stärker in den Vordergrund stellen, als den 
Aspekt der Resozialisierung.84 Schließlich spreche auch die Zusammengehörigkeit 
der Materien des Kriminalrechts, namentlich die Einheit von materiellem Straf-
recht, Strafverfahrensrecht und Strafvollzugsrecht, eindeutig für eine einheitliche 
Bundeskompetenz.85 Nur bei einer einheitlichen Bundeskompetenz für alle drei 
Materien könne den vielfachen Verflechtungen zwischen dem materiellen Straf-
recht und dem Strafvollzug Rechnung getragen werden.86 So fordert § 46 Abs. 1 S. 
2 StGB im Rahmen der Strafzumessung etwa die Berücksichtigung der Wirkun-
                                                     
81 Müller-Dietz, ZRP 2005, 156 (158 f.); derselbe, ZfStrVo 2005, 38; Kreuzer, BewHi 2006, 194 (205); 
Koop, ZfStrVo 2006, 3; Cornel, ZfStrVo 2005, 48; Deutscher Richterbund, Presseerklärung vom 
17.2.2006, abrufbar unter: http://www.drb.de/cms/index.php?id=81; Seebode in Dt. Bundestag 
2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Fö-
deralismusreform am 17.5.2006, 242 (243). 
82 Kreuzer, BewHi 2006, 194 (205); Köhne, ZRP 2006, 195 (196); Cornel, ZfStrVo 2005, 48; Seebode in 
Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bun-
destages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242; derselbe in Dt. Bundestag 2006, Rechtsaus-
schuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 20 (D), 29 (A); Stünker in Dt. Bundestag 
2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 23 (B); Maelicke in Dt. 
Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 35 (B). 
83 Ausdrücklich: Dünkel/Schüler-Springorum, ZfStrVo 2006, 145. 
84 Dünkel/Schüler-Springorum, ZfStrVo 2006, 145; Müller-Dietz, ZfStrVo 2005, 38 (39); Cornel, ZfStrVo 
2005, 48; Rehn, NK 2005, 3, 5; Kreuzer, BewHi 2006, 194 (205); Köhne, ZRP 2006, 195 (196); 
Maelicke in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses 
des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 206 (210); Seebode in Dt. Bundestag 
2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Fö-
deralismusreform am 17.5.2006, 242 (244); derselbe in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, 
Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 20 (B); Lange-Lehngut in Dt. Bundestag 2006, 
Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 5 (A, B); Winchenbach in Dt. 
Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 14 (B). 
85 Köhne, ZRP 2006, 195 (196); Müller-Dietz, ZfStrVo 2005, 38 (39); Cornel, ZfStrVo 2005, 48; Koop, 
ZfStrVo 2006, 3; Kreuzer, BewHi 2006, 194 (205); Caspari, DRiZ 2006, 142. 
86 Caspari, DRiZ 2006, 142 mit verschiedenen Beispielen für die Verflechtungen zwischen dem 
materiellen Strafrecht und dem Strafvollzug. 
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gen, die von der Strafe für das künftige Leben des Täters zu erwarten sind. Diese 
Wirkungen seien jedoch u.a. abhängig von der Ausgestaltung des Strafvollzuges, 
die bei bis zu 16 unterschiedlichen Landesgesetzen in jedem Land variieren 
kann.87 Bei unterschiedlichen Vollzugsverhältnissen in den einzelnen Ländern und 
ohne Kenntnis des Bundeslandes, in dem die zuzumessende Strafe vollstreckt 
wird, könne das Gericht der Forderung des § 46 Abs. 1 S. 2 StGB nur schwer 
nachkommen.88 
Diese vornehmlich rechtspolitisch und rechtspraktisch begründete Kritik an 
der Entscheidung des verfassungsändernden Gesetzgebers ist nicht unbeantwortet 
geblieben, sondern auf Widerstand gestoßen, der seinerseits überwiegend rechts-
politisch und rechtspraktisch begründet wurde: Dem Einwand der drohenden 
Rechtszersplitterung und der unterschiedlichen Vollzugsverhältnisse in den ein-
zelnen Ländern wurde entgegengehalten, dass einer grundlegenden Abweichung 
der gesetzlichen Regelungen und damit auch der Vollzugspraxis zum einen das 
Grundgesetz entgegenstehen würde, das entscheidend über den Inhalt des Straf- 
und Untersuchungshaftvollzuges bestimmt.89 Zum anderen habe das BVerfG in 
ständiger Rechtsprechung sowohl für den Strafvollzug als auch für den Untersu-
chungshaftvollzug Grundsätze herausgearbeitet, an die die Länder bei Normie-
rung eigener Vollzugsgesetze über § 31 BVerfGG gebunden seien, so dass auch 
auf diesem Weg einer grundlegenden Abweichung der gesetzlichen Regelungen 
und der Vollzugsverhältnisse eine Grenze gesetzt sei.90 Außerdem hätten bisherige 
Erfahrungen gezeigt, dass eine Zuständigkeit der Länder bei vielen Gesetzge-
bungsmaterien keine Rechtszersplitterung bewirkt – so liege die Gesetzgebungs-
kompetenz für das Polizeirecht, das Verwaltungsverfahrensrecht, das Schulrecht 
                                                     
87 Caspari, DRiZ 2006, 142; Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des 
Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242 (247 f.); der-
selbe, FS Küper, S. 577 (590). 
88 Caspari, DRiZ 2006, 142; Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des 
Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242 (247 f.); der-
selbe, FS Küper, S. 577 (590). 
89 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (160); derselbe in Dt. Bundestag 
2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 4 (C, D); Robbers in Dt. 
Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundes-
tages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 218 (219, 223); Lückemann in Dt. Bundestag 2006, 
Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 19 (A). 
90 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (160); derselbe in Dt. Bundestag 
2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 4 (C, D); Robbers in Dt. 
Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundes-
tages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 218 (219, 223); im Ergebnis auch: Lückemann in Dt. 
Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 19 (A). 
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und das Kommunalrecht zwar bei den Ländern, dennoch gebe es in diesen Berei-
chen einen intensiven Gleichklang der gesetzlichen Regelungen.91 
Auch der befürchtete „Wettbewerb der Schäbigkeit“ sei keine gesicherte Prog-
nose. Die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug könne 
einen „Wettbewerb der Ideen“92 bewirken, der langfristig zu einer Optimierung 
sowohl der gesetzlichen Regelungen des Justizvollzuges als auch der Vollzugsver-
hältnisse führen könne.93 Hinzu komme, dass die Übertragung der Gesetzge-
bungskompetenz für den Strafvollzug und den Untersuchungshaftvollzug an die 
diesbezügliche fachliche und organisatorische Kompetenz sowie die finanziellen 
Auswirkungen anknüpft.94 Die Länder seien bisher zuständig gewesen für die 
Durchführung des Straf- und Untersuchungshaftvollzuges, ohne dass ihnen die 
entsprechende Gesetzgebungskompetenz zugekommen ist.95 Dadurch hätten die 
Länder nicht nur die politische und organisatorische Verantwortung für den Jus-
                                                     
91 Robbers in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 218 (218 f.); derselbe in Dt. Bundestag 
2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 11 (B); ähnlich: Lücke-
mann in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 (202). 
92 Lückemann in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses 
des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 (199 ff.). 
93 Kreuzer, BewHi 2006, 195 (205); Lückemann in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. 
Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 
195 (199 ff.); Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des 
Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (164); ähn-
lich: Robbers in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschus-
ses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 218 (222 f.). Grundgedanke die-
ser Theorie ist, dass es zwischen verschiedenen Landesgesetzgebern zu einem „regulatorischen 
Wettbewerb“ um die besten Regelungen kommt. Besonders gute Regelungen würden sich dem-
nach mittelfristig durchsetzen, da die anderen Länder diese übernehmen würden. Zu bedenken 
ist jedoch, dass es zu einem solchen „Wettbewerb“ nur kommt, wenn der Gesetzgeber Anreize 
(primär finanzieller Natur) hat, gute Regelungen zu übernehmen. Dabei lassen sich Einsparun-
gen im Justizvollzug etwa bei der Ausstattung der Haftanstalten jedoch leichter kalkulieren, als 
die allenfalls langfristigen Einsparungen durch z.B. neuartige Resozialisierungsmaßnahmen 
(Einsparungen durch weniger Rückfalltäter). Insofern ist die Theorie eines „Wettbewerbs der 
Ideen“ skeptisch zu sehen.  
94 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159; derselbe in Dt. Bundestag 2006, 
Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 4 (B); Lückemann in Dt. Bun-
destag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages 
zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 (196); derselbe in Dt. Bundestag 2006, Rechtsaus-
schuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 7 (A). 
95 Kreuzer, BewHi 2006, 195 (204 f.); Köhne, ZRP 2006, 195 (196); Aumüller in Dt. Bundestag 2006, 
Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Födera-
lismusreform am 17.5.2006, 159; derselbe in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht 
der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 4 (B); Lückemann in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur 
öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 
17.5.2006, 195 (196). 
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tizvollzug getragen, sondern auch die finanzielle Last.96 Die Übertragung der Ge-
setzgebungskompetenz führe vor diesem Hintergrund zu einer Vereinheitlichung 
von gesetzgeberischer, politischer, organisatorischer und finanzieller Verantwort-
lichkeit und entspreche damit dem Konnexitätsprinzip.97 Schließlich entspreche 
die Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz auch der grundgesetzlichen Zu-
ständigkeitsstruktur, die in Art. 30 GG den Grundsatz der Länderzuständigkeit 
vorsieht,98 so dass die angeführten Einwände gegen die Entscheidung des verfas-
sungsändernden Gesetzgebers nicht durchgreifen und eine Übertragung der Ge-
setzgebungskompetenz für den Justizvollzug vom Bund auf die Länder durchaus 
möglich sei.99 
Mit diesen Argumenten für und wider eine Übertragung der Gesetzgebungs-
kompetenz für den Justizvollzug hat sich der verfassungsändernde Gesetzgeber 
selbst scheinbar nicht explizit auseinandergesetzt und auch die Begründung des 
Gesetzesentwurfs zur Föderalismusreform enthält keine ausdrückliche Erklärung, 
die sich auf die Kompetenz für den Justizvollzug bezieht.100 Es werden lediglich 
allgemeine Gründe vorgebracht, die für die Föderalismusreform als solche und für 
die Umstrukturierung der Gesetzgebungskompetenzen sprechen,101 was den Vor-
wurf unterstützt, dass die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug lediglich 
Bestandteil einer politischen „Verhandlungsmasse“ im Rahmen der Gesamtausei-
nandersetzung um die Föderalismusreform gewesen ist.102 Die verschiedenen 
                                                     
96 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159; derselbe in Dt. Bundestag 2006, 
Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 4 (B); Lückemann in Dt. Bun-
destag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages 
zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 (195 f.). 
97 Lückemann in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses 
des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 (195 f.); derselbe in Dt. Bundes-
tag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 7 (A); Aumüller in Dt. 
Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundes-
tages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159; im Ergebnis wohl auch: Kreuzer, BewHi 2006, 
195 (204 f.). 
98 Robbers in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 218 (218 f.); derselbe in Dt. Bundestag 
2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 27 (D); ähnlich: Lücke-
mann in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 
34 (B). 
99 Lückemann in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses 
des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 (205); Robbers in Dt. Bundestag 
2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 11 (D); im Ergebnis 
auch: Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsaus-
schusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (159 ff.); Pollähne, StV 
2007, 553. 
100 Vgl. BT-Drs. 16/813; so auch Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhö-
rung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242. 
101 BT-Drs. 16/813, S. 7 ff.; zu diesen allgemeinen Gründen später: 2. Kapitel, B., III., 3., S. 68 ff. 
102 Siehe: Einleitung, A., S. 1 ff. 
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Stellungnahmen in der öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses des Deut-
schen Bundestages und des Ausschusses für Innere Angelegenheiten des Bundes-
rates zur Föderalismusreform103 zeigen allerdings, dass sich der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber der umstrittenen Meinungslage im Hinblick auf die Verlage-
rung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug bewusst war. Dennoch 
hat er sich für die Übertragung der Kompetenz vom Bund auf die Länder ent-
schieden und damit gleichsam „sehenden Auges“104 die bisher einheitliche Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes für den gesamten Bereich des Kriminalrechts, 
namentlich für das materielle Strafrecht, das Strafverfahrensrecht und den Straf-
vollzug, auseinandergerissen.105 
I.    Entwicklung im Bereich des Erwachsenen- und des Jugendstrafvollzuges 
Die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug vom Bund 
auf die Länder führt im Bereich des Erwachsenenstrafvollzuges dazu, dass für das 
Strafvollzugsgesetz des Bundes Art. 125a Abs. 1 S. 2 GG gilt. Demzufolge kön-
nen die Länder von ihrer neugewonnenen Gesetzgebungskompetenz für den 
Strafvollzug jederzeit Gebrauch machen. Solange sie dies nicht tun, gilt das Straf-
vollzugsgesetz gem. Art. 125a Abs. 1 S. 2 GG in den Ländern, die kein eigenes 
Strafvollzugsgesetz erlassen haben, fort.106 Von der neuen Kompetenz für den 
Strafvollzug haben die Länder Niedersachsen,107 Hamburg, Bayern108 und Baden-
Württemberg Gebrauch gemacht und ein eigenes Landesstrafvollzugsgesetz erlas-
sen.109 
Im Bereich des Jugendstrafvollzuges führt die Übertragung der Gesetzge-
bungskompetenz für den Justizvollzug dazu, dass der vom BVerfG am 31.5.2006 
erteilte Gesetzgebungsauftrag zur Schaffung einer detaillierten gesetzlichen 
Grundlage für den Jugendstrafvollzug110 nicht mehr den Bund, sondern die Län-
                                                     
103 Vgl. die vorangehenden Fußnoten. 
104 Ausdrücklich: Seebode, HRRS 2008, 236. 
105 Seebode, HRRS 2008, 236; derselbe in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. 
Sitzung vom 17.5.2006, S. 20 (D), 29 (D); Stünker in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. 
Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 23 (B); Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 53. 
106 Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn. 52; Arloth, JA 2008, 561; Maiwald in Schmidt-
Bleibtreu/Klein, GG, Art. 125a/Rn. 2, 6 f.; Stettner in Dreier, GG, Art. 125a/Rn. 6 ff. 
107 Einen Überblick über ausgewählte Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Strafvollzug gibt: Niedersächsischer Richterbund, Stellungnahme vom 19.1.2007, abrufbar unter: 
http://www.nrb-info.de/. 
108 Einen Überblick über das Bayerische Strafvollzugsgesetz gibt etwa: Arloth, JA 2008, 561 ff. 
109 Bayern: GVBl. 2007, S. 866; Hamburg: GVBl. 2007, S. 471; Niedersachsen: GVBl. 2007, S. 720; 
einen Überblick über diese Strafvollzugsgesetze gibt: Arloth, GA 2008, 129. Das Gesetzbuch 
über den Justizvollzug in Baden-Württemberg, GBl. 2009, S. 545, enthält Regelungen über den 
Untersuchungshaftvollzug, den Strafvollzug und den Jugendstrafvollzug. 
110 Siehe: 1. Kapitel, A., I., S. 10 ff. 
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der trifft.111 In Umsetzung dieses Gesetzgebungsauftrages haben alle 16 Länder 
eigene Jugendstrafvollzugsgesetze normiert, durch die für den Jugendstrafvollzug 
erstmals eine ausführliche gesetzliche Grundlage existiert.112 Dabei haben sich die 
Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz, Sachsen-Anhalt, Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen für 
eine weitgehend einheitliche Regelung des Jugendstrafvollzuges entschieden.113 
Die Länder Niedersachsen,114 Hamburg, Bayern und Baden-Württemberg haben 
sich dazu entschlossen, den Jugendstrafvollzug nicht selbständig in einem separa-
ten Landesgesetz zu regeln, sondern im Verbund mit dem Strafvollzug für Er-
wachsene.115 
II.   Entwicklung im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges 
1.    Gesetzgeberischer „Vorstoß“ in Niedersachsen 
Im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges herrschte nach der Übertragung der 
Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug zunächst legislatorische Zurück-
haltung. Als erstes Land hat Niedersachsen den Vollzug der Untersuchungshaft 
einer gesetzlichen Regelung zugeführt.116 Damit ist Niedersachsen gleichzeitig das 
erste Land, das in vollem Umfang von der neugewonnenen Gesetzgebungskom-
petenz für den Justizvollzug Gebrauch gemacht hat.117 Das am 1.1.2008 in Kraft 
getretene Niedersächsische Justizvollzugsgesetz regelt nicht nur den Erwachse-
                                                     
111 Dünkel, NK 2006, 90; Eisenberg, NStZ 2008, 250, der insgesamt einen Überblick über die neuen 
Jugendstrafvollzugsgesetze der Länder gibt; Dünkel/Pörksen, NK 2007, 55 (56 ff.) vergleichen die 
Gesetzesentwürfe der Länder zur Regelung des Jugendstrafvollzuges anhand spezifischer Krite-
rien. 
112 Bayern: GVBl. 2007, S. 866; Berlin: GVBl. 2007, S. 653; Brandenburg: GVBl. 2007, S. 348; Ham-
burg: GVBl. 2007, S. 471; Hessen: GVBl. 2007, S. 758; Sachsen-Anhalt: GVBl. 2007, S. 368; 
Mecklenburg-Vorpommern: GVBl. 2007, S. 427; Niedersachsen: GVBl. 2007, S. 720; Nord-
rhein-Westfalen: GVBl. 2007, S. 539; Rheinland-Pfalz: GVBl. 2007, S. 252; Saarland: GVBl. 
2007, S. 2370; Sachsen: GVBl. 2007, S. 558; Schleswig-Holstein: GVBl. 2007, S. 563; Thüringen: 
GVBl. 2007, S. 221; Baden-Württemberg: GVBl. 2007, S. 298; Bremen: GVBl. 2007, S. 233. 
113 Vgl. nur Eisenberg, NStZ 2008, 250 (251); Dünkel/Pörksen, NK 2007, 55. 
114 Einen Überblick über ausgewählte Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Jugendstrafvollzug gibt: Niedersächsischer Richterbund, Stellungnahme vom 19.1.2007, abrufbar un-
ter: http://www.nrb-info.de/. 
115 Vgl. nur Eisenberg, NStZ 2008, 250 (251); Dünkel/Pörksen, NK 2007, 55. 
116 Das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz ist am 1.1.2008 in Kraft getreten: NdsGVBl. 2007, S. 
720; einen Überblick über ausgewählte Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgeset-
zes zum Vollzug der Untersuchungshaft gibt: Niedersächsischer Richterbund, Stellungnahme vom 
19.1.2007, abrufbar unter: http://www.nrb-info.de/; Paeffgen, StV 2009, 46. 
117 Niedersächsisches Justizministerium, Presseerklärung vom 12.12.2007, abrufbar unter: 
http://www.mj.niedersachsen.de/master/C43525583_L20_D0_I693_h1.html; Winzer/Hupka, 
DRiZ 2008, 146. 
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nenstrafvollzug und den Jugendstrafvollzug, sondern auch den Vollzug der Unter-
suchungshaft.118  
Die gesetzlichen Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
zum Vollzug der Untersuchungshaft sollen das auf diesem Gebiet bisher beste-
hende Bundesrecht nach Maßgabe des Art. 125a Abs. 1 S. 2 GG ersetzen.119 
Durch Schaffung hinreichend detaillierter Regelungen soll das Gebiet des Unter-
suchungshaftvollzuges erstmalig auf eine angemessene gesetzliche Grundlage 
gestellt werden, die den Rechten der als unschuldig geltenden Untersuchungsge-
fangenen, dem Zweck der Untersuchungshaft als Teil des gerichtlichen Strafver-
fahrens sowie den Belangen der Sicherheit und Ordnung der Anstalt gleicherma-
ßen Rechnung trägt.120 In Umsetzung dieser Zielvorgabe regelt der fünfte Teil des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes in den §§ 133-169 den Vollzug der Un-
tersuchungshaft. Hierbei handelt es sich insofern um eine umfassende Regelung 
des Untersuchungshaftvollzuges, als davon ausgegangen wird, dass Niedersachsen 
kraft seiner neugewonnenen Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug den 
Bereich des Untersuchungshaftvollzuges insgesamt regeln darf.121 „Das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“, das im Zuge der Föderalismusreform in die aus-
schließliche Kompetenz der Länder überführt wurde, umfasst nach Ansicht des 
niedersächsischen Gesetzgebers nicht nur den Aspekt der Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt.122 Bestandteil der neuen Länderkompetenz sei vielmehr auch die Re-
gelung von Maßnahmen, die den Zweck der Untersuchungshaft betreffen sowie 
die Bestimmung der Zuständigkeit für die Anordnung der im Vollzug der Unter-
suchungshaft erforderlichen Maßnahmen.123 Damit wird durch die Regelungen 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft 
sowohl die Regelung des § 119 StPO als auch die Vorschrift des § 126 StPO, so-
weit sie den Vollzug der Untersuchungshaft betrifft, ersetzt.124 
                                                     
118 In den §§ 107-112 NJVollzG wird außerdem der Vollzug der Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung geregelt.  
119 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 109.; Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21. 
120 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 109 f. 
121 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; 
ähnlich: Seebode, HRRS 2008, 236 (237); Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21. 
122 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45. Dies 
belegen auch die einzelnen Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes. So regeln 
bspw. die §§ 142 Abs. 4, 143 Abs. 2, 147 Abs. 1 NJVollzG nicht nur Beschränkungen des Un-
tersuchungshäftlings zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung, sondern auch zur Er-
reichung des Zweckes der Untersuchungshaft. 
123 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; 
NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. Dies belegen die einzelnen Re-
gelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes. Die Zuständigkeit für die im Vollzug 
der Untersuchungshaft zu treffenden Entscheidungen regelt § 134 NJVollzG. 
124 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 109.; NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, 
§ 131 NJVollzG-E; Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 
15/4325, S. 45; Seebode, HRRS 2008, 236 (240); Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21. 
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Gegen dieses Kompetenzverständnis des niedersächsischen Gesetzgebers hat das 
OLG Oldenburg im Februar 2008 das BVerfG bemüht und in einem Vorlagebe-
schluss vom 12.2.2008 einzelne Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetzes zur Entscheidung nach Art. 100 Abs. 1 GG vorgelegt.125 Das OLG Ol-
denburg begründet seinen Vorlagebeschluss damit, dass dem niedersächsischen 
Gesetzgeber die Gesetzgebungskompetenz zur Regelung der entsprechenden 
Normen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes fehlt.126 Die im Rahmen 
der Föderalismusreform neugewonnene Gesetzgebungskompetenz der Länder für 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG gehe 
insb. nicht so weit, in die Zuständigkeitsregelungen der §§ 119 Abs. 6 S. 1, 126 
StPO a.F.127 einzugreifen und eine eigene Zuständigkeitsbestimmung für die An-
ordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen.128 Das BVerfG hat den Vorlagebeschluss des OLG Oldenburg in einem 
Nichtannahmebeschluss vom 28.5.2008 als unzulässig zurückgewiesen und sah 
sich somit nicht veranlasst, sich mit den materiellen Argumenten des OLG Olden-
burg auseinanderzusetzen.129 
Nachdem das BVerfG den Vorlagebeschluss des OLG Oldenburg als unzulässig 
zurückgewiesen hat, legte das AG Meppen am 11.9.2008 die selben Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes dem BVerfG zur Entscheidung nach 
Art. 100 Abs. 1 GG vor.130 Das AG Meppen bezieht sich in seinem Vorlagebe-
schluss auf die vorangegangenen Ausführungen des OLG Oldenburg und macht 
sich diese zu Eigen.131 Mangels hinreichender Darlegung der Entscheidungserheb-
lichkeit der vorgelegten Normen hat das BVerfG am 20.11.2008 allerdings auch 
den Vorlagebeschluss des AG Meppen als unzulässig zurückgewiesen.132 
Die konkrete Umsetzung der Gesetzgebungskompetenz für „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“ durch den niedersächsischen Gesetzgeber war jedoch 
nicht nur Auslöser der genannten Vorlagebeschlüsse. Auch die weitere Entwick-
lung im niedersächsischen Untersuchungshaftvollzug steht in einem engen Zu-
sammenhang mit dem Kompetenzverständnis des niedersächsischen Gesetzge-
bers: Dieser hat entsprechend seines umfassenden Kompetenzverständnisses eine 
eigene Zuständigkeitsregelung für die Anordnung der im Vollzug der Untersu-
                                                     
125 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 ff. 
126 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (197). 
127 Nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Untersuchungshaftrechts vom 29.7.2009, 
BGBl. I S. 2274 ff. gilt dieser Einwand natürlich auch für die Regelungen der §§ 119 Abs. 1 S. 3, 
126 StPO n.F. 
128 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
129 BVerfG, DRiZ 2008, 321 f. Paeffgen, StV 2009, 46 (49) bedauert dies ausdrücklich, äußert sich 
ansonsten aber nicht weiter zu dem Vorlagebeschluss des OLG Oldenburg. 
130 AG Meppen NZS 21 Gs 276/08 vom 11.9.2008. 
131 AG Meppen NZS 21 Gs 276/08 vom 11.9.2008; BVerfG 2 BvL 16/08 vom 20.11.2008, Absatz 
14, abrufbar unter: http://www.juris.de/jportal/index.jsp. 
132 BVerfG 2 BvL 16/08 vom 20.11.2008, Absatz 20, abrufbar unter: 
http://www.juris.de/jportal/index.jsp. 
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chungshaft erforderlichen Maßnahmen normiert und ist damit in zweifacher Hin-
sicht von der Zuständigkeitsregelung der §§ 119 Abs. 6 S. 1, 126 StPO a.F. bzw. 
der §§ 119 Abs. 1 S. 3, 126 StPO n.F. abgewichen. Vor der Föderalismusreform 
war für die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen 
Maßnahmen grds. der Richter zuständig, der den Haftbefehl erlassen bzw. sich 
nach Erhebung der öffentlichen Klage mit der Sache befasst hat, §§ 119 Abs. 6 S. 
1, 126 StPO a.F..133 Nach der Föderalismusreform hat der niedersächsische Ge-
setzgeber in Ausübung seiner neugewonnenen Kompetenz für „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“ eine eigene Zuständigkeitsregelung normiert. Die 
Regelung des § 134 Abs. 2 S. 1 HS 1 NJVollzG bestimmt, dass die Vollzugsbe-
hörde für alle im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden Entscheidungen 
und sonstigen Maßnahmen zuständig ist. Das Gericht ist gem. § 134 Abs. 2 S. 1 
HS 2 NJVollzG nur noch zuständig, soweit seine Zuständigkeit in den Vorschrif-
ten des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft ausdrücklich vorgesehen ist. Mit dieser Zuständigkeitsverteilung ist der 
niedersächsische Gesetzgeber nicht nur vom Grundsatz der richterlichen Allein-
zuständigkeit nach § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. bzw. § 119 Abs. 1 S. 3 StPO n.F. 
abgewichen.134 Es ist weiter zu beachten, dass „Gericht“ i.S.d. § 134 Abs. 2 S. 1 
HS 2 NJVollzG nicht mehr das nach § 126 StPO zuständige Gericht ist, sondern 
gem. § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Voll-
zugsbehörde ihren Sitz hat. In Abkehr von der Zuständigkeit des sog. „Haftge-
richts“ etabliert § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG die Zuständigkeit des sog. „Voll-
zugsgerichts“. 
Dieser Bruch mit der bisherigen Zuständigkeitsverteilung im Vollzug der Un-
tersuchungshaft wurde vom niedersächsischen Gesetzgeber zwar eingehend mit 
kompetenzrechtlichen Erwägungen begründet.135 Dies verhinderte jedoch nicht, 
dass umfangreiche Kritik an der Regelung des § 134 NJVollzG geäußert wurde, 
die sich auf die praktischen Konsequenzen der Zuständigkeit des Vollzugsgerichts 
gründet:136 Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts führt in der Praxis dazu, dass 
                                                     
133 Vgl. nur: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133, § 126/Rn. 3; Meyer-Goßner, StPO, § 
119/Rn. 46, § 126/Rn. 1. An dieser Zuständigkeitsregelung hat sich auch mit Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Änderung des Untersuchungshaftrechts zum 1.1.2010, BGBl. I S. 2274 ff. zumin-
dest in den Ländern nichts geändert, die von einer nur eingeschränkten Kompetenzübertragung 
zu Gunsten der Länder durch die Föderalismusreform ausgehen. Die Regelungen der §§ 119 
Abs. 1 S. 3, 126 StPO n.F. stimmen insoweit mit den Vorgaben der §§ 119 Abs. 6 S. 1, 126 
StPO a.F. überein. 
134 Zu diesem Problem siehe: 3. Kapitel, C., S. 165 ff. 
135 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 44 f.; 
hierzu auch: Seebode, HRRS 2008, 236 (237); Winzer/Hupka, DRiZ 2008, 146 (147). 
136 Paeffgen, StV 2009, 46 (48 f.); Seebode, HRRS 2008, 236 (237); Niedersächsischer Richterbund, Presseer-
klärung vom 11.1.2008, abrufbar unter: http://www.nrb-info.de/; derselbe, Newsletter Januar 
2008, S. 2, abrufbar unter: http://www.nrb-info.de/aktuell/newsletter%201-08.pdf; 
Klein/Mitzlaff, HAZ vom 23.1.2008, S. 6; Mitzlaff, HAZ vom 22.1.2008, S. 6; hierzu im Überblick 
auch: Barkemeyer, ZfStrVo 2009, 27. 
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bspw. für einen in der Justizvollzugsanstalt Lüneburg inhaftierten Untersuchungs-
häftling als Vollzugsgericht nach § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG das Amtsgericht 
Uelzen zuständig ist. Die Justizvollzugsanstalt Lüneburg ist eine der Justizvoll-
zugseinheit Uelzen unterstehende Abteilung, maßgebliche Justizvollzugsanstalt ist 
daher die übergeordnete Justizvollzugsanstalt Uelzen.137 Nach § 134 Abs. 1 Nr. 1 
NJVollzG ist damit das Amtsgericht Uelzen zuständig für die Kontrolle des 
Schriftverkehrs des Inhaftierten nach § 146 Abs. 3 NJVollzG oder auch für die 
Erteilung von Besuchs- oder Telefonerlaubnissen nach §§ 143 Abs. 2 S. 1, 148 
Abs. 1 S. 1 NJVollzG.138 Ist in dieser Konstellation das Amtsgericht Uelzen nicht 
ausnahmsweise auch das Gericht, das den Haftbefehl erlassen hat bzw. bei dem 
das Strafverfahren gegen den Untersuchungshäftling anhängig ist, dann hat der 
zuständige Richter am Amtsgericht Uelzen i.d.R. keine Kenntnis von dem betref-
fenden Strafverfahren.139 Er kann folglich nicht beurteilen, auf welche Anhalts-
punkte bei der Kontrolle des Schriftverkehrs zu achten ist oder welche Verbin-
dungen des Untersuchungshäftlings im Rahmen von Besuchs- und Telefonkon-
takten für das Gerichtsverfahren kontraproduktiv sind.140 Sachgerechte Entschei-
dungen erfordern vor diesem Hintergrund einen hohen Abstimmungs- und 
Kommunikationsaufwand zwischen dem Vollzugsgericht und dem mit der Sache 
befassten Gericht,141 weshalb die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts als „voll-
kommen falsche“, sogar „katastrophale“ Neuregelung bezeichnet wurde, die zu 
Verzögerungen der Entscheidungen im Vollzug der Untersuchungshaft führe und 
personelle Ressourcen bei den Gerichten verschwende.142 
In Anbetracht dieser Kritik sah sich der niedersächsische Gesetzgeber veran-
lasst, gut ein Jahr nach In-Kraft-Treten des Niedersächsischen Justizvollzugsge-
setzes die Zuständigkeitsregelung des § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG zu ändern. 
Am 20.2.2009 hat der Niedersächsische Landtag das Änderungsgesetz zum Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetz beschlossen, das am 1.3.2009 in Kraft getreten 
ist.143 Nach § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. ist weiterhin die Vollzugsbehörde für 
                                                     
137 Vgl. die Übersicht über die Justizvollzugsanstalten in Niedersachsen, abrufbar unter: 
http://www.mj.niedersachsen.de/master/C5658217_N5657744_L20_D0_I693.html; Mitzlaff, 
HAZ vom 22.1.2008, S. 6. 
138 Klein/Mitzlaff, HAZ vom 23.1.2008, S. 6; Mitzlaff, HAZ vom 22.1.2008, S. 6. 
139 Klein/Mitzlaff, HAZ vom 23.1.2008, S. 6; Mitzlaff, HAZ vom 22.1.2008, S. 6; allgemein auch: 
Niedersächsischer Richterbund, Presseerklärung vom 11.1.2008, abrufbar unter: http://www.nrb-
info.de/. 
140 Mitzlaff, HAZ vom 22.1.2008, S. 6; allgemein auch: Niedersächsischer Richterbund, Presseerklärung 
vom 11.1.2008, abrufbar unter: http://www.nrb-info.de/. 
141 Niedersächsischer Richterbund, Presseerklärung vom 11.1.2008, abrufbar unter: http://www.nrb-
info.de/; derselbe, Newsletter Januar 2008, S. 2, abrufbar unter: http://www.nrb-
info.de/aktuell/newsletter%201-08.pdf. 
142 Klein/Mitzlaff, HAZ vom 23.1.2008, S. 6; Mitzlaff, HAZ vom 22.1.2008, S. 6; Niedersächsischer 
Richterbund, Newsletter Januar 2008, S. 2, abrufbar unter: http://www.nrb-
info.de/aktuell/newsletter%201-08.pdf. 
143 NdsGVBl. 2009, S. 32. 
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alle im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden Entscheidungen und sonsti-
gen Maßnahmen zuständig, soweit nicht die Zuständigkeit des Gerichts vorgese-
hen ist. „Gericht“ i.S.d. § 134 Abs. 1 NJVollzG n.F. ist gem. § 134a Abs. 1 S. 1 
NJVollzG n.F. das für die Haftprüfung (§ 117 StPO) zuständige Gericht. Handelt 
es sich bei dem Gericht nach § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. nicht um ein Ge-
richt des Landes Niedersachsen, so ist Gericht i.S.d. § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG 
n.F. das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der Gefangene in Untersuchungshaft 
befindet, § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F.. 
In diesen Regelungen greift der niedersächsische Gesetzgeber die dargelegte 
Kritik an der Zuständigkeitsregelung des § 134 NJVollzG a.F. auf und reagiert mit 
einer veränderten Zuständigkeitsregelung auf die von Seiten der Praxis geäußerten 
Änderungswünsche.144 Zwar wird die umfassende Zuständigkeitsverlagerung vom 
Gericht auf die Vollzugsbehörde auch im Änderungsgesetz mit der Regelung des 
§ 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. beibehalten. In § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. 
trägt der niedersächsische Gesetzgeber der Kritik an der Zuständigkeit des Voll-
zugsgerichts allerdings Rechnung und sieht nunmehr die Zuständigkeit des für die 
Haftprüfung zuständigen Gerichts vor. Für die Haftprüfung nach § 117 StPO ist 
das Gericht des § 126 StPO zuständig145 – mithin das Gericht, das den Haftbefehl 
erlassen hat bzw. nach Anklageerhebung mit der Sache befasst ist. Hierdurch wird 
gewährleistet, dass grds. das Gericht für den Vollzug der Untersuchungshaft zu-
ständig ist, das auch über den Fortbestand des Haftbefehls nach Bundesrecht 
entscheidet.146 Eine Diskrepanz zwischen dem Gericht, das über die Anordnung 
der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen entscheidet 
und dem Gericht, das über die erforderlichen Kenntnisse des der Untersuchungs-
haft zugrundeliegenden Strafverfahrens verfügt, wird so vermieden. Nur wenn es 
sich bei dem für die Haftprüfung zuständigen Gericht nicht um ein Gericht des 
Landes Niedersachsen handelt, sieht § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. aus kompe-
tenzrechtlichen Gründen147 weiterhin die (leicht modifizierte) Zuständigkeit des 
Vollzugsgerichts als „Auffangzuständigkeit“148 vor. Die diesbzgl. bestehenden 
Schwierigkeiten in der Praxis werden insofern abgemildert, als Vollzugsgericht 
nicht mehr das Amtsgericht ist, in dessen Bezirk die Vollzugsbehörde ihren Sitz 
hat, sondern das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der Gefangene in Untersu-
chungshaft befindet. In Anknüpfung an das oben genannte Beispiel des in der 
Justizvollzugsanstalt Lüneburg inhaftierten Untersuchungsgefangenen ist bei einer 
Zuständigkeit des Vollzugsgerichts nach § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. nicht 
mehr das Amtsgericht Uelzen, sondern das Amtsgericht Lüneburg zuständig. Das 
                                                     
144 Niedersächsisches Justizministerium, Presseerklärung vom 19.2.2009, abrufbar unter: 
http://www.mj.niedersachsen.de/master.jsp?C=53596982&I=693&L=20. 
145 Vgl. nur: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 117/Rn. 13, § 126/Rn. 3; KK-Graf, StPO, § 117/Rn. 
4; KK-Schultheis, StPO, § 126/Rn. 1; Meyer-Goßner, StPO, § 117/Rn. 2, § 126/Rn. 1. 
146 Nds.-LT Drs. 16/499, S. 5. 
147 Hierzu siehe: 2. Kapitel, C., I., S 79 f. 
148 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 16/942, S. 4. 
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Amtsgericht Lüneburg verfügt, wenn es nicht den Haftbefehl erlassen hat bzw. 
mit dem Strafverfahren befasst ist, zwar genauso wenig über die erforderlichen 
Kenntnisse des zugrundeliegenden Strafverfahrens, wie das Vollzugsgericht nach § 
134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F.. Es befindet sich aber zumindest in räumlicher 
Nähe der von den zu treffenden Anordnungen betroffenen Justizvollzugsanstalt, 
so dass der Informationsaustausch mit dieser erleichtert wird.149 
2.    Entwicklung auf Bundesebene und in den übrigen Ländern 
Nach dem gesetzgeberischen „Vorstoß“ Niedersachsens bezogen auf die Rege-
lung des Untersuchungshaftvollzuges hat das Bundeskabinett im November 2008 
einen Gesetzesentwurf des Bundesjustizministeriums zur Änderung des Untersu-
chungshaftrechts verabschiedet.150 Das Gesetz zur Änderung des Untersuchungs-
haftrechts, das vom Bundestag am 29.7.2009 beschlossen worden und zum 
1.1.2010 in Kraft getreten ist,151 geht in seinem Regelungsgehalt davon aus, dass 
der Bund nach der Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvoll-
zug auf die Länder immer noch den Bereich des Untersuchungshaftrechts einer 
gesetzlichen Normierung zuführen kann – also den Bereich, der bislang von § 119 
Abs. 3 Alt. 1 StPO erfasst wurde und den Zweck der Untersuchungshaft be-
trifft.152 Ziel des Gesetzes ist die Integration dieses dem Bund verbliebenen Rege-
lungsbereiches in die Strafprozessordnung.153 Detaillierte Regelungen der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung sind vor diesem Hintergrund nunmehr Regelungs-
gegenstand der Strafprozessordnung und u.a. in § 119 Abs. 1 StPO n.F. enthal-
ten,154 wobei die amtliche Begründung des Gesetzes zur Änderung des Untersu-
chungshaftrechts allerdings darauf hinweist, dass § 119 Abs. 1 StPO n.F. die Rege-
lung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. lediglich präzisieren soll.155 Eine sachliche Erwei-
terung oder Einschränkung der bislang auf Grundlage des § 119 Abs. 3 Alt. 1 
StPO a.F. möglichen Maßnahmen sei mit der Neufassung des § 119 StPO nicht 
                                                     
149 Nds.-LT Drs. 16/499, S. 8. 
150 Bundesjustizministerium, Presseerklärung vom 3.11.2008, abrufbar unter: 
http://www.bmj.bund.de/enid/805dc5f2d92c63f105327594d0a9f67c,561ea56d6f6e7468092d09
3131093a0979656172092d0932303038/Pressestelle/Pressemitteilungen_58.html; BR-Drs. 
829/08; BT-Drs. 16/11644. 
151 Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts vom 29.7.2009, BGBl. I S. 2274 ff. Einen 
Überblick geben etwa: Kazele, NJ 2010, 1 ff.; Bittmann, NStZ 2010, 13 ff.; König, NStZ 2010, 185 
ff.; Michalke, NJW 2010, 17 ff. 
152 BT-Drs. 16/11644, S. 1. 
153 BT-Drs. 16/11644, S. 1. 
154 BT-Drs. 16/11644, S. 2. Entgegen der bisherigen generalklauselartigen Regelung in § 119 Abs. 3 
StPO a.F. enthält § 119 Abs. 1 StPO n.F. nunmehr explizite Aussagen z.B. über die Beschrän-
kung des Besuchsrechts des Untersuchungsgefangenen oder über die Überwachung des Schrift-
verkehrs. 
155 BT-Drs. 16/11644, S. 12; so auch Zuck, JR 2010, 17 (18 f.). 
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verbunden.156 Das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts führt einen 
Bereich des Untersuchungshaftvollzuges einer gesetzlichen Regelung zu, den Nie-
dersachsen unter Zugrundelegung eines umfassenden Verständnisses der neuen 
Länderkompetenz innerhalb des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes nor-
miert hat.157 Das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts beansprucht 
folglich einen Teilbereich der Gesetzgebungskompetenz im Bereich des Untersu-
chungshaftvollzuges, den auch Niedersachsen für sich in Anspruch nimmt. 
In eine ähnliche Richtung wie das Gesetz zur Änderung des Untersuchungs-
haftrechts ging auch der Entwurf eines Gesetzes über den Vollzug der Untersu-
chungshaft, den die sog. 12er-Gruppe auf Landesebene unter der Federführung 
der Länder Berlin und Thüringen ebenfalls im November 2008 vorgelegt hat.158 
Diese 12er-Gruppe setzt sich zusammen aus den Ländern Berlin, Hamburg, Bre-
men, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern, Branden-
burg, Schleswig-Holstein, Hessen, Saarland und Rheinland-Pfalz.159 Der Gesetzes-
entwurf der 12er-Gruppe, der eine weitgehend einheitliche Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges in den beteiligten Ländern zum Ziel hatte,160 ist größtenteils 
zum 1.1.2010 in den einzelnen Ländern in Kraft getreten.161 Inhaltlich bean-
sprucht das Gesetz der 12er-Gruppe die Gesetzgebungskompetenz für den Unter-
suchungshaftvollzug lediglich insoweit, als das Untersuchungshaftvollzugsrecht 
betroffen ist – mithin der Bereich, der die Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
                                                     
156 BT-Drs. 16/11644, S. 12; so auch Zuck, JR 2010, 17 (18 f.). Deshalb kann im Rahmen der fol-
genden Ausführungen mitunter auch auf die Regelung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. Bezug ge-
nommen werden. 
157 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
158 Vgl. etwa: Justizministerium Thüringen, Presseerklärung vom 3.11.2008, abrufbar unter: 
http://www.thueringen.de/de/justiz/presse/36254/uindex.html; Senatsverwaltung für Justiz Berlin, 
Presseerklärung vom 3.11.2008, abrufbar unter: 
http://www.berlin.de/sen/justiz/presse/index.html?y=2008; Justizministerium Sachsen-Anhalt, 
Presseerklärung vom 3.11.2008, abrufbar unter: http://www.sachsen-
anhalt.de/LPSA/index.php?id=pm-archiv&no_cache=1; hierzu auch: Koop, ZfStrVo 2009, 6; 
Kirschke/Brune, ZfStrVo 2009, 18 ff. 
159 Vgl. etwa: Justizministerium Sachsen-Anhalt, Presseerklärung vom 3.11.2008, abrufbar unter: 
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?id=pm-archiv&no_cache=1; Kirschke/Brune, 
ZfStrVo 2009, 18. 
160 Vgl. etwa: Senatsverwaltung für Justiz Berlin, Presseerklärung vom 16.10.2008, abrufbar unter: 
http://www.berlin.de/sen/justiz/presse/index.html?y=2008. Soweit es im Folgenden um den 
genauen Inhalt des Gesetzes geht, wird stellvertretend für die einheitlichen Entwürfe der Mit-
glieder der 12er-Gruppe Bezug genommen auf den Thüringer Entwurf für ein Gesetz über den 
Vollzug der Untersuchungshaft, Thüringer-LT Drs. 4/4803. Einen ersten Überblick über das 
Thüringer Gesetz auch im Vergleich zu anderen landesgesetzlichen Regelungen geben: Bru-
ne/Müller, ZRP 2009, 143 ff.; Höflich, NK 2009, 132 ff. 
161 Berlin GVBl. 2009, S. 686; Hamburg GVBl. I 2009, S. 473; Bremen GVBl. Nr. 12/2010; Thürin-
gen GVBl. 2009, S. 553; Mecklenburg-Vorpommern GVBl. 2009, S. 763; Brandenburg GVBl. I 
2009, S. 261; Saarland Amtsbl. 2009, S. 1219; Rheinland-Pfalz GVBl. 2009, S. 317. In Schleswig-
Holstein, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Hessen ist das Gesetz derzeit noch nicht in Kraft getre-
ten. 
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Ordnung der Vollzugsanstalt betrifft.162 Damit geht das Gesetz der 12er-Gruppe 
in Übereinstimmung mit dem Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts 
auf Bundesebene davon aus, dass den Ländern nur eine eingeschränkte Rege-
lungskompetenz für den Vollzug der Untersuchungshaft zukommt und der Be-
reich, der bislang von § 119 Abs. 3 Alt. 1 StPO a.F. erfasst wurde (also den Zweck 
der Untersuchungshaft betrifft), auch nach der Föderalismusreform in der Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes verblieben ist.163 Diese Auffassung liegt auch 
dem Gesetz zur Regelung des Vollzugs der Untersuchungshaft und zur Verbesse-
rung der Sicherheit in Justizvollzugsanstalten in Nordrhein-Westfalen zugrunde, 
das vom nordrhein-westfälischen Landtag am 7.10.2009 beschlossen wurde.164 
Auch wenn Nordrhein-Westfalen kein Mitglied der 12er-Gruppe ist, differenziert 
das Gesetz zwischen dem Bereich des Untersuchungshaftrechts und dem Bereich 
des Untersuchungshaftvollzugsrechts und ist insofern im Zusammenhang mit dem 
Gesetz der 12er-Gruppe zu sehen.165 
Neben dem Gesetz der 12er-Gruppe liegt auf Landesebene mittlerweile auch 
in Baden-Württemberg ein Gesetz zur Regelung des Untersuchungshaftvollzuges 
vor.166 Die Bereiche des Erwachsenenstrafvollzuges, des Jugendstrafvollzuges und 
des Untersuchungshaftvollzuges wurden in einem einheitlichen Justizvollzugsge-
setzbuch einer gemeinsamen Regelung zugeführt, wobei das bereits am 1.8.2007 
in Kraft getretene baden-württembergische Jugendstrafvollzugsgesetz in das ein-
heitliche Regelwerk integriert wurde.167 Bezogen auf Inhalt und Reichweite der 
Gesetzgebungskompetenz der Länder für „das Recht des Untersuchungshaftvoll-
zugs“ geht Baden-Württemberg von einer umfassenden Übertragung der Kompe-
tenz im Zuge der Föderalismusreform aus und folgt damit an sich dem nieder-
sächsischen Kompetenzverständnis.168 Gleichwohl wird in den Vorschriften über 
den Vollzug der Untersuchungshaft zunächst nur derjenige Bereich einer gesetzli-
chen Regelung zugeführt, der die Sicherheit und Ordnung der Anstalt betrifft, um 
                                                     
162 Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 4. 
163 Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 4. 
164 Abrufbar unter: http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv 
/Dokument/MMG14-166.pdf; vgl. auch: Justizministerium Nordrhein-Westfalen, Presseerklärung 
vom 17.2.2009, abrufbar unter: 
http://www.justiz.nrw.de/Presse/PresseJM/archiv/2009_01_Archiv/17_02_09/ index.php; 
NRW-LT Drs. 14/8631, S. 37 f.; Piel/Püschel/Tsambikakis/Wallau, ZRP 2009, 33. 
165 Aus diesem Grund wird das nordrhein-westfälische Gesetz im weiteren Verlauf der Arbeit nicht 
mehr gesondert aufgeführt. Die Ausführungen zum Gesetz der 12er-Gruppe sind insoweit 
übertragbar. 
166 Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg, GBl. 2009, S. 545. 
167 Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg, GBl. 2009, S. 545; vgl. auch: Entwurf 
eines Justizvollzugsgesetzbuches, S. 1, abrufbar unter: http://www.jum.baden-
wuerttemberg.de/servlet/PB/menu/1153560/index.html?ROOT =1153239. 
168 Entwurf eines Justizvollzugsgesetzbuches, Begründung S. 165, abrufbar unter: 
http://www.jum.baden-wuerttemberg.de/servlet/PB/menu/1153560/index.html?ROOT 
=1153239; dieses Kompetenzverständnis soll wohl auch Grundlage eines bayerischen Untersu-
chungshaftvollzugsgesetzes werden, vgl.: Schneider, ZfStrVo 2009, 24 (24 f.). 
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einen Widerspruch zu anderslautenden Regelungen auf Bundesebene zu vermei-
den.169 
Diese derzeitige Regelungssituation im Bereich des Untersuchungshaftvollzu-
ges zeigt, dass sich zwei grundlegend unterschiedliche Positionen im Hinblick auf 
die den Ländern durch die Föderalismusreform übertragene Gesetzgebungskom-
petenz für den Untersuchungshaftvollzug gegenüberstehen. Auf der einen Seite 
gehen Niedersachsen und Baden-Württemberg von einer umfassenden Kompe-
tenzübertragung zugunsten der Länder aus, kraft derer die Regelungen der §§ 119, 
126 StPO durch landesrechtliche Bestimmungen ersetzt werden können. Auf der 
anderen Seite gehen die Bundesregierung und die 12er-Gruppe von einer weiter-
hin bestehenden Bundeskompetenz für den Regelungsbereich des § 119 Abs. 3 
Alt. 1 StPO aus.  
Die kompetenzrechtliche Uneinigkeit markiert den derzeitigen Endpunkt der 
historischen Entwicklung im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges. Wie sie 
sich konkret auf die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
auswirkt, ist Gegenstand späterer Ausführungen.170 
C. Die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft 
Nachdem die historische Entwicklung bis zur gegenwärtigen Rechtslage im Justiz-
vollzug allgemein nachgezeichnet wurde, sollen die Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft einer genaueren 
Betrachtung unterzogen werden. Dabei soll zunächst ein grober Überblick über 
den Regelungsinhalt des gesamten Gesetzes gegeben werden, um anschließend die 
einzelnen Vorschriften zum Vollzug der Untersuchungshaft zusammenfassend 
darzustellen. Ausgehend von dieser Darstellung werden die wesentlichen verfas-
sungsrechtlichen Problemkreise, die mit den niedersächsischen Regelungen zum 
Vollzug der Untersuchungshaft verbunden sind, herausgearbeitet, um den Ge-
genstand der nachfolgenden Untersuchung näher zu bestimmen. 
I.    Allgemeine Struktur des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Bereits beim historischen Überblick zur gegenwärtigen Rechtslage im Justizvollzug 
wurde festgestellt, dass sich Niedersachsen nicht für eine selbständige Regelung 
des Untersuchungshaftvollzuges in einem eigenen Gesetz entschieden hat. Der 
Untersuchungshaftvollzug wird vielmehr im Verbund mit dem Vollzug der Frei-
                                                     
169 Entwurf eines Justizvollzugsgesetzbuches, Begründung S. 166, abrufbar unter: 
http://www.jum.baden-wuerttemberg.de/servlet/PB/menu/1153560/index.html?ROOT 
=1153239. 
170 Siehe: 2. Kapitel, S. 59 ff. 
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heitsstrafe an Erwachsenen und dem Jugendstrafvollzug innerhalb des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes geregelt.171 
Dabei enthält der erste Teil des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes in 
den §§ 1-4 allgemeine Bestimmungen zum Anwendungsbereich des Gesetzes, zu 
allgemeinen Gestaltungsgrundsätzen der Vollzugsarten, zur Rechtsstellung der 
Gefangenen sowie zur besonderen Bedeutung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-
zes. Diese allgemeinen Bestimmungen gelten für alle Vollzugsarten gleicherma-
ßen.172 Im Anschluss daran regelt der zweite Teil des Niedersächsischen Justiz-
vollzugsgesetzes in den §§ 5-106 den Erwachsenenstrafvollzug. Die §§ 107-112 
NJVollzG im dritten Teil betreffen den Vollzug der Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung und im vierten Teil stellen die §§ 113-132 NJVollzG den Voll-
zug der Jugendstrafe auf eine gesetzliche Grundlage. Im fünften Teil wird der 
Vollzug der Untersuchungshaft in den §§ 133-169 NJVollzG einer gesetzlichen 
Regelung zugeführt, der sechste Teil des Gesetzes betrifft mit den §§ 170-202 die 
Vollzugsorganisation, den Datenschutz sowie Übergangs- und Schlussbestim-
mungen. Die Regelungen des sechsten Teils finden genauso wie die Regelungen 
des ersten Teils auf alle Vollzugsarten Anwendung und bilden insofern eine 
„Klammer“ für die in den übrigen vier Teilen des Gesetzes enthaltenen materiel-
len Vollzugsregelungen.173 
Die Schwerpunkte des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes liegen bei den 
Regelungen des zweiten, vierten und fünften Teils, also bei den Vorschriften zum 
Erwachsenen- und Jugendstrafvollzug sowie zum Vollzug der Untersuchungs-
haft.174 Im Bereich des dritten Teils, der Vollzug der Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung, wurden hingegen keine inhaltlichen Änderungen gegenüber den 
bestehenden Regelungen des Strafvollzugsgesetzes vorgenommen.175 
II.   Die Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft im Überblick 
Der fünfte Teil des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes widmet sich mit 
insgesamt 37 Vorschriften dem Vollzug der Untersuchungshaft. Im Folgenden 
soll nicht detailliert auf alle 37 Normen eingegangen, sondern ein Überblick über 
den Inhalt der einzelnen Kapitel des fünften Teils des Niedersächsischen Justiz-
vollzugsgesetzes gegeben werden. Eine eingehende Erörterung ausgewählter Vor-
schriften in verfassungsrechtlicher Hinsicht erfolgt dann im Zusammenhang mit 
den jeweils relevanten verfassungsrechtlichen Vorgaben im zweiten und dritten 
Kapitel dieser Arbeit.176 
                                                     
171 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21. 
172 NJVollzG-E, Begründung,, Allgemeiner Teil, S. 109. 
173 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 110. 
174 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 110 ff. 
175 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 117. 
176 Zum Gang der Untersuchung siehe: Einleitung, B., S. 5 ff. 
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Bevor auf die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft näher eingegangen wird, ist zunächst die Rege-
lungstechnik des niedersächsischen Gesetzgebers zu erwähnen, die sich durch 
zahlreiche Verweisungen auszeichnet. 23 der insgesamt 37 Vorschriften zum Voll-
zug der Untersuchungshaft verweisen auf einzelne177 oder mehrere178 Regelungen 
zum Erwachsenen- bzw. Jugendstrafvollzug, was zu insgesamt 99 Einzelverweisen 
führt. 
1.    Erstes Kapitel: Allgemeine Vorschriften, Grundsätze 
Das erste Kapitel der Vorschriften zum Vollzug der Untersuchungshaft enthält in 
den §§ 133-135 NJVollzG allgemeine Vorschriften und Grundsätze zum Vollzug 
der Untersuchungshaft. 
Zunächst wird in § 133 NJVollzG der Zweck der Untersuchungshaft be-
stimmt. Danach dient der Vollzug der Untersuchungshaft dem Zweck, den in den 
gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kommenden Gefahren zu begegnen. 
Im Anschluss an diese Regelung verteilen die §§ 134, 134a NJVollzG n.F. die 
Zuständigkeiten zwischen Gericht und Vollzugsbehörde. Nach § 134 Abs. 1 S. 1 
NJVollzG n.F. ist für alle im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden Ent-
scheidungen und sonstigen Maßnahmen die Vollzugsbehörde zuständig, soweit 
nicht die Zuständigkeit des Gerichts vorgesehen ist. Das Gericht ist nach § 134 
Abs. 2 NJVollzG n.F. insbesondere für solche Entscheidungen und sonstigen 
Maßnahmen zuständig, die der Abwehr einer Verdunkelungsgefahr dienen. „Ge-
richt“ i.S.d. §§ 134 ff. NJVollzG ist gem. § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. das für 
die Haftprüfung (§ 117 StPO) zuständige Gericht. Handelt es sich bei diesem 
Gericht nicht um ein Gericht des Landes Niedersachsen, so ist Gericht i.S.d. Vor-
schriften des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der Gefangene in Untersu-
chungshaft befindet, § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F.. 
In § 135 NJVollzG wird die Rechtsstellung der Gefangenen im Vollzug der 
Untersuchungshaft hervorgehoben. Es wird ausdrücklich betont, dass die Gefan-
genen als unschuldig gelten, § 135 Abs. 1 NJVollzG. Mit § 135 Abs. 2 NJVollzG 
hat der niedersächsische Gesetzgeber eine Generalklausel normiert, die – soweit 
                                                     
177 Vgl. etwa: § 143 Abs. 1 NJVollzG verweist im Hinblick auf die Besuchsregelung im Untersu-
chungshaftvollzug auf § 25 Abs. 1, 2 NJVollzG, der die Zulassung von Besuchen im Erwachse-
nenstrafvollzug betrifft. § 147 NJVollzG regelt das Anhalten von Schreiben im Vollzug der Un-
tersuchungshaft und verweist in Abs. 1 S. 2 auf § 32 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 NJVollzG, der verschie-
dene Gründe aufzählt, die im Erwachsenenstrafvollzug dazu berechtigen, ein Schreiben anzu-
halten. 
178 Vgl. etwa: § 153 NJVollzG betrifft die Freizeitgestaltung des Untersuchungsgefangenen und 
verweist diesbezüglich auf die §§ 64 bis 67 NJVollzG, die die Freizeitgestaltung des Erwachse-
nen Strafgefangenen erfassen. § 156 Abs. 1 NJVollzG verweist im Hinblick auf die Sicherheit 
und Ordnung der Anstalt sowie den unmittelbaren Zwang umfassend auf die diesbzgl. Vor-
schriften aus dem Erwachsenenstrafvollzug, §§ 74 bis 93 NJVollzG. 
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die anderen Vorschriften zum Vollzug der Untersuchungshaft eine besondere 
Regelung nicht enthalten – zu Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen 
ermächtigt, die der Zweck der Untersuchungshaft oder die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt erfordert. 
2.    Zweites Kapitel: Vollzugsverlauf 
Das zweite Kapitel des fünften Teils enthält mit den §§ 136-139 NJVollzG insge-
samt vier Regelungen, die sich mit dem Vollzugsverlauf, angefangen bei der Auf-
nahme in die Anstalt gem. § 136 NJVollzG bis zur Beendigung der Untersu-
chungshaft nach § 139 NJVollzG, beschäftigen. Innerhalb dieser Vorschriften 
wird zum Teil auf Vorschriften zum Vollzug der Freiheitsstrafe an Erwachsenen 
verwiesen.179 
3.    Drittes Kapitel: Verhinderung von Kontakten, Unterbringung, Kleidung und Einkauf 
Die §§ 140-142 NJVollzG im dritten Kapitel betreffen die Verhinderung von 
Kontakten, die Unterbringung des Untersuchungsgefangenen, die Ausstattung des 
Haftraumes, den Besitz persönlicher Gegenstände sowie den anstaltsinternen 
Einkauf. 
Die Regelung des § 141 NJVollzG betrifft die Unterbringung des Untersu-
chungsgefangenen und normiert in Abs. 1 S. 1 den sog. Grundsatz der nächtlichen 
Einzelunterbringung, demzufolge der Gefangene während der Ruhezeit allein in 
seinem Haftraum untergebracht wird. Ausnahmen hiervon sind nur unter den 
Voraussetzungen des § 141 Abs. 1 S. 2-4 NJVollzG möglich. Ohne Zustimmung 
der betroffenen Gefangenen gem. § 141 Abs. 1 S. 2 NJVollzG ist eine gemeinsa-
me Unterbringung folglich möglich, sofern ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder 
eine Gefahr für sein Leben oder seine Gesundheit besteht, § 141 Abs. 1 S. 3 
NJVollzG. Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung nur vorüberge-
hend aus zwingenden Gründen zulässig, § 141 Abs. 1 S. 4 NJVollzG. 
Im Hinblick auf die Unterbringung des Untersuchungshäftlings ebenfalls von 
Bedeutung und daher in diesem Zusammenhang zu nennen sind Vorschriften des 
sechsten Teils des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes.180 Nach § 170 Abs. 2 
NJVollzG sind für die einzelnen Vollzugsarten jeweils gesonderte Anstalten oder 
Abteilungen einzurichten. Die Regelung des § 172 Abs. 2 S. 1 NJVollzG normiert 
den sog. Trennungsgrundsatz, demzufolge Personen, an denen unterschiedliche 
Vollzugsarten zu vollziehen sind, während und außerhalb der Ruhezeit getrennt 
voneinander unterzubringen sind. Eine Ausnahme vom Trennungsgrundsatz ist 
                                                     
179 Die §§ 136, 137 Abs. 1 und 4 NJVollzG verweisen auf Vorschriften zum Erwachsenenstrafvoll-
zug. 
180 Es wurde bereits festgestellt, dass die Vorschriften des sechsten Teils für alle Vollzugsarten glei-
chermaßen, mithin auch für den Vollzug der Untersuchungshaft, gelten, siehe: 1. Kapitel, C., I., 
S. 31 f. 
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bei Untersuchungsgefangenen nur möglich, wenn die Voraussetzungen einer ge-
meinsamen Unterbringung nach § 141 NJVollzG vorliegen und zusätzlich die 
Voraussetzungen des § 172 Abs. 2 S. 2 Nr. 1-3 NJVollzG gegeben sind. Dement-
sprechend ist eine gemeinsame Unterbringung von Gefangenen verschiedener 
Vollzugsarten möglich, sofern ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder eine Gefahr 
für sein Leben oder seine Gesundheit besteht, § 172 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 NJVollzG. 
Darüber hinaus kann der Trennungsgrundsatz durchbrochen werden, wenn dies 
vorübergehend aus zwingenden Gründen der Vollzugsorganisation erforderlich ist 
oder eine Zustimmung der betroffenen Gefangenen vorliegt, § 172 Abs. 2 S. 2 Nr. 
2, 3 NJVollzG. Außerhalb der Ruhezeit ist eine gemeinsame Unterbringung au-
ßerdem möglich, wenn die Voraussetzungen des § 141 NJVollzG erfüllt sind und 
die gemeinsame Unterbringung dem Gefangenen die Teilnahme an einer voll-
zuglichen Maßnahme in einer anderen Anstalt oder Abteilung ermöglichen soll, 
§ 172 Abs. 2 S. 3 i.V.m. § 171 Abs. 2 S. 3 NJVollzG. Schließlich normiert § 174 
Abs. 2 NJVollzG allgemeine Mindestvorgaben an die Ausgestaltung der Hafträu-
me und betrifft insofern ebenfalls die Unterbringung des (Untersuchungs-)  
Gefangenen. 
Im Anschluss an die Regelung des § 141 NJVollzG zur Unterbringung des Ge-
fangenen erfasst § 142 NJVollzG die Ausstattung des Haftraums, den persönli-
chen Besitz von eigenen Sachen sowie den anstaltsinternen Einkauf. Dabei be-
stimmt § 142 Abs. 3 NJVollzG, dass der Gefangene sich aus einem von der An-
stalt vermittelten Angebot regelmäßig in angemessenem Umfang Nahrungs- und 
Genussmittel sowie Gegenstände des persönlichen Bedarfs kaufen kann. Aller-
dings sollen die Ausgaben für Einkäufe einen bestimmten monatlichen Betrag 
nicht übersteigen. 
4.    Viertes Kapitel: Besuche, Schriftwechsel, Telefongespräche und Pakete 
Mit insgesamt neun Vorschriften widmet sich das vierte Kapitel in den §§ 143-151 
NJVollzG den Bereichen Besuch, Schriftwechsel, Telefongespräche und Pakete. 
Die Regelung des § 143 NJVollzG betrifft das Recht des Untersuchungsgefan-
genen auf Besuch. Neben der Normierung eines Besuchsrechts unter Erlaubnis-
vorbehalt wird in § 143 Abs. 1 HS 2 auf § 25 Abs. 1, 2 NJVollzG verwiesen. Nach 
dieser Vorschrift aus dem Erwachsenenstrafvollzug darf der Gefangene regelmä-
ßig Besuch empfangen, dessen Gesamtdauer mindestens eine Stunde im Monat 
beträgt, § 25 Abs. 1 S. 2 NJVollzG. 
Sofern Besuche zugelassen werden, dürfen diese nach § 144 Abs. 1 S. 1 
NJVollzG offen überwacht werden. Die akustische Überwachung ist gem. § 144 
Abs. 1 S. 2 NJVollzG an besondere Voraussetzungen geknüpft,181 so dass im Um-
                                                     
181 Die akustische Überwachung ist gem. § 144 Abs. 1 S. 2 NJVollzG nur zulässig, wenn dies im 
Einzelfall wegen des Zwecks der Untersuchungshaft oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. 
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kehrschluss182 deutlich wird, dass § 144 Abs. 1 S. 1 NJVollzG vom Regelfall der 
optischen Überwachung ausgeht.183 
Um seine Kontakte zur Außenwelt auch während des Vollzugs aufrechterhal-
ten zu können, wird das Recht des Untersuchungsgefangenen auf Besuch ergänzt 
durch die §§ 145 ff. NJVollzG. In § 145 NJVollzG wird dem Untersuchungsge-
fangenen das Recht eingeräumt, Schreiben abzusenden und zu empfangen, wobei 
der Schriftwechsel gem. § 146 Abs. 1 S. 1 NJVollzG überwacht wird. Außerdem 
darf der Untersuchungsgefangene gem. § 150 Abs. 1 NJVollzG in angemessenem 
Umfang Pakete empfangen und versenden. Eingehende Pakete dürfen allerdings 
keine Nahrungs- und Genussmittel enthalten, § 150 Abs. 2 S. 1 NJVollzG. 
5.    Fünftes Kapitel: Beschäftigung, Bildungsmaßnahmen, Freizeit 
Das fünfte Kapitel regelt in den §§ 152, 153 NJVollzG die Bereiche Beschäfti-
gung, Bildungsmaßnahmen und Freizeit. Neben mehrfachen Verweisen auf die 
entsprechenden Regelungen aus dem Strafvollzug werden dem Untersuchungsge-
fangenen Möglichkeiten der Beschäftigung und Bildung offeriert. Ein dahinge-
hender Anspruch des Untersuchungsgefangenen besteht jedoch nicht.184 
6.    Sechstes Kapitel: Gesundheitsfürsorge und soziale Hilfen 
Die Themen Gesundheitsfürsorge und soziale Hilfen sind im sechsten Kapitel in 
den §§ 154, 155 NJVollzG geregelt. 
Im Hinblick auf die Gesundheitsfürsorge verweist § 154 Abs. 1 S. 1 NJVollzG 
auf mehrere Vorschriften aus dem Bereich des Erwachsenenstrafvollzugs und 
stellt damit die medizinische Versorgung des Untersuchungsgefangenen durch den 
Anstaltsarzt sicher. Nach Anhörung des Anstaltsarztes kann dem Untersuchungs-
gefangenen gem. § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG gestattet werden, auf eigene Kosten 
weiteren ärztlichen Rat einzuholen. 
Für soziale Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft gelten nach § 155 
NJVollzG wiederum Vorschriften aus dem Bereich des Erwachsenenstrafvollzu-
ges. Hiernach sollen dem Untersuchungsgefangenen soziale Hilfestellungen gege-
ben werden, die ihn in die Lage versetzen, seine Angelegenheiten selbst zu ordnen 
und zu regeln. Der Gefangene wird insbesondere dabei unterstützt, notwendige 
Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige zu veranlassen und seine Habe außer-
halb der Anstalt sicherzustellen, § 155 NJVollzG i.V.m. § 69 Abs. 1 S. 1 
NJVollzG. 
                                                     
182 Allgemein zum Umkehrschluss als juristischer Argumentationsform: Joerden, Logik, S. 329 f. 
183 So auch: Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
184 § 152 NJVollzG betrifft den Bereich der Arbeit und sinnvollen Beschäftigung sowie der schuli-
schen und beruflichen Aus- und Weiterbildung. Es handelt sich um eine „Soll-Vorschrift“, d.h. 
ein Anspruch des Untersuchungsgefangenen auf Arbeit bzw. Aus- und Weiterbildung besteht 
nicht. 
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7.    Siebtes Kapitel: Sicherheit und Ordnung der Anstalt, unmittelbarer Zwang, Disziplinar-
maßnahmen 
Für die Bereiche Sicherheit und Ordnung der Anstalt, unmittelbarer Zwang sowie 
Disziplinarmaßnahmen gilt § 156 NJVollzG. Eine detaillierte Regelung dieser 
Aspekte erfolgt durch einen nahezu umfassenden Verweis auf die entsprechenden 
Vorschriften aus dem Erwachsenenstrafvollzug, § 156 Abs. 1 und 2 NJVollzG. 
8.    Achtes Kapitel: Junge Gefangene 
In insgesamt zehn Vorschriften, §§ 157-166 NJVollzG, befasst sich das achte 
Kapitel mit dem Vollzug der Untersuchungshaft an jungen Gefangenen. Hierbei 
handelt es sich jedoch nicht um eine in sich geschlossene Regelung des Vollzugs 
der Untersuchungshaft an jungen Gefangenen. Die Vorschriften des achten Kapi-
tels berücksichtigen vielmehr die jugendspezifischen Besonderheiten des Vollzugs 
von Untersuchungshaft an jungen Gefangenen185 und stellen insofern nur eine 
Ergänzung der für alle Untersuchungsgefangenen gleichermaßen geltenden Rege-
lungen des fünften Teils dar.186 
9.    Neuntes und zehntes Kapitel: Rechtsbehelfe, ergänzende Anwendung von Vorschriften des 
zweiten Teils und der Strafprozessordnung 
In den §§ 167-169 NJVollzG des neunten und zehnten Kapitels geht es schließlich 
um Rechtsbehelfe, die ergänzende Anwendung von Vorschriften des zweiten Teils 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und der Strafprozessordnung. 
III.  Die niedersächsischen Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft und 
mit ihnen verbundene Problemkreise 
Der Überblick über die einzelnen Regelungsbereiche des fünften Teils des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes hat gezeigt, dass der niedersächsische Gesetz-
geber verschiedenste Aspekte des Untersuchungshaftvollzuges einer gesetzlichen 
Regelung zugeführt hat. Dabei sind nicht alle Regelungen unumstritten.187 Mitun-
ter deutete sich bereits bei der Darstellung einzelner Normen an, dass diese unter 
Umständen in Konflikt mit verfassungsrechtlichen Grundsätzen treten können 
bzw. praktischen Einwänden ausgesetzt sind. Im folgenden Ausblick sind daher 
die wesentlichen Problemkreise und möglichen Konflikte herauszuarbeiten, um so 
                                                     
185 Als jugendspezifische Besonderheiten sind bspw. zu bezeichnen: die erzieherische Gestaltung des 
Vollzugs gem. § 158 Abs. 1 S. 1 NJVollzG; die Erhöhung der monatlichen Mindestbesuchszeit 
auf vier Stunden in § 160 Abs. 1 NJVollzG oder auch die Möglichkeit, den jungen Gefangenen 
aus erzieherischen Gründen zur Teilnahme an schulischen oder beruflichen Bildungsmaßnah-
men zu verpflichten, § 161 Abs. 1 S. 1 NJVollzG. 
186 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, Vor § 152 NJVollzG-E. 
187 Paeffgen, StV 2009, 46; Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 stehen verschiedenen Regelungen des Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft kritisch gegenüber. 
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auf die ausführliche Auseinandersetzung im zweiten und dritten Kapitel dieser 
Arbeit hinzuleiten. Hierzu werden ausgewählte problematische Normen des Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetzes in Bezug gesetzt zu den jeweils tangierten 
verfassungsrechtlichen Vorgaben. Ausgehend hiervon ist es im weiteren Verlauf 
der Arbeit möglich, die unproblematischen Regelungen abzuschichten und nicht 
alle 37 Normen zum Vollzug der Untersuchungshaft im Einzelnen zu überprüfen. 
Problematische Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft können damit innerhalb eines größeren Zusam-
menhangs erörtert werden. Sofern sich verschiedene Regelungen des Niedersäch-
sischen Justizvollzugsgesetzes im Hinblick auf denselben verfassungsrechtlichen 
Grundsatz als problematisch erweisen sollten, ist es außerdem möglich, die betref-
fenden Normen in einem gemeinsamen Kontext zu untersuchen. 
1.    Der Regelungsinhalt des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und die Gesetzgebungs-
kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ i.S.d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 
GG 
Im Rahmen der historischen Entwicklung des Justizvollzuges nach der Föderalis-
musreform wurde dargelegt, dass der Vollzug der Untersuchungshaft mit der 
Normierung des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes erstmalig auf eine de-
taillierte gesetzliche Grundlage gestellt wurde.188 Durch das Gesetz zur Änderung 
des Untersuchungshaftrechts auf Bundesebene, das Gesetz der 12er-Gruppe, das 
Gesetz zur Regelung des Vollzugs der Untersuchungshaft und zur Verbesserung 
der Sicherheit in Justizvollzugsanstalten Nordrhein-Westfalens sowie das Gesetz-
buch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg ist der Vollzug der Untersu-
chungshaft mittlerweile auch auf Bundesebene und in den meisten Ländern einer 
gesetzlichen Regelung zugeführt worden.189 Bereits ein erster Vergleich der Rege-
lungsinhalte des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes mit den angeführten 
Gesetzen hat ergeben, dass sich zwei grundsätzlich unterschiedliche Positionen im 
Hinblick auf die den Ländern übertragene Gesetzgebungskompetenz für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ gegenüberstehen.190 Daher stellt sich im 
Rahmen der verfassungsrechtlichen Überprüfung des Niedersächsischen Justiz-
vollzugsgesetzes in einem ersten Schritt die grundlegende Frage, wie weit die Ge-
setzgebungskompetenz des (niedersächsischen) Landesgesetzgebers für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ i.S.d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG überhaupt 
geht.191 
                                                     
188 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 f. 
189 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. Auf das nordrhein-westfälische Gesetz wird im Folgenden 
nicht weiter eingegangen, weil es im Hinblick auf das zugrundeliegende Kompetenzverständnis 
mit dem Gesetz der 12er-Gruppe übereinstimmt, siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. 
190 Siehe: 1. Kapitel, B., II., S. 21 ff. 
191 Siehe hierzu ausführlich: 2. Kapitel, B., S. 55 ff. 
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2.    Der Zweck der Untersuchungshaft i.S.d. § 133 NJVollzG sowie die „Ordnung der An-
stalt“ als Legitimationsgrundlage für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings und der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
Mit der Zweckbestimmung des § 133 NJVollzG stellt der niedersächsische Ge-
setzgeber klar, dass bei Maßnahmen zur Erreichung des Zwecks der Untersu-
chungshaft nicht nur auf die in dem jeweiligen Haftbefehl konkret benannten 
Haftgründe zurückgegriffen werden darf, sondern dass darüber hinaus auf alle im 
Gesetz aufgeführten Haftgründe Bezug genommen werden kann.192 Sowohl die 
Generalklausel des § 135 Abs. 2 NJVollzG193 als auch zahlreiche spezifische Ein-
griffsermächtigungen im fünften Teil des Niedersächsischen Justizvollzugsgeset-
zes nehmen Bezug auf den so zu verstehenden Zweck der Untersuchungshaft.194 
Darüber hinaus wird auch auf die „Ordnung der Anstalt“ rekurriert, so dass beide 
Begriffe als Legitimationsgrundlage für Beschränkungen des Untersuchungshäft-
lings herangezogen werden können.195 
Durch die Verwendung des allgemeinen, nicht näher definierten Begriffes der 
„Ordnung der Anstalt“ gibt der niedersächsische Gesetzgeber der Vollzugsbehör-
de zumindest auf den ersten Blick eine generelle Ermächtigung für beliebige und 
nicht vorhersehbare Beschränkungen des Untersuchungshäftlings an die Hand.196 
Sofern bei Maßnahmen zur Erreichung des Zwecks der Untersuchungshaft gem. 
§ 133 NJVollzG auf alle gesetzlichen Haftgründe gleichermaßen zurückgegriffen 
werden kann, beinhaltet dies zudem die Gefahr, dass dem Untersuchungshäftling 
Beschränkungen auferlegt werden, die in Anbetracht des dem Haftbefehl zugrun-
deliegenden Haftgrundes an sich nicht erforderlich sind.197 
In diesem Sinne wird gegen die weite Zweckbestimmung vorgebracht, dass 
durch die Bezugnahme des § 133 NJVollzG auf die „gesetzlichen Haftgründe“ die 
zentrale Bedeutung des im Haftbefehl genannten Haftgrundes übergangen wird.198 
                                                     
192 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 129 NJVollzG-E. Soweit auf einen nicht im Haft-
befehl genannten Haftgrund zurückgegriffen wird, um Beschränkungen des Untersuchungshäft-
lings zu rechtfertigen, stellt der niedersächsische Gesetzgeber freilich weitere Voraussetzungen 
auf, hierzu: 3. Kapitel, A., II., 1., S. 92 ff. 
193 Siehe: 1. Kapitel, C., II., 1., S. 32 f. 
194 Vgl. etwa: §§ 142 Abs. 4 S. 1, 143 Abs. 2 S. 2, 144 Abs. 1 S. 2, 147 Abs. 1 S. 1, 148 Abs. 1 S. 2 
NJVollzG. 
195 Für die Generalklausel des § 135 Abs. 2 i.V.m. § 3 S. 2 NJVollzG wurde dies bereits festgestellt: 
1. Kapitel, C., II., 1., S. 32 f. Als spezifische Eingriffsermächtigungen, die auf die „Ordnung der 
Anstalt“ Bezug nehmen sind bspw. zu nennen: §§ 142 Abs. 4 S. 1, 143 Abs. 2 S. 2, 144 Abs. 1 S. 
2, 147 Abs. 1 S. 1, 148 Abs. 1 S. 2 NJVollzG. 
196 Paeffgen, StV 2009, 46 (50); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (90). 
197 Siehe hierzu ausführlich: 3. Kapitel, A., II., 1., b), S. 94 ff. 
198 Paeffgen, StV 2009, 46 (48); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (90); Vereinigung Niedersächsischer und 
Bremer Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger e.V., Stellungnahme vom 25.4.2007, abrufbar unter: 
http://www.strafverteidiger-
vnbs.de/index.php?cont=standard&thmid=29&docid=162&count=42; a.A. Koop, ZfStrVo 
2007, 88 (90 f.). 
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Die weite Interpretation des Begriffes „Zweck der Untersuchungshaft“ missachte 
die Notwendigkeit, den Haftvollzug in Abhängigkeit des konkret vorliegenden 
Haftgrundes differenziert auszugestalten, im Einzelfall also bspw. zwischen 
„Fluchtgefahr-Haft“ und „Verdunkelungsgefahr-Haft“ zu unterscheiden.199 Dies 
widerspreche dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.200 
Im Rahmen der verfassungsrechtlichen Überprüfung des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes stellt sich daher die Frage, ob die Bezugnahme auf den 
allgemeinen Begriff der „Ordnung der Anstalt“ und die weite Interpretation des 
Zwecks der Untersuchungshaft in § 133 NJVollzG mit dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit zu vereinbaren sind.201 
3.    Die Zuständigkeitsregelungen der §§ 134, 134a NJVollzG n.F. im Hinblick auf die 
Gesetzgebungskompetenz des niedersächsischen Gesetzgebers und den Richtervorbehalt 
Der historische Überblick über die Rechtslage im Untersuchungshaftvollzug nach 
der Föderalismusreform hat gezeigt, dass der niedersächsische Gesetzgeber mit 
dem Änderungsgesetz zum Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz vom 1.3.2009 
die in § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F. vorgesehene Zuständigkeit des Vollzugs-
gerichts mit der Regelung des § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. grds. abgeschafft 
hat.202 Nach § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. besteht die Zuständigkeit des Voll-
zugsgerichts allerdings in bestimmten Konstellationen fort.203 Nach Auffassung 
des niedersächsischen Gesetzgebers ist diese Zuständigkeitsregelung eine zwin-
gende Folge der Kompetenzverlagerung für „das Recht des Untersuchungshaft-
vollzugs“ vom Bund auf die Länder.204 Zwar wird dieser Entscheidung der Vorteil 
bescheinigt, dass das Vollzugsgericht „näher dran“205 ist an der Vollzugsanstalt 
und somit die Verhältnisse der Anstalt kenne.206 Größtenteils aber ist die Zustän-
digkeit des Vollzugsgerichts auf erheblichen Widerstand gestoßen, der damit be-
gründet wird, dass das Vollzugsgericht – das den die Untersuchungshaft anord-
nenden Haftbefehl i.d.R. nicht erlassen hat – mangels Kenntnis des der Untersu-
chungshaft zugrundeliegenden Strafverfahrens nicht sachgerecht über die Ausge-
staltung des Haftvollzuges entscheiden kann.207 Zudem ist die Frage aufzuwerfen, 
                                                     
199 Paeffgen, StV 2009, 46 (48 ff.); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (90 f.). 
200 Paeffgen, StV 2009, 46 (51); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (91). 
201 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, A., II., S. 90 ff. 
202 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
203 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
204 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; 
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 16/942, S. 1. 
205 Paeffgen, StV 2009, 46 (48). 
206 Paeffgen, StV 2009, 46 (48); Seebode, HRRS 2008, 236 (237); Winzer/Hupka, DRiZ 2008, 146 (148). 
207 Paeffgen, StV 2009, 46 (48); Seebode, HRRS 2008, 236 (237); Klein/Mitzlaff, HAZ vom 23.1.2008, S. 
6; Mitzlaff, HAZ vom 22.1.2008, S. 6; Niedersächsischer Richterbund, Presseerklärung vom 
11.1.2008, abrufbar unter: http://www.nrb-info.de/; derselbe, Newsletter Januar 2008, S. 2, ab-
rufbar unter: http://www.nrb-info.de/aktuell/newsletter%201-08.pdf; Winzer/Hupka, DRiZ 
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ob die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts in Abkehr von der bisherigen Zustän-
digkeit des Haftgerichts mit dem Gewährleistungsgehalt des Art. 101 Abs. 1 S. 2 
GG zu vereinbaren ist. 
Neben der Zuständigkeit des Vollzugsgerichts und den damit verbundenen 
Schwierigkeiten sieht die Zuständigkeitsregelung in § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG 
n.F. außerdem die generelle Zuständigkeit der Anstalt für die im Vollzug der Un-
tersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen vor.208 Damit wird dem bislang be-
stehenden generellen Richtervorbehalt im Vollzug der Untersuchungshaft nach 
§ 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. bzw. nach § 119 Abs. 1 S. 3 StPO n.F. eine deutliche 
Absage erteilt.209 
Diese inhaltlichen Neuerungen der niedersächsischen Zuständigkeitsregelung 
führen zu verfassungsrechtlichen Problemen auf zwei verschiedenen Ebenen. 
Zunächst stellt sich die Frage, ob die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts tatsäch-
lich zwingende Folge der Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ vom Bund auf die Länder ist.210 Des Wei-
teren ist fraglich, ob die generelle Zuständigkeit der Anstalt für die im Vollzug der 
Untersuchungshaft erforderlichen Entscheidungen verfassungsrechtlich unbe-
denklich ist. Sofern ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Rich-
tervorbehalten bestehen sollte, können sich hieran Bedenken ergeben.211 
4.    Die Unterbringung des Untersuchungshäftlings nach dem Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetz und die Unschuldsvermutung 
Das Gebot, den Untersuchungsgefangenen während und außerhalb der Ruhezeit 
von anderen Gefangenen, insb. von Strafgefangenen, zu trennen, ist Ausdruck der 
Unschuldsvermutung.212 Infolgedessen sind die aufgezeigten Möglichkeiten einer 
Durchbrechung des Trennungsgrundsatzes – § 170 Abs. 2 NJVollzG gestattet den 
Vollzug verschiedener Vollzugsarten innerhalb einer Justizvollzugsanstalt, darüber 
hinaus beinhaltet § 172 Abs. 2 S. 2 NJVollzG verschiedene Ausnahmen vom 
Trennungsgrundsatz213 – einer näheren Überprüfung im Hinblick auf den Ge-
                                                                                                                                 
2008, 146 (147); an dieser Kritik ändert sich auch vor dem Hintergrund der Regelung des § 134a 
Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. nichts. 
208 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
209 Ausführlich zum generellen Richtervorbehalt des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F.: 3. Kapitel, C., II. 1., 
S. 180 ff. 
210 Hierzu ausführlich: 2. Kapitel, C., II., S. 80 ff. 
211 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, C., III., 1., S. 192 ff. 
212 Dahingehend besteht Einigkeit: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 14 f., Meyer-Goßner, 
StPO, § 119/Rn. 4; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 4 f.; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 7; 
KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 3/Rn. 84 f.; Münchhalf-
fen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 451 ff. Zum Gewährleistungsgehalt der Unschuldsver-
mutung allgemein und speziell im Vollzug der Untersuchungshaft ausführlich: 3. Kapitel, B., S. 
118 ff. 
213 Siehe: 1. Kapitel, C., II., 3., S. 33 f. 
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währleistungsgehalt der Unschuldsvermutung im Vollzug der Untersuchungshaft 
zu unterziehen. 
Gleiches gilt für die Regelung des § 174 Abs. 2 NJVollzG. Diese stellt lediglich 
allgemeine Mindestanforderungen an die Ausgestaltung der Hafträume unabhän-
gig von der zu vollziehenden Haftart.214 Dadurch erfahren insb. die Häftlinge im 
Straf- und Untersuchungshaftvollzug eine gewisse Gleichbehandlung, obwohl 
beide Haftarten durch wesensmäßige Unterschiede geprägt sind: Grundlage des 
Strafvollzuges ist das nachgewiesene strafbare Verhalten des Beschuldigten sowie 
seine darauf beruhende rechtskräftige Verurteilung,215 während die Untersu-
chungshaft als Maßnahme gegenüber einem als unschuldig zu betrachtenden In-
haftierten im Vorfeld des gesetzlichen Schuldnachweises zu charakterisieren ist.216 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Regelung des § 174 Abs. 2 
NJVollzG zu einer mit dem Schutzgehalt der Unschuldsvermutung nicht in Ein-
klang zu bringenden Nivellierung der verschiedenen Vollzugsarten führt, die die 
wesensmäßigen Unterschiede zwischen Straf- und Untersuchungshaftvollzug ne-
giert. 
5.    Restriktionen in den §§ 142 Abs. 3, 143 Abs. 1, 150 Abs. 1 und 2, 154 Abs. 2 S. 1 
NJVollzG und die Unschuldsvermutung 
Die Möglichkeit des anstaltsinternen Einkaufs nach § 142 Abs. 3 NJVollzG wird 
unter Hinweis auf die Angemessenheit des Einkaufumfangs und die Begrenzung 
der Ausgaben auf einen monatlichen Höchstbetrag beschränkt, um der Entste-
hung einer Subkultur im Vollzug der Untersuchungshaft vorzubeugen.217 Hierge-
gen wird angeführt, dass derartige Beschränkungen des Untersuchungshäftlings 
nicht mehr mit dem Ziel der Untersuchungshaft, der Verfahrenssicherung, ver-
einbar sind und gegen die Unschuldsvermutung verstoßen.218 
Zweifel an der Vereinbarkeit mit der Unschuldsvermutung werden weiterhin 
geäußert, soweit es die Besuchsregelung des § 143 Abs. 1 NJVollzG betrifft. Die 
Vorschrift des § 143 Abs. 1 NJVollzG verweist auf § 25 Abs. 1, 2 NJVollzG, der 
das Besuchsrecht im Strafvollzug näher ausgestaltet. Die Regelungstechnik des 
niedersächsischen Gesetzgebers, insb. die wiederholt angewandte Verweisungs-
technik, führe zu einer unzulässigen Gleichstellung des Untersuchungshaftvollzu-
                                                     
214 Zur „Klammerwirkung“ der Vorschriften des sechsten Teils des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes bereits: 1. Kapitel, C., I., S. 31 f. 
215 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 36 f.; Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 1/Rn. 1; Münchhalf-
fen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 455; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrecht-
lichen Vorgaben, S. 18. 
216 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 36 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (26 
ff.); Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 455; Jehle, Untersuchungshaft, S. 22, 176; 
Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 17 ff. 
217 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 138 Abs. 3 NJVollzG-E. 
218 Paeffgen, StV 2009, 46 (50 f.); Niedersächsischer Richterbund, Stellungnahme vom 19.1.2007, abrufbar 
unter: http://www.nrb-info.de/. 
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ges mit dem Strafvollzug und sei nicht mit der Unschuldsvermutung in Einklang 
zu bringen.219 
Auch das Recht des Untersuchungshäftlings, Pakete abzusenden und zu emp-
fangen, wird unter Hinweis auf die Angemessenheit des Umfangs und den Paket-
inhalt in § 150 Abs. 1, 2 NJVollzG eingeschränkt. Insofern lassen sich die gegen 
die Beschränkung des anstaltsinternen Einkaufs erhobenen Bedenken übertragen, 
so dass beide Regelungen auf ihre Vereinbarkeit mit der Unschuldsvermutung zu 
überprüfen sind.220 
In dieser Hinsicht ebenfalls zu untersuchen ist die Vorschrift des § 154 Abs. 2 
S. 1 NJVollzG. Es wird kritisiert, dass die medizinische Versorgung des Untersu-
chungsgefangenen grundsätzlich durch den Anstaltsarzt erfolgt und die Möglich-
keit des Untersuchungsgefangenen, weiteren ärztlichen Rat einzuholen, unter dem 
Vorbehalt der Anhörung des Anstaltsarztes steht.221 
6.    Soziale Hilfen im Untersuchungshaftvollzug und ihr Verhältnis zur Unschuldsvermutung 
sowie zum Sozialstaatsprinzip 
Über einen Verweis des § 155 NJVollzG auf Vorschriften aus dem Bereich des 
Strafvollzuges werden dem Untersuchungsgefangenen auch in der Untersu-
chungshaft soziale Hilfen zuteil.222 Darüber hinaus sind Elemente sozialer Hilfe in 
weiteren Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug 
der Untersuchungshaft zu erkennen.223 Aufgrund der wesensmäßigen Unterschie-
de zwischen Straf- und Untersuchungshaftvollzug schließt die Unschuldsvermu-
tung einen Behandlungs- und Resozialisierungsvollzug in der Untersuchungshaft 
an sich aus.224 Gleichzeitig kann sich im Vollzug der Untersuchungshaft eine sozi-
alstaatlich begründete Fürsorgepflicht des Staates gegenüber dem Untersuchungs-
gefangenen aktualisieren, so dass soziale Hilfen auch im Vollzug der Untersu-
chungshaft geboten erscheinen.225 Dies führt auf der einen Seite zu der Frage, wie 
                                                     
219 Paeffgen, StV 2009, 46 (51); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (91); bezogen auf die vergleichbare 
Rechtslage nach Nr. 24, 25 UVollzO: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 164 f. 
220 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, B., II., 2., S. 132 ff. 
221 Paeffgen, StV 2009, 46 (52 f.). 
222 Siehe: 1. Kapitel, C., II., 6., S. 36. 
223 Hierzu im Einzelnen: 3. Kapitel, D., II., 2., b), bb), (1), S. 224 ff. 
224 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 211 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (29); 
Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Wolter, ZStW 1981, 452 (454 f., 495); Kubach, Die völkerrecht-
lichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, D., II., 2., a), 
S. 215 ff. 
225 Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 3/Rn. 98; Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (307); Baumann, JZ 
1990, 107 (110); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2271); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 11 
ff.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (28 ff. [wobei die Bedeutung des sozialstaatlichen 
Fürsorgegedankens im Untersuchungshaftvollzug unterstützt wird durch die Überlegung, dass 
die Untersuchungshaft einen Akt der Strafrechtspflege darstelle. Als solcher nehme sie an der 
Aufgabe der Kriminalitätsvorbeugung teil und sei folglich kriminalitätsvorbeugend und entkri-
minalisierend auszugestalten.] ); im Ergebnis auch: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 
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sich Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes, die Elemente sozi-
alstaatlicher Fürsorge beinhalten, zum Gewährleistungsgehalt der Unschuldsver-
mutung verhalten.226 Auf der anderen Seite sind die Anforderungen des Sozial-
staatsprinzips an die Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges näher zu 
beleuchten.227 
D. Zusammenfassung 
Die historische Entwicklung im Bereich des Justizvollzuges war vor dem In-Kraft-
Treten der Föderalismusreform insgesamt gekennzeichnet durch die Schwerfällig-
keit und Erfolglosigkeit verschiedener Gesetzgebungsbemühungen. Für den Be-
reich des Strafvollzuges musste das BVerfG zuerst der Lehre vom besonderen 
Gewaltverhältnis eine Absage erteilen und einen konkreten Gesetzgebungsauftrag 
formulieren, bevor es zur Normierung des am 1.1.1977 in Kraft getretenen Straf-
vollzugsgesetzes gekommen ist. Im Jugendstraf- und auch im Untersuchungshaft-
vollzug konnte die Normierung einer detaillierten gesetzlichen Rechtsgrundlage 
bis zur Föderalismusreform trotz wiederholter Versuche nicht realisiert werden, so 
dass beide Bereiche im Einzelnen durch bundeseinheitliche Verwaltungsvorschrif-
ten ausgestaltet wurden. 
Mit dem In-Kraft-Treten der Föderalismusreform am 1.9.2006 und der damit 
verbundenen, vielfach kritisierten Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für 
den Justizvollzug vom Bund auf die Länder entwickelte sich zunächst nur im Be-
reich des Jugendstrafvollzuges eine gewisse Dynamik. In Umsetzung eines bereits 
vor der Föderalismusreform ausgesprochenen Gesetzgebungsauftrages des 
BVerfG haben alle 16 Länder eigene Jugendstrafvollzugsgesetze normiert, die spä-
testens zum 1.1.2008 in Kraft getreten sind. Im Vergleich dazu war der Rechtsbe-
reich des Untersuchungshaftvollzuges anfangs allein durch einen gesetzgeberi-
schen „Vorstoß“ Niedersachsens geprägt. Unter Zugrundelegung eines umfassen-
den Verständnisses von der den Länder für den Untersuchungshaftvollzug über-
tragenen Gesetzgebungskompetenz regelt das am 1.1.2008 in Kraft getretene Nie-
dersächsische Justizvollzugsgesetz das Recht des Untersuchungshaftvollzuges 
umfassend und ersetzt das bislang in diesem Bereich bestehende Bundesrecht. 
Das in der Folgezeit in Kraft getretene Gesetz zur Änderung des Untersuchungs-
haftrechts auf Bundesebene sowie das Gesetz der sog. 12er-Gruppe auf Landes-
ebene haben sich als Gegenpol des niedersächsischen Kompetenzverständnisses 
                                                                                                                                 
34; Jehle, Untersuchungshaft, S. 26 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (66 f.); Müller-
Dietz, StV 1984, 79 (82); derselbe, ZStW 1981, 1177 (1259); Hetzer, Reform, 47 (50 ff., 70 ff.); 
Jung/Müller-Dietz, Reform, 6 (12); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 45; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 23 f. Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, D., 
II., 1., S. 283 ff. 
226 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, D., II., 2., S. 215 ff. 
227 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, D., II., S. 215 ff. 
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positioniert. Die Gesetze gehen in ihrem jeweiligen Regelungsbereich von einer 
nur eingeschränkten Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für „das Recht 
des Untersuchungshaftvollzugs“ auf die Länder aus. 
Damit ist die Regelungslage auf dem Gebiet des Untersuchungshaftvollzuges 
nach der Föderalismusreform insgesamt geprägt durch eine grundlegende Unei-
nigkeit im Hinblick auf Inhalt und Reichweite der Gesetzgebungskompetenz für 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“. Neben dieser Problematik, die es in 
verfassungsrechtlicher Hinsicht näher zu untersuchen gilt, geben weitere Regelun-
gen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes Anlass zu einer eingehenden 
Überprüfung. Einen relevanten Maßstab, an dem verschiedene Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft zu 
messen sind, stellt in diesem Zusammenhang etwa die Unschuldsvermutung dar. 
 
 
2. Kapitel: Die Gesetzgebungskompetenz für den 
Justizvollzug 
Die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug wurde, wie bereits darge-
legt,228 durch die Föderalismusreform vom 1.9.2006 vom Bund auf die Länder 
übertragen. Diese viel kritisierte Entscheidung229 des verfassungsändernden Ge-
setzgebers eröffnet den Ländern die Möglichkeit, jeweils eigene Gesetze zum 
Vollzug der Freiheitsstrafe an Erwachsenen und Jugendlichen sowie zum Vollzug 
der Untersuchungshaft zu erlassen. Niedersachsen hat als erstes Bundesland in 
vollem Umfang230 von dieser Kompetenz Gebrauch gemacht und mit dem Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetz ein Gesetz erlassen, das nicht nur den Vollzug 
der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe, sondern auch den Vollzug der Untersu-
chungshaft regelt.231 Grundlage und verfassungsrechtlicher Ausgangspunkt der 
letztgenannten Regelungen ist die neugewonnene Kompetenz der Länder für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ als Teilaspekt der für den Justizvollzug 
insgesamt übergegangenen Kompetenz, Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG. 
                                                     
228 Siehe: Einleitung, A., S. 1 f. 
229 Siehe: 1. Kapitel, B., S. 15 ff. 
230 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21. 
231 Daneben wird auch der Vollzug der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung geregelt, vgl. § 1 
NJVollzG, auf den im Folgenden jedoch nicht näher eingegangen werden soll. 
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Im Folgenden soll zunächst der Frage nachgegangen werden, ob die Kompe-
tenzverlagerung auf die Länder als solche zulässig war. Dies ist vor dem Hinter-
grund der oben dargestellten umfangreichen Kritik an der Übertragung der Ge-
setzgebungskompetenz durch die Föderalismusreform232 von besonderer Rele-
vanz. In einem zweiten Schritt sollen in Anbetracht des auf Bundesebene in Kraft 
getretenen Gesetzes zur Änderung des Untersuchungshaftrechts, des Gesetzes der 
12er-Gruppe zur Regelung des Untersuchungshaftvollzuges233 sowie des Vorlage-
beschlusses des OLG Oldenburg234 Inhalt und Reichweite der neugewonnenen 
Kompetenz der Länder einer näheren Überprüfung unterzogen werden. Insge-
samt soll dabei – entsprechend der Themenstellung der vorliegenden Arbeit – ein 
Schwerpunkt auf die Kompetenz der Länder für „das Recht des Untersuchungs-
haftvollzugs“ gelegt werden. Die neugewonnene Gesetzgebungskompetenz der 
Länder für den Strafvollzug ist hierbei nur am Rande von Bedeutung.235 
A. Die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz durch 
die Föderalismusreform 
Die Gesetzgebungskompetenz der Länder für den Justizvollzug stellt die verfas-
sungsrechtliche Basis für die Normierung des Niedersächsischen Justizvollzugsge-
setzes dar. Dieses verfassungsrechtliche Fundament könnte den Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes entzogen sein, sollte der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber mit der Änderung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG sog. verfas-
sungswidriges Verfassungsrecht geschaffen haben.236 Ausgangspunkt dieser Über-
legung ist, dass neben den rein rechtspolitisch geprägten Kritikpunkten an der 
Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug vom Bund auf 
                                                     
232 Siehe: 1. Kapitel, B., S. 15 ff. 
233 Auf das nordrhein-westfälische Gesetz wird im Folgenden nicht weiter eingegangen, weil es im 
Hinblick auf das zugrundeliegende Kompetenzverständnis mit dem Gesetz der 12er-Gruppe 
übereinstimmt, siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. 
234 Im Überblick bereits: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. Auf den Vorlagebeschluss des AG Meppen 
wird im Folgenden nicht mehr Bezug genommen, da sich dieser die Ausführungen des OLG 
Oldenburg zu Eigen macht und insofern keine neuen Erkenntnisse bringt, siehe: 1. Kapitel, B., 
II., 1., S. 21 ff. 
235 Auch wenn sich die Kritik an der Entscheidung des verfassungsändernden Gesetzgebers vor-
nehmlich auf die Übertragung der Kompetenz für den Strafvollzug bezieht, vgl. etwa: Frank in 
Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bun-
destages zur Föderalismusreform am 15./16.5.2006, 202 (207); Huber in Dt. Bundestag 2006, 
Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Födera-
lismusreform am 15./16.5.2006, 219 (242); Lange-Lehngut in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme 
zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 
17.5.2006, 187 ff. 
236 Verfassungswidriges Verfassungsrecht liegt dann vor, wenn der verfassungsändernde Gesetzge-
ber mit einer Änderung des Grundgesetzes die Grenzen des Art. 79 Abs. 3 GG überschreitet, 
vgl.: BVerfGE 113, 273 (295 f.); 112, 1 (45 f.); 109, 279 (382). 
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die Länder auch die Schutzgehalte von Art. 103 Abs. 2 GG sowie Art. 3 Abs. 1 
GG gegen die Kompetenzverlagerung ins Feld geführt wurden.237 Beide Aspekte 
sind im Hinblick auf den Gewährleistungsgehalt des Art. 79 Abs. 3 GG und den 
Gedanken des verfassungswidrigen Verfassungsrechts einer genaueren Untersu-
chung zu unterziehen. 
I.    Verstoß der Kompetenzverlagerung für „das Recht des Untersuchungshaft-
vollzugs“ gegen Art. 103 Abs. 2 GG 
Eine Tat kann gem. Art. 103 Abs. 2 GG nur bestraft werden, wenn die Strafbar-
keit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. Dieses grundrechts-
gleiche Recht238 gesetzlich bestimmter Strafe wird Stimmen in der Literatur zur 
Folge durch die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug 
vom Bund auf die Länder, insb. durch die Verlagerung der Kompetenz für den 
Strafvollzug, verletzt:239 Begründet wird diese Ansicht damit, dass das Strafgesetz-
buch als schwerste Sanktion bestimmter Straftaten die Freiheitsstrafe zwar andro-
he, dabei bestimme es ihren Inhalt und ihr Wesen – abgesehen von Äußerungen 
zur Dauer der Freiheitsstrafe – jedoch nicht näher. Dieses vom (Bundes-)  
Strafgesetzgeber normierte unechte Blankett „Freiheitsstrafe“ sei bislang durch 
das bundeseinheitliche Strafvollzugsgesetz, mithin durch denselben Gesetzgeber, 
ausgefüllt worden, wodurch sich ein einheitlicher strafgesetzlicher Begriff der 
„Freiheitsstrafe“ herausgebildet habe, der den Bestimmtheitsanforderungen des 
Art. 103 Abs. 2 GG hinreichend Rechnung trage. Bei einer Ersetzung des Straf-
vollzugsgesetzes des Bundes durch bis zu 16 unterschiedliche Landesstrafvoll-
zugsgesetze infolge der Föderalismusreform würde sich der einheitliche strafge-
setzliche Begriff der Freiheitsstrafe zu einem echten Blankett wandeln. Der Begriff 
„Freiheitsstrafe“ würde zu einer bloßen Strafdrohung, deren konkreter Inhalt 
durch andere Gesetzgeber bestimmt werden kann. Dabei stehe es den Lan-
des(strafvollzugs-)gesetzgebern frei, den Inhalt der „Freiheitsstrafe“ regional 
durch unterschiedliche Schwerpunktsetzungen zu variieren – so könne etwa der 
Begriff „Freiheitsstrafe“ bestimmt werden als tatsächliche und dauernde Einsper-
rung mit oder ohne Arbeitspflicht oder aber auch als Strafübel, das nur die allge-
meine Handlungsfreiheit und nicht die Bewegungsfreiheit beeinträchtigt. Diese 
Trennung, bundeseinheitliche Strafdrohung einerseits und inhaltliche Bestimmung 
der Straftatfolge durch bis zu 16 Landesgesetze andererseits, genüge nicht der 
                                                     
237 Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242 (245 ff.); derselbe in FS Küper, S. 
577 (589 ff.); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (89). 
238 BVerfGE 85, 69 (72); Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 53; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 
103/Rn. 40. 
239 Vgl. zu den folgenden Ausführungen: Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. 
Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 
242 (245 ff.); derselbe in FS Küper, S. 577 (589 ff.). 
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nach Art. 103 Abs. 2 GG zu fordernden Bestimmtheit für den strafgesetzlichen 
Begriff der „Freiheitsstrafe“. Sie führe vielmehr dazu, dass der (Bundes-
)Strafgesetzgeber die Strafe wegen ihres ihm unbekannten Inhalts nicht ins gerech-
te Verhältnis zu den Straftaten setzen und dem jeweiligen Gewicht der Straftat 
nicht mit der Strafdrohung entsprechen kann. Dieses Problem setze sich in der 
Entscheidung des Strafrichters fort. Auch dieser könne eine durch das Strafge-
setzbuch bundeseinheitlich angedrohte, von den Ländern aber unterschiedlich 
ausgestaltete Freiheitsstrafe nicht mehr nach der Schwere der Tat und der Schuld 
des Täters zumessen. Die Wirkungen, die von der Freiheitsstrafe für das weitere 
Leben des Täters zu erwarten sind, seien für den Richter nicht mehr abschätzbar 
und könnten demzufolge, wie von § 46 Abs. 1 S. 2 StGB angeordnet, bei der 
Strafzumessung nicht hinreichend berücksichtigt werden. Dies sei problematisch 
für das rechtsstaatliche Gebot der Strafgerechtigkeit. Aufgrund dieser Erwägungen 
wird davon ausgegangen, dass die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für 
den Justizvollzug, insb. die Verlagerung der Kompetenz für den Strafvollzug, 
gegen Art. 103 Abs. 2 GG verstößt. 
Diese Überlegungen wurden unmittelbar nur im Hinblick auf die Verlagerung 
der Kompetenz für den Strafvollzug formuliert und können daher nicht Eins-zu-
Eins auf den Übergang der Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaft-
vollzugs“ angewendet werden. Sie lassen sich jedoch auch nicht sinngemäß auf 
den Vollzug der Untersuchungshaft übertragen, weshalb sich die Verlagerung der 
Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ verfassungsrechtli-
cher Kritik in Bezug auf Art. 103 Abs. 2 GG nicht ausgesetzt sieht:240 Zum einen 
gilt das Gebot gesetzlich bestimmter Strafe des Art. 103 Abs. 2 GG nicht für das 
Strafverfahren.241 Zum anderen kommt entscheidend hinzu, dass sich Art. 103 
Abs. 2 GG nur auf die Strafbarkeit bezieht, d.h. auf staatliche Maßnahmen, „die 
eine missbilligende hoheitliche Reaktion auf ein rechtswidriges, schuldhaftes Ver-
halten darstellen und wegen dieses Verhaltens ein Übel verhängen, das dem 
Schuldausgleich dient“.242 Für den Untersuchungshäftling im Vollzug der Unter-
suchungshaft streitet jedoch die Unschuldsvermutung.243 Ein rechtswidriges, 
schuldhaftes Verhalten wurde gerade noch nicht nachgewiesen und auch eine 
sozialethische Missbilligung bzw. vergeltende Sanktion als Charakteristika der 
                                                     
240 Die Frage der Zulässigkeit der Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug 
vom Bund auf die Länder ist nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit und soll daher keiner 
abschließenden Lösung zugeführt werden. 
241 BVerfGE 112, 304 (315); 63, 343 (359); Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 62; Pieroth in 
Jarass/Pieroth, GG, Art. 103/Rn. 42a. 
242 BVerfGE 109, 133 (167); 45, 346 (351); 42, 261 (262); Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 57; 
Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 103/Rn. 41. 
243 Zur Unschuldsvermutung siehe: 3. Kapitel, B., S. 118 ff. 
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Strafe bzw. Strafähnlichkeit244 sind der Untersuchungshaft als Mittel der Verfah-
renssicherung nicht beigelegt.245 
II.   Verstoß der Kompetenzverlagerung für „das Recht des Untersuchungshaft-
vollzugs“ gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
Möglicherweise könnte die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“, Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG, jedoch den 
Schutzgehalt des Art. 3 Abs. 1 GG verletzen, so dass sich insofern verfassungs-
rechtliche Bedenken an der Zulässigkeit der Kompetenzverlagerung ergeben. 
In diesem Zusammenhang wird angeführt, dass ein durch bis zu 16 Landesge-
setze in erheblich unterschiedlicher Weise geregelter Vollzug der Untersuchungs-
haft verfassungsrechtlichen Bedenken begegne, da er kaum mit dem allgemeinen 
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG zu vereinbaren sei.246 Zwischen Untersu-
chungshäftlingen in verschiedenen Bundesländern bestünden grundsätzlich keine 
erheblichen tatsächlichen Unterschiede, sie bildeten vielmehr eine gleichartige 
Gruppe, so dass für eine regional abweichende Behandlung kein sachlicher Grund 
und damit keine verfassungsrechtliche Rechtfertigung bestehe.247 
Obwohl dieser Einwand einer näheren Begründung – etwa dahingehend, ob er 
gegenüber den verschiedenen Landesgesetzgebern oder gegenüber dem verfas-
sungsändernden Gesetzgeber selbst zu erheben ist – entbehrt, ist zuzugeben, dass 
es bei bis zu 16 Landesgesetzen zum Vollzug der Untersuchungshaft zu divergie-
renden Regelungen und damit tatsächlich zu einem unterschiedlichen Vollzug der 
Untersuchungshaft in den Justizvollzugsanstalten der einzelnen Länder kommen 
kann.248  
                                                     
244 BVerfGE 110, 1 (13 f.); BVerfG, NJW 1998, 443; BVerfGE 80, 109 (121); Niedobitek in BK, GG, 
Art. 74/Rn. 53; Leibholz/Rinck, GG, Art. 74/Rn. 34; Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 57; 
Kühl, Unschuldsvermutung, S. 14; Geppert, JURA 1993, 160 (161); Meyer, FS Tröndle, S. 61 (69 
f.); Seebode, FS Küper, S. 577 (581); Vogler in IntKommentarEMRK, Art. 6/Rn. 383, 388; ähnlich 
Frister, Schuldprinzip, S. 16; hierzu kritisch aber i.E. ohne anderen Ansatz zur Bestimmung der 
Strafähnlichkeit: Paeffgen, Dogmatik, S. 53 f. Fn. 194. 
245 BVerfGE 19, 342 (347); ausdrücklich Kühl, Unschuldsvermutung, S. 14; i.E. auch Meyer, FS 
Tröndle, S. 61 (68); Geppert, JURA 1993, 160 (161); Vogler in IntKommentarEMRK, Art. 6/Rn. 
427 ff; Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 58. 
246 Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (89); auch allgemein im Hinblick auf den Strafvollzug: Köhne, ZRP 
2006, 195 (196). 
247 Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (89 f.). 
248 Für den Strafvollzug erkannte diese mögliche Entwicklung selbst der verfassungsändernde Ge-
setzgeber, dennoch entschied er sich für die Grundgesetzänderung, vgl. etwa: Aumüller in Dt. 
Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 4 (D); Maeli-
cke in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 17.5.2006, S. 9 
(C, D); Robbers in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 
17.5.2006, S. 11 (B). 
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Zu beachten ist jedoch auch, dass das BVerfG in ständiger Rechtsprechung 
Grundsätze für den Vollzug der Untersuchungshaft herausgearbeitet hat,249 an die 
die Länder über § 31 BVerfGG gebunden sind.250 Selbst wenn dem Gesetzgeber 
bei der Normierung von Gesetzen grds. ein gewisser Gestaltungsspielraum zu-
kommt, zumindest einer grundlegenden Abweichung der Vollzugsverhältnisse in 
den Ländern ist durch die Rechtsprechung des BVerfG im Zusammenspiel mit 
§ 31 BVerfGG eine Grenze gesetzt. 
Es bleibt jedoch zu prüfen, inwiefern das Argument des Art. 3 Abs. 1 GG jen-
seits der grundsätzlichen Einheit der gesetzlichen Regelungen zum Untersu-
chungshaftvollzug verfängt und verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber der 
Kompetenzübertragung begründen kann. 
1.    Verstoß des verfassungsändernden Gesetzgebers gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
Es ist zu fragen, ob der Schutzgehalt des Art. 3 Abs. 1 GG dem verfassungsän-
dernden Gesetzgeber selbst entgegengehalten werden kann, so dass sich seine 
Entscheidung, die Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ im 
Zuge der Föderalismusreform vom Bund auf die Länder zu übertragen, verfas-
sungsrechtlichen Problemen ausgesetzt sieht. 
Möglicherweise können in diesem Zusammenhang die Erwägungen des 
BVerfG im sog. Altenpflegeurteil251 sowie im sog. Studiengebührenurteil252 einen 
ersten Anhaltspunkt geben. In beiden Entscheidungen ging es zwar nicht um die 
Frage der Zulässigkeit einer Kompetenzübertragung, sondern um die Auslegung 
von Art. 72 Abs. 2 GG a.F., d.h. um die Frage, wann eine bundesgesetzlich ein-
heitliche Regelung zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse bzw. zur 
Wahrung der Rechtseinheit erforderlich i.S.d. Art. 72 Abs. 2 GG a.F. ist.253 Die 
Ausführungen des BVerfG können daher nicht unterschiedslos auf die vorliegende 
Frage der Zulässigkeit der Kompetenzverlagerung übertragen werden. Sie könnten 
aber insofern fruchtbar gemacht werden, als es in Bezug auf die Kompetenz für 
den Untersuchungshaftvollzug letztlich auch um die Frage geht, ob eine bundes-
einheitliche Regelung desselben zum Schutz der Untersuchungshäftlinge erforder-
lich ist. 
                                                     
249 So wurden Voraussetzungen für Beschränkungen von Untersuchungshäftlingen nach § 119 Abs. 
3 StPO a.F. herausgearbeitet, auch die Bedeutung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und der 
Unschuldsvermutung für den Vollzug der Untersuchungshaft betont das BVerfG in ständiger 
Rechtsprechung, vgl.: BVerfGE 57, 170 (177 ff.); 35, 5 (9 f.); 35, 311 (319 ff.); 34, 369 (378 ff.); 
34, 384 (395 ff.); 19, 342 (347). 
250 Allgemein zur Bedeutung des § 31 BVerfGG: Lechner/Zuck, BVerfGG, § 31/Rn. 1 ff.; 
Schlaich/Korioth, BVerfG, Rn. 475 ff.; für den Bereich des Strafvollzuges: Aumüller in Dt. Bundes-
tag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur 
Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (160). 
251 BVerfGE 106, 62 ff. 
252 BVerfGE 112, 226 ff. 
253 BVerfGE 112, 226 (243 ff.); 106, 62 (135 ff.). 
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Nach Auffassung des BVerfG ist eine bundesgesetzlich einheitliche Regelung zur 
„Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ gem. Art. 72 Abs. 2 GG a.F. erst 
dann erforderlich, wenn sich die Lebensverhältnisse in den Ländern der Bundes-
republik in erheblicher, das bundesstaatliche Sozialgefüge beeinträchtigender Wei-
se auseinander entwickelt haben oder sich eine derartige Entwicklung konkret 
abzeichnet.254 Bezogen auf das Kriterium der „Wahrung der Rechtseinheit“ seien 
unterschiedliche Regelungen für die Bürger zunächst notwendige Folge des bun-
desstaatlichen Aufbaus. Das Grundgesetz lasse unterschiedliche rechtliche Ord-
nungen zu und begrenze insoweit auch eine Berufung auf Art. 3 Abs. 1 GG.255 
Daher erfülle eine Gesetzesvielfalt auf Länderebene die Voraussetzungen des 
Art. 72 Abs. 2 GG (a.F.) erst dann, wenn gerade die Unterschiedlichkeit des Ge-
setzesrechts das gesamtstaatliche Rechtsgut der Rechtseinheit, verstanden als Er-
halt einer funktionsfähigen Rechtsgemeinschaft, bedroht.256 Insgesamt ist festzu-
stellen, dass das BVerfG relativ hohe Voraussetzungen an die Erforderlichkeit 
einer bundesgesetzlich einheitlichen Regelung stellt. 
Bezieht man diese Anforderungen auf die durch die Föderalismusreform ge-
schaffene Kompetenzlage im Untersuchungshaftvollzug, lässt sich feststellen, dass 
auch in diesem Bereich nicht von der Erforderlichkeit einer bundesgesetzlich 
einheitlichen Regelung ausgegangen werden kann. Dies selbst dann nicht, wenn in 
Übereinstimmung mit dem niedersächsischen Gesetzgeber von einer umfassenden 
Gesetzgebungskompetenz der Länder zur Regelung des Untersuchungshaftvoll-
zuges ausgegangen werden sollte:257 Eine Auseinanderentwicklung der Lebensver-
hältnisse in den Ländern der Bundesrepublik in erheblicher, das bundesstaatliche 
Sozialgefüge beeinträchtigender Weise zeichnet sich bei bis zu 16 unterschiedli-
chen Gesetzen zum Vollzug der Untersuchungshaft nicht konkret ab. Bei dem 
Vollzug der Untersuchungshaft handelt es sich um einen abgegrenzten, über-
schaubaren Lebensbereich, dessen unterschiedliche gesetzliche Regelung in den 
einzelnen Ländern nicht geeignet scheint, das bundesstaatliche Sozialgefüge als 
solches zu beeinträchtigen. Vor diesem Hintergrund ist nicht ersichtlich, inwiefern 
gerade die Unterschiedlichkeit des Gesetzesrechts zum Vollzug der Untersu-
chungshaft die Funktionsfähigkeit der Rechtsgemeinschaft bedrohen kann. Dieses 
Ergebnis kann in Anbetracht der im Kern identischen Fragestellung nach der 
Erforderlichkeit einer bundesgesetzlich einheitlichen Regelung zumindest als Indiz 
gewertet werden – auch wenn bei einer Übertragung der vom BVerfG aufgestell-
ten Anforderungen aufgrund der Unterschiedlichkeit des Ausgangspunktes258 
                                                     
254 BVerfGE 112, 226 (244); 106, 62 (144). 
255 BVerfGE 106, 62 (145); 12, 139 (143); 10, 354 (371); ähnlich: Rengeling in HdBdStR VI (2008), § 
135/Rn. 28. 
256 BVerfGE 106, 62 (145). 
257 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
258 Auslegung des Art. 72 Abs. 2 GG a.F. in der hier dargestellten Rechtsprechung des BVerfG 
einerseits und Frage der Zulässigkeit der Kompetenzübertragung für „das Recht des Untersu-
chungshaftvollzugs“ durch den verfassungsändernden Gesetzgeber andererseits. 
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Zurückhaltung geboten ist. Entscheidend kommt hinzu, dass der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber mit der Übertragung der Kompetenz für „das Recht des Un-
tersuchungshaftvollzugs“ vom Bund auf die Länder letztlich nur der grundgesetz-
lich vorgesehenen Zuständigkeitsvermutung zugunsten der Länder gem. Art. 30, 
70 GG259 gerecht wird. Die Zuständigkeit der Länder entspricht dem föderalen 
Kompetenzgefüge des Grundgesetzes, dessen Sinn es ist, „den Ländern eigen-
ständige Kompetenzräume für partikulardifferenzierte Regelungen zu eröff-
nen“.260 Wird weiterhin berücksichtigt, dass die eingangs dargelegten verfassungs-
rechtlichen Bedenken im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 GG letztlich das föderale 
Gefüge der Bundesrepublik insgesamt in Frage stellen261 – unterschiedliche ge-
setzliche Landesregelungen gibt es etwa auch im Bereich des Polizeirechts, des 
Verwaltungsverfahrensrechts oder des Kommunalrechts – spricht die Gesamtheit 
der Erwägungen dafür, dass der Schutzgehalt des Art. 3 Abs. 1 GG dem verfas-
sungsändernden Gesetzgeber selbst nicht entgegengehalten werden kann. 
2.    Verstoß des Landesgesetzgebers gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
Möglicherweise kann jedoch dem einzelnen Landesgesetzgeber eine ungerechtfer-
tigte Ungleichbehandlung im Vollzug der Untersuchungshaft aufgrund unter-
schiedlicher landesgesetzlicher Vollzugsregelungen vorgeworfen werden. Dabei ist 
allerdings zu beachten, dass eine Ungleichbehandlung i.S.d. Art. 3 Abs. 1 GG nur 
dann vorliegt, wenn die Vergleichsfälle der gleichen Stelle zuzurechnen sind.262 
Daran fehlt es, wenn die zu vergleichenden Sachverhalte von zwei verschiedenen 
Trägern öffentlicher Gewalt gestaltet werden, da der Gleichheitssatz jeden Träger 
öffentlicher Gewalt allein in dessen konkretem Zuständigkeitsbereich bindet.263 
Ein Land verletzt den Gleichheitssatz daher nicht deshalb, weil ein anderes Land 
den gleichen Sachverhalt – hier den Vollzug der Untersuchungshaft und seine 
gesetzliche Ausgestaltung – anders behandelt.264 Damit greift das Argument einer 
ungerechtfertigten Ungleichbehandlung durch unterschiedliche landesgesetzliche 
Ausgestaltungen des Untersuchungshaftvollzuges selbst gegenüber dem einzelnen 
Landegesetzgeber nicht durch. 
Die Verlagerung der Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvoll-
zugs“ ist auch im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 GG als verfassungsrechtlich unbe-
denklich einzustufen, so dass insgesamt nicht ersichtlich ist, dass durch die Verla-
gerung der Gesetzgebungskompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvoll-
                                                     
259 BVerfGE 108, 169 (179); 42, 20 (28); 34, 139 (152); 26, 281 (297); 11, 6 (15); Hillgruber in BK, 
GG, Art. 30/Rn. 51; Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 30/Rn. 3. 
260 BVerfGE 112, 226 (248); 106, 62 (150). 
261 Ähnlich: Rengeling in HdBdStR VI (2008), § 135/Rn. 28. 
262 Osterloh in Sachs, GG, Art. 3/Rn. 81; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 3/Rn. 4a. 
263 BVerfGE 79, 127 (158); 76, 1 (73); 21, 54 (68); Osterloh in Sachs, GG, Art. 3/Rn. 81; Jarass in 
Jarass/Pieroth, GG, Art. 3/Rn. 4a. 
264 BVerfGE 93, 319 (351); 52, 42 (57 f.); 42, 20 (27); Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 3/Rn. 4a. 
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zugs“ vom Bund auf die Länder verfassungswidriges Verfassungsrecht geschaffen 
wurde.265 Die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Untersu-
chungshaftvollzug ist als solche verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden  
B. Kompetenzabgrenzung zwischen Bund und Ländern – 
Inhalt und Reichweite der durch die Föderalismusre-
form übertragenen Kompetenz für „das Recht des Un-
tersuchungshaftvollzugs“ 
Begegnet also die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“ als solche keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, 
so stellt sich dennoch die Frage nach dem genauen Inhalt und der Reichweite der 
neugewonnenen Kompetenz der Länder. Der durch die Föderalismusreform neu 
gefasste Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG bestimmt ausdrücklich: 
„Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete: 1. das bürgerliche 
Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung, das gerichtliche Verfahren (ohne das Recht 
des Untersuchungshaftvollzugs), die Rechtsanwaltschaft, das Notariat und die Rechtsbe-
ratung.“ 
Aus dieser Fassung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG, insb. aus dem Klammerzusatz 
„das gerichtliche Verfahren (ohne das Recht des Untersuchungshaftvollzugs)“, 
wird deutlich, dass der Vollzug der Untersuchungshaft Bestandteil des gerichtli-
chen Verfahrens ist. Als solcher wurde er allerdings herausgenommen aus der für 
das gerichtliche Verfahren bestehenden konkurrierenden Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes, so dass er gem. Art. 70 Abs. 1 GG in den Zuständigkeitsbereich 
der Länder fällt.266 Ohne klare Abgrenzung der (an sich einheitlichen) Kompe-
tenzbereiche „gerichtliches Verfahren“ und „Recht des Untersuchungshaftvoll-
zugs“ kann diese Kompetenzstruktur – konkurrierende Kompetenz des Bundes 
für das gerichtliche Verfahren, ausschließliche Zuständigkeit der Länder für das 
                                                     
265 In diese Richtung wohl auch Pollähne, StV 2007, 553: Zwar sei die Föderalisierung des Justizvoll-
zugsrechts eine Fehlentscheidung gewesen, da sie nun aber gefallen sei, müsse sie akzeptiert 
werden und man müsse „das Beste daraus“ machen. Hinzu kommt, dass allein die Verlagerung 
der Kompetenz für den Strafvollzug im Rahmen der gemeinsamen öffentlichen Anhörung des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages und des Ausschusses für Innere Angelegenhei-
ten des Bundesrates zur Föderalismusreform in verfassungsrechtlicher Hinsicht kritisiert wurde, 
vgl. Seebode in Dt. Bundestag 2006, Rechtsausschuss, Sten. Bericht der 14. Sitzung vom 
17.5.2006, S. 29 (C). Bei durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Übertra-
gung der Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ hätte eine offene Darle-
gung der Kritik gerade im Rahmen der gemeinsamen Anhörung nahegelegen. 
266 Niedobitek in BK, GG, Art. 74/Rn. 18; Stettner in Dreier, GG, Art. 74/Rn. 29 (Supplementum); 
Degenhart in Sachs, GG, Art. 74/Rn. 20; Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 74/Rn. 
23; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 74/Rn. 9. 
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Recht des Untersuchungshaftvollzuges als Teilbereich des gerichtlichen Verfah-
rens – zu Überschneidungen der gesetzlichen Regelungen auf Bundes- sowie Lan-
desebene führen. So liegt dem bereits oben angesprochenen Gesetz zur Änderung 
des Untersuchungshaftrechts auf Bundesebene sowie dem Gesetz der 12er-
Gruppe eine eher restriktive Auslegung der den Ländern übertragenen Kompe-
tenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ zugrunde.267 Dies hat zur 
Folge, dass das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts Bereiche des 
Untersuchungshaftvollzuges einer bundesgesetzlichen Regelung zugeführt hat, die 
der niedersächsische Gesetzgeber unter Zugrundelegung eines umfassenden Ver-
ständnisses seiner neugewonnenen Kompetenz bereits im Niedersächsischen Jus-
tizvollzugsgesetz erfasst hat.268 Auch der ebenfalls oben angesprochene Vorlage-
beschluss des OLG Oldenburg269 geht von einer nur eingeschränkten Kompetenz-
übertragung zugunsten der Länder aus und bestreitet infolgedessen die Kompe-
tenz des niedersächsischen Gesetzgebers zur Regelung weiter Teile des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes. Die Frage nach dem genauen Inhalt und der 
Reichweite der neugewonnenen Kompetenz der Länder für „das Recht des Unter-
suchungshaftvollzugs“ ist somit von besonderer Bedeutung für den (zulässigen) 
Regelungsgehalt des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und damit auch von 
nicht unwesentlichem Interesse für gesetzgeberische Aktivitäten anderer Länder 
bzw. des Bundes im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges. 
Dabei betrifft die Frage nach Inhalt und Reichweite der Länderkompetenz 
zwei Problemkreise, die beide erst nach der Übertragung der Gesetzgebungskom-
petenz durch die Föderalismusreform aufgegriffen und zum Gegenstand einer – 
bislang allerdings nur in Ansätzen geführten270 – wissenschaftlichen Auseinander-
setzung wurden. Zum einen ist zu untersuchen, ob die Länder kraft einer umfas-
senden Regelungsbefugnis sowohl Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit und Ordnung der Vollzugsanstalt als auch Maßnahmen zur Erreichung des 
Zwecks der Untersuchungshaft gesetzlich normieren können, oder ob sie auf-
grund einer nur eingeschränkten Gesetzgebungskompetenz allein den Bereich der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt einer gesetzlichen Regelung zuführen kön-
nen.271 Zum anderen stellt sich die Frage, ob die Länder aufgrund ihrer Gesetzge-
bungszuständigkeit für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ auch befugt 
                                                     
267 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. 
268 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 f. 
269 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
270 Krauß in Graf/Volk, StPO, Stand: 1.4.2009, § 119/Rn. 2: „Wann eine Regelungsmaterie das in die 
Länderkompetenz gefallene Recht des Untersuchungshaftvollzugs oder das Recht der Untersu-
chungshaft, also das gerichtliche Verfahren, betrifft […] ist noch nicht abschließend geklärt.“ 
Zu Inhalt und Reichweite der den Ländern übertragenen Kompetenz für „das Recht des Unter-
suchungshaftvollzugs“ hat sich bisher nur eindeutig geäußert: Seebode, ZfStrVo 2009, 7 ff.; dersel-
be, HRRS 2008, 236 ff. 
271 Vgl. hierzu die nachfolgende Darstellung des Gesetzes zur Änderung des Untersuchungshaft-
rechts und des Vorlagebeschlusses des OLG Oldenburg. 
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sind, in die Zuständigkeitsregelung der §§ 119, 126 StPO einzugreifen und eine 
eigene Zuständigkeitsbestimmung für den Vollzug der Untersuchungshaft zu 
normieren.272 In diesem Zusammenhang sollen zunächst die divergierenden Aus-
legungsmöglichkeiten bezogen auf Inhalt und Reichweite der Kompetenz für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ dargestellt und im Anschluss daran einer 
Bewertung zugeführt werden. 
I.    Restriktive Auslegung der den Ländern übertragenen Kompetenz für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ 
Das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts auf Bundesebene, das 
Gesetz der 12er-Gruppe sowie der Vorlagebeschluss des OLG Oldenburg äußern 
sich zu der Frage, ob die Regelungskompetenz der Länder sich nur auf den Be-
reich der Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt erstreckt oder auch den 
Zweck der Untersuchungshaft umfasst. Das OLG Oldenburg nimmt in seinem 
Vorlagebeschluss außerdem zu der Frage Stellung, ob die Länder kraft ihrer neu-
gewonnenen Gesetzgebungskompetenz auch eine eigene Zuständigkeitsregelung 
für den Vollzug der Untersuchungshaft normieren können. 
1.    Inhalt und Reichweite der Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ im 
Hinblick auf die Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt sowie den Zweck der Unter-
suchungshaft 
Ausgangspunkt des Gesetzes zur Änderung des Untersuchungshaftrechts sowie 
des Gesetzes der 12er-Gruppe ist die Verlagerung der Kompetenz für das Recht 
des Untersuchungshaftvollzuges vom Bund auf die Länder.273 Beide Gesetze ge-
hen davon aus, dass der Bund auch nach der Föderalismusreform noch den Be-
reich regeln darf, der bislang von der Generalklausel in § 119 Abs. 3 Alt. 1 StPO 
a.F. (Beschränkungen, die der Zweck der Untersuchungshaft erfordert) erfasst 
wurde.274 Dieser Bereich sei dem Untersuchungshaftrecht zuzuordnen und unter-
falle als Bestandteil des gerichtlichen Verfahrens der konkurrierenden Kompetenz 
des Bundes gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG.275 Daraus folge im Umkehrschluss, 
dass nach der Föderalismusreform nur diejenigen Regelungen in den ausschließli-
chen Zuständigkeitsbereich der Länder gem. Art. 70 Abs. 1 GG fallen, die bislang 
von der Generalklausel in § 119 Abs. 3 Alt. 2 StPO a.F. (Beschränkungen, die die 
Ordnung in der Vollzugsanstalt erfordert) erfasst waren.276 Die Gesetze gehen 
damit gleichsam von einer Aufteilung der Gesetzgebungskompetenz im Bereich 
der Untersuchungshaft aus. Diejenigen Regelungen, die den Zweck der Untersu-
                                                     
272 Vgl. hierzu die nachfolgende Darstellung des Vorlagebeschlusses des OLG Oldenburg und des 
Regelungsinhalts des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes. 
273 BT-Drs. 16/11644, S. 12; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 2 f. 
274 BT-Drs. 16/11644, S. 12; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3 f.; so auch: Harms, ZfStrVo 2009, 13. 
275 BT-Drs. 16/11644, S. 12; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3 f.; so auch: Harms, ZfStrVo 2009, 13. 
276 BT-Drs. 16/11644, S. 12; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3 f.; so auch: Harms, ZfStrVo 2009, 13. 
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chungshaft betreffen, seien als Untersuchungshaftrecht dem Kompetenzbereich 
des „gerichtlichen Verfahrens“ zuzuordnen und unterliegen demgemäß der kon-
kurrierenden Kompetenz des Bundes gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG.277 Diejenigen 
Regelungen, die die Ordnung in der Vollzugsanstalt betreffen, seien dem Untersu-
chungshaftvollzugsrecht und damit dem Kompetenzbereich für „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“ zuzuordnen, sie gehören der ausschließlichen Zu-
ständigkeit der Länder an, Art. 70 Abs. 1 GG.278 
Vor dem Hintergrund, dass Konkretisierungen des § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
bisher lediglich in der Untersuchungshaftvollzugsordnung als gemeinsamer Ver-
waltungsanordnung der Länder zu finden waren, ist „die Integration des dem 
Bund verbliebenen, aber derzeit im Wesentlichen außerhalb der Strafprozessord-
nung normierten, Regelungsbereiches in die Strafprozessordnung“ erklärtes Ziel 
des Gesetzes zur Änderung des Untersuchungshaftrechts auf Bundesebene.279 
Schwerpunkt der Novelle war die Neufassung des § 119 StPO. Die der konkurrie-
renden Kompetenz des Bundes zugehörigen und bislang in der Untersuchungs-
haftvollzugsordnung im Einzelnen normierten Beschränkungen des Untersu-
chungshäftlings und ihre Anordnungsvoraussetzungen wurden durch eine Neu-
fassung des § 119 StPO explizit in den Text der Strafprozessordnung übernom-
men.280 Hierzu gehören u.a. die Normierung eines Erlaubnisvorbehalts für den 
Besuchsempfang in § 119 Abs. 1 Nr. 1 StPO n.F. oder auch die Anordnung der 
Überwachung des Schrift- und Paketverkehrs in § 119 Abs. 1 Nr. 2 StPO n.F.. 
Der Vorlagebeschluss des OLG Oldenburg bezieht sich auf die Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zur gerichtlichen Kontrolle des Schrift-
verkehrs des Untersuchungsgefangenen, §§ 146 Abs. 3, 134 Abs. 1 Nr. 1 
NJVollzG (a.F.).281 Es ist festzuhalten – ohne an dieser Stelle bereits näher auf den 
konkreten Regelungsinhalt der §§ 146 Abs. 3, 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG (a.F.) 
eingehen zu wollen282 – dass der Senat des OLG Oldenburg die fraglichen Regelun-
gen für verfassungswidrig hält, weil dem niedersächsischen Gesetzgeber insoweit 
keine Gesetzgebungskompetenz zukomme.283 Ausgangspunkt dieser Erwägungen 
ist die durch die Föderalismusreform veränderte Zuständigkeitsstruktur des Art. 
74 Abs. 1 Nr. 1 GG. Das OLG Oldenburg konstatiert, dass der Untersuchungshaft-
vollzug nicht mehr Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes 
                                                     
277 BT-Drs. 16/11644, S. 23; BR-Drs. 829/08, S. 12; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3 f.; so auch: 
Harms, ZfStrVo 2009, 13. 
278 BT-Drs. 16/11644, S. 23; BR-Drs. 829/08, S. 12; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3 f.; so auch: 
Harms, ZfStrVo 2009, 13. 
279 BT-Drs. 16/11644, S. 1, 12. 
280 BT-Drs. 16/11644, S. 1, 12; so auch: Harms, ZfStrVo 2009, 13 (13 f.). 
281 OLG Oldenburg, StV 2008, 195; der Beschluss des OLG Oldenburg wurde zeitlich vor dem In-
Kraft-Treten des Änderungsgesetzes zum Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz am 1.3.2009 
verfasst und bezieht sich daher auf die ursprüngliche Zuständigkeitsregelung des § 134 Abs. 1 
Nr. 1 NJVollzG a.F. 
282 Hierzu sogleich unter 2. 
283 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
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ist, sondern nunmehr in die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder nach Art. 70 
Abs. 1 GG fällt.284 Das gerichtliche Verfahren und damit auch das Strafverfah-
rensrecht einschließlich der verfahrensrechtlichen Vorschriften über die Untersu-
chungshaft seien hingegen weiterhin Gegenstand der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes.285 Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft 
würden grds. unabhängig von dem konkreten Strafverfahren, in dem die Untersu-
chungshaft angeordnet wurde, in allgemeiner Weise die Ausgestaltung des Unter-
suchungshaftvollzuges bestimmen und damit insb. der Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung in der Vollzugsanstalt dienen.286 Gegenstand des beim 
Bund verbliebenen Untersuchungshaftrechts sei demgegenüber die Sicherung des 
Ablaufs eines bestimmten Strafverfahrens durch Anordnung von Untersuchungs-
haft.287 Vor dem Hintergrund dieser Trennung der Kompetenzen für den Unter-
suchungshaftvollzug auf der einen Seite und das übrige Untersuchungshaftrecht 
auf der anderen Seite geht der Senat davon aus, dass die richterliche Überwachung 
des Schriftwechsels von Untersuchungsgefangenen zum Bereich des dem Bundes-
gesetzgeber vorbehaltenen Untersuchungshaftrechts und nicht zum Bereich des 
Untersuchungshaftvollzuges gehört.288 Die inhaltliche Überwachung des Schrift-
wechsels von Untersuchungsgefangenen sei zwar insoweit Bestandteil des Unter-
suchungshaftvollzuges, als sie einer Gefährdung der Sicherheit und/oder Ord-
nung der Vollzugsanstalt entgegenwirkt – etwa durch das Aufdecken von Flucht-
plänen in einer Postsendung.289 Abgesehen von diesem Teilbereich sei die Brief-
kontrolle jedoch ganz überwiegend dem Untersuchungshaftrecht als solchem und 
damit der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes zuzuordnen, da 
sie vorrangig der Abwehr der in den Haftgründen zum Ausdruck kommenden 
Gefahren und damit dem Zweck der Untersuchungshaft, der Sicherung des Straf-
verfahrens, diene.290 Infolgedessen war das Land Niedersachsen nach Auffassung 
des OLG Oldenburg nicht befugt, die in Frage stehende Materie durch ein Landes-
gesetz, namentlich durch die §§ 146 Abs. 3, 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG (a.F.), zu 
regeln.291 
2.    Inhalt und Reichweite der Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ im 
Hinblick auf die Zuständigkeitsregelung des § 126 StPO 
Das OLG Oldenburg nimmt in ähnlicher Weise wie das Gesetz zur Änderung des 
Untersuchungshaftrechts und das Gesetz der 12er-Gruppe eine Trennung vor 
                                                     
284 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
285 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
286 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196 f.). 
287 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196 f.). 
288 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (195). 
289 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (197). 
290 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (197). 
291 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (197). 
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zwischen dem Untersuchungshaftvollzugsrecht, das in die Kompetenz der Länder 
fällt, und dem Untersuchungshaftrecht, das in der Kompetenz des Bundes verblie-
ben ist. Bei diesem Befund bleibt der Senat allerdings nicht stehen. Seine Ausfüh-
rungen beziehen sich außerdem auf die von Niedersachsen getroffene Zuständig-
keitsregelung des § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F., die u.a. im Rahmen der Kon-
trolle des Schriftverkehrs von Untersuchungsgefangenen nach § 146 Abs. 3 
NJVollzG wirksam wird.292 Hierbei bestimmt § 146 Abs. 3 NJVollzG, dass die 
Textkontrolle vom Gericht durchgeführt wird; „Gericht“ i.S.d. § 146 Abs. 3 
NJVollzG ist nach der Legaldefinition des § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F. das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Vollzugsbehörde ihren Sitz hat. Damit wird, wie 
bereits oben ausgeführt,293 die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts294 in Abkehr 
von der bisher bestehenden Zuständigkeit des Haftgerichts bzw. des mit der Sa-
che befassten Gerichts295 nach §§ 119, 126 StPO begründet. Diese Neuregelung 
der Zuständigkeit im Vollzug der Untersuchungshaft hält der Senat des OLG 
Oldenburg – zumindest für den Bereich der Kontrolle des Schriftverkehrs des Un-
tersuchungsgefangenen, der Auslöser des Vorlagebeschlusses war – für verfas-
sungswidrig, weil dem niedersächsischen Gesetzgeber insoweit die Gesetzge-
bungskompetenz fehle.296 
Hierzu führt das OLG Oldenburg an, dass der Bund mit den §§ 119, 126 StPO 
eine Zuständigkeitsbestimmung für die Überwachung des Schriftwechsels von 
Untersuchungsgefangenen getroffen hat.297 Diese Regelung sei, in Umsetzung der 
oben dargestellten Differenzierung des OLG Oldenburg zwischen dem Recht des 
Untersuchungshaftvollzuges und dem übrigen Untersuchungshaftrecht, auch nach 
der Föderalismusreform der weiterhin bestehenden konkurrierenden Kompetenz 
des Bundes für das gerichtliche Verfahren (und damit auch für das Strafverfahren 
inklusive der verfahrensrechtlichen Vorschriften über die Untersuchungshaft) 
zuzuordnen.298 Dadurch, dass der Bund mit den §§ 119, 126 StPO von der ihm 
zustehenden Kompetenz Gebrauch gemacht hat, seien die Länder gem. Art. 72 
Abs. 1 GG nicht mehr befugt, eine landesgesetzliche Regelung zu erlassen.299 Die 
Zuständigkeitsregelung für die Überprüfung des Schriftverkehrs von Untersu-
chungshäftlingen gem. §§ 146 Abs. 3, 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F. sei daher 
kompetenzwidrig zustande gekommen; das Land Niedersachsen verfügte nach 
                                                     
292 OLG Oldenburg, StV 2008, 195. 
293 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
294 Das Vollzugsgericht ist auch sonst für die im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden Ent-
scheidungen und sonstigen Maßnahmen zuständig, soweit seine Zuständigkeit vorgesehen ist. 
Ansonsten ist die Vollzugsbehörde zuständig, § 134 Abs. 2 S. 1 NJVollzG. 
295 Die Zuständigkeit des Haftgerichts bzw. des mit der Sache befassten Gerichts ist abhängig davon, 
ob bereits öffentliche Klage erhoben ist, § 126 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 StPO. 
296 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
297 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
298 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196 f.). 
299 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
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Auffassung des Senats nicht über die erforderliche Gesetzgebungskompetenz, um 
diese Regelungen zu erlassen.300  
II.   Umfassende Auslegung der den Ländern übertragenen Kompetenz für „das 
Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ 
Die Frage, ob und in welchem Umfang dem Land die Gesetzgebungskompetenz 
für die im fünften Teil des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes enthaltenen 
Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft zusteht, wurde auch im Zuge des 
Gesetzgebungsverfahrens zum Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz im Aus-
schuss für Rechts- und Verfassungsfragen des Niedersächsischen Landtages erör-
tert.301 Die niedersächsische Landesregierung vertritt in diesem Zusammenhang 
die Auffassung, dass die Länder durch die Neufassung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 
GG nicht nur zur Regelung solcher Beschränkungen befugt sind, die der Sicher-
heit und Ordnung der Anstalt dienen.302 Vielmehr komme den Ländern auch die 
Kompetenz zur Regelung solcher Beschränkungen zu, die der Durchsetzung des 
Zwecks der Untersuchungshaft, also der Sicherung des Strafverfahrens, dienen.303 
Dieser Auffassung hat sich der Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 
angeschlossen.304 
Ausgehend von diesem umfassenden Verständnis der den Ländern übertrage-
nen Kompetenz ist der niedersächsische Gesetzgeber weiterhin der Auffassung, 
dass sich die neugewonnene Kompetenz der Länder auch auf die Regelung der 
Zuständigkeit für Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft erstreckt.305 
Nach Ansicht des niedersächsischen Gesetzgebers ist es „geradezu widersinnig“, 
anzunehmen, dass die Länder nach der Föderalismusreform zwar das Gebiet des 
Untersuchungshaftvollzuges regeln, dabei aber nicht die durch § 119 StPO vorge-
gebene Zuständigkeitsverteilung ändern dürften.306 Ein solches Kompetenzver-
ständnis würde einen wesentlichen Bestandteil des Gebietes des Untersuchungs-
                                                     
300 OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (197). 
301 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 44. 
302 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45. 
303 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45. 
304 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45. Auch 
dem Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg liegt ein solches Kompetenz-
verständnis zugrunde, siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. Trotzdem hat Baden-Württemberg 
zunächst auf die Regelung desjenigen Bereiches, der den Zweck der Untersuchungshaft betrifft, 
verzichtet (siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff.), weshalb im Folgenden nicht mehr auf das ba-
den-württembergische Gesetz Bezug genommen werden soll. 
305 Vgl. die Zuständigkeitsregelung des § 134 NJVollzG, außerdem: NJVollzG-E, Begründung, 
Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E (§131 NJVollzG-E ist die Vorgängerregelung der nunmehr 
in Kraft getretenen Zuständigkeitsregelung des § 134 NJVollzG, vgl. NJVollzG-E Nds.-LT Drs. 
15/3565). 
306 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E (§131 NJVollzG-E ist die Vor-
gängerregelung der nunmehr in Kraft getretenen Zuständigkeitsregelung des § 134 NJVollzG, 
vgl. NJVollzG-E Nds.-LT Drs. 15/3565). 
Die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug 
 
60 
haftvollzuges, ohne den eine sinnvolle Regelung dieses Bereiches kaum möglich 
sei, von der Gesetzgebungskompetenz der Länder ausnehmen, was nicht gewollt 
gewesen sein kann.307 Mit dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz soll das 
bestehende Bundesrecht auf dem Gebiet des Vollzugs der Untersuchungshaft 
nach Maßgabe des Art. 125a Abs. 1 S. 2 GG durch Landesrecht ersetzt werden.308 
Dadurch werde das Gebiet des Untersuchungshaftvollzuges erstmalig auf eine 
angemessene gesetzliche Grundlage gestellt, die den Rechten der als unschuldig 
geltenden Untersuchungsgefangenen, dem Zweck der Untersuchungshaft als Teil 
des gerichtlichen Strafverfahrens sowie den Belangen der Sicherheit und Ordnung 
der Justizvollzugsanstalten gleichermaßen Rechnung trage.309 
In Umsetzung dieses umfangreichen Regelungszieles stellt das Niedersächsi-
sche Justizvollzugsgesetz in seinem fünften Teil ein umfassendes Regelwerk zum 
Vollzug der Untersuchungshaft dar. Nicht nur die Belange der Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt sind einer gesetzlichen Regelung zugeführt worden, auch 
verschiedene Maßnahmen zur Erreichung des Zweckes der Untersuchungshaft 
einschließlich einer eigenen Zuständigkeitsregelung für die Maßnahmen im Voll-
zug der Untersuchungshaft wurden vom niedersächsischen Gesetzgeber normiert. 
Hierzu gehören Beschränkungen des Schrift- und Paketverkehrs in den §§ 145 ff. 
NJVollzG oder des Besuchsempfangs in den §§ 143 ff. NJVollzG genauso, wie 
die Zuständigkeitsregelung in den §§ 134 f. NJVollzG n.F. – Regelungen, die das 
Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts auf Bundesebene unter 
Zugrundelegung eines restriktiveren Kompetenzverständnisses einer Bundesrege-
lung zugeführt hat bzw. die der Vorlagebeschluss des OLG Oldenburg mangels 
Kompetenz des niedersächsischen Gesetzgebers für verfassungswidrig hält.310 
III.  Auslegung des Kompetenztitels anhand klassischer Auslegungsmethoden 
Die vorgefundenen unterschiedlichen Auffassungen zu der den Ländern durch die 
Föderalismusreform übertragenen Kompetenz für „das Recht des Untersu-
chungshaftvollzugs“ zeigen, dass der genaue Inhalt und die Reichweite der Kom-
petenzübertragung unklar sind. Es ist fraglich, ob die Kompetenz der Länder für 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ eher restriktiv zu verstehen ist und 
sich allein auf Anordnungen betreffend die Sicherheit und Ordnung der Vollzugs-
anstalt bezieht oder ob die Kompetenz umfassender zu verstehen ist und auch 
Regelungen bezogen auf den Zweck der Untersuchungshaft erfasst. Genauso ist 
problematisch, ob die den Ländern übertragene Kompetenz so weit geht, in Ab-
kehr von der bisherigen Regelung der §§ 119, 126 StPO eigene Zuständigkeitsre-
                                                     
307 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E (§131 NJVollzG-E ist die Vor-
gängerregelung der nunmehr in Kraft getretenen Zuständigkeitsregelung des § 134 NJVollzG, 
vgl. NJVollzG-E Nds.-LT Drs. 15/3565). 
308 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 109.; Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21. 
309 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 110. 
310 Siehe: 1. Kapitel, B., II., S. 21 ff. 
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gelungen für die Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft zu normieren. 
Dabei ist in diesem Zusammenhang noch einmal klarstellend anzumerken, dass 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ eindeutig Bestandteil des (gerichtli-
chen) Verfahrens ist und die Untersuchungshaft selbst unbestritten als strafverfah-
rensrechtliche Maßnahme anerkannt ist.311 Als abzugrenzender Teil des Verfah-
rensrechts lässt sich das Recht des Untersuchungshaftvollzuges daher von vorn-
herein nicht durch eine Gegenüberstellung mit dem übrigen Verfahrensrecht 
kennzeichnen.312 Es geht im Folgenden vielmehr um die Frage, wie groß der Be-
reich ist, der aus der konkurrierenden Kompetenz des Bundes für das gerichtliche 
Verfahren herausgenommen und in die ausschließliche Zuständigkeit der Länder 
überführt wurde. Dies ist durch Auslegung des neugefassten Kompetenztitels des 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG anhand der vier klassischen Auslegungskriterien313 zu 
ermitteln. 
1.    Wortsinn 
Der herkömmlich nur strafprozessual314 verwandte Begriff des Untersuchungs-
haftvollzuges findet sich seit der Föderalismusreform und der mit dieser einherge-
henden Neufassung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG in der Verfassung wieder. Die 
sprachliche Fassung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG315 belegt, wie bereits oben fest-
gestellt, dass „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ Bestandteil der Kompe-
tenzmaterie „gerichtliches Verfahren“ ist und als solcher ausdrücklich von der 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das gerichtliche Ver-
fahren ausgenommen wird.316 Damit geht die Kompetenzzuweisung des Art. 74 
Abs. 1 Nr. 1 GG zwar von einem „Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ als Teil 
des Verfahrensrechts aus, sie beschreibt ihn aber nicht näher.317 Die bisher ein-
heitliche Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes und die in der Strafprozessord-
nung zusammengefasste gesetzliche Regelung erübrigten eine begriffliche Tren-
nung des Rechts des Untersuchungshaftvollzugs vom übrigen Strafprozess-
recht.318 
                                                     
311 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (10); derselbe, HRRS 2008, 236 (238); Niedobitek in BK, GG, Art. 74/Rn. 
18; Stettner in Dreier, GG, Art. 74/Rn. 29 (Supplementum); Degenhart in Sachs, GG, Art. 74/Rn. 
20; Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 74/Rn. 23; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, 
Art. 74/Rn. 9. 
312 Seebode, HRRS 2008, 236 (238); derselbe, ZfStrVo 2009, 7 (9). 
313 Grundlegend zur Auslegung des Rechts und den klassischen Auslegungsmethoden: La-
renz/Canaris, Methodenlehre, S. 133 ff.; Wank, Auslegung, S. 59 ff. 
314 So auch Seebode, ZfStrVo 2009, 7; derselbe, HRRS 2008, 236. 
315 Zum Wortlaut des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG: 2. Kapitel, B., S. 55. 
316 Siehe: 2. Kapitel, B., S. 55 f. 
317 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, HRRS 2008, 236 (238). 
318 Seebode, ZfStrVo 2009, 7; derselbe, HRRS 2008, 236 (238). 
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Ausgehend vom reinen Wortsinn, der den Ausgangspunkt und zugleich die 
Grenze der Auslegung bildet,319 lässt sich der Begriff „Untersuchungshaftvollzug“ 
in drei Teilbegriffe unterteilen – den der „Haft“, den der „Untersuchung“ und den 
des „Vollzuges“.320 Dabei bedeutet Haft sowohl nach allgemeinem Sprach-
gebrauch als auch als strafprozessuale bzw. strafrechtliche Maßnahme zunächst 
eine Freiheitsentziehung i.S.v. weitgehender Beschränkung der körperlichen Be-
wegungsfreiheit.321 Die Charakterisierung dieser Haft als Untersuchungshaft führt zu 
einer Einschränkung des an sich weitgehenden Begriffes der Haft, indem das Att-
ribut der Untersuchung den näheren Sinn und Zweck der Haft beschreibt. Bei der 
Untersuchungshaft geht es um eine durch richterlichen Haftbefehl nach den §§ 112 
ff. StPO angeordnete Haft, die der strafprozessualen Untersuchung einer Straftat 
dadurch dient, dass die Verwirklichung der in den gesetzlichen Haftgründen zum 
Ausdruck kommenden Gefahren verhindert wird.322 Der Begriff des Untersu-
chungshaftvollzuges meint schließlich die Durchführung der durch richterlichen 
Haftbefehl nach den §§ 112 ff. StPO angeordneten Freiheitsentziehung.323 An-
hand dieser begrifflichen Unterteilung wird deutlich, dass das Recht der                            
(Untersuchungs-)Haftanordnung jedenfalls nicht vom Begriff des Untersuchungs-
haftvollzuges erfasst ist.324 Die Anordnung von Untersuchungshaft ist nicht Be-
standteil ihrer Durchführung, die Durchführung von Untersuchungshaft setzt ihre 
Anordnung voraus. Beim Untersuchungshaftvollzug geht es um die Durchfüh-
rung einer durch richterlichen Haftbefehl bereits angeordneten Freiheitsentzie-
hung. Abgesehen von dieser Abgrenzung zwischen dem Recht der Haftanordnung 
und dem Recht des Haftvollzuges wird durch die begriffliche Unterteilung aller-
dings nicht klar, welcher Inhalt dem Begriff des (Untersuchungshaft-)Vollzuges 
zukommt. 
Einen weiteren Anhaltpunkt könnten diesbezüglich der allgemeine sowie juris-
tische Sprachgebrauch liefern:325 In der Bevölkerung wird bei Verwendung des 
Begriffes „Untersuchungshaftvollzug“ i.d.R. keine Trennung vorgenommen zwi-
schen denjenigen Anordnungen, die der Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung in der Vollzugsanstalt dienen und denjenigen Maßnahmen, die dem 
                                                     
319 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 145; Wank, Auslegung, S. 59, 64. 
320 So auch Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 54 ff. 
321 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 54; wobei das genaue Ausmaß dieser Freiheitsentzie-
hung für die vorliegende Erörterung nicht von Erkenntniswert ist und daher nicht problemati-
siert werden soll. 
322 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 65 f.: der Begriff der „Untersuchung“ darf nicht da-
hingehend missverstanden werden, dass die Untersuchungshaft angeordnet werden darf, um 
etwa Ermittlungen zu ermöglichen oder ein Geständnis des Beschuldigten zu erlangen.  
323 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 89 f.; Stettner in Dreier, GG, Art. 74/Rn. 25, 29 
(Supplementum); Degenhart in Sachs, GG, Art. 74/Rn. 20; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 
70/Rn. 20. 
324 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, HRRS 2008, 236 (238). 
325 Den allgemeinen bzw. besonderen/juristischen Sprachgebrauch als Anknüpfungspunkt der Wort-
lautauslegung bezeichnend: Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 141; Wank, Auslegung, S. 60 ff. 
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Zweck der Untersuchungshaft dienen. Dem Begriff des Untersuchungshaftvollzu-
ges werden eher all diejenigen Maßnahmen zugerechnet, die den Inhaftierten nur 
deshalb treffen bzw. treffen können, weil er sich tatsächlich in Untersuchungshaft 
befindet.326 Auch eine Aufteilung zwischen den Maßnahmen des Untersuchungs-
haftvollzuges und der Regelung, wer für die Anordnung dieser Maßnahmen zu-
ständig ist, wird i.d.R. nicht erfolgen. Diesem allgemeinen Verständnis vom Beg-
riff des Untersuchungshaftvollzuges entspricht der juristische Sprachgebrauch. So 
erfasste § 119 Abs. 3 StPO a.F. generalklauselartig sowohl diejenigen Maßnahmen, 
die der Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in der Vollzugsanstalt 
dienten, als auch diejenigen Maßnahmen, die der Zweck der Untersuchungshaft 
erforderte. Die Zuständigkeit des Richters für die erforderlichen Maßnahmen wird 
in § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. bzw. § 119 Abs. 1 S. 3 StPO n.F. angeordnet, ge-
meint ist der Richter des § 126 StPO.327 Die Regelung des § 119 StPO trägt dabei 
die (nichtamtliche) Überschrift „Vollzug der Untersuchungshaft“. Der durch die 
Generalklausel des § 119 Abs. 3 StPO a.F. umfangreiche Anwendungsbereich der 
Vorschrift und die Bestimmung der Zuständigkeit für die im Vollzug der Untersu-
chungshaft anzuordnenden Maßnahmen in § 119 Abs. 6 StPO a.F. bzw. in § 119 
Abs. 1 S. 3 StPO n.F. unter dem Titel „Vollzug der Untersuchungshaft“ sprechen 
für einen umfassenden Vollzugsbegriff, der nicht nur die Sicherheit und Ordnung 
in der Vollzugsanstalt, sondern auch den Zweck der Untersuchungshaft sowie die 
dazugehörige Zuständigkeitsregelung erfasst.328 Die generalklauselartige Normie-
rung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. wurde in der Untersuchungshaftvollzugsordnung 
durch detaillierte Regelungen bezogen auf die Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
sowie den Zweck der Untersuchungshaft konkretisiert.329 Des Weiteren verweist 
Nr. 2 UVollzO auf die Zuständigkeit des Richters für die im Vollzug der Untersu-
chungshaft erforderlichen Maßnahmen und Beschränkungen. Auch hier deutet 
der Titel „Untersuchungshaftvollzugsordnung“ in Verbindung mit dem ausführli-
chen Regelungsgehalt derselben einschließlich der dazugehörigen Zuständigkeits-
bestimmung auf ein umfassendes Verständnis des Begriffes „Untersuchungshaft-
vollzug“ hin.330 Hinzu kommt, dass alle bisherigen, vor der Föderalismusreform 
                                                     
326 OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 106; Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, HRRS 2008, 
236 (240). 
327 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 46. 
328 OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 106; Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, HRRS 2008, 
236 (240); auf die Vorschrift des § 119 StPO und in diesem Zusammenhang u.a. auf deren Ab-
sätze 3 und 6 rekurriert unter dem Stichwort „Vollzug der Untersuchungshaft“ auch Creifelds, 
Rechtswörterbuch, S. 1381 f. 
329 Zu nennen sind etwa: Nr. 27 Abs. 3, Nr. 34 Abs. 1 Ziffer 2, Nr. 39 Abs. 5, Nr. 47 Abs. 1 UVoll-
zO, die jeweils Beschränkungen nicht nur zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt, sondern auch zur Erreichung des Zwecks der Untersuchungshaft vorsehen. 
330 So auch OLG Celle v. 9.2.1010, 1 Ws 37/10, Rn. 106; Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, 
HRRS 2008, 236 (240); auf den Regelungsgehalt der Untersuchungshaftvollzugsordnung rekur-
riert unter dem Stichwort „Vollzug der Untersuchungshaft“ auch Creifelds, Rechtswörterbuch, S. 
1381 f. 
Die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug 
 
64 
vorgelegten Gesetzesentwürfe zur Regelung des Vollzugs der Untersuchungshaft 
vom tradierten Bereich des Untersuchungshaftvollzuges ausgegangen sind.331 Sie 
beanspruchten eine umfassende Regelungskompetenz insoweit, als Beschränkun-
gen des Untersuchungshäftlings sowohl im Hinblick auf die Sicherheit und Ord-
nung in der Vollzugsanstalt als auch im Hinblick auf den Zweck der Untersu-
chungshaft normiert wurden.332 Zudem beinhalteten sie auch eine Bestimmung 
der Zuständigkeit für die im Vollzug der Untersuchungshaft anzuordnenden 
Maßnahmen.333  
Zwar ist sprachlich auch ein restriktives Verständnis vom Begriff des Untersu-
chungshaftvollzuges möglich, das trennt zwischen den Aspekten der Sicherheit 
und Ordnung der Anstalt auf der einen Seite und dem Zweck der Untersuchungs-
haft auf der anderen Seite. Die dargelegten Befunde sprechen jedoch allesamt 
dafür, dass erst die Summe aller Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft 
(diejenigen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt sowie 
diejenigen zur Erreichung des Zweckes der Untersuchungshaft) inklusive einer 
diesbezüglichen Zuständigkeitsregelung das Recht des Untersuchungshaftvollzu-
ges ausmacht und es kein davon zu trennendes Untersuchungshaftrecht gibt.334 
Folglich tendiert der Wortsinn des Begriffes „Untersuchungshaftvollzug“ zu ei-
nem umfassenden Verständnis der Kompetenz der Länder für „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“.335 
2.    Systematische Auslegung 
Möglicherweise lässt sich dieser erste Befund durch systematische Erwägungen 
stützen. In diesem Zusammenhang lässt sich zunächst feststellen, dass Art. 74 GG 
im siebten Abschnitt des Grundgesetzes angesiedelt ist, welcher die Gesetzgebung 
                                                     
331 So auch Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, HRRS 2008, 236 (240). 
332 BR-Drs. 249/99: § 16 Abs. 2 des Entwurfes normiert Beschränkungen des Besuchsverkehrs aus 
Gründen des Zweckes der Untersuchungshaft bzw. der Sicherheit und Ordnung der Anstalt, 
gleiches gilt bspw. für § 17 Abs. 2 des Entwurfes. Baumann, Entwurf: § 26 Abs. 1 Nr. 1 des 
Entwurfes regelt z.B. das Anhalten von Schreiben aus Gründen des Zweckes der Untersu-
chungshaft bzw. der Sicherheit der Vollzugsanstalt, dies gilt auch für die Beschränkung des Pa-
ketempfangs in § 28 Abs. 2 des Entwurfes. Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf: § 20 Abs. 
2 des Entwurfes ermöglicht Restriktionen des Besuchsverkehrs aus Gründen der Verfahrenssi-
cherung bzw. der Sicherheit und Ordnung der Anstalt, entsprechendes gilt bspw. auch für die 
Überwachung des Besuchsverkehrs in § 24 Abs. 1 des Entwurfes. 
333 BR-Drs. 249/99: § 5 des Entwurfes regelt die Zuständigkeit für die Anordnung der im Vollzug 
der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen. Baumann, Entwurf: § 82 Abs. 2 des Entwur-
fes betrifft die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Richter und Vollzugsbehörde im Voll-
zug der Untersuchungshaft. Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf: § 6 des Entwurfes nor-
miert die Zuständigkeit von Richter und Vollzugsbehörde. 
334 So aber: OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196 f.); BT-Drs. 16/11644, S. 23; BR-Drs. 829/08, S. 
12; Harms, ZfStrVo 2009, 13. 
335 Im Ergebnis auch OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 107; Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); 
derselbe, HRRS 2008, 236 (240); in diese Richtung wohl auch das umfassende Verständnis in Crei-
felds, Rechtswörterbuch, S. 1381 f. 
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des Bundes regelt. Zu Beginn dieses Abschnittes stellt Art. 70 GG den Grundsatz 
der Länderzuständigkeit auf, d.h. sofern keine abweichende Kompetenzbestim-
mung getroffen wird, haben die Länder das Recht der Gesetzgebung, Art. 70 Abs. 
1 GG. Mit Art. 74 GG sieht das Grundgesetz eine von diesem Grundsatz abwei-
chende Bestimmung vor, die die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes regelt. Für die von Art. 74 GG erfassten Materien kommt den Ländern 
nur nach Maßgabe des Art. 72 GG die Zuständigkeit zum Erlass gesetzlicher Re-
gelungen zu. Innerhalb des Art. 74 GG werden für einzelne Bereiche, die in die 
konkurrierende Kompetenz des Bundes fallen, wiederum Ausnahmen gemacht, so 
dass für bestimmte Teilbereiche doch die grundsätzliche Zuständigkeitsvermutung 
des Art. 70 Abs. 1 GG gilt. Dies betrifft, wie bereits oben aufgezeigt, auch die 
Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“:336 Die Fassung des 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG verdeutlicht, dass „das gerichtliche Verfahren“, zu dem 
das Strafverfahren und damit, als strafprozessuales Instrument, an sich auch die 
Untersuchungshaft gehört, der konkurrierenden Kompetenz des Bundes zuzu-
ordnen ist. Als Bestandteil des gerichtlichen Verfahrens wird „das Recht des Un-
tersuchungshaftvollzugs“ allerdings von der konkurrierenden Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes ausgenommen und der ausschließlichen Zuständigkeit der 
Länder zugeordnet. Die Kompetenzzuweisung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG stellt 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ somit als vom übrigen Verfahrens-
recht abzugrenzenden Teil dar.337 Abgesehen von diesem Befund lässt sich aus der 
Fassung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG allerdings kein Hinweis auf den konkreten 
Inhalt der Kompetenz der Länder für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ 
ableiten. Weitere systematische Anhaltspunkte, die diesbezüglich von Bedeutung 
sein könnten, sind nicht ersichtlich. Insbesondere sind die von Art. 74 GG erfass-
ten Materien zum Teil grundverschieden, so dass eine sachliche Übereinstimmung 
zwischen verschiedenen, der konkurrierenden Kompetenz des Bundes zugewiese-
nen Materien, die unter systematischen Aspekten von Erkenntniswert sein könn-
te,338 nicht gefunden werden kann.339 Auch eine Gegenüberstellung führt insofern 
nicht weiter. Die systematische Auslegung gibt damit nur Aufschluss über die 
tatsächliche Kompetenzverteilung im Bereich „gerichtliches Verfahren“ und 
„Recht des Untersuchungshaftvollzugs“. Darüber hinaus ergeben sich jedoch 
keine Erkenntnisse über den exakten Inhalt der Kompetenz für „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“. 
                                                     
336 Siehe: 2. Kapitel, B., S. 55 f. 
337 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (10); derselbe, HRRS 2008, 236 (238). 
338 So Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 148 f. zur systematischen Auslegung des Rechts. 
339 Niedobitek in BK, GG, Art. 74/Rn. 32: „Der Katalog der konkurrierenden Gesetzgebung in Art. 
74 Abs. 1 GG weist insgesamt keine deutliche Systematik auf“. 
Die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug 
 
66 
3.    Historische Auslegung 
Die historische Auslegung fragt danach, welche Deutung des auszulegenden Ge-
setzes der Regelungsabsicht des Gesetzgebers bzw. seiner eigenen Normvorstel-
lung am besten entspricht.340 Diesbezüglich ist zunächst festzustellen, dass die 
Begründung des Gesetzentwurfs zur Föderalismusreform keine explizite Erklä-
rung im Hinblick auf die Verlagerung der Kompetenz für den Justizvollzug vom 
Bund auf die Länder enthält.341 Insofern kann im Rahmen der historischen Ausle-
gung allein auf die allgemeinen Gründe zurückgegriffen werden, die für die Föde-
ralismusreform als solche und insb. für die Umstrukturierung der Gesetzgebungs-
kompetenzen angeführt werden.342 
Erklärtes Ziel der Föderalismusreform ist es gewesen, durch eine Neuvertei-
lung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern die Handlungs- und Ent-
scheidungsfähigkeit von Bund und Ländern zu verbessern, die politischen Ver-
antwortlichkeiten deutlicher zuzuordnen sowie die Zweckmäßigkeit und Effizienz 
der Aufgabenerfüllung zu steigern.343 Durch die angestrebte Entflechtung von 
Zuständigkeiten sollte die Eigenständigkeit von Bund und Ländern gesteigert 
werden.344 Motiv dieser Ziele war die bisherige bundesstaatliche Ordnung, die 
geprägt war von langwierigen und komplizierten Entscheidungsprozessen und an 
einer übermäßigen institutionellen Verflechtung von Bund und Ländern litt.345 Bei 
der Gesetzgebung des Bundes haben die ausgeprägten Zustimmungsbefugnisse 
der Länder über den Bundesrat bei unterschiedlichen Mehrheitsverhältnissen in 
Bund und Ländern immer wieder zu Verzögerungen oder sogar zur Verhinderung 
wichtiger Gesetzgebungsvorhaben geführt.346 Um dies künftig zu vermeiden, sol-
len die Ebenen des Bundes und der Länder klarer in ihren Zuständigkeiten und 
Finanzverantwortlichkeiten abgegrenzt werden, durch eine deutlichere Zuordnung 
der Gesetzgebungskompetenzen soll es zu einer Stärkung der Gesetzgebung von 
Bund und Ländern kommen, wodurch zudem Entscheidungsabläufe und Verant-
wortlichkeiten für die Bürger transparenter werden als bislang.347 Dabei sollen die 
föderalen Elemente der Solidarität und Kooperation sowie das Element des Wett-
bewerbs neu ausbalanciert werden.348 Konkret soll u.a. die konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes neu geordnet werden, wobei etwa die Mate-
                                                     
340 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 149; Wank, Auslegung, S. 93 f. 
341 Vgl. BT-Drs. 16/813; so auch Seebode in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhö-
rung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 242. 
342 BT-Drs. 16/813, S. 7 ff. 
343 BT-Drs. 16/813, S. 7.; so auch: Gemeinsame Pressemitteilung von Bundestag und Bundesrat zur 
öffentl. Anhörung zur Föderalismusreform vom 12.5.2006, abrufbar unter: 
http://www.bundestag.de/aktuell/presse/2006/pz_0605123.html. 
344 BT-Drs. 16/813, S. 7; so auch Stettner in Dreier, GG, Art. 74/Rn. 3 (Supplementum). 
345 BT-Drs. 16/813, S. 7. 
346 BT-Drs. 16/813, S. 7. 
347 BT-Drs. 16/813, S. 7 f. 
348 BT-Drs. 16/813, S. 7. 
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rien Strafvollzug sowie Vollzug der Untersuchungshaft, die bisher Teilbereich der 
konkurrierenden Kompetenz aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (a.F.) gewesen sind, auf 
die Länder übertragen werden.349 
Fraglich ist, welche Schlussfolgerungen sich aus dieser Motivlage und den mit 
der Föderalismusreform verfolgten Zielen für die Übertragung der Kompetenz für 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ ziehen lassen. Zunächst ist anzumer-
ken, dass sich die von der Begründung des Gesetzentwurfs zur Föderalismusre-
form beschriebene allgemeine Sachlage, der durch die Föderalismusreform gerade 
abgeholfen werden sollte, auf die konkrete Situation im Bereich des Untersu-
chungshaftvollzuges vor der Föderalismusreform übertragen lässt: Bevor es zu 
einer Neustrukturierung der Gesetzgebungskompetenzen durch die Föderalismus-
reform gekommen ist, lag die Kompetenz zur gesetzlichen Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges in der konkurrierenden Zuständigkeit des Bundes.350 Die 
Länder waren allerdings zuständig für die Durchführung des Untersuchungshaft-
vollzuges, die Untersuchungshaft wurde in Justizvollzugsanstalten der Länder 
vollzogen.351 Die politische Verantwortlichkeit – sofern es etwa zu gewaltsamen 
Ausbrüchen von Gefangenen gekommen ist, traf den jeweiligen Landesjustizmi-
nister die Verantwortung – und nicht zuletzt auch die Ausgabenlast für den Un-
tersuchungshaftvollzug lag somit bei den einzelnen Ländern.352 Diese Trennung 
der Gesetzgebungskompetenz für den Vollzug der Untersuchungshaft von der 
politischen und finanziellen Verantwortlichkeit war u.a. ein Grund für das Schei-
tern verschiedener Gesetzgebungsvorhaben auf Bundesebene zur gesetzlichen 
Regelung des Untersuchungshaftvollzuges.353 Bund und Länder haben sich trotz 
der allgemein anerkannten Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung des Unter-
suchungshaftvollzuges354 gegenseitig blockiert, weshalb der Vollzug der Untersu-
chungshaft bis zur Föderalismusreform allein durch die, unter rechtsstaatlichen 
Aspekten kritisch zu beurteilende,355 Untersuchungshaftvollzugsordnung als (ein-
heitliche) Verwaltungsvorschrift der Länder geregelt wurde. 
Durch die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Untersu-
chungshaftvollzug vom Bund auf die Länder wird das erklärte Ziel erreicht, klare-
                                                     
349 BT-Drs. 16/813, S. 8 f. 
350 Siehe: 1. Kapitel, B., S. 15. 
351 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (160). 
352 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (160); für den Strafvollzug, was 
sich allerdings auf den Vollzug der Untersuchungshaft übertragen lässt: Lückemann in Dt. Bun-
destag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages 
zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195. 
353 OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 112; Seebode, HRRS 2008, 236; wohl auch: Aumüller in 
Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bun-
destages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (164). 
354 Siehe: Einleitung, A., S. 1 f. 
355 Siehe: 1. Kapitel, A., II., S. 12 ff. 
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re Verantwortlichkeiten zu schaffen – gesetzgeberische, organisatorische, finan-
zielle und politische Verantwortung liegen nunmehr einheitlich bei den Län-
dern.356 Genauso werden gegenseitige Blockaden zwischen Bund und Ländern 
abgebaut, indem die Länder nun eigenständig eine gesetzliche Regelung des Un-
tersuchungshaftvollzuges entwerfen können, ohne von einem gesetzgeberischen 
Vorschlag des Bundes oder einem allgemeinen Konsens innerhalb des Bundesra-
tes abhängig zu sein.357 Auch wird durch die Übertragung der Gesetzgebungs-
kompetenz für den Vollzug der Untersuchungshaft vom Bund auf die Länder das 
mit der Föderalismusreform angestrebte Ziel erreicht, das föderale Element des 
Wettbewerbs zu stärken. Unterschiedliche Vollzugserfahrungen in den Justizver-
waltungen der einzelnen Länder können – innerhalb der verfassungsrechtlichen 
Grenzen – Eingang finden in die jeweiligen Landesgesetze.358 
Zumindest im Grundsatz besteht damit also eine Übereinstimmung zwischen 
den mit der Föderalismusreform allgemein verfolgten Zielen und der durch die 
Föderalismusreform geschaffenen Länderkompetenz für den Untersuchungshaft-
vollzug. In welchem Umfang die mit der Föderalismusreform verfolgten Ziele 
durch die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für „das Recht des Untersu-
chungshaftvollzugs“ auf die Länder erreicht worden sind bzw. erreicht werden 
können, ist allerdings maßgeblich davon abhängig, ob es durch die Föderalismus-
reform zu einer umfassenden oder doch nur zu einer teilweisen Übertragung der 
Kompetenz gekommen ist. Zu beachten ist, dass es ausdrückliche Regelungsab-
sicht war, mit der Föderalismusreform klarere Verantwortlichkeiten zu schaffen, 
den Abbau gegenseitiger Blockaden sowie eine Stärkung der Gesetzgebung von 
Bund und Ländern durch eine deutlichere Zuordnung der Gesetzgebungskompe-
tenzen zu erreichen. Das Ziel, gegenseitige Blockaden abzubauen, wird nur dann 
umfänglich erreicht, wenn die Gesetzgebungskompetenz für den Vollzug der 
                                                     
356 Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des 
Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159; Lückemann in Dt. Bundestag 2006, 
Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Födera-
lismusreform am 17.5.2006, 195 (196). 
357 In diese Richtung wohl auch OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 112 f.; Aumüller in Dt. 
Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundes-
tages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 159 (164 ff.); Lückemann in Dt. Bundestag 2006, 
Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Födera-
lismusreform am 17.5.2006, 195 (199 f.); Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11); derselbe, HRRS 2008, 236. 
358 Ob dies langfristig zu einer Optimierung der Vollzugsgestaltung führt, oder dem eingangs ange-
sprochenen „Wettbewerb der Schäbigkeit“ Vorschub leistet, bleibt abzuwarten. Lückemann in 
Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bun-
destages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 195 spricht ausdrücklich von einem „Wettbe-
werb der Ideen“ der Landesgesetzgeber; wohl auch Aumüller in Dt. Bundestag 2006, Stellung-
nahme zur öffentl. Anhörung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusre-
form am 17.5.2006, 159 (164); Robbers in Dt. Bundestag 2006, Stellungnahme zur öffentl. Anhö-
rung des Rechtsausschusses des Dt. Bundestages zur Föderalismusreform am 17.5.2006, 218 
(222 ff.). 
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Untersuchungshaft umfassend auf die Länder übertragen worden ist.359 Sofern nur 
der Bereich der Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt in die Länderkompe-
tenz überführt worden sein sollte, kann es in diesem Bereich zwar nicht mehr zu 
einer gegenseitigen Blockade von Bund und Ländern kommen, weil insofern die 
gesetzgeberische, politische und organisatorische Verantwortung in einer Hand 
bei den Ländern liegt. Der (nicht unwesentliche) Bereich, der den Zweck der Un-
tersuchungshaft und die Zuständigkeit für die im Vollzug der Untersuchungshaft 
anzuordnenden Maßnahmen betrifft, läge allerdings immer noch in der Zustän-
digkeit des Bundes, so dass es hier aufgrund der getrennten Verantwortlichkeiten 
weiterhin zu Blockaden zwischen Bund und Ländern kommen könnte – das ein-
deutige Regelungsziel der Föderalismusreform könnte nicht vollständig erreicht 
werden.360 Hinzu kommt, dass bei einer derartig gespaltenen Kompetenzvertei-
lung im Bereich der Untersuchungshaft das Ziel nicht erreicht werden könnte, die 
Kompetenzen deutlich zuzuordnen. Spricht bereits der Wortsinn für ein umfassen-
des Verständnis des Begriffes Untersuchungshaftvollzug,361 widerspräche es dem 
Ziel einer deutlichen Kompetenzzuordnung, die Kompetenz des Untersuchungs-
haftvollzuges entgegen ihrem Wortsinn nicht umfassend zu übertragen, sondern 
zwischen Bund und Ländern aufzugliedern. Zur Erreichung des Zieles deutlicher 
Kompetenzzuordnung ist es nur konsequent, die Kompetenz für den Untersu-
chungshaftvollzug entsprechend ihrem Wortsinn umfassend auf die Länder zu 
übertragen. 
Die ausdrücklichen Regelungsziele der Föderalismusreform können somit nur 
bei einem umfassenden Verständnis der den Ländern übertragenen Kompetenz 
vollumfänglich erreicht werden, so dass die historische Auslegung insgesamt dafür 
spricht, von einer umfassenden Kompetenzübertragung für „das Recht des Unter-
suchungshaftvollzugs“ zugunsten der Länder auszugehen.362 
Daran ändert sich auch nichts, wenn berücksichtigt wird, dass nach der Föde-
ralismusreform sowohl der Bundesgesetzgeber als auch die Mehrheit der Landes-
gesetzgeber von einer nur eingeschränkten Kompetenzübertragung zugunsten der 
Länder ausgegangen sind.363 Hieraus lässt sich für die Auslegung des Art. 74 Abs. 
1 Nr. 1 GG kein Anhaltspunkt gewinnen.364 Für die Auslegung des Art. 74 Abs. 1 
Nr. 1 GG ist allein der Wille des verfassungsändernden Gesetzgebers maßgeblich, 
nicht jedoch die Auffassung eines sich später äußernden Bundes- oder Landesge-
setzgebers.365 
                                                     
359 Seebode, HRRS 2008, 236 (240). 
360 In diese Richtung auch: Seebode, HRRS 2008, 236 (240). 
361 Siehe: 2. Kapitel, B., III., 1., S. 63 ff. 
362 Ausdrücklich: OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 113. 
363 Siehe im Überblick 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. 
364 Ausdrücklich: OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 110; in diese Richtung: Larenz/Canaris, 
Methodenlehre, S. 150. 
365 Ausdrücklich: OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 110; in diese Richtung: Larenz/Canaris, 
Methodenlehre, S. 150. 
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5.    Teleologische Auslegung 
Teleologische Auslegung bedeutet Auslegung gemäß dem erkennbaren Zweck 
und dem Grundgedanken einer gesetzlichen Regelung.366 Hierbei ist von den 
Zwecksetzungen des historischen Gesetzgebers auszugehen, diese sind jedoch 
weiterzuentwickeln, indem sie in ihren Konsequenzen durchdacht und an diesen 
ausgerichtet werden.367 Auf dieser Grundlage soll der erkennbare, sachgerechte 
Zweck, der vernünftigerweise mit der gesetzlichen Regelung verfolgt wird und zu 
angemessenen Lösungen führt, deutlich werden.368 
Bei näherer Betrachtung der Regelungsmaterie „Untersuchungshaft“ erscheint 
es sachgerecht und zweckmäßig, die Gesetzgebungskompetenz für das Recht der 
Untersuchungshaftanordnung und das Recht des Untersuchungshaftvollzuges 
einheitlich dem Kompetenzbereich eines Gesetzgebers zuzuordnen, mithin das 
„Ob“ und das „Wie“ der Untersuchungshaft einer Hand zu überantworten. Den-
noch hat sich der verfassungsändernde Gesetzgeber dafür entschieden, das „Recht 
des Untersuchungshaftvollzugs“ in die Gesetzgebungskompetenz der Länder zu 
überführen und die Zuständigkeit für das Recht der Untersuchungshaftanordnung 
in der Kompetenz des Bundesgesetzgebers zu belassen. Eine an sich einheitliche 
Materie wurde damit auseinandergerissen. Fraglich ist, zu welchen Konsequenzen 
diese Kompetenzübertragung führt. Es ist zu untersuchen, welche Konsequenzen 
ein umfassendes Verständnis der Kompetenzübertragung im Vergleich zu einem 
nur restriktiven Verständnis der Zuständigkeitsverlagerung zeitigt und ob auf-
grund dessen aus teleologischen Erwägungen von einem bestimmten Umfang der 
Kompetenzübertragung auszugehen ist. 
Maßnahmen, die dem Zweck der Untersuchungshaft dienen, weisen einen en-
gen Bezug zum bundesgesetzlich geregelten Strafverfahren auf – dienen sie doch 
gerade der Abwehr der in den gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kommen-
den Gefahren und damit der Verfahrenssicherung. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass Maßnahmen, die der Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der 
Vollzugsanstalt dienen, einen weniger engen Bezug zum Verfahrensrecht aufwei-
sen und deshalb ausschließlich dem Untersuchungshaftvollzugsrecht als Bestand-
teil der Länderkompetenz zuzuordnen sind, während Maßnahmen, die dem 
Zweck der Untersuchungshaft dienen, dem Verfahrensrecht als Bestandteil der 
Bundekompetenz zuzuordnen sind. Eine derartige Differenzierung zwischen dem 
Untersuchungshaftrecht auf der einen Seite und dem Untersuchungshaftvollzugs-
recht auf der anderen Seite würde nicht nur den einheitlich zu verstehenden Beg-
riff des Untersuchungshaftvollzuges369 aufspalten. Sie würde zudem verkennen, 
dass das gesamte Recht des Untersuchungshaftvollzuges als Verfahrensrecht zu 
                                                     
366 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 153 f. 
367 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 153 f.; Wank, Auslegung, S. 98 f. 
368 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 153 f.; Wank, Auslegung, S. 97 ff. 
369 Siehe 2. Kapitel, B., III., 1., S. 63 ff. 
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qualifizieren ist.370 Dies ergibt sich zum einen aus der Formulierung des Art. 74 
Abs. 1 Nr. 1 GG, die den Vollzug der Untersuchungshaft ausdrücklich als Teil des 
gerichtlichen Verfahrens qualifiziert,371 und zum anderen aus dem Charakter der 
Untersuchungshaft als strafprozessuale Maßnahme.372 Hinzu kommt, dass Sicher-
heit und Ordnung der Anstalt dem Zweck der Untersuchungshaft und damit der 
Verfahrenssicherung dienen.373 Bei einer Differenzierung zwischen Untersu-
chungshaftrecht und Untersuchungshaftvollzugsrecht im oben genannten Sinne 
würde die der Verfahrenssicherung dienende Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
zum Selbstzweck des Untersuchungshaftvollzugs.374 Das Vollzugsrecht würde in 
Widerspruch zur sprachlichen Fassung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG seinen Ver-
fahrensbezug verlieren.375 Es bliebe außerdem unberücksichtigt, dass jede An-
staltsunterbringung Sicherheit und Ordnung verlangt. Beide Kriterien sind nicht 
das kennzeichnende Merkmal nur des Untersuchungshaftvollzuges und können 
daher nicht herangezogen werden für eine Kennzeichnung des Untersuchungs-
haftvollzuges in Abgrenzung zum übrigen Verfahrensrecht.376 Der sachliche Zu-
sammenhang zwischen den dem Zweck der Untersuchungshaft dienenden Be-
schränkungen und dem bundesgesetzlich geregelten Strafverfahren allein vermag 
eine Differenzierung zwischen dem Untersuchungshaftrecht und dem Untersu-
chungshaftvollzugsrecht somit nicht zu rechtfertigen.377 Auch der Einwand dro-
hender Rechtszersplitterung als Konsequenz der Kompetenzverlagerung spricht 
aus teleologischen Aspekten nicht unbedingt für einen nur begrenzten Kompe-
tenzzuwachs der Länder. Die Gefahr einer uneinheitlichen Durchführung der 
nach der einheitlich geltenden Strafprozessordnung anzuordnenden Untersu-
chungshaft besteht grundsätzlich unabhängig vom Umfang der den Ländern über-
tragenen Kompetenz: Selbst bei einer nur eingeschränkten Regelungskompetenz 
der Länder, die sich auf den Aspekt der Sicherheit und Ordnung beschränkt, kann 
es insoweit zu einer unterschiedlichen Haftgestaltung kommen, als den Ländern in 
diesem Bereich die eigenverantwortliche Zuständigkeit zusteht.378 
Der niedersächsische Gesetzgeber hat den Vollzug der Untersuchungshaft un-
ter Zugrundelegung eines umfassenden Kompetenzverständnisses einer detaillier-
ten Regelung zugeführt. Hierbei haben sich allerdings die Tücken eines solchen 
                                                     
370 OLG Celle vom 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 115; Seebode, HRRS 2008, 236 (238); in diese Richtung 
auch: König, NStZ 2010, 185.. 
371 Siehe 2. Kapitel, B., S. 55. 
372 Siehe Einl., A., S. 1. 
373 Allgemeine Auffassung, vgl. nur: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 32; Müller-Dietz, JZ 
1973, 129 (132). 
374 Seebode, HRRS 2008, 236 (238); König, NStZ 2010, 185. 
375 OLG Celle vom 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 115; Seebode, HRRS 2008, 236 (238); König, NStZ 
2010, 185. 
376 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (10); derselbe, HRRS 2008, 236 (238). 
377 In diese Richtung wohl auch: OLG Celle vom 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 117; Seebode, HRRS 
2008, 236 (238). 
378 Seebode, HRRS 2008, 236 (240 f.). 
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Kompetenzverständnisses gezeigt: Bei Normierung der Zuständigkeit für die An-
ordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen sah 
sich der niedersächsische Gesetzgeber aus verfassungsrechtlichen Gründen379 
dazu gezwungen, in Abkehr von der bisherigen Zuständigkeitsverteilung im Voll-
zug der Untersuchungshaft eine differenzierte Zuständigkeitsregelung zu normie-
ren.380 Soweit das Gericht im Vollzug der Untersuchungshaft überhaupt zuständig 
ist für die Anordnung einer Maßnahme,381 bestimmt § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG 
n.F. die Zuständigkeit des sog. „Haftgerichts“.382 Handelt es sich bei diesem Ge-
richt allerdings nicht um ein Gericht des Landes Niedersachsen, so ist gem. § 134a 
Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. das „Vollzugsgericht“ zuständig.383 Dem Vollzugsge-
richt, das den Haftbefehl nicht erlassen hat, fehlt i.d.R. jedoch die Kenntnis des 
der Untersuchungshaft zugrundeliegenden Strafverfahrens, weshalb es nur schwer 
beurteilen kann, welche Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen zur Siche-
rung des Strafverfahrens sachgerecht sind.384 Diese Auspaltung der Zuständigkei-
ten und die aufgrund fehlender Kenntnis des Strafverfahrens auch nur bedingt 
sachgerechte Zuständigkeit des Vollzugsgerichts ist die verfassungsrechtlich gebo-
tene Konsequenz385 eines umfassenden Kompetenzverständnisses des niedersäch-
sischen Gesetzgebers. Bei einem restriktiven Kompetenzverständnis, das allein 
den Bereich der Sicherheit und Ordnung der Anstalt einer Regelung zuführt, wäre 
für die Anordnung entsprechender Maßnahmen (zumindest nach der niedersäch-
sischen Zuständigkeitsstruktur) allein die Anstalt zuständig, so dass es insoweit 
nicht zu Zuständigkeitsaufspaltungen kommen würde. Aufgrund dieser nachteili-
gen Konsequenz eines umfassenden Kompetenzverständnisses ein nur restriktives 
Kompetenzverständnis zu befürworten, wäre allerdings zu kurz gegriffen, zeitigt 
doch auch das restriktive Kompetenzverständnis negative Konsequenzen: Ein 
restriktives Verständnis der den Ländern übertragenen Kompetenz, das die Zu-
ständigkeit des Bundes für das Untersuchungshaftrecht386 beansprucht und die 
Kompetenz der Länder auf das Untersuchungshaftvollzugsrecht387 bezieht, führt 
                                                     
379 Siehe 2. Kapitel, C., II., 2., S. 83 ff. 
380 Siehe hierzu ausführlich 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
381 Grundsätzlich ist die Vollzugsbehörde für alle im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden 
Entscheidungen und sonstigen Maßnahmen zuständig: § 134 Abs. 2 S. 1 NJVollzG a.F. bzw. § 
134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. 
382 Siehe 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
383 Siehe 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
384 Siehe 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
385 Siehe 2. Kapitel, C., II., 2., S. 83 ff. 
386 Zum Untersuchungshaftrecht gehören nach hiesiger Abgrenzung sowohl diejenigen Maßnahmen, 
die den Zweck der Untersuchungshaft betreffen, als auch die Bestimmung der Zuständigkeit für 
die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen, siehe: 1. 
Kapitel, B., II., 2., S. 27 f. 
387 Zum Untersuchungshaftvollzugsrecht gehören nach hiesiger Abgrenzung diejenigen Maßnahmen, 
die die Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt betreffen, siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 
ff. 
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zwangsläufig zu Überschneidungen der Kompetenzen von Bund und Ländern.388 
So betreffen bspw. Maßnahmen, die der Abwehr einer Flucht- oder einer Wieder-
holungsgefahr und damit an sich dem Zweck der Untersuchungshaft dienen, im-
mer oder zumindest häufig auch die Sicherheit und Ordnung der Vollzugsan-
stalt.389 Bei einer befürchteten Flucht eines Untersuchungshäftlings ist immer auch 
die Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt betroffen,390 so dass Beschrän-
kungen des Untersuchungshäftlings sowohl zur Erreichung des Zwecks der Un-
tersuchungshaft (Sicherung des Strafverfahrens durch Abwehr der Fluchtgefahr) 
angebracht erscheinen, als auch zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung der Vollzugsanstalt. Ähnlich verhält es sich bei einer befürchteten Wiederho-
lung von Straftaten i.S.d. § 112a StPO. Jedenfalls soweit es um die Begehung die-
ser Straftaten in der Vollzugsanstalt geht, ist immer auch die Sicherheit und Ord-
nung der Vollzugsanstalt betroffen. Machen nun sowohl der Bund als auch die 
Länder bei einem restriktiven Kompetenzverständnis von der ihnen jeweils zuste-
henden Regelungskompetenz Gebrauch, würde eine Trennung der Kompetenzbe-
reiche „Untersuchungshaftrecht“ und „Untersuchungshaftvollzugsrecht“ dazu füh-
ren, dass in einem Land sowohl gesetzliche Regelungen des Bundes als auch ge-
setzliche Regelungen des betreffenden Landes für denselben Regelungsbereich 
vorliegen – gesetzliche Regelungen des Bundes zur Abwehr der Fluchtgefahr, um 
den Zweck der Untersuchungshaft zu erreichen; gesetzliche Regelungen des Lan-
des zur Abwehr der Fluchtgefahr, um Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt 
aufrecht zu erhalten. Diese gesetzlichen Regelungen verschiedener Normgeber 
können sich u.U. widersprechen oder zumindest aufgrund unterschiedlicher Ein-
griffsvoraussetzungen einen anders gearteten Anwendungsbereich haben. Über-
schneidungen können dadurch nicht nur „in Randbereichen“391 entstehen. Der 
Haftgrund der Fluchtgefahr ist immerhin der weitaus am häufigsten zur Anord-
nung von Untersuchungshaft nach den §§ 112 ff. StPO führende Haftgrund.392 
Für den Rechtsanwender stellt sich in diesen Fällen die Frage, welche Regelungen 
er im Einzelfall anzuwenden hat. So müsste etwa danach gefragt werden, ob bei 
einer bestimmten Maßnahme im Schwerpunkt der Zweck der Untersuchungshaft 
oder die Sicherheit und Ordnung der Anstalt betroffen ist.393 Abgesehen von der 
Schwierigkeit, diese Frage für jeden Fall eindeutig zu beantworten, handelt es sich 
                                                     
388 Im Hinblick auf die Kontrolle des Schriftverkehrs des Untersuchungsgefangenen sieht dies auch 
das OLG Oldenburg, allerdings ohne daraus die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen: 
OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (197). Auch Harms, ZfStrVo 2009, 13 (15) konstatiert, dass es 
zu Kompetenzüberschneidungen kommen wird, hält aber dennoch an einer Kompetenzaufspal-
tung zwischen Bund und Ländern fest. Paeffgen, StV 2009, 46 (47 f.); Seebode, ZfStrVo 2009, 7 
(10). 
389 Koop, ZfStrVo 2007, 88 (89). 
390 Ähnlich: OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196). 
391 So aber: BT-Drs. 16/11644, S. 23. 
392 Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 6.1, S. 340 f. 
393 Ähnlich: OLG Oldenburg, StV 2008, 195 (196 f.). 
Die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug 
 
74 
im Hinblick auf Rechtsanwendungssicherheit und Rechtsklarheit um ein uner-
wünschtes Ergebnis. Wird zudem berücksichtigt, dass eine „Doppelzuständig-
keit“, auf deren Grundlage Bund und Länder denselben Gegenstand in unter-
schiedlicher Weise regeln können, dem System der verfassungsrechtlichen Kom-
petenznormen fremd und mit ihrer Abgrenzungsfunktion nicht vereinbar ist,394 ist 
dieses Ergebnis noch kritischer zu beurteilen. 
Insgeamt zeigt eine Abwägung der aufgezeigten Befunde, dass sowohl ein um-
fassendes Kompetenzverständnis als auch ein restriktives Kompetenzverständnis 
Konsequenzen zeitigt, die an der Sachgerechtigkeit der Verfassungsänderung 
zweifeln lassen. Ein Übergewicht der Vor- oder Nachteile eines Kompetenzver-
ständnisses lässt sich jedoch nicht feststellen. Die teleologische Auslegung spricht 
daher nicht dagegen, an dem durch die Auslegung des Wortsinns und die histori-
sche Auslegung gefundenen Ergebnis festzuhalten und von einer umfassenden 
Kompetenzübertragung zugunsten der Länder auszugehen.395 
IV.  Stellungnahme 
Die Auslegung des Wortsinns und die historische Auslegung legen beide ein um-
fassendes Verständnis der den Ländern übertragenen Kompetenz für „das Recht 
des Untersuchungshaftvollzugs“ nahe. Diesem Befund widersprechen die Resulta-
te der systematischen und der teleologischen Auslegung zwar nicht, allerdings 
stützen sie ihn auch nicht weiter. Die systematische Auslegung gibt keinen Hin-
weis auf den Umfang der den Ländern übertragenen Kompetenz und die teleolo-
gische Auslegung kommt nur insofern zu einem Ergebnis, als sie den im Rahmen 
der Auslegung des Wortsinns und der historischen Auslegung gefundenen Ergeb-
nissen nicht entgegensteht. Daher stellt sich die Frage, ob den Ergebnissen der 
Wortsinnauslegung und der historischen Auslegung zu folgen ist, so dass die 
Kompetenz der Länder für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ umfas-
send zu verstehen ist. 
Gegen ein restriktives Verständnis der den Ländern übertragenen Kompetenz 
für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ spricht zunächst der einfache 
Befund, dass keines der vier klassischen Auslegungskriterien eine solche Ausle-
gung stützt. Abgesehen davon ist zu berücksichtigen, dass bei der Umfangbe-
stimmung der in Art. 74 GG aufgezählten Materien der Grundsatz des Art. 30 
GG von Bedeutung ist396 und der Entstehungsgeschichte einer Kompetenznorm 
bei ihrer Auslegung meist das entscheidende Gewicht zukommt.397 Mit Art. 30 
                                                     
394 So ausdrücklich BVerfGE 106, 62 (132); 36, 193 (202 f.); Rengeling in HdBdStR VI (2008), § 
135/Rn. 41. 
395 Im Ergebnis ebenso OLG Celle v. 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 116 f.; Seebode, HRRS 2008, 236 
(241). 
396 BVerfGE 41, 205 (220); 33, 125 (152 f.); 7, 29 (44); Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 55. 
397 Starck in HdBdStR VII (1992), § 164/Rn. 57; Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (8, 11); in diese Richtung 
auch: BVerfGE 96, 288 (301). 
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GG wird das föderale Kompetenzgefüge des Grundgesetzes zum Ausdruck ge-
bracht, das von einer grundsätzlichen Zuständigkeitsvermutung zugunsten der 
Länder ausgeht.398 Die Zuständigkeit der Länder für „das Recht des Untersu-
chungshaftvollzugs“ entspricht dieser grundgesetzlichen Kompetenzstruktur, 
ohne dass damit etwas über den Umfang der Kompetenz ausgesagt wäre. Wird 
jedoch der Sinn der grundgesetzlichen Zuständigkeitsvermutung zugunsten der 
Länder berücksichtigt, „den Ländern eigenständige Kompetenzräume für partiku-
lardifferenzierte Regelungen zu eröffnen“,399 wird deutlich, dass dieser Sinn bei 
einem umfassenden Verständnis der Kompetenz am weitestgehenden erreicht 
werden kann. Des Weiteren spricht die historische Auslegung eindeutig für ein 
umfassendes Verständnis der den Ländern übertragenen Kompetenz.400 In Anbe-
tracht der entscheidenden Bedeutung der Entstehungsgeschichte einer Kompetenz-
norm für ihre Auslegung401 ist im Ergebnis von einem umfassenden Verständnis 
der den Ländern übertragenen Kompetenz für „das Recht des Untersuchungs-
haftvollzugs“ auszugehen.402 
Die Entscheidung des verfassungsändernden Gesetzgebers, die Gesetzge-
bungskompetenz für den Justizvollzug vom Bund auf die Länder zu übertragen, 
ist rechtspolitisch und rechtspraktisch möglicherweise nicht sinnvoll gewesen, weil 
sie ein an sich einheitliches Rechtsgebiet auseinanderreißt und unterschiedlichen 
Vollzugsregelungen in den einzelnen Ländern Tor und Tür öffnet. Dennoch: 
„Daß sie gefallen ist, muß aber auch akzeptieren, wem das nicht gefallen mag. 
Nun müssen sich alle Beteiligten darum bemühen […] das Beste daraus zu ma-
chen.“403 In diesem Sinne kommt den Ländern die Kompetenz zu, „das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs“ gesetzlich zu regeln. Ihre Kompetenz erstreckt sich 
dabei auf die Rechtseingriffe, die einen Tatverdächtigen nur wegen und während 
seiner strafprozessualen Freiheitsentziehung treffen bzw. treffen können.404 Diese 
Rechtseingriffe sind haftbezogen und können sich sowohl aus dem Zweck der 
Untersuchungshaft als auch aus der Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt 
erklären,405 wobei auch die Bestimmung der Zuständigkeit zur Anordnung dieser 
                                                     
398 Hierzu bereits: 2. Kapitel, A., II., 1., S. 52 ff. 
399 BVerfGE 112, 226 (248); 106, 62 (150). 
400 Siehe: 2. Kapitel, B., III., 3., S. 68 ff. 
401 Ausdrücklich: Starck in HdBdStR VII (1992), § 164/Rn. 57; ähnlich: BVerfGE 96, 288 (301). 
Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (8) spricht von dem für die Auslegung von Kompetenzänderungen 
„sehr beachtlichen Willen des verfassungsändernden Gesetzgebers“. 
402 Ausdrücklich: OLG Celle vom 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 117 ff.; Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (12). 
403 Ausdrücklich im Hinblick auf die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Justizvoll-
zug vom Bund auf die Länder: Pollähne, StV 2007, 553. 
404 Ausdrücklich: OLG Celle vom 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 119. Maßnahmen des übrigen Strafver-
fahrensrechts, das der konkurrierenden Kompetenz des Bundes für das gerichtliche Verfahren 
zuzuordnen ist, können hingegen auch den auf freiem Fuß belassenen Verdächtigen treffen: See-
bode, ZfStrVO 2009, 7 (11 f.); derselbe, HRRS 2008, 236 (239 f.). 
405 Ausdrücklich OLG Celle vom 9.2.2010, 1 Ws 37/10, Rn. 119; Seebode, HRRS 2008, 236 (239). 
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Rechtseingriffe in den Kompetenzbereich der Länder einzuordnen ist.406 Nur bei 
diesem Verständnis der den Ländern übertragenen Kompetenz wird an der gefes-
tigten Bedeutung der Materie, die seit langem in der Praxis aller Staatsgewalten 
Ausdruck findet, festgehalten und der notwendigen Klarheit einer Kompetenzab-
grenzung Rechnung getragen.407 So hat auch das BVerfG festgestellt, dass „Sinn 
und Zweck der Umschreibung eines vom Verfassungsgeber bereits vorgefunde-
nen Normenbereichs in der Kompetenzvorschrift“ dafür sprechen, „dass der 
vorgefundene Normenbereich von ihr erfasst werden soll“.408 
C. Kompetenzabgrenzung zwischen den Ländern –  
Die Regelung der Zuständigkeit für die Anordnung der 
im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen  
Maßnahmen 
Bei Zugrundelegung des hier vertretenen umfassenden Verständnisses von der 
den Ländern übertragenen Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaft-
vollzugs“ fällt auch die Bestimmung der Zuständigkeit für die Anordnung der im 
Untersuchungshaftvollzug erforderlichen Maßnahmen in die neugewonnene 
Kompetenz der Länder. Niedersachsen hat als bislang einziges Bundesland von 
dieser umfassenden Kompetenz Gebrauch gemacht und eine entsprechende Zu-
ständigkeitsbestimmung getroffen. Der historische Überblick über die Entwick-
lung der Rechtslage im Untersuchungshaftvollzug nach der Föderalismusreform 
hat gezeigt, dass sich an der ursprünglichen Zuständigkeitsregelung des § 134 
NJVollzG a.F. heftige Kritik entzündet hat.409 Dieser Kritik ist auch mit Erlass des 
Änderungsgesetzes zum Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz und dem In-
Kraft-Treten der §§ 134, 134a NJVollzG n.F. nicht vollständig die Grundlage 
entzogen.410 Es stellt sich somit die Frage, ob die Länder bei der Umsetzung der 
ihnen übertragenen Kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“, 
namentlich bei der Bestimmung der Zuständigkeit für die Anordnung von Maß-
                                                     
406 Hierzu indirekt Seebode, HRRS 2008, 236 (239, 241), der die Kompetenz Niedersachsens zur 
Bestimmung der Zuständigkeit an sich nicht bestreitet, sondern nur die Art der Kompetenzum-
setzung bemängelt. In diese Richtung wohl auch: Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, 
Art. 74/Rn. 44, demzufolge „das gesamte Haftrecht“ den Ländern übertragen wurde; Niedobitek 
in BK, GG, Art. 74/Rn. 19, demzufolge die auf dem Gebiet des Untersuchungshaftvollzuges 
existierenden bundesgesetzlichen Regelungen durch Landesrecht ersetzt werden können, wobei 
ausdrücklich auf den gesamten § 119 StPO verwiesen wird. 
407 Seebode, ZfStrVo 2009, 7 (11 f.); derselbe, HRRS 2008, 236 (240); ähnlich BVerfGE 75, 108 (150); 
Starck in HdBdStR VII (1992), § 164/Rn. 57. 
408 BVerfGE 109, 190 (218); so auch Degenhart, NVwZ 2006, 1209 (1215). 
409 Ausführlich zu dieser Kritik: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
410 Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts ist gem. § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. weiterhin 
gegeben, wenn andernfalls ein landesfremdes Gericht für die Anordnung von Maßnahmen nach 
dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz zuständig wäre, siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
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nahmen im Vollzug der Untersuchungshaft, spezifischen verfassungsrechtlichen 
Anforderungen unterliegen, die die von Niedersachsen gewählte Zuständigkeits-
struktur rechtfertigen können. 
I.    Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts 
Im Rahmen der historischen Entwicklung wurde bereits angemerkt, dass sich der 
niedersächsische Gesetzgeber aus kompetenzrechtlichen Erwägungen veranlasst 
sah, auch im Änderungsgesetz zum Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz an der 
Zuständigkeit des Vollzugsgerichts teilweise festzuhalten.411 Ausgangspunkt dieser 
Erwägungen und Grund für die weiterhin bestehende Zuständigkeit des Vollzugs-
gerichts zumindest in bestimmten Konstellationen ist der Umstand, dass 
§ 126 StPO die Zuständigkeit eines Gerichts für die weiteren Entscheidungen und 
Maßnahmen, die sich auf die Untersuchungshaft beziehen, ausweislich seines 
Wortlautes allein davon abhängig macht, welches Gericht den Haftbefehl erlassen 
hat bzw. nach Erhebung der öffentlichen Klage mit der Sache befasst ist. Inner-
deutsche Landesgrenzen sind hierbei irrelevant, „Gericht“ i.S.d. bundesrechtlichen 
Vorschrift des § 126 StPO können demnach alle Haftgerichte der 16 Bundeslän-
der oder sogar der Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof sein.412 Wird die 
Untersuchungshaft jedoch in einer Vollzugsanstalt des Landes Niedersachsen 
vollzogen, so gelten gem. § 1 NJVollzG die Vorschriften des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes. Eine ausnahmslose Rückkehr des Änderungsgesetzes zum 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz zur Zuständigkeit des Haftgerichts hätte 
vor diesem Hintergrund dazu geführt, dass ein Gericht eines anderen Landes oder 
sogar der Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof verpflichtet wird, nieder-
sächsisches Untersuchungshaftvollzugsrecht anzuwenden:413 Wenn etwa der 
Haftbefehl in Hessen erlassen, die Untersuchungshaft aber in Niedersachsen voll-
zogen wird, dann wäre bei einer Zuständigkeit des Haftgerichts i.S.d. § 126 StPO 
der hessische Haftrichter zuständig für die Anordnung der im Vollzug der Unter-
suchungshaft erforderlichen Maßnahmen. Rechtsgrundlage dieser Maßnahmen 
bilden gem. § 1 NJVollzG die §§ 133-169 NJVollzG, also die Bestimmungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft. 
Der hessische Haftrichter wäre auf diese Weise gezwungen, fremdes – weil nieder-
sächsisches – Untersuchungshaftvollzugsrecht anzuwenden. Nach Ansicht des 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes des Niedersächsischen Landtages ist eine 
solche Konstellation kompetenzrechtlich nicht zulässig, da die Gesetzgebungs-
                                                     
411 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
412 Vgl. nur: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 126/Rn. 6 ff.; KK-Schultheis, StPO, § 126/Rn. 2 ff.; 
Meyer-Goßner, StPO, § 126/Rn. 2 ff. 
413 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; 
Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21 (22). 
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kompetenz der Länder an den jeweiligen Landesgrenzen ende.414 Das Land Nie-
dersachsen könne daher Gerichte anderer Bundesländer und des Bundes nicht 
verpflichten, niedersächsisches Justizvollzugsrecht anzuwenden.415 
Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts gem. § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. 
in Konstellationen, in denen das nach § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. grds. 
zuständige Haftgericht kein Gericht des Landes Niedersachsen ist, wird nach An-
sicht des niedersächsischen Gesetzgebers dem Umstand gerecht, dass Art. 30 GG 
es gebietet, „die Erfüllung der Aufgabe des Untersuchungshaftvollzuges und die 
Ausübung staatlicher Befugnisse auf diesem Gebiet ausschließlich Gerichten und 
Behörden des Landes zuzuweisen“.416 Wird die Untersuchungshaft in einer nie-
dersächsischen Justizvollzugsanstalt vollzogen, wäre das nach § 134a Abs. 1 S. 1 
NJVollzG n.F. an sich zuständige Haftgericht jedoch ein Gericht eines anderen 
Landes oder ein Gericht des Bundes, dann gewährleistet die Zuständigkeit des 
Vollzugsgerichts nach § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F., das entscheidendes Ge-
richt und Vollzugsanstalt stets innerhalb Niedersachsens angesiedelt sind. Grenz-
überschreitende Konstellationen, wie vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 
des Niedersächsischen Landtages beschrieben, können nicht mehr entstehen, so 
dass sich die Zuständigkeit des Gerichts nicht mehr auf landesfremde Haftsachen 
und damit auf die Anwendung landesfremden Vollzugsrechts beziehen kann. 
II.   Rechtliche Bewertung der niedersächsischen Zuständigkeitsregelung 
Die gem. § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. in bestimmten Konstellationen vorge-
sehene Zuständigkeit des Vollzugsgerichts ändert nichts an dem Umstand, dass 
das Vollzugsgericht i.d.R. keine Kenntnis von dem der Untersuchungshaft 
zugrundeliegenden Strafverfahren hat und eine sachgerechte Entscheidung dar-
über, welche Anordnungen im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlich sind, 
nur nach einem aufwändigen Informationsaustausch mit dem Haftgericht treffen 
kann.417 Der eingangs aufgezeigten Kritik an der Zuständigkeit des Vollzugsge-
richts418 ist daher auch mit dem In-Kraft-Treten des Änderungsgesetzes zum Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetz nur teilweise die Grundlage entzogen. Im 
Rahmen der rechtlichen Bewertung der niedersächsischen Zuständigkeitsregelung 
                                                     
414 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; so 
auch: Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21 (22). Die Ausführungen des niedersächsischen 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes beziehen sich auf die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts 
gem. § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F.. Allerdings sieht auch § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. 
in bestimmten Konstellationen die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts vor, so dass die diesbzgl. 
Anmerkungen des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes übertragen werden können. 
415 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; so 
auch: Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21 (22). 
416 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; in 
diese Richtung auch: Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21 (22). 
417 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
418 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
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soll daher der Frage nachgegangen werden, ob die Zuweisung der Zuständigkeit 
an das Vollzugsgericht verfassungsrechtlich möglich und u.U. sogar verfassungs-
rechtlich geboten ist. In diesem Zusammenhang spielt der Gewährleistungsgehalt 
des Art. 30 GG eine zentrale Rolle, wird er doch vom niedersächsischen Gesetz-
geber als tragendes Argument für die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts ange-
führt.419 Zuvor stellt sich allerdings die Frage, ob bereits die Entscheidung des 
niedersächsischen Gesetzgebers als solche, in Abkehr von der Zuständigkeit des 
Haftgerichts die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts einzuführen, verfassungs-
rechtlichen Bedenken begegnet. Nur wenn dies nicht der Fall sein sollte, stellt sich 
überhaupt die Frage, wie die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts selbst rechtlich zu 
bewerten ist. 
1.    Der Wechsel vom Haftrichter zum Vollzugsrichter als Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 S. 
2 GG 
Die in § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. angelegte Abweichung von der Zustän-
digkeit des Haftgerichts wirft die Frage auf, ob die Zuständigkeit des Vollzugsge-
richts einen Verstoß gegen das verfassungsrechtlich verbürgte Recht auf den ge-
setzlichen Richter nach Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG begründet. 
Das grundrechtsgleiche Recht auf den gesetzlichen Richter nach Art. 101 Abs. 
1 S. 2 GG hat zum Ziel, sachwidrige Eingriffe in die Rechtsprechung von außen 
abzuwehren und innerhalb der Gerichtsorganisation eine klare Zuständigkeitsord-
nung zu gewährleisten.420 Es soll vermieden werden, dass durch eine Ad-hoc-
Bestimmung der zuständigen Richter die Entscheidung beeinflusst werden 
kann,421 weshalb eine rechtssatzmäßige, abstrakt-generelle und rechtsstaatlich-
bestimmte Festlegung der Zuständigkeit erforderlich ist.422 Damit enthält Art. 101 
Abs. 1 S. 2 GG das Gebot, den gesetzlichen Richter zu bestimmen und ihn im 
Voraus durch generelle, jeden möglichen Einzelfall erfassende Regelungen so 
eindeutig wie möglich festzulegen.423 Die Bestimmung des zur Entscheidung beru-
fenen Richters hat dabei weitestgehend durch Gesetz zu erfolgen, soweit dies 
nicht möglich ist, durch Geschäftsverteilungs- und Mitwirkungspläne der einzel-
nen Gerichte.424 Änderungen der Zuständigkeiten, die auch anhängige Fälle erfas-
                                                     
419 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; 
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 16/942, S. 1. 
420 BVerfGE 95, 322 (327); Maunz in Maunz-Dürig, GG, Art. 101/Rn. 42; Degenhart in Sachs, GG, 
Art. 101/Rn. 1, 5; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 101/Rn. 1. 
421 BVerfGE 95, 322 (327); 82, 286 (296); 48, 246 (254); Maunz in Maunz-Dürig, GG, Art. 101/Rn. 
23; Degenhart in Sachs, GG, Art. 101/Rn. 5. 
422 BVerfGE 95, 322 (329 f.); Maunz in Maunz-Dürig, GG, Art. 101/Rn. 8; Degenhart in Sachs, GG, 
Art. 101/Rn. 5. 
423 BVerfGE 95, 322 (328 ff.); 82, 286 (298); 63, 77 (79); 48, 246 (253); Maunz in Maunz-Dürig, GG, 
Art. 101/Rn. 8, 25; Degenhart in Sachs, GG, Art. 101/Rn. 5. 
424 BVerfGE 95, 322 (328 f.); 69, 112 (120); 31, 145 (163); Maunz in Maunz-Dürig, GG, Art. 
101/Rn. 42 f.; Degenhart in Sachs, GG, Art. 101/Rn. 6a. 
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sen, sind mit dem Gewährleistungsgehalt des Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG vereinbar, 
wenn das neue Gesetz bzw. der neue Geschäftsverteilungsplan generell gilt, also 
eine unbestimmte Vielzahl künftiger gleichartiger Fälle erfasst.425 
Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts nach § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. 
gilt für alle im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden Entscheidungen und 
sonstigen Maßnahmen, sofern die Untersuchungshaft in einer niedersächsischen 
Justizvollzugsanstalt vollzogen wird, die Zuständigkeit der Vollzugsbehörde nicht 
gegeben ist und das nach § 134a Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. an sich zuständige 
Gericht kein Gericht des Landes Niedersachsen ist, §§ 1, 134 Abs. 1 S. 1, 134a 
Abs. 1 S. 1 und 2 NJVollzG n.F.. Mit In-Kraft-Treten des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes am 1.1.2008 wurden von dieser Zuständigkeitsregelung 
bzw. von der Vorgängerregelung des § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F. zwar auch 
bereits anhängige Strafverfahren erfasst, in denen Untersuchungshaft in einer 
niedersächsischen Justizvollzugsanstalt vollzogen wurde. Die Regelung des § 134 
Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F. bzw. die nunmehr gültige Norm des § 134a Abs. 1 
S. 2 NJVollzG n.F. gilt unter den soeben genannten Voraussetzungen jedoch 
generell für alle im Vollzug der Untersuchungshaft anzuordnenden Maßnahmen 
und erfasst insofern eine unbestimmte Vielzahl künftiger Fälle im niedersächsi-
schen Untersuchungshaftvollzug. Hinzu kommt, dass die Bestimmung des kon-
kret zuständigen Gerichts allein davon abhängig ist, in welchem Bezirk sich der 
Gefangene in Untersuchungshaft befindet. Der Untersuchungshäftling kann somit 
anhand der Justizvollzugsanstalt, in der er inhaftiert ist, im Voraus das Gericht 
erkennen, das für die ihm gegenüber anzuordnenden Maßnahmen zuständig ist. 
Eine unzulässige Einflussnahme der Exekutive auf die gerichtliche Zuständigkeit 
etwa durch Auswahl der Anstalt, in der die Untersuchungshaft vollzogen wird, ist 
hierin nicht zu sehen. Praktisch steht die Entscheidung, in welcher Anstalt die 
Untersuchungshaft an einem bestimmten Untersuchungshäftling vollzogen wird, 
nicht im freien Belieben der Exekutive. Sie hat sich vielmehr an objektiven Sach-
gesichtspunkten zu orientieren und bspw. die Kapazitäten der Anstalt wie auch 
den Aspekt einer etwaigen Trennung von Tatteilnehmern zu berücksichtigen. 
Zudem trifft die Entscheidung, in welcher Anstalt die Untersuchungshaft vollzo-
gen wird, noch keine Aussage darüber, welcher Richter im konkreten Einzelfall 
zuständig ist für die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderli-
chen Maßnahmen. Diese Zuständigkeit ist abhängig vom internen Geschäftsver-
teilungsplan des zuständigen Gerichts, der den innerhalb des Vollzugsgerichts 
zuständigen Spruchkörper bzw. Einzelrichter im Voraus in richterlicher Unabhän-
gigkeit bestimmt. Auf diese Weise trifft die generelle Bestimmung der Zuständig-
keit des Vollzugsgerichts in § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. Vorkehrungen ge-
gen eine unsachgemäße Beeinflussung der richterlichen Entscheidung. Ein Ver-
stoß gegen das Recht auf den gesetzlichen Richter ist nicht ersichtlich. Der nieder-
                                                     
425 BVerfG, NJW 2005, 2689 (2690); BVerfG, NJW 2003, 345; BVerfGE 24, 33 (54 f.); Maunz in 
Maunz-Dürig, GG, Art. 101/Rn. 24; Degenhart in Sachs, GG, Art. 101 /Rn. 12. 
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sächsische Gesetzgeber war insofern befugt, die Zuständigkeit auf das Vollzugsge-
richt zu verlagern. 
2.    Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts als Konsequenz des Gewährleistungsgehaltes des 
Art. 30 GG 
Der niedersächsische Gesetzgeber begründet die Zuständigkeit des Vollzugsge-
richts – wie oben bereits dargelegt wurde – maßgeblich mit dem Gewährleistungs-
gehalt des Art. 30 GG, der es gebiete, „die Erfüllung der Aufgabe des Untersu-
chungshaftvollzuges und die Ausübung staatlicher Befugnisse auf diesem Gebiet 
ausschließlich Gerichten und Behörden des Landes zuzuweisen“.426 Die Gesetz-
gebungskompetenz der Länder ende an den jeweiligen Landesgrenzen, weshalb 
das Land Niedersachsen Gerichte und Behörden anderer Länder und des Bundes 
nicht verpflichten könne, niedersächsisches Justizvollzugsrecht anzuwenden.427 Im 
Folgenden ist zu untersuchen, ob diesen Erwägungen des niedersächsischen Ge-
setzgebers zuzustimmen ist. Sollte dies der Fall sein, dann stellt sich die Zustän-
digkeit des Vollzugsgerichts nicht als willkürliche Neuerung der Zuständigkeits-
struktur im Vollzug der Untersuchungshaft dar, sondern vielmehr als verfassungs-
rechtliche Notwendigkeit. 
Art. 30 GG enthält die grundlegende Bestimmung der verfassungsrechtlichen 
Kompetenzverteilung und bezieht sich als solche auf die Gesamtheit staatlicher 
Tätigkeit, mithin auf die Bereiche von Legislative, Exekutive und Judikative.428 
Konkretisiert wird die allgemeine Bestimmung des Art. 30 GG durch Spezialrege-
lungen in den Art. 70 ff. GG zur Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen, in 
den Art. 83 ff. GG zur Verteilung der Verwaltungskompetenzen und in den 
Art. 92 ff. GG für die Rechtsprechung.429 Diese verfassungsrechtlichen Kompe-
tenzregeln folgen dem Regelungsmodell des Art. 30 GG, der nach dem Grundsatz 
der „subsidiären Allzuständigkeit“ allgemein die Länder für zuständig erklärt, so-
fern das Grundgesetz keine abweichende Regelung vorsieht.430 Abgesehen von 
dieser grundsätzlichen Kompetenzverteilung, die ohne verfassungsrechtliche 
                                                     
426 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; diese 
Argumentation beibehaltend: Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, 
Nds.-LT Drs. 16/942, S. 1. 
427 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45; diese 
Argumentation beibehaltend: Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, 
Nds.-LT Drs. 16/942, S. 1; Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21 (22); im Rahmen von 
Überlegungen zu einem Bayerischen Untersuchungshaftvollzugsgesetz geht in diese Richtung 
auch: Schneider, ZfStrVo 2009, 24 (25). 
428 Korioth in Maunz-Dürig, GG, Art. 30/Rn. 19 ff.; Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 74; Pernice in 
Dreier, GG, Art. 30/Rn. 15, 25; Erbguth in Sachs, GG, Art. 30/Rn. 7 ff., 32. 
429 Korioth in Maunz-Dürig, GG, Art. 30/Rn. 21; Pernice in Dreier, GG, Art. 30/Rn. 15; Erbguth in 
Sachs, GG, Art. 30/Rn. 6. 
430 Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 30/Rn. 4 f.; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 59; 
Erbguth in Sachs, GG, Art. 30/Rn. 6. 
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Grundlage nicht durchbrochen werden darf431 und oftmals als Kompetenzvermu-
tung zugunsten der Länder qualifiziert wird,432 gibt Art. 30 GG mit dem Prinzip 
der „subsidiären Allzuständigkeit“ der Länder für die staatlichen Befugnisse und 
Aufgaben auch einen Hinweis auf die Staatsqualität der Länder und ist insofern 
von Bedeutung für das Bundesstaatsprinzip in Art. 20 Abs. 1 GG.433 Unmittelbare 
Rechtsfolge des Bundesstaatsprinzips ist die Staatlichkeit von Bund und Län-
dern,434 wobei sich die Ebene des Bundes auf das Gesamtterritorium des Staates 
erstreckt.435 Die bundesstaatliche Ebene der Länder ist hingegen aus mehreren 
regional jeweils begrenzten Staaten zusammengesetzt mit der Folge, dass die Län-
der als Glieder des Bundes ihre Hoheitsmacht nur in einem territorial beschränk-
ten Rahmen auszuüben befugt sind.436 Soweit das Grundgesetz keine Einwir-
kungs- oder Mitwirkungsrechte vorsieht, ist das Verhältnis von Bund und Ländern 
insgesamt geprägt durch ein selbständiges Nebeneinander und gegenseitige Unab-
hängigkeit.437 Jede Seite hat die Eigenständigkeit der jeweils anderen zu achten und 
kann dieser nicht ihren Willen aufzwingen.438 Daraus folgt auf der einen Seite, 
dass die Ausführung eines Landesgesetzes durch den Bund in Ermangelung eines 
entsprechenden Kompetenztitels nach dem Grundgesetz prinzipiell ausgeschlos-
sen ist.439 Ein derartiges Hinübergreifen des Bundes in die Kompetenzen des be-
troffenen Landes würde sich verfassungsrechtlich als Eingriff in die Landeshoheit 
darstellen.440 Auf der anderen Seite kann ein Land, das sein eigenes Recht setzt 
und durchsetzt, anderen Ländern oder dem Bund nicht einseitig Pflichten auferle-
                                                     
431 BVerfGE 63, 1 (39); Korioth in Maunz-Dürig, GG, Art. 30/Rn. 8; Hillgruber in BK, GG, Art. 
30/Rn. 59; Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 30/Rn. 8; Pernice in Dreier, GG, Art. 
30/Rn. 20; Erbguth in Sachs, GG, Art. 30/Rn. 11; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 30/Rn. 8; 
Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 107. 
432 So etwa: BVerfGE 108, 169 (179); 42, 20 (28); 26, 281 (297); 11, 6 (15); Hillgruber in BK, GG, Art. 
30/Rn. 51; Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 30/Rn. 3. 
433 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 IV Rn. 67; Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 35; Pernice in 
Dreier, GG, Art. 30/Rn. 15 f.; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 59; Erbguth in Sachs, GG, Art. 
30/Rn. 5; Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 46. 
434 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 IV Rn. 14 f.; Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 36; Hof-
mann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 9; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 65; Erb-
guth in Sachs, GG, Art. 30/Rn. 5; Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 65. 
435 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 IV Rn. 14 f.; Isensee in VI (2008), § 126/Rn. 20. 
436 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 IV Rn. 14 f., 59; Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 
20, 34 f. 
437 Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 100; ähnlich: Korioth in Maunz-Dürig, GG, Art. 30/Rn. 
8. 
438 Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 100. 
439 BVerfGE 108, 169 (183 ff.); 21, 312 (325); 12, 205 (221); Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 131; 
Erbguth in Sachs, GG, Art. 30/Rn. 13; Sannwald in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 30/Rn. 
52; Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 30/Rn. 10. 
440 BVerfGE 21, 312 (328); Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 131; Sannwald in Schmidt-
Bleibtreu/Klein, GG, Art. 30/Rn. 52. 
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gen.441 Die Hoheitsgewalt eines Landes bezieht sich auf das eigene Territorium 
und darf nur innerhalb der räumlichen Grenzen des Landes ausgeübt werden.442  
In Anwendung dieser Grundsätze begrenzen der Gewährleistungsgehalt des 
Art. 30 GG und die bundesstaatliche Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern sowie zwischen den einzelnen Ländern den Geltungsbereich des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes auf das Land Niedersachsen.443 Die Zuständig-
keit des Haftgerichts, die dazu führen kann, dass Gerichte und Behörden anderer 
Länder oder des Bundes zuständig sind für die nach dem Niedersächsischen Jus-
tizvollzugsgesetz zu treffenden Entscheidungen im Vollzug der Untersuchungs-
haft444 würde einen Verstoß gegen Art. 30 GG und die Zuständigkeitsstruktur des 
Grundgesetzes begründen. Vor diesem Hintergrund trägt die Entscheidung des 
niedersächsischen Gesetzgebers, die Zuständigkeit für die Anordnung der im 
Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen gem. § 134a Abs. 1 S. 
2 NJVollzG n.F. in bestimmten Konstellationen dem Vollzugsgericht zuzuweisen, 
dem Gewährleistungsgehalt des Art. 30 GG Rechnung.445 Den eingangs angeführ-
ten Erwägungen des niedersächsischen Gesetzgebers zur Zuständigkeit des Voll-
zugsgerichts ist somit zuzustimmen. Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts stellt 
sich folglich nicht als willkürliche Entscheidung des niedersächsischen Gesetzge-
bers, sondern als verfassungsrechtliche Notwendigkeit dar. Diese verfassungs-
rechtliche Notwendigkeit ist eine Folge der Partikularisierung der Gesetzgebungs-
kompetenz für „das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“, also eine Konsequenz 
der Übertragung der Gesetzgebungskompetenz vom Bund auf die Länder im 
Zuge der Föderalismusreform. Mit der zumindest teilweisen Rückkehr zur Zu-
ständigkeit des Haftgerichts und der nur noch in bestimmten Konstellationen 
gegebenen Zuständigkeit des Vollzugsgerichts in § 134a Abs. 1 S. 1, 2 NJVollzG 
n.F. hat der niedersächsische Gesetzgeber versucht einen Kompromiss zu finden, 
zwischen dem, was rechtspraktisch sinnvoll ist und dem, was verfassungsrechtlich 
zulässig ist. Mögliche Alternative zu der vom niedersächsischen Gesetzgeber in 
§ 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. nach wie vor vorgesehenen Zuständigkeit des 
Vollzugsgerichts ist die generelle Zuständigkeit des Haftgerichts unabhängig da-
von, ob hierdurch Gerichte und Behörden anderer Länder oder des Bundes ver-
pflichtet werden, niedersächsisches Justizvollzugsrecht anzuwenden. Vorausset-
zung wäre dann jedoch, dass den aufgezeigten verfassungsrechtlichen Problemen 
                                                     
441 Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 38. 
442 BVerfGE 11, 6 (19); BVerwG, NVwZ 2002, 984 (986); Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 132; 
Pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 30/Rn. 6; Isensee in HdBdStR VI (2008), § 126/Rn. 35, 38. 
443 Ausdrücklich Seebode, HRRS 2008, 236 (237); ähnlich: Oppenborn/Schäfersküpper, ZfStrVo 2009, 21 
(22); bezogen auf Überlegungen zu einem Bayerischen Untersuchungshaftvollzugsgesetz bestä-
tigt dies: Schneider, ZfStrVo 2009, 24 (25). 
444 Siehe: 2. Kapitel, C., I., S. 79 ff. 
445 Krauß in Graf/Volk, StPO, Stand: 1.10.2009, § 119/Rn. 3; in diese Richtung wohl auch Seebode, 
HRRS 2008, 236 (241), der eine Änderung des § 134 Abs. 1 Nr. 1 NJVollzG a.F. nur insoweit 
vorschlägt, als damit der Kompetenzstruktur des Grundgesetzes Rechnung getragen wird. 
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im Wege von Kooperationen zwischen Bund und Ländern bzw. zwischen den 
Ländern etwa im Wege von Staatsverträgen begegnet wird.446 
D. Zusammenfassung 
Die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für „das Recht des Untersu-
chungshaftvollzugs“ vom Bund auf die Länder im Zuge der Föderalismusreform 
begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Des Weiteren ergibt eine Aus-
legung des Kompetenztitels des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG mit Hilfe der klassischen 
Auslegungsmethoden, dass den Ländern in Abgrenzung zum Bund eine umfas-
sende Gesetzgebungskompetenz zur Regelung des Untersuchungshaftvollzuges 
zukommt. Die Vorschriften des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft wurden somit kompetenzgerecht erlassen. Eben-
falls kompetenzrechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes geschuldet ist die viel-
fach kritisierte und durch Änderungsgesetz vom 1.3.2009 reformierte Zuständig-
keitsstruktur der niedersächsischen Regelungen zum Vollzug der Untersuchungs-
haft. Die in bestimmten Konstellationen vorgesehene Zuständigkeit des Vollzugs-
gerichts in § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. nimmt insb. darauf Rücksicht, dass 
der Geltungsbereich des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes auf das Land 
Niedersachsen begrenzt ist und der niedersächsische Gesetzgeber keine Gerichte 
oder Behörden anderer Länder bzw. des Bundes verpflichten kann, niedersächsi-
sches Justizvollzugsrecht anzuwenden. 
                                                     
446 Trotz der zwingenden Kompetenzverteilung des Grundgesetzes sind Kooperationen zwischen 
Bund und Ländern bzw. zwischen den Ländern etwa in Form von Staatsverträgen in Grenzen 
möglich: Hillgruber in BK, GG, Art. 30/Rn. 63; Pernice in Dreier, GG, Art. 30/Rn. 23. 
 
 
3. Kapitel: Der Vollzug der Untersuchungshaft nach 
dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
Mit der Normierung des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes, namentlich mit 
den Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft im fünften Teil des Geset-
zes, hat der niedersächsische Gesetzgeber Gebrauch gemacht von der durch die 
Föderalismusreform neugewonnenen Länderkompetenz für „das Recht des Un-
tersuchungshaftvollzugs“, Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG.  
In verfassungsrechtlicher Hinsicht galt es zunächst, den genauen Inhalt und 
die Reichweite der neugewonnenen Gesetzgebungskompetenz der Länder zu 
untersuchen,447 bildet die Kompetenz doch die Grundlage für die Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft. 
Nachdem in diesem Zusammenhang festgestellt wurde, dass die Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft 
kompetenzgerecht erlassen wurden,448 ist nun in einem weiteren Schritt zu über-
prüfen, ob und inwieweit einzelne Regelungen des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft mit weiteren verfassungsrechtli-
chen Grundsätzen zu vereinbaren sind. Der Maßstab dieser Untersuchung, die 
verschiedenen verfassungsrechtlichen Vorgaben, mit denen einzelne Regelungen 
                                                     
447 Siehe: 2. Kapitel, B., S. 55 ff. 
448 Siehe: 2. Kapitel, B., IV., S. 76 ff. 
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des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes möglicherweise in Konflikt treten 
können, wurde bereits im ersten Kapitel dieser Arbeit grob skizziert.449 Im Fol-
genden sind diese Vorgaben aufzugreifen, d.h. ausgewählte Normen des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft sind auf 
ihre Vereinbarkeit mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der Unschulds-
vermutung und dem Sozialstaatsprinzip zu untersuchen. Außerdem ist der Frage 
nachzugehen, ob ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richter-
vorbehalten anzuerkennen ist, gegen das der niedersächsische Gesetzgeber mögli-
cherweise verstoßen hat. 
Dabei ist zu beachten, dass die genannten verfassungsrechtlichen Vorgaben 
nicht isoliert nebeneinander stehen, sondern sich zum Teil überschneiden und 
ergänzen, mitunter können sie sich sogar widersprechen.450 Aufgrund dessen ist 
die nachfolgende Kategorisierung nicht als zwingend aufzufassen, einzelne Aus-
führungen könnten – ohne dass sich an den gefundenen Ergebnissen grundlegen-
des ändern würde – verschiedenen verfassungsrechtlichen Vorgaben zugeordnet 
werden.451 Ähnliches gilt auch für die ausgewählten Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes. Auch diese stehen nicht isoliert nebeneinander, son-
dern bilden untereinander zusammenhängende Komplexe. Die folgenden Ausfüh-
rungen zu den verschiedenen verfassungsrechtlichen Vorgaben beinhalten einlei-
tend jeweils einige allgemeine Bemerkungen bezogen auf die grundgesetzliche 
Verankerung und den Gewährleistungsgehalt des betreffenden verfassungsrechtli-
chen Grundsatzes. Diese allgemeinen Aussagen bilden den Ausgangspunkt, an 
dem die verfassungsrechtliche Überprüfung ausgewählter Regelungen des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes ansetzt. 
                                                     
449 Siehe: 1. Kapitel, C., III., S. 37 ff. 
450 Allgemein: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 109 f. Konkret: Die Gewährleistung mög-
lichst weitgehender Freiheiten im Vollzug der Untersuchungshaft kann sowohl aus dem Blick-
winkel des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes als auch vor dem Hintergrund der Unschuldsver-
mutung erforderlich erscheinen. Die Gewährleistung sozialer Hilfen im Vollzug der Untersu-
chungshaft kann vom Sozialstaatsprinzip gefordert, von der Unschuldsvermutung aber be-
schränkt werden. Hierzu im Einzelnen siehe: 3. Kapitel, B., II., 2., f), S. 162 f. 
451 So kann etwa die Gewährleistung sozialer Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft sowohl unter 
dem Gesichtspunkt der Unschuldsvermutung als auch unter dem Aspekt des Sozialstaatsprin-
zips erörtert werden, hierzu siehe: 3. Kapitel, B., II., 2., f), S. 162 f. 
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A. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
I.    Allgemeines 
Der aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete452 und zum Teil auch als Übermaß-
verbot bezeichnete453 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit hat – vor allem durch 
die Judikatur des BVerfG – eine kaum zu überschätzende Bedeutung erlangt.454 
Ihm liegt der Gedanke zugrunde, dass staatliche Maßnahmen grundsätzlich nicht 
grenzenlos sein dürfen, sondern ihre Rechtfertigung in einem spezifischen Zweck 
finden müssen, an dem sie in Umfang und Ausmaß gemessen werden.455 Damit 
dient der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Verteidigung der individuellen 
Rechts- und Freiheitssphäre und bindet alle staatliche Gewalt, sofern diese subjek-
tive Rechte des Bürgers in irgendeiner Weise beeinträchtigt.456 
Gebunden wird die staatliche Gewalt namentlich dadurch, dass ihre Maßnah-
men im Hinblick auf den angestrebten Zweck geeignet, erforderlich sowie ver-
hältnismäßig im engeren Sinne sein müssen.457 Das Gebot der Geeignetheit ver-
langt dabei den Einsatz solcher Mittel, mit deren Hilfe der verfolgte Zweck er-
reicht oder zumindest gefördert werden kann.458 Dem Aspekt der Erforderlichkeit 
ist genüge getan, wenn die staatliche Maßnahme als eines von mehreren gleicher-
maßen geeigneten Mitteln das mildeste, mithin die geschützte Rechtsposition am 
wenigsten beeinträchtigende Mittel darstellt.459 Verhältnismäßig im engeren Sinne 
und damit angemessen460 ist die staatliche Maßnahme schließlich, wenn ihr Nut-
zen zu den dadurch herbeigeführten Beeinträchtigungen nicht außer Verhältnis 
                                                     
452 Das Rechtsstaatsprinzip wird zumindest ganz überwiegend als Rechtsgrundlage herangezogen, 
vgl. BVerfGE 90, 145 (173); 86, 288 (347); 80, 109 (120); 76, 256 (359); 69, 1 (35); Sachs in 
Sachs, GG, Art. 20/Rn. 146. Doch selbst wenn bspw. die Grundrechte (vgl. BVerfGE 65, 1 
[44]; 19, 342 [348 f.]; 7, 377 [404 ff.]) oder die Wesensgehaltsgarantie des Art. 19 Abs. 2 GG (so 
wohl BGHSt 4, 385 [392]) als Grundlage angeführt werden, besteht über die dogmatische Struk-
tur des Verhältnismäßigkeitsprinzips weitestgehend Einigkeit (vgl. BVerfGE 92, 262 [273]; 70, 
278 [286]; 67, 157 [173]; Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 110; Sachs in Sachs, 
GG, Art. 20/Rn. 149), so dass die Rechtsgrundlage für die hier relevanten Ausführungen dahin-
gestellt bleiben kann. 
453 Vgl. nur: Ossenbühl, FS Lerche, S. 151 (152); Stern, StaatsR I, S. 861 f. 
454 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 107; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 146; Jarass 
in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 80. 
455 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 107. 
456 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 107 f.; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 146 ff.; 
Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 81. 
457 BVerfGE 92, 262 (273); 70, 278 (286); 67, 157 (173); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII 
Rn. 110; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 149. 
458 BVerfGE 100, 313 (373); 96, 10 (23); 67, 157 (173); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII 
Rn. 112. 
459 BVerfGE 100, 313 (375); 92, 262 (273); 90, 145 (172); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII 
Rn. 113. 
460 Um die Unterscheidbarkeit zum Oberbegriff „Verhältnismäßigkeit“ zu gewährleisten, wird dieses 
Element im Folgenden als „Angemessenheit“ bezeichnet. 
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steht.461 In diesem Zusammenhang sind die mit der staatlichen Maßnahme geför-
derten Belange den im Einzelfall beeinträchtigten Rechtspositionen unter Berück-
sichtigung ihrer Bedeutung gegenüberzustellen und gegeneinander abzuwägen.462 
Bei der Bestimmung des mit einer staatlichen Maßnahme verfolgten Zweckes 
als Bezugspunkt für die drei Verhältnismäßigkeitselemente sind Verwaltung und 
Rechtsprechung auf die Zwecke der jeweiligen Gesetze festgelegt, während der 
förmliche Gesetzgeber kraft seiner unmittelbaren demokratischen Legitimation 
innerhalb des durch die Verfassung gezogenen Rahmens die Zwecke seiner Ge-
setze selbst bestimmen kann.463 Dieser unmittelbaren demokratischen Legitimati-
on des förmlichen Gesetzgebers, aber auch seiner Aufgabe, abstrakt-generelle und 
damit i.d.R. pauschalierende Normen zu schaffen, ist außerdem ein Spielraum im 
Hinblick auf die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit in ihrer Gesamtheit geschul-
det. So steht dem förmlichen Gesetzgeber eine Einschätzungsprärogative bezogen 
auf Geeignetheit,464 Erforderlichkeit465 und Angemessenheit466 einer gesetzlichen 
Regelung zu, die sich allerdings verringert, je stärker der mit einer Regelung ver-
bundene Grundrechtseingriff ausfällt.467  
II.   Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die gesetzliche Normierung des 
Untersuchungshaftvollzuges 
Die strafprozessualen Mechanismen der Strafverfolgung können tief in das Leben 
und die Rechte desjenigen eingreifen, der als möglicher Straftäter in Betracht ge-
zogen wird.468 Zum Schutz der individuellen Rechts- und Freiheitssphäre des Ein-
zelnen vor übermäßigen Eingriffen ist dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
daher gerade im Bereich der Strafverfolgung besondere Bedeutung beizumes-
sen.469 Dabei muss insbesondere auch die Untersuchungshaft vor dem Hinter-
grund der hohen Intensität des Grundrechtseingriffs der strafprozessualen Frei-
                                                     
461 BVerfGE 100, 313 (375 f.); 99, 202 (212 f.); 93, 213 (237 f.); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 
20 VII Rn. 117. 
462 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 117; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 154; Jarass 
in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 86. 
463 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 111; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 149. 
464 BVerfGE 105, 17 (34); 104, 337 (347 ff.), 98, 265 (308 f.); 83, 1 (18); Grzeszick in Maunz-Dürig, 
GG, Art. 20 VII Rn. 122. 
465 BVerfGE 104, 337 (347 f.); 102, 197 (218); 98, 265 (308 f.); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 
20 VII Rn. 122. 
466 So kann es bei gesetzlichen Regelungen genügen, wenn die Wahrung der Angemessenheit im 
Einzelfall der Rechtsanwendung überlassen wird: BVerfGE 93, 213 (238); Sachs in Sachs, GG, 
Art. 20/Rn. 154; allgemein: Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 122. 
467 BVerfGE 109, 279 (336); 88, 203 (262); 50, 290 (332 f.); Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 
88. 
468 Vgl. nur: Beulke, StrafprozessR, § 1/Rn. 5; Kühne, StrafprozessR, Rn. 2, 20. 
469 Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 125; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 
112/Rn. 29. 
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heitsentziehung470 in Anordnung, Vollzug und Dauer vom Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit beherrscht sein.471 Mit dieser pauschalen Feststellung ist aller-
dings noch keine Aussage darüber getroffen, welchen Einfluss der Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz im Einzelnen auf den Vollzug der Untersuchungshaft hat. 
Für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings, die über die bloße – bereits 
im Wesen der Haft liegende und durch eine den §§ 112 ff. StPO entsprechende 
Verhaftung legitimierte472 – Freiheitsentziehung hinausgehen, können gem. §§ 3 S. 
2, 135 Abs. 2 NJVollzG sowohl der Zweck der Untersuchungshaft als auch die 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt als Legitimationsgrundlage herangezogen 
werden. Damit orientiert sich der niedersächsische Gesetzgeber im Grundsatz an 
der bundesrechtlichen Vorgängerregelung des § 119 Abs. 3 StPO a.F., die die 
Grundlage für solche Beschränkungen des Untersuchungshäftlings darstellte, die 
der Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung in der Vollzugsanstalt erfor-
dert. Das BVerfG hat die Regelung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. in ständiger Recht-
sprechung zwar als „verfassungsrechtlich zureichende gesetzliche Grundlage für 
Einschränkungen grundrechtlicher Freiheiten des Untersuchungsgefangenen“ 
erachtet.473 Gleichwohl bestand Uneinigkeit über die dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz Rechnung tragende Auslegung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. im Rahmen 
der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges durch den Richter 
bzw. die Vollzugsbehörde.474 Infolge der grundsätzlichen Vergleichbarkeit der 
Eingriffsvoraussetzungen des § 119 Abs. 3 StPO a.F. einerseits und der §§ 3 S. 2, 
135 Abs. 2 NJVollzG andererseits setzt sich dieses Problem auch im Hinblick auf 
die niedersächsische Regelung fort. Deshalb stellt sich in Anknüpfung an die all-
gemeinen Ausführungen zu Inhalt und Zweck des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-
zes die Frage, welches Verständnis vom Zweck der Untersuchungshaft bzw. von 
der Sicherheit und Ordnung der Anstalt im Rahmen der konkreten Ausgestaltung 
des Untersuchungshaftvollzuges durch den Richter bzw. die Vollzugsbehörde475 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung trägt. 
Entsprechend der dogmatischen Struktur des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
gilt es dabei zunächst, die vom niedersächsischen Gesetzgeber kraft seiner unmit-
                                                     
470 Siehe: Einleitung, A., S. 1. 
471 BVerfGE 53, 152 (158 f.); 36, 264 (270); 35, 311 (320 f.); 34, 369 (380 ff.); Grzeszick in Maunz-
Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 125; Jehle, Untersuchungshaft, S. 22; Hetzer, Reform, 47 (66); Müller-
Dietz, StV 1984, 79 (81); bezogen auf den Vollzug der Untersuchungshaft: Seebode, Vollzug der 
Untersuchungshaft, S. 109. 
472 Jehle, Untersuchungshaft, S. 22; ähnlich Hetzer, Reform der Untersuchungshaft, 47 (67); Löwe-
Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 22. 
473 Zuletzt etwa BVerfG, StV 2009, 253 (254). Siehe auch: BVerfG, NStZ 1996, 509 (510); BVerfGE 
57, 170 (177); 35, 311 (316); 34, 384 (395). 
474 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 115 ff., 236 ff.; Berndt, NStZ 1996, 115 (117); dieselbe, 
NStZ 1996, 157 (157 f.) jeweils m.w.Nachw.; auch: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 
27 ff.; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 11 f.; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 12 f. 
475 Die Zuständigkeit des Richters bzw. der Vollzugsbehörde ist abhängig von der konkreten Maß-
nahme im Einzelfall, vgl. §§ 134, 134a NJVollzG n.F. 
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telbaren demokratischen Legitimation selbstgesetzten Zwecke der §§ 3 S. 2, 135 
Abs. 2 NJVollzG und die in diesem Zusammenhang zugrunde gelegten Interpre-
tationen zu ermitteln. Ausgehend von diesen Zwecken kann in einem weiteren 
Schritt herausgearbeitet werden, welche Möglichkeiten dem niedersächsischen 
Gesetzgeber zu ihrer Erreichung bei der gesetzlichen Ausgestaltung des Untersu-
chungshaftvollzuges grundsätzlich offen stehen, welche Befugnisse im Anschluss 
daran dem Richter bzw. der Vollzugsbehörde bei der konkreten Ausgestaltung des 
Untersuchungshaftvollzuges zukommen und wie dies vor dem Hintergrund des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu beurteilen ist. 
1.    Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und der Zweck der Untersuchungshaft 
a)    Der Zweck der Untersuchungshaft in der Interpretation des niedersächsi-
schen Gesetzgebers sowie alternative Zwecksetzungsmöglichkeit 
Dem Gefangenen können gem. § 135 Abs. 2 NJVollzG Beschränkungen auferlegt 
werden, die der Zweck der Untersuchungshaft erfordert, soweit das Gesetz eine 
besondere Regelung nicht enthält. Abgesehen von dieser Generalklausel rekurrie-
ren auch zahlreiche spezifische Eingriffsermächtigungen auf den Zweck der Un-
tersuchungshaft,476 so dass dieser den Maßstab liefert für viele Entscheidungen im 
(niedersächsischen) Vollzug der Untersuchungshaft. Zweck der Untersuchungs-
haft ist es gem. § 133 NJVollzG, den in den gesetzlichen Haftgründen zum Aus-
druck kommenden Gefahren zu begegnen. Zum einen verdeutlicht der nieder-
sächsische Gesetzgeber durch die Bezugnahme auf die „gesetzlichen Haftgründe“, 
dass für Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft nicht nur die in dem 
jeweiligen Haftbefehl explizit benannten Haftgründe maßgeblich sind, sondern 
dass vielmehr auf sämtliche gesetzlich in den §§ 112, 112a StPO aufgeführten 
Haftgründe zurückgegriffen werden kann.477 Zum anderen geht der niedersächsi-
sche Gesetzgeber davon aus, dass durch die gewählte Zwecksetzung generell die 
Durchführung eines geordneten Strafverfahrens gewährleistet wird.478 Insgesamt 
entspricht die Zwecksetzung des § 133 NJVollzG damit dem allgemein anerkann-
ten Zweck der Untersuchungshaft, die Durchführung eines geordneten Strafver-
fahrens zu gewährleisten, also als Instrument der Verfahrenssicherung zu fungie-
ren.479 Dabei nimmt der in § 133 NJVollzG formulierte Zweck der Untersu-
chungshaft seinem Wortlaut nach keine Rücksicht auf die den einzelnen Haftan-
ordnungen zugrundeliegenden Haftgründe. Der niedersächsische Gesetzgeber 
konzipiert die Untersuchungshaft und ihren Vollzug nicht als ein nach den der 
                                                     
476 Genannt seien hier nur §§ 143 Abs. 2 S. 2; 144 Abs. 1 S. 2; 147 Abs. 1 S. 1; 150 Abs. 2 S. 1 
NJVollzG. 
477 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 129 NJVollzG-E. 
478 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 45. 
479 BVerfGE 32, 87 (93); 19, 342 (347); BGH, NJW 1987, 2525 (2526); Löwe-Rosenberg/Hilger, 
StPO, Vor § 112/Rn. 1 f.; Meyer-Goßner, StPO, Vor § 112/Rn. 4. 
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einzelnen Haftanordnung zugrundeliegenden Haftgründen differenzierendes In-
strument der Verfahrenssicherung. Vielmehr spricht die allgemein gehaltene 
Zwecksetzung in § 133 NJVollzG – Abwehr der in den gesetzlichen Haftgründen 
zum Ausdruck kommenden Gefahren – dafür, dass der niedersächsische Gesetz-
geber die Untersuchungshaft und ihren Vollzug als ein umfassendes, auf die Ab-
wehr der in den gesetzlichen Haftgründen insgesamt zum Ausdruck kommenden 
Gefahren gerichtetes Instrument der Verfahrenssicherung versteht. 
Alternativ zu dieser umfassenden Zwecksetzung hätte der niedersächsische 
Gesetzgeber auch differenzieren können zwischen den verschiedenen gesetzlichen 
Haftgründen. Er hätte in Abhängigkeit von dem der jeweiligen Haftanordnung im 
Einzelfall zugrundeliegenden Haftgrund unterschiedliche Zwecke der Untersu-
chungshaft anerkennen können. Zweck der Untersuchungshaft wäre demnach die 
Abwehr derjenigen Gefahr, die in dem der einzelnen Haftanordnung konkret 
zugrundeliegenden gesetzlichen Haftgrund zum Ausdruck kommt480 – mithin eine 
gegenüber der Regelung des § 133 NJVollzG restriktivere Zwecksetzung. Der 
Untersuchungshaftvollzug würde sich damit als ein nach den einzelnen Haftgrün-
den differenzierendes Instrument der Verfahrenssicherung darstellen. 
Es bestehen somit verschiedene Ausgestaltungsmöglichkeiten des Zweckes der 
Untersuchungshaft und ihres Vollzuges, wobei der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit dem niedersächsischen Gesetzgeber ein bestimmtes Zweckverständnis 
nicht zwingend vorgibt. Vielmehr bleibt es bei dem bereits oben angeführten Be-
fund, dass der förmliche Gesetzgeber kraft seiner unmittelbaren demokratischen 
Legitimation die Zwecke seiner Gesetze grundsätzlich selbst bestimmen kann.481 
Hierbei setzt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Beurteilungs- und Ent-
schließungsfreiheit des Gesetzgebers nur äußerste Grenzen, d.h. auch bei der Ein-
schätzung gewisser, der Allgemeinheit drohender Gefahren, zu deren Verhütung 
der Gesetzgeber glaubt tätig werden und in die Freiheitsbereiche des Einzelnen 
eingreifen zu müssen, billigt ihm die Verfassung einen Beurteilungsspielraum 
zu.482 Diesen Beurteilungsspielraum überschreitet der Gesetzgeber nur dann, 
wenn seine Erwägungen so offensichtlich fehlgehen, dass sie vernünftigerweise 
keine Grundlage für gesetzgeberische Maßnahmen abgeben können.483 
Eine derartige Fehleinschätzung des niedersächsischen Gesetzgebers bei der 
Interpretation des Zweckes der Untersuchungshaft ist nicht ersichtlich, so dass die 
Zwecksetzung des niedersächsischen Gesetzgebers in § 133 NJVollzG als solche 
                                                     
480 Seebode, Vergessene Reform?, 14 (24 f.) spricht plakativ von einer Differenzierung zwischen 
Fluchthaft, Kollusionshaft und Vorbeugehaft; derselbe, StV 1989, 118 (120). Außerdem: Seibert, 
Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (168); Eisenberg/Tóth, GA 1993, 293 (310); Müller-
Dietz, StV 1984, 79 (82). 
481 Siehe: 3. Kapitel, A., I., S. 89 f. 
482 BVerfGE 30, 292 (317); in diese Richtung auch: Sodan/Ziekow, Grundkurs, § 24/Rn. 35; Pie-
roth/Schlink, StaatsR II, § 6/Rn. 280. 
483 BVerfGE 30, 292 (317); in diese Richtung auch: Sodan/Ziekow, Grundkurs, § 24/Rn. 35; Pie-
roth/Schlink, StaatsR II, § 6/Rn. 280. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
92 
nicht zu beanstanden ist. Sollte mit der Zwecksetzung des niedersächsischen Ge-
setzgebers in § 133 NJVollzG allerdings eine weitergehende Wirkung verbunden 
sein, als dies nach der Verfassung zulässig ist, stellt sich die Frage nach einer ver-
fassungskonform einschränkenden Auslegung des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes.484 Aufgrund dessen ist im Folgenden zu überprüfen, welche Konse-
quenzen die unterschiedlichen Zwecksetzungsmöglichkeiten im Rahmen der kon-
kreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges durch den Richter bzw. die 
Vollzugsbehörde zeitigen. Es ist namentlich zu untersuchen, ob die aufgezeigten 
Interpretationen vom Zweck der Untersuchungshaft vor dem Hintergrund des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu unverhältnismäßigen Beschränkungen des 
Untersuchungshäftlings führen und wie gegebenenfalls unverhältnismäßige Er-
gebnisse korrigiert werden können. 
b)    Auswirkungen des Zweckverständnisses auf die konkrete Ausgestaltung des 
Untersuchungshaftvollzuges und ihre Bewertung vor dem Hintergrund des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
aa)   Mögliche Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen bei einem umfas-
send zu verstehenden Zweck der Untersuchungshaft 
Ein umfassendes Verständnis vom Zweck der Untersuchungshaft und ihres Voll-
zuges, das nicht differenziert nach den der einzelnen Haftanordnung zugrundelie-
genden Haftgründen, kann zu einer gesetzlichen Ausgestaltung des Untersu-
chungshaftvollzuges führen, die in Anlehnung an den allgemeinen Zweck eben-
falls nicht differenziert nach den der einzelnen Haftanordnung zugrundeliegenden 
Haftgründen: Es wurde bereits festgestellt, dass sowohl die Generalklausel des § 
135 Abs. 2 NJVollzG als auch zahlreiche spezifische Eingriffsermächtigungen in 
ihren tatbestandlichen Voraussetzungen pauschal Bezug nehmen auf den nach 
§ 133 NJVollzG umfassend zu verstehenden Zweck der Untersuchungshaft.485 
Auf ihrer Grundlage kann folglich nicht nur die in der einzelnen Haftanordnung 
durch einen spezifischen gesetzlichen Haftgrund zum Ausdruck kommende Ge-
fahr abgewehrt werden, vielmehr kann den in den gesetzlichen Haftgründen ins-
gesamt zum Ausdruck kommenden Gefahren begegnet werden. Im Rahmen der 
konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges wird dem Richter bzw. 
der Vollzugsbehörde somit grundsätzlich die Möglichkeit eröffnet, gegenüber 
einem bspw. wegen Fluchtgefahr inhaftierten Untersuchungshäftling nicht nur 
Maßnahmen zur Abwehr eben dieser Fluchtgefahr zu ergreifen, sondern auch 
solche Maßnahmen, die der Abwehr einer Verdunkelungs- oder Wiederholungsge-
fahr dienen. Gerade zur Abwehr einer Verdunkelungsgefahr sind zum Teil jedoch 
weitergehende Beschränkungen des Untersuchungshäftlings nötig, als zur Abwehr 
                                                     
484 In diese Richtung: BVerfGE 33, 52 (70); zum Gebot verfassungskonformer Auslegung: La-
renz/Canaris, Methodenlehre, S. 159 ff.; Wank, Auslegung, S. 82 ff. 
485 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., a), S. 91. 
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einer Fluchtgefahr. So muss zur Abwehr einer Verdunkelungsgefahr die Mehrheit 
der Kontakte des Untersuchungshäftlings zur Außenwelt kontrolliert werden,486 
was zur Abwehr einer Fluchtgefahr grundsätzlich487 nicht notwendig ist.488 Das 
Spektrum möglicher (Grundrechts-)Beeinträchtigungen in der konkreten Ausge-
staltung des Untersuchungshaftvollzuges durch den Richter bzw. die Vollzugsbe-
hörde wird bei einem umfassenden Zweck der Untersuchungshaft und einer dar-
auf Bezug nehmenden gesetzlichen Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzu-
ges folglich erweitert.489 
Gleichwohl kann nicht geleugnet werden, dass der allgemeine Zweck des § 133 
NJVollzG „Verfahrenssicherung durch Abwehr der in den gesetzlichen490 Haftgrün-
den zum Ausdruck kommenden Gefahren“ durch umfassende Beschränkungen 
des Untersuchungshäftlings, die ja gerade auf die Abwehr der in den gesetzlichen 
Haftgründen insgesamt zum Ausdruck kommenden Gefahren gerichtet sind, zu-
mindest gefördert, wenn nicht sogar umfänglich erreicht wird. Umfassende Be-
schränkungen des Untersuchungshäftlings, die unabhängig von dem im Einzelfall 
festgestellten gesetzlichen Haftgrund generell auf die Abwehr aller in den gesetzli-
chen Haftgründen zum Ausdruck kommenden Gefahren gerichtet sind, erhöhen 
zumindest die Wahrscheinlichkeit, dass der angestrebte Erfolg einer umfassenden 
Verfahrenssicherung erreicht wird. Dies reicht für die Geeignetheit einer staatli-
chen Maßnahme grundsätzlich aus,491 so dass gegen umfassende Beschränkungen 
des Untersuchungshäftlings insoweit keine Bedenken bestehen. 
Im Hinblick auf die Erforderlichkeit umfassender Beschränkungen des Unter-
suchungshäftlings ist zunächst festzustellen, dass diese beeinträchtigungsintensiver 
sein können, als solche Beschränkungen, die nur auf die Abwehr der in dem 
zugrundeliegenden Haftbefehl zum Ausdruck kommenden Gefahr gerichtet sind: 
Zielen Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen auf die Abwehr der in den 
gesetzlichen Haftgründen insgesamt zum Ausdruck kommenden Gefahren, müs-
sen bspw. – um beim Beispiel eines wegen Fluchtgefahr inhaftierten Untersu-
chungshäftlings und seiner Kontakte zur Außenwelt zu bleiben – nahezu alle 
Kontakte des Häftlings zur Außenwelt kontrolliert werden, um einer vermeintli-
chen Verdunkelungsgefahr zu begegnen. Diese Kontrollen der Außenweltkontak-
                                                     
486 Ausnahmen können bei bestimmten Kontaktpersonen gemacht werden, so etwa bei dem Kon-
takt des wegen Verdunkelungsgefahr inhaftierten Häftlings mit seinem Verteidiger, vgl. § 149 
NJVollzG. 
487 Dies mag anders sein, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Untersuchungshäftling 
konkrete Fluchtvorbereitungen trifft. 
488 Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (168 f.); allgemein auch Seebode, Vergessene 
Reform?, 14 (26); derselbe; StV 1989, 118 (120); Paeffgen, StV 1998, 37 (38); Eisenberg/Tóth, GA 
1993, 293 (310). 
489 Ähnlich Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (168 f.); Eisenberg/Tóth, GA 1993, 
293 (310); Seebode, StV 1989, 118 (120). 
490 Hervorhebung durch den Verfasser. 
491 BVerfGE 96, 10 (23); 67, 154 (173 ff.); 33, 171 (187); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII 
Rn. 112. 
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te eines wegen Fluchtgefahr inhaftierten Häftlings könnten bei einer Differenzie-
rung nach dem zugrundeliegenden Haftgrund (im Beispielsfall würde es dann nur 
um die Abwehr der Fluchtgefahr gehen) i.d.R. großzügiger gehandhabt werden.492 
Bei diesem Befund ist jedoch zu berücksichtigen, dass Bezugspunkt der in Frage 
stehenden Beschränkungen des Untersuchungshäftlings der mit ihnen verfolgte 
Zweck ist.493 Die Erforderlichkeit einer staatlichen Maßnahme ist folglich nur 
abzulehnen, wenn zur Erreichung des verfolgten Zweckes gleichermaßen wirksa-
me und dabei weniger eingriffsintensive Mittel zur Verfügung stehen würden.494 
So mag es bezogen auf die beeinträchtigten Grundrechte zwar ein milderes Mittel 
darstellen, einem wegen Fluchtgefahr inhaftierten Untersuchungshäftling nur sol-
che Beschränkungen aufzuerlegen, die der Abwehr eben dieser Fluchtgefahr die-
nen. Gleichermaßen geeignet zur Erreichung des umfassenden Zweckes des § 133 
NJVollzG „Verfahrenssicherung durch Abwehr der in den gesetzlichen495 Haftgrün-
den zum Ausdruck kommenden Gefahren“ sind Beschränkungen, die nur auf die 
Abwehr derjenigen Gefahr gerichtet sind, die in dem der Haftanordnung zugrun-
deliegenden Haftgrund zum Ausdruck kommt, jedoch nicht. Schließlich werden 
dabei die der jeweiligen Haftanordnung nicht zugrundeliegenden gesetzlichen 
Haftgründe außer Acht gelassen, obwohl es diese bei einem umfassenden Zweck-
verständnis gerade auch abzuwehren gilt. Zur Erreichung des allgemeinen Zwe-
ckes der Untersuchungshaft i.S.d. § 133 NJVollzG erscheinen umfassende Be-
schränkungen des Untersuchungshäftlings demnach nicht nur als geeignet, son-
dern auch als erforderlich. 
Ein weites Zweckverständnis erweitert zwar den Spielraum des Richters bzw. 
der Vollzugsbehörde bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvoll-
zuges, soweit es die möglichen Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen 
betrifft. Vor dem Hintergrund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes begegnet dies 
jedoch insoweit keinen Bedenken, als die Teilelemente der Geeignetheit und Er-
forderlichkeit nicht entgegenstehen. 
bb)  Mögliche Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen bei einem restriktiv 
zu verstehenden Zweck der Untersuchungshaft 
Fraglich ist, ob dieser Befund – weiter Spielraum des Richters bzw. der Vollzugs-
behörde bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges – auch 
bei einer restriktiven Auffassung vom Zweck der Untersuchungshaft zugrunde zu 
legen ist. Untersucht werden soll dies wiederum anhand der beispielhaften Kons-
tellation, dass dem Haftbefehl eine Fluchtgefahr zugrunde liegt.  
                                                     
492 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., b), aa), S. 94 f. 
493 Allgemein zur Bedeutung des mit einem bestimmten staatlichen Verhalten verfolgten Zweckes 
für die einzelnen Elemente des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes: 3. Kapitel, A., I., S. 89 f. 
494 Zu den Anforderungen der Erforderlichkeit siehe: 3. Kapitel, A., I., S. 89 f. 
495 Hervorhebung durch den Verfasser. 
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Bei einem restriktiven Zweckverständnis ist es Zweck der Untersuchungshaft, 
diejenige Gefahr abzuwehren, die in dem der einzelnen Haftanordnung zugrunde-
liegenden Haftgrund zum Ausdruck kommt. In der vorliegenden Beispielskonstel-
lation bildet die Abwehr der Fluchtgefahr mithin den Zweck der Untersuchungs-
haft. Umfassende Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen, die gleicher-
maßen auf die Abwehr aller in den gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kom-
menden Gefahren gerichtet sind, begegnen zumindest zu einem Teil auch der im 
Haftbefehl festgestellten Fluchtgefahr. Die Wahrscheinlichkeit, dass der Zweck 
des Untersuchungshaftvollzuges (hier die Abwehr der Fluchtgefahr) erreicht wird, 
kann sich auch bei umfassenden Beschränkungen erhöhen. Umfassende Be-
schränkungen des Untersuchungsgefangenen erscheinen daher selbst bei einem 
restriktiven Verständnis vom Zweck der Untersuchungshaft geeignet, diesen 
Zweck zu erreichen. 
Vor dem Hintergrund ihrer erhöhten Eingriffsintensität sind sie jedoch nicht 
mehr erforderlich, um den Zweck der Untersuchungshaft (hier die Abwehr der 
Fluchtgefahr) zu erreichen:496 Zum einen sind bei einem wegen Fluchtgefahr in-
haftierten Untersuchungshäftling Beschränkungen, die ausschließlich der Abwehr 
dieser Fluchtgefahr dienen, weniger eingriffsintensiv und damit milder gegenüber 
solchen Beschränkungen, die umfassend der Abwehr der in den gesetzlichen 
Haftgründen insgesamt zum Ausdruck kommenden Gefahren dienen. Dies zeigt 
sich an dem oben angeführten Beispiel der Beschränkung der Außenweltkontakte 
eines Untersuchungshäftlings, die im Falle der Fluchtgefahr i.d.R. großzügiger 
gehandhabt werden kann, als im Falle der Verdunkelungsgefahr. Zum anderen 
sind ausschließlich auf die Abwehr der Fluchtgefahr gerichtete Maßnahmen zur 
Erreichung des restriktiven Zweckes „Abwehr der Gefahr, die in dem der Haft-
anordnung zugrundeliegenden Haftgrund zum Ausdruck kommt“ genauso geeig-
net, diesen Zweck zu erreichen, wie umfassende Maßnahmen, die allen gesetzli-
chen Haftgründen gleichermaßen begegnen. Letztere haben, soweit sie nicht der 
Abwehr der Fluchtgefahr dienen, gar keinen Bezug mehr zu dem Zweck der Un-
tersuchungshaft (hier die Abwehr der Fluchtgefahr). Der Zweck bildet jedoch 
nicht nur den Bezugspunkt der in Frage stehenden staatlichen Maßnahmen, es gilt 
vielmehr gerade ihn durch die getroffenen Beschränkungen zu erreichen. Einem 
wegen Fluchtgefahr inhaftierten Untersuchungshäftling dürfen bei einem restrikti-
ven Zweckverständnis im Hinblick auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
somit nur diejenigen Beschränkungen auferlegt werden, die der Abwehr der 
                                                     
496 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 118, 125; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der 
Justiz, 165 (168); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (90 f.); Kubach, Die völkerrechtlichen und ver-
fassungsrechtlichen Grundlagen, S. 74, wobei dieser insofern unsauber arbeitet, als er die Erfor-
derlichkeit von Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft nicht in Abhängigkeit von dem 
mit dem Untersuchungshaftvollzug verfolgten Zweck bestimmt. 
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Fluchtgefahr dienen.497 Sofern sich im Verlauf des Untersuchungshaftvollzuges 
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass weitere in den gesetzlichen Haftgründen zum 
Ausdruck kommende Gefahren abzuwehren sind, ist der Haftbefehl um den je-
weils einschlägigen Haftgrund zu ergänzen, bevor entsprechende Maßnahmen 
ergriffen werden können.498 Mangels Erforderlichkeit umfassender Beschränkun-
gen ermöglicht ein restriktives Zweckverständnis folglich nur solche Beschrän-
kungen des Untersuchungshäftlings, die der Abwehr der in dem einzelnen Haftbe-
fehl zum Ausdruck kommenden Gefahr dienen.499 
cc)  Zusammenfassung 
Ein restriktiv gefasster Zweck der Untersuchungshaft setzt den Eingriffsbefugnis-
sen des Richters bzw. der Vollzugsbehörde bei der konkreten Ausgestaltung des 
Untersuchungshaftvollzuges spätestens im Rahmen der Erforderlichkeit Grenzen. 
Das Spektrum möglicher (Grundrechts-)Beeinträchtigungen wird dementspre-
chend eingeschränkt. Ein weit gefasster Zweck lässt hingegen auch umfassendere 
(Grundrechts-)Beeinträchtigungen grundsätzlich als geeignet und erforderlich 
erscheinen und erweitert insofern die Eingriffsbefugnisse des Richters bzw. der 
Vollzugsbehörde. Daraus folgt jedoch nicht zwangsläufig, dass ein weit gefasster 
Zweck der Untersuchungshaft, von dem der niedersächsische Gesetzgeber in 
§ 133 NJVollzG ausgeht, die Möglichkeit zu unverhältnismäßigen Beschränkun-
gen des Untersuchungshäftlings eröffnet.500 Einschränkendes Element gegenüber 
den grundsätzlich geeigneten und erforderlichen Beschränkungen des Untersu-
chungshäftlings ist immer noch die Angemessenheit,501 die es im Folgenden näher 
zu untersuchen gilt. 
dd)  Angemessenheit umfassender Beschränkungen des Untersuchungsgefange-
nen zur Erreichung des gem. § 133 NJVollzG weit zu verstehenden Zweckes 
der Untersuchungshaft 
Als Teilelement des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ist das Kriterium der Ange-
messenheit darauf gerichtet zu überprüfen, ob das Ziel einer umfassenden Verfah-
                                                     
497 Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (168); dazu allgemein wohl auch Eisen-
berg/Tóth, GA 1993, 293 (310); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 118, 125; derselbe, Ver-
gessene Reform?, 14 (26); Paeffgen, StV 1998, 37 (38 f.); Veit, MDR 1973, 279. 
498 Paeffgen, StV 1998, 37 (39); SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 11; Schlothauer/Weider, Untersuchungs-
haft, Rn. 964; andernfalls würde auch der Unterschied zu der umfassenden Zwecksetzung des § 
133 NJVollzG verwischt. 
499 Ähnlich Seebode, Vergessene Reform?, 14 (24 f.); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungs-
rechtlichen Vorgaben, S. 75. 
500 So aber Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 123 ff., der ein weites Zweckverständnis (das 
mit dem des niedersächsischen Gesetzgebers grds. vergleichbar ist) in Anwendung des Über-
maßverbotes begrenzen will, ohne bei der Überprüfung der möglichen Beschränkungen näher 
auf das Kriterium der Angemessenheit einzugehen. 
501 Allgemein zu den Anforderungen der Angemessenheit siehe: 3. Kapitel, A., I., S. 89 f. 
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renssicherung mittels einer weiten Zwecksetzung, die nicht danach unterscheidet, 
welcher der gesetzlichen Haftgründe im Einzelfall den Anlass gegeben hat für die 
Anordnung der Untersuchungshaft, zu den dadurch beeinträchtigten Rechtsposi-
tionen in einem angemessenen Verhältnis steht. Gegeneinander abzuwägen und in 
einen ausgewogenen Ausgleich zu bringen sind dabei das mit Verfassungsrang 
ausgestattete öffentliche Interesse an einer funktionsfähigen Strafrechtspflege502 
und das Interesse des einzelnen Bürgers an seiner individuellen Freiheit – beide 
Positionen stehen sich im Vollzug der Untersuchungshaft gegenüber.503 
Festzustellen ist in diesem Zusammenhang zunächst, dass die Sicherung der 
Anwesenheit des Beschuldigten, der ordnungsgemäßen Tatsachenermittlung und 
der Vollstreckung – also die Durchführung eines geordneten Strafverfahrens 
durch Abwehr der in den gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kommenden 
Gefahren – zu den unabweisbaren Erfordernissen einer effektiven Strafverfolgung 
gehören.504 Eine effektive Sicherung des Strafverfahrens, Strafverfolgung selbst 
und Vollstreckung der Strafe sind Grundbedingungen für Rechtsfrieden und 
Rechtssicherheit in einer Gesellschaft; die Rechte des Einzelnen und damit auch 
die des Beschuldigten können nur dann substantiell gewahrt werden, wenn die 
rechtsstaatlichen Einrichtungen in der Rechtsgemeinschaft anerkannt und verwur-
zelt sind, der Staat also überhaupt die Möglichkeit hat, die Rechte des Einzelnen 
zu sichern.505 Eine funktionsfähige Strafrechtspflege ist mithin grundlegende Vor-
aussetzung für die individuelle Freiheit des Einzelnen.506 Vor diesem Hintergrund 
sind die Anordnung und der Vollzug von Untersuchungshaft zur Sicherung des 
Strafverfahrens und damit zur Gewährleistung einer funktionsfähigen Strafrechts-
pflege, durch die wiederum die individuelle Freiheit des Einzelnen gesichert wird, 
prinzipiell unverzichtbar.507 Die umfassende Zwecksetzung des § 133 NJVollzG 
differenziert nicht nach den dem einzelnen Haftbefehl zugrundeliegenden Haft-
gründen, sondern ist insgesamt auf die Abwehr aller in den gesetzlichen Haft-
gründen zum Ausdruck kommenden Gefahren gerichtet.508 Durch die Bezugnah-
me auf den so zu verstehenden Zweck der Untersuchungshaft in § 135 Abs. 2 
NJVollzG und zahlreichen spezifischen Eingriffsermächtigungen des Niedersäch-
                                                     
502 BVerfGE 53, 152 (158); 36, 264 (269 f.); 35, 185 (190); 20, 144 (147); 19, 342 (347); Nehm, NStZ 
1997, 305 (307); Leipold, NJW-Spezial 2005, 567. 
503 BVerfGE 36, 264 (269 f.); 35, 185 (190); 20, 144 (147); 19, 342 (347); Seebode, Vollzug der Unter-
suchungshaft, S. 2; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (167); Kaiser, FS Juristi-
sche Gesellschaft, 299 (300); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorga-
ben, S. 72. 
504 BVerfGE 100, 313 (388 f.); 80, 367 (375); 77, 65 (76); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 
112/Rn. 1 f.; KMR/Wankel, StPO, Vor § 112/Rn. 1; Beulke, StrafprozessR, § 11/Rn. 208. 
505 KMR/Wankel, StPO, Vor § 113/Rn. 1; Hetzer, Reform, 47 (51); ähnlich auch Kubach, Die völker-
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 72 f. 
506 Ausdrücklich Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 73. 
507 BVerfGE 53, 152 (160); 35, 185 (190); 19, 342 (347); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 
112/Rn. 16. 
508 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., S. 92 f. 
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sischen Justizvollzugsgesetzes509 ist es möglich, allen gesetzlichen Haftgründen im 
(niedersächsischen) Vollzug der Untersuchungshaft gleichermaßen zu begegnen 
und so eine umfassende Verfahrenssicherung i.S.e. funktionsfähigen Strafrechts-
pflege zu gewährleisten. Eine restriktive Zwecksetzung erfordert demgegenüber 
eine Ergänzung des Haftbefehls bevor weitere Beschränkungen des Untersu-
chungsgefangenen ergriffen werden können, die sich nicht auf den der konkreten 
Haftanordnung zugrundeliegenden gesetzlichen Haftgrund stützen lassen. Dies 
führt zu einer gewissen Unpraktikabilität eines restriktiven Zweckverständnisses 
und ist mit einer einseitigen Belastung der Funktionsfähigkeit der Strafrechtspflege 
verbunden: In der Praxis wird der Haftbefehl auch dann, wenn mehrere Haft-
gründe in Betracht kommen, i.d.R. allein auf den Haftgrund gestützt, dessen Vor-
aussetzungen sich am leichtesten begründen lassen – dies ist in den die Praxis 
beherrschenden Fällen regelmäßig der Haftgrund der Fluchtgefahr.510 Die prakti-
sche Handhabung als solche kann zwar keine Freiheitsbeschränkungen zu Lasten 
des Gefangenen rechtfertigen, im Hinblick auf die Belange der Strafverfolgung ist 
sie jedoch sachgerecht. Die bei einem restriktiven Zweckverständnis vor Ergrei-
fung weitergehender Beschränkungen des Untersuchungshäftlings geforderte 
Ergänzung des Haftbefehls um den entsprechenden gesetzlichen Haftgrund wür-
de zum einen die Notwendigkeit begründen, bereits bei Beantragung des Haftbe-
fehls sämtliche Haftgründe in denselben aufzunehmen, wodurch ein umfassender 
Prüfungsaufwand der zuständigen Stelle ausgelöst würde. Zum anderen würde 
eine Ergänzung des Haftbefehls aufgrund des damit verbundenen Zeitaufwandes 
– der sich noch verstärkt, sofern in diesen Konstellationen die Vernehmung des 
Beschuldigten analog § 115 Abs. 2 StPO für nötig gehalten wird511 – in der Praxis 
häufig zu einer Verzögerung des Verfahrens führen.512 Beides kann die Funktions-
fähigkeit der Strafrechtspflege belasten.513 
Ein weites Verständnis vom Zweck der Untersuchungshaft und dementspre-
chend weitgehende Gestaltungsspielräume des Richters bzw. der Vollzugsbehörde 
bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges tragen damit in 
größerem Umfang dem öffentlichen Interesse an einer funktionsfähigen Straf-
rechtspflege Rechnung, als ein restriktives Zweckverständnis. Gleichwohl erwei-
tert ein weites Zweckverständnis das Spektrum möglicher Grundrechtsbeeinträch-
tigungen gegenüber dem Beschuldigten,514 so dass in einem weiteren Schritt die 
                                                     
509 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., S. 92 f. 
510 Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 6.1, S. 340 f.; OLG Hamm, StV 1998, 35 (36). 
511 BVerfG, StV 2001, 691 (692); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 115/Rn. 3; Meyer-Goßner, StPO, § 
115/Rn. 12. 
512 OLG Hamm, StV 1998, 35 (36). 
513 Sofern bestimmte Beschränkungen des Untersuchungshäftlings erst nach (zeitraubender) Ergän-
zung des Haftbefehls möglich sind, beinhaltet dies das Risiko, dass sich die abzuwehrenden Ge-
fahren bereits realisiert haben. 
514 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., b), S. 94 ff. 
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Freiheitsrechte des Beschuldigten in den Abwägungsvorgang mit einzubeziehen 
sind.515 
Dabei ist zunächst zu beachten, dass der im Haftrecht strikt zu beachtende 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vor allem der Inhaftnahme eines Verdächtigen 
im Hinblick auf das Freiheitsrecht aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG und die Unschulds-
vermutung enge Grenzen setzt.516 So betrifft auch die vom BVerfG in ständiger 
Rechtsprechung erhobene Forderung, den vom Standpunkt der Strafverfolgung 
aus erforderlich und zweckmäßig erscheinenden Freiheitsbeschränkungen ständig 
den Freiheitsanspruch des noch nicht verurteilten Beschuldigten als Korrektiv 
entgegenzuhalten, die Inhaftierung des Beschuldigten als solche und nicht einzelne 
Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft.517 Der hohe Rang des Rechts der 
persönlichen Freiheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG als Basis der Entfaltungsmöglich-
keiten des Bürgers518 stellt damit in erster Linie ein gewichtiges Argument gegen 
die Inhaftierung an sich dar und nicht gegen einzelne Maßnahmen im Vollzug der 
Untersuchungshaft. Dennoch sind zum Schutz der individuellen Freiheitsrechte 
des Einzelnen auch letztere am Maßstab der Verhältnismäßigkeit zu messen.519 
Hierbei sind allerdings die verfassungsrechtlichen Parameter von anderer Quali-
tät,520 wenn in Rechnung gestellt wird, dass einzelne Maßnahmen im Vollzug der 
Untersuchungshaft i.d.R. nicht derart absolut in die Freiheitsrechte des Beschul-
digten eingreifen, wie die Inhaftierung selbst. Das Spannungsverhältnis zwischen 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als bedeutendem Gestaltungsgrundsatz 
des Untersuchungshaftvollzuges und der besonderen Bedeutung einer funktions-
fähigen Strafrechtspflege gerade auch für die individuelle Freiheit des Einzelnen 
kann bei einem weiten Zweckverständnis, das nicht differenziert nach den dem 
einzelnen Haftbefehl zugrundeliegenden Haftgründen, Rechnung getragen werden 
dadurch, dass über den im Haftbefehl festgestellten Haftgrund hinausgehende 
Beschränkungen des Untersuchungshäftlings davon abhängig gemacht werden, 
dass konkrete Anhaltspunkte für das Vorliegen weiterer in den gesetzlichen Haft-
gründen zum Ausdruck kommender Gefahren bestehen. Einem bspw. wegen 
Fluchtgefahr inhaftierten Untersuchungshäftling können somit zunächst nur sol-
che Beschränkungen auferlegt werden, die auf die Abwehr dieser Fluchtgefahr 
gerichtet sind. Ergeben sich jedoch tatsächliche Anhaltspunkte etwa für das Vor-
liegen einer Verdunkelungsgefahr, können dem Untersuchungshäftling weitere, 
die Verdunkelungsgefahr abwehrende Beschränkungen auferlegt werden – ohne 
dass der zugrundeliegende Haftbefehl um den Haftgrund der Verdunkelungsge-
fahr ergänzt werden müsste. Diese Anforderung im Rahmen der konkreten Aus-
                                                     
515 Ähnlich auch Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 73. 
516 Nehm, NStZ 1997, 305 (307). 
517 Vgl. BVerfGE 53, 152 (158); 36, 264 (269 f.); 35, 185 (190); 20, 144 (147); 19, 342 (347). 
518 BVerfGE 53, 152 (158); 36, 264 (269); 35, 185 (190); 19, 342 (349). 
519 Allgemein zum Geltungsanspruch des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes auch im Vollzug der 
Untersuchungshaft: 3. Kapitel, A., II., S. 90 f. 
520 Ausdrücklich Nehm, NStZ 1997, 305 (307). 
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gestaltung des Untersuchungshaftvollzuges sichert zum einen das Strafverfahren 
und die Funktionsfähigkeit der Strafrechtspflege umfassend. Der Richter und die 
Vollzugsbehörde können bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungs-
haftvollzuges grundsätzlich auf alle gesetzlichen Haftgründe gleichermaßen zu-
rückgreifen, ohne dass der zugrundeliegende Haftbefehl zuvor zeitaufwendig er-
gänzt werden müsste. Zum anderen ist der Untersuchungshäftling durch das Er-
fordernis konkreter Anhaltspunkte für das Vorliegen weiterer, nicht bereits im 
Haftbefehl zum Ausdruck kommender Gefahren geschützt vor pauschalen Be-
schränkungen seiner Freiheit aufgrund vager Verdachtslagen.521 Das bei einem 
weiten Zweckverständnis an sich breite Spektrum möglicher Grundrechtsbeein-
trächtigungen wird insoweit eingeschränkt. Damit wird sowohl dem öffentlichen 
Interesse an einer funktionsfähigen Strafrechtspflege als auch den Freiheitsrechten 
des Einzelnen im Vollzug der Untersuchungshaft Rechnung getragen, so dass ein 
ausgewogenes Verhältnis i.S.d. Angemessenheit gewährleistet ist. 
Dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist demzufolge genüge getan, wenn 
im Rahmen der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges durch 
den Richter und die Vollzugsbehörde sichergestellt ist, dass das öffentliche Inte-
resse an einer funktionsfähigen Strafrechtspflege nicht einseitig zu Lasten der 
Freiheitsrechte des Untersuchungshäftlings betont wird. Die umfassende Zweck-
setzung des § 133 NJVollzG darf folglich nicht dazu führen, dass bei der Anord-
nung verfahrenssichernder Beschränkungen allen gesetzlichen Haftgründen, un-
abhängig von ihrem tatsächlichen Vorliegen im jeweiligen Einzelfall, pauschal 
Rechnung getragen werden kann.522 Im Rahmen der nach § 135 Abs. 2 NJVollzG 
zu treffenden Beschränkungen können auch solche Haftgründe berücksichtigt 
werden, auf die der die Untersuchungshaft anordnende Haftbefehl nicht gestützt 
ist, sofern für den die Beschränkung anordnenden Richter bzw. die Vollzugsbe-
hörde nur konkrete Anhaltspunkte ersichtlich sind, dass die entsprechende Be-
schränkung unter dem Gesichtspunkt dieses Haftgrundes gefordert wird.523 Der 
                                                     
521 OLG Hamm, StV 1998, 35 (36). 
522 So bereits die Begründung zu § 1 des unveröffentlichten Referentenentwurfes des Bundes zu 
einem Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft vom 22.9.2004, S. 11. Der niedersächsi-
sche Gesetzgeber hat sich in weiten Teilen an diesem Entwurf orientiert. 
523 So bereits für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings auf Grundlage der Vorgängerregelung 
des § 119 Abs. 3 StPO a.F.: BVerfG vom 29.10.1973 – 2 BvR 485/73; OLG Hamm, StV 1998, 
35 (36) mit Anmerkung Paeffgen; OLG Stuttgart, MDR 1973, 335; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 
12 insb. auch unter Hinweis auf BVerfG 2 BvR 485/73; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 12; 
KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 7; Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 460; Nehm, 
NStZ 1997, 305 (307); Haberstroh, JURA 1984, 225 (234); Dallinger, MDR 1951, 121; a.A. Seebode, 
Vollzug der Untersuchungshaft, S. 119; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 27 f.; Kubach, 
Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 75, Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 
88 (90). 
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Umstand allein, dass ein möglicher Missbrauch eines Freiheitsrechts nicht völlig 
auszuschließen ist, reicht für die Auferlegung einer Beschränkung nicht aus.524 
2.    Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die Sicherheit und Ordnung der Vollzugsan-
stalt 
Neben Beschränkungen, die der Zweck der Untersuchungshaft erfordert, können 
dem Gefangenen auch Beschränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt erforderlich sind, soweit das Gesetz 
eine besondere Regelung nicht enthält, § 3 S. 2 NJVollzG.525 Zweck dieser Rege-
lung ist ausweislich ihres Wortlautes die Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt. Abgesehen von dieser Generalklausel, die die Vollzugsbe-
hörde in die Lage versetzen soll, angemessen auf künftige Entwicklungen reagie-
ren zu können,526 beziehen sich auch zahlreiche spezifische Eingriffsermächtigun-
gen auf die „Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt“.527 
Während der Zweck der Untersuchungshaft bereits gesetzesimmanent durch 
die §§ 112, 112a StPO begrenzt wird, sind die Begriffe der „Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt“ als solche äußerst unbestimmt und bedürfen daher – mehr 
noch als der Zweck der Untersuchungshaft – der Konkretisierung.528 Dennoch 
hat der niedersächsische Gesetzgeber mit der Bezugnahme auf die Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt dem Richter bzw. der Vollzugsbehörde zwei unbestimmte 
Rechtsbegriffe an die Hand gegeben, die als Grundlage für Beschränkungen des 
Untersuchungshäftlings herangezogen werden können. 
Der Umfang und die Intensität dieser Beschränkungen sind dabei abhängig 
von der Auslegung der Begriffe „Sicherheit und Ordnung der Anstalt“: Wird den 
Begriffen ein umfassendes Verständnis zugrunde gelegt, der Zweck des § 3 S. 2 
NJVollzG also weit gefasst, vergrößert dies – parallel zu der weiten Zwecksetzung 
des § 133 NJVollzG i.V.m. § 135 Abs. 2 NJVollzG – das Spektrum möglicher 
Grundrechtsbeeinträchtigungen, da zur Erreichung eines weiten Zweckes weiter-
gehende Beschränkungen des Untersuchungshäftlings grundsätzlich als geeignet 
und erforderlich anzusehen sind. Eine Grenze ist im Rahmen der Angemessenheit 
                                                     
524 Ständige Rechtsprechung des BVerfG: BVerfG, NStZ 2008, 292 (293); BVerfG, NStZ 1996, 613 
(614); BVerfG, NJW 1995, 1478 (1480); BVerfGE 35, 5 (10). 
525 Als Vorschrift des ersten Teils gilt § 3 S. 2 NJVollzG auch für den Vollzug der Untersuchungs-
haft, zur „Klammerwirkung“ der Vorschriften des ersten und sechsten Teils, siehe: 1. Kapitel, 
C., I., S. 31 f. Darüber hinaus nimmt § 135 Abs. 2 NJVollzG als Generalklausel für den Vollzug 
der Untersuchungshaft ausdrücklich auf § 3 S. 2 NJVollzG Bezug. 
526 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 4 S. 2 NJVollzG-E. 
527 Genannt seien hier nur §§ 143 Abs. 2 S. 2; 144 Abs. 1 S. 2; 147 Abs. 1 S. 1; 150 Abs. 2 S. 1 
NJVollzG. 
528 Bezogen auf den Begriff der „Ordnung in der Vollzugsanstalt“ in § 119 Abs. 3 StPO a.F.: KK-
Schultheis, StPO, § 119/Rn. 13; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 230 ff.; Köhne/Feest, 
ZfStrVo 2008, 88 (90); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 
91 
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insoweit zu setzen, als die geförderten und die beeinträchtigten Belange in eine 
ausgewogene Gewichtung gebracht werden müssen. Bei einem umfassenden Ver-
ständnis des Sicherheits- und Ordnungsbegriffes etwa dergestalt, dass dieser ma-
ximale Sicherheit und Ordnung der Anstalt (und damit einen möglichst reduzier-
ten Überwachungsaufwand der Vollzugsbehörde) zu erreichen vorgibt, erscheint 
bspw. jede Einschränkung der Kontakte des Untersuchungshäftlings zur Außen-
welt und zu Mithäftlingen als geeignet, diesen Zweck zu erreichen. Genauso könn-
ten weitgehende Einschränkungen des Untersuchungsgefangenen in seiner Frei-
zeitgestaltung auf ein derartiges Verständnis gestützt werden, ist doch die Gefahr 
von ordnungsgefährdenden Disziplinwidrigkeiten oder Spannungen unter den 
Untersuchungshäftlingen umso geringer, je weniger Freiheiten ihnen zustehen. 
Selbst wenn eine derart restriktive Ausgestaltung des Haftalltags noch erforderlich 
erscheinen mag, weil weniger einschneidende, zur Erreichung des Zweckes „Auf-
rechterhaltung der (so verstandenen) Sicherheit und Ordnung“ gleichermaßen geeig-
nete Mittel nicht ohne weiteres ersichtlich sind, so stellt sich doch spätestens auf 
der Ebene der Angemessenheit ein Problem. Die Freiheitsrechte der Untersu-
chungshäftlinge werden bei umfassenden Beschränkungen der geschilderten Art 
nicht hinreichend beachtet, sondern geradezu negiert. Ein umfassendes Verständ-
nis der Aspekte „Sicherheit und Ordnung der Anstalt“ i.S.e. zu erreichenden Ma-
ximums kann demnach zu unangemessenen Beschränkungen des Untersuchungs-
häftlings führen und ist daher nicht mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zu vereinbaren.529 Dieser Befund führt zu der Frage, welche Auslegung der Begrif-
fe „Sicherheit und Ordnung der Anstalt“ dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
Rechnung trägt. Es ist zu erörtern, welche Grenzen dem niedersächsischen Ge-
setzgeber bei der inhaltlichen Präzisierung der unbestimmten Rechtsbegriffe aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit gesetzt sind und welche Schranken demzufolge 
dem Richter bzw. der Vollzugsbehörde auferlegt werden bei der Beschränkung 
von Untersuchungshäftlingen aufgrund der Sicherheit und Ordnung der Anstalt. 
a)    Die Sicherheit und Ordnung der Anstalt in der Interpretation des niedersäch-
sischen Gesetzgebers 
Die Sicherheit der Anstalt wird durch das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz 
selbst insoweit näher präzisiert, als gem. § 3 S. 3 NJVollzG auch der Schutz der 
Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen erfasst ist.530 Neben dieser ausdrück-
lichen Klarstellung sieht der niedersächsische Gesetzgeber auch die innere Sicher-
heit, d.h. den Schutz vor Gefahren für Personen oder Sachen in der Anstalt,531 
sowie die äußere Sicherheit, sofern sie die Sicherung der richterlich angeordneten 
                                                     
529 Gegen einen derart weit verstandenen Ordnungsbegriff wenden sich aus Gründen der Verhält-
nismäßigkeit auch: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 234; Baumann, JZ 1990; 107 (111); 
Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 93. 
530 Siehe hierzu die Ausführungen unter Gliederungspunkt aa). 
531 Siehe hierzu die Ausführungen unter Gliederungspunkt aa). 
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Freiheitsentziehung betrifft,532 vom Begriff der „Sicherheit der Anstalt“ um-
fasst.533 Der Begriff der „Ordnung der Anstalt“ erfährt demgegenüber keine aus-
drückliche Definition innerhalb des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes. Der 
niedersächsische Gesetzgeber legt diesem Begriff nach eigener Aussage jedoch die 
„gängigen Definitionen, die sich in Rechtsprechung und Literatur herausgebildet 
haben“ zugrunde.534 
b)    Bewertung der Begriffsbestimmungen 
So präzise der niedersächsische Gesetzgeber vorgibt, wie die „Sicherheit der An-
stalt“ zu verstehen ist, so ungenau bleibt er bei einer näheren Bestimmung des 
Ordnungsbegriffes. Bezogen auf die Sicherheit der Anstalt wirft dies die Frage auf, 
ob die Präzisierung durch den niedersächsischen Gesetzgeber vor dem Hinter-
grund derjenigen Grundrechtsbeschränkungen, die auf einen so verstandenen 
Sicherheitsbegriff gestützt werden können, dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
Rechnung trägt. Im Hinblick auf den Ordnungsbegriff stellt sich die Frage, was 
unter den „gängigen Definitionen“ zu verstehen ist und ob diese dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit stand halten. 
aa)   Der Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen; der Schutz vor 
Gefahren für Personen oder Sachen in der Anstalt 
(1)   Anforderungen an den Grad der drohenden Gefahr 
Der „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ sowie der „Schutz 
vor Gefahren für Personen oder Sachen in der Anstalt“ als Teilaspekte der An-
staltssicherheit beinhalten ihrem Wortlaut nach keine Einschränkung auf konkrete 
Straftaten bzw. Gefahren. Beschränkungen des Untersuchungshäftlings zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit der Anstalt können demzufolge bereits bei potentiel-
len, nicht auszuschließenden Straftaten des Untersuchungshäftlings gegenüber der 
Allgemeinheit bzw. bei potentiellen, nicht auszuschließenden Gefahren für Perso-
nen oder Sachen in der Anstalt ergriffen werden. Damit eröffnet der niedersächsi-
sche Gesetzgeber die grundsätzliche Möglichkeit, die Freiheitsrechte des einzelnen 
Untersuchungshäftlings zum Schutze lediglich potentiell gefährdeter Freiheits-
rechte der Allgemeinheit bzw. der Personen in der Anstalt einzuschränken. Eine 
konkrete Beschränkung des Untersuchungshäftlings erscheint bereits möglich bei 
lediglich vagen Verdachtslagen etwa allein aufgrund der dem Beschuldigten zur 
                                                     
532 Siehe hierzu die Ausführungen unter Gliederungspunkt bb). 
533 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 2. Die 
noch im Entwurf des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes enthaltene Begriffsbestimmung 
zur „Sicherheit der Anstalt“ führte diese Elemente ausdrücklich auf, vgl. NJVollzG-E Nds.-LT 
Drs. 15/3565, § 2 Nr. 7 NJVollzG-E. 
534 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 2 Nr. 7 NJVollzG-E; hierzu näher unter Gliede-
rungspunkt cc). 
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Last gelegten Taten oder in Anknüpfung an etwaige Vorverurteilungen. Zwar 
kommt dem dringenden Verdacht, bestimmte Straftaten begangen zu haben, im 
Rahmen der Beurteilung der Gefährlichkeit eines Untersuchungsgefangenen ge-
wisse Indizwirkung zu.535 Dennoch kann vor rechtskräftiger Verurteilung des 
Untersuchungsgefangenen von bestimmten Straftaten allein nicht ohne weiteres 
auf eine generelle Gefährlichkeit und somit auf die Angemessenheit von Be-
schränkungen geschlossen werden.536 Eine ausgewogene Gewichtung zwischen 
den Freiheitsrechten des Untersuchungsgefangenen und dem Aspekt der Anstalts-
sicherheit als kollidierende Positionen wird so nur schwerlich erreicht. Der Hand-
lungsfreiheit des Untersuchungsgefangenen kommt umso größeres Gewicht zu, je 
weniger konkret die Gefährdung der Anstalt ist.537 Eine dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit Rechnung tragende Auslegung erfordert aus diesem Grund kon-
krete Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Anstalt – hier für eine Gefährdung 
der Allgemeinheit bzw. für eine Gefährdung der Personen oder Sachen in der 
Anstalt – bevor die Freiheitsrechte des Untersuchungshäftlings eingeschränkt 
werden können.538 
(2)  Der „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ als Teilaspekt 
der Anstaltssicherheit 
Neben den aufgezeigten Anforderungen, die für den „Schutz der Allgemeinheit 
vor Straftaten der Gefangenen“ sowie für den „Schutz vor Gefahren für Personen 
oder Sachen in der Anstalt“ gleichermaßen gelten, ergibt sich im Hinblick auf den 
Aspekt „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ ein weiteres 
Problem. Es stellt sich die Frage, wie die Bezugnahme des niedersächsischen Ge-
setzgebers in § 3 S. 3 NJVollzG auf den Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten 
der Gefangenen zu beurteilen ist. Es ist namentlich zu untersuchen, ob der 
„Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ die „Sicherheit der 
Anstalt“ lediglich näher präzisiert und somit in Bezug zu dieser zu setzen ist oder 
ob der „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ losgelöst von 
der „Sicherheit der Anstalt“ zu betrachten ist. Dies ist im Wege der Auslegung zu 
ermitteln.539 
                                                     
535 Im Ergebnis auch: BVerfGE 35, 5 (10). 
536 BVerfGE 35, 5 (10); ähnlich: BVerfG, NJW 1995, 1478 (1480). 
537 Zwar bezieht sich diese Feststellung des BVerfG auf den Ordnungsbegriff des § 119 Abs. 3 StPO 
a.F., inhaltlich betreffen die Entscheidungen jedoch gerade die Begehung von Straftaten des Un-
tersuchungsgefangenen gegenüber der Allgemeinheit: BVerfG, NStZ 1996, 509 (510); BVerfGE 
57, 170 (177). 
538 Bezogen auf den Ordnungsbegriff des § 119 Abs. 3 StPO a.F., der jedoch auch den Aspekt der 
Sicherheit umfasste: BVerfG, NStZ 1996, 509 (510); BVerfGE 57, 170 (177); 35, 5 (10); KK-
Schultheis, StPO, § 119/Rn. 10, 13; Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 461 ff.; Seebo-
de, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 235. 
539 Grundlegend zur Auslegung des Rechts und den klassischen Auslegungsmethoden: La-
renz/Canaris, Methodenlehre, S. 133 ff.; Wank, Auslegung, S. 59 ff. 
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Ist der „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ in Bezug zu 
setzen zur Anstaltssicherheit, dann würde sich die Konsequenz ergeben, dass dem 
Untersuchungsgefangenen Beschränkungen zum Schutz der Allgemeinheit vor 
Straftaten der Gefangenen nur auferlegt werden können, wenn sich aus den dro-
henden Straftaten Auswirkungen auf die Sicherheit der Anstalt ergeben. Sollte 
keine Verbindung zwischen den beiden Begrifflichkeiten bestehen, könnten dem 
Untersuchungshäftling Beschränkungen zum Schutz der Allgemeinheit vor Straf-
taten der Gefangenen auch dann auferlegt werden, wenn die drohenden Straftaten 
keinerlei Einfluss auf die Sicherheit der Anstalt haben. Das Ergebnis der Ausle-
gung ist insofern von praktischer Bedeutung für die möglichen Beschränkungen 
gegenüber dem Untersuchungsgefangenen. 
(a)   Auslegung des Wortsinns 
Dem Wortsinn des § 3 S. 3 NJVollzG zufolge umfasst die „Sicherheit der Anstalt“ 
auch den „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“. Wird bei 
einer reinen Betrachtung dieses Wortlautes der Schwerpunkt darauf gelegt, dass 
die Sicherheit der Anstalt auch den Schutz der Allgemeinheit „umfasst“, könnte 
anzunehmen sein, dass der „Schutz der Allgemeinheit“ lediglich einen Teilaspekt 
der „Sicherheit der Anstalt“ darstellt. Dadurch, dass die Sicherheit der Anstalt den 
Schutz der Allgemeinheit „umfasst“, könnte sie als übergeordnetes Bezugsobjekt 
einzuordnen sein. Bei dieser Auslegung würde § 3 S. 3 NJVollzG die „Sicherheit 
der Anstalt“ durch Bezugnahme auf den „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten 
der Gefangenen“ lediglich näher präzisieren, der „Schutz der Allgemeinheit“ wäre 
quasi definierender Bestandteil der „Sicherheit der Anstalt“. Als solcher könnte 
der „Schutz der Allgemeinheit“ nicht losgelöst von seinem Bezugsobjekt „Sicher-
heit der Anstalt“ interpretiert werden, sondern würde seine konstitutive, Rechts-
folgen begründende Wirkung erst in Verbindung mit seinem Bezugsobjekt „Si-
cherheit der Anstalt“ erlangen. Infolgedessen könnten Beschränkungen des Un-
tersuchungshäftlings zum Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen 
nur erfolgen, wenn sich aus den Straftaten Auswirkungen auf die Sicherheit der 
Anstalt ergeben.540 
Zwingend ist diese Auslegung des § 3 S. 3 NJVollzG indes nicht. Wird bei ei-
ner reinen Betrachtung des Wortsinns der Schwerpunkt darauf gelegt, dass die 
Sicherheit der Anstalt „auch“ den Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der 
Gefangenen umfasst, könnte ebenso angenommen werden, dass der „Schutz der 
Allgemeinheit“ ein über die „Sicherheit der Anstalt“ hinausgehendes Element 
darstellt und als solches losgelöst von dieser zu interpretieren ist. Konsequenz 
wäre, dass Beschränkungen des Untersuchungshäftlings zum „Schutz der Allge-
                                                     
540 In diese Richtung gehen wohl auch die Ausführungen von Berndt, NStZ 1996, 157 (158) bezogen 
auf die grds. vergleichbare Problematik, ob und unter welchen Voraussetzungen sich Beschrän-
kungen des Untersuchungsgefangenen zum Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten auf die 
„Ordnung in der Vollzugsanstalt“ nach § 119 Abs. 3 StPO a.F. stützen lassen. 
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meinheit“ keinen Bezug zur Anstaltssicherheit aufweisen müssen. Konkret könn-
ten dem Untersuchungshäftling nicht nur dann Beschränkungen auferlegt werden, 
wenn (real drohende)541 Straftaten der Gefangenen sich auf die Sicherheit der 
Anstalt auswirken, sondern bereits dann, wenn losgelöst von der Sicherheit der 
Anstalt ganz generell Straftaten der Gefangenen gegenüber der Allgemeinheit 
drohen. Zu unterschiedlichen Ergebnissen führen beide Auslegungsmöglichkeiten 
insb. bei der praktisch relevanten Fallgruppe,542 dass ein Untersuchungshäftling 
Briefe beleidigenden Inhalts verfasst und an außerhalb der Anstalt befindliche 
Personen versendet. Wird der beleidigende Inhalt im Rahmen der Briefkontrolle 
bemerkt,543 so führt die erstgenannte Auslegungsmöglichkeit dazu, dass ein Anhal-
ten des Briefes zur Aufrechterhaltung der „Sicherheit der Anstalt“ nur dann ge-
rechtfertigt ist, wenn der beleidigende Inhalt tatsächlich Auswirkungen auf die 
Anstaltssicherheit hat. Interpretiert man die „Sicherheit der Allgemeinheit“ hinge-
gen losgelöst von der „Sicherheit der Anstalt“, so ist ein Anhalten des Briefes zur 
Aufrechterhaltung der Anstaltssicherheit auch ohne diese Auswirkungen allein 
deshalb möglich, weil der Brief den Straftatbestand des § 185 StGB erfüllt. Die 
Untersuchungshaftanstalt würde somit gleichsam zur „Ehrenschutzbehörde“.544 
(b)   Systematische Auslegung 
Eine ausschließlich am Wortsinn orientierte Auslegung liefert aufgrund der darge-
stellten zweideutigen Interpretationsmöglichkeit des § 3 S. 3 NJVollzG keine ein-
deutigen Ergebnisse, führt aber – je nachdem welcher der angeführten Ausle-
gungsmöglichkeiten der Vorzug gegeben wird – zu praktisch relevanten Konse-
quenzen für die Freiheitsrechte des Untersuchungshäftlings. Ergänzend zur Aus-
legung des Wortlautes ist deshalb der systematische Kontext, in dem § 3 S. 3 
NJVollzG positioniert wurde, in die Auslegung mit einzubeziehen. 
Nach § 3 S. 2 NJVollzG können dem Gefangenen die Beschränkungen aufer-
legt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt erforderlich sind. 
Im Anschluss daran bestimmt § 3 S. 3 NJVollzG, dass die Sicherheit der Anstalt 
auch den Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen umfasst. Er-
mächtigungsgrundlage für den Richter bzw. die Vollzugsbehörde ist § 3 S. 2 
NJVollzG,545 der als Bezugspunkt für Beschränkungen des Untersuchungshäft-
lings ausdrücklich die Anstaltssicherheit benennt. Eine von diesem Bezugspunkt 
losgelöste Interpretation des § 3 S. 3 NJVollzG würde zum einen die ausdrückli-
che Bezugnahme des § 3 S. 2 NJVollzG auf die Sicherheit der Anstalt unterlaufen. 
                                                     
541 In Konsequenz der zuvor aufgestellten Forderung, dass konkrete Anhaltspunkte für eine Gefähr-
dung der Allgemeinheit bestehen müssen. 
542 Vgl. nur die Entscheidungen des BVerfG, die zu diesem Sachverhalt ergangen sind: BVerfG, 
NStZ 1996, 509; BVerfGE 57, 170; 35, 311. 
543 Der Schriftwechsel des Untersuchungsgefangenen wird gem. § 146 NJVollzG überwacht. 
544 Ausdrücklich BVerfGE 57, 170 (210). 
545 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 4 S. 2 NJVollzG-E. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
107 
Zum anderen würde sie den systematischen Zusammenhang zu § 3 S. 2 NJVollzG 
als Ermächtigungsgrundlage missachten. Der systematische Kontext spricht somit 
dafür, den Aspekt „Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen“ als 
inhaltliche Präzisierung der Anstaltssicherheit einzustufen und damit in Bezug zu 
setzen zur „Sicherheit der Anstalt“. Bei diesem Befund sind Beschränkungen des 
Untersuchungshäftlings zum Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefan-
genen möglich, sofern Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die drohenden Strafta-
ten nicht nur ein generelles Sicherheitsgefühl der Allgemeinheit stören, sondern 
darüber hinaus Auswirkungen haben auf die Sicherheit der Anstalt.546 Ohne diese 
Anhaltspunkte besteht kein Bezug der Beschränkungen des Untersuchungshäft-
lings zur Sicherheit der Anstalt, die es gem. § 3 S. 2 NJVollzG mittels der Be-
schränkungen gerade zu schützen gilt. 
(c)   Historische Auslegung 
Für diese Auslegung spricht auch die Intention des niedersächsischen Gesetzge-
bers: Ausweislich der Begründung zum Gesetzesentwurf ist es angestrebtes Ziel, 
mit dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz u.a. für das Gebiet des Untersu-
chungshaftvollzuges eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, die den Rechten der 
als unschuldig geltenden Gefangenen, dem Zweck der Untersuchungshaft als Teil 
des gerichtlichen Strafverfahrens sowie den Belangen der Sicherheit und Ordnung 
der Justizvollzugsanstalten gleichermaßen Rechnung trägt.547 Dieses Bestreben des 
niedersächsischen Gesetzgebers hebt die aus systematischen Erwägungen zu for-
dernde Verbindung zwischen dem Aspekt „Schutz der Allgemeinheit“ und „Si-
cherheit der Anstalt“ hervor. Es wird ausdrücklich herausgestellt, dass mit dem 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
werden soll, die auch den Belangen der Sicherheit und Ordnung der Justizvoll-
zugsanstalten Rechnung trägt. Des Weiteren ist zu beachten, dass eine von der 
Anstaltssicherheit losgelöste Interpretation des Aspektes „Schutz der Allgemein-
heit vor Straftaten der Gefangenen“ an eine gefahrenabwehrrechtliche General-
klausel i.S.d. Polizei- und Ordnungsrechts548 erinnert, deren Normierung innerhalb 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes nicht Ziel des niedersächsischen 
Gesetzgebers gewesen ist. 
                                                     
546 BVerfGE 57, 170 (210); 35, 311 (318 f.) fordern einen ähnlichen Bezug für Beschränkungen des 
Untersuchungshäftlings auf Grund des von § 119 Abs. 3 StPO a.F. verwandten Begriffes „Ord-
nung in der Vollzugsanstalt“. 
547 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 109 f. 
548 Gegen ein derart weitgehendes Verständnis der Vorgängerregelung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
wenden sich auch Müller-Dietz, JZ 1973, 129 (132); Berndt, NStZ 1996, 157 (158) sowie Fn. 57; 
SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 12. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
108 
(d)   Teleologische Auslegung 
Werden in einem letzten Schritt schließlich teleologische Erwägungen bei der 
Auslegung des § 3 S. 3 NJVollzG herangezogen, so ergibt sich eine gewisse Über-
einstimmung zwischen der Intention des niedersächsischen Gesetzgebers bei der 
Normierung der Regelungen zum Untersuchungshaftvollzug und dem objektiven 
Sinn und Zweck dieser Regelungen. Das erklärte Ziel des niedersächsischen Ge-
setzgebers – für das Gebiet des Untersuchungshaftvollzuges eine gesetzliche 
Grundlage zu schaffen, die den Rechten der als unschuldig geltenden Gefangenen, 
dem Zweck der Untersuchungshaft als Teil des gerichtlichen Strafverfahrens so-
wie den Belangen der Sicherheit und Ordnung der Justizvollzugsanstalten glei-
chermaßen Rechnung trägt – spiegelt die tatsächlichen Gegebenheiten im Recht 
der Untersuchungshaft wieder. So ist die Kollision zwischen dem öffentlichen 
Interesse an einer funktionsfähigen Strafrechtspflege mit dem Interesse des Ein-
zelnen an seinen Freiheitsrechten (verstärkt durch die zu seinen Gunsten geltende 
Unschuldsvermutung) nahezu charakteristisch für die Untersuchungshaft.549 Sie 
resultiert aus dem Befund, dass der legitime Anspruch der staatlichen Gemein-
schaft auf vollständige Aufklärung der Tat und rasche Bestrafung des Täters oft-
mals nicht anders gesichert werden kann, als durch vorläufige Inhaftierung eines 
Verdächtigen.550 Hinzu kommt, dass es sich bei der Untersuchungshaft um ein 
erzwungenes Zusammenleben vieler Menschen auf begrenztem Raum handelt, das 
nur selten völlig ohne Spannungen unter den Häftlingen bzw. zwischen den Häft-
lingen und dem Anstaltspersonal ablaufen wird.551 Vor diesem Hintergrund hat 
eine gesetzliche Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges sowohl dem öf-
fentlichen Interesse an einer funktionsfähigen Strafrechtspflege als auch dem Inte-
resse des Einzelnen an seinen Freiheitsrechten sowie den Sicherheitsbedürfnissen 
der Justizvollzugsanstalten Rechnung zu tragen. Dabei ist jedoch zu berücksichti-
gen, dass der Untersuchungshaft in erster Linie die Aufgabe zukommt, als straf-
prozessuales Instrument der Verfahrenssicherung zu fungieren, das (in Abwägung 
mit den jeweils betroffenen Freiheitsrechten des Untersuchungshäftlings) der 
Abwehr der in den gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kommenden Gefah-
ren dient.552 Eine Verfolgung anderer Zwecke im Vollzug der Untersuchungshaft 
ist grundsätzlich ausgeschlossen.553 Mit diesem vornehmlichen Zweck der Unter-
suchungshaft, der Verfahrenssicherung, ist eine Interpretation des Sicherheitsbeg-
riffes, die sich löst von der Untersuchungshaft als solcher und der Anstalt, in der 
sie vollzogen wird – also eine Interpretation dahingehend, dass die Untersu-
                                                     
549 Zu dieser Kollision: Einleitung, A., S. 1. 
550 BVerfGE 36, 264 (269 f.); 35, 185 (190); 20, 144 (147); 19, 342 (347 f.); Seebode, Vollzug der Un-
tersuchungshaft, S. 2 f.; Koop, ZfStrVo 2009, 6. 
551 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 33; Haberstroh, JURA 1984, 225 (234); Kubach, Die 
völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 75 f. 
552 Zu diesem Zweck der Untersuchungshaft und ihres Vollzuges siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., a), S. 92 
f. 
553 BVerfGE 19, 342 (348); Jehle, Untersuchungshaft, S. 11. 
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chungshaft auch ein Instrument der Sicherheitsgewährleistung gegenüber der 
Allgemeinheit554 darstellt – nur schwer zu vereinbaren. Insofern gehen auch teleo-
logische Erwägungen dahin, den Sicherheitsbegriff des § 3 S. 3 NJVollzG nicht 
losgelöst von der Sicherheit der Anstalt zu verstehen. 
(e)   Ergebnis 
Bei einer umfassenden Auslegung des § 3 S. 3 NJVollzG unter Heranziehung des 
Wortsinns der Norm, systematischer, historischer und teleologischer Aspekte 
sprechen gute Gründe dafür, § 3 S. 3 NJVollzG einschränkend auszulegen. Be-
schränkungen, die dem Untersuchungshäftling zum Schutze der Allgemeinheit vor 
Straftaten der Gefangenen auferlegt werden, müssen folglich einen Bezug aufwei-
sen zur Sicherheit der Anstalt. So hat das BVerfG bereits für den von § 119 Abs. 3 
StPO a.F. verwendeten Begriff der „Ordnung in der Anstalt“ festgestellt, dass 
dieser Begriff nicht so weit reicht, dass die Ordnung der Anstalt durch Beschrän-
kungen davor bewahrt werden muss, zum Ort eines Freiheitsmissbrauchs zu wer-
den, wenn die einzelne Handlung, die sich als Missbrauch der Freiheit darstellt, 
nicht die äußere Ordnung der Anstalt stört.555 Bezogen auf die bereits angeführte 
Fallkonstellation der beleidigenden Briefe führt dies dazu, dass diese nur angehal-
ten werden dürfen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Weiterleitung 
der Briefe Auswirkungen hat auf die Sicherheit der Anstalt.556 Solche Auswirkun-
gen lassen sich im konkreten Einzelfall wohl nur schwerlich begründen.557 Dieses 
Ergebnis wird unterstützt durch den Umstand, dass die Briefkontrolle nicht im 
Interesse Dritter, sondern im öffentlichen Interesse mit der Zielsetzung stattfin-
det, konkrete Gefährdungen des Untersuchungshaftzwecks und der Anstaltsord-
nung auszuschließen.558 
                                                     
554 Ohne Zweifel sind die Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit berührt, sobald es einen der ge-
setzlichen Haftgründe abzuwehren gilt. Beschränkungen des Untersuchungshäftlings können 
dann aber auf die diesbezüglichen Eingriffsermächtigungen gestützt werden, jedenfalls erscheint 
die Generalklausel des § 135 Abs. 2 NJVollzG i.V.m. § 133 NJVollzG zur Abwehr der in den 
gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kommenden Gefahren spezieller, als § 3 S. 2 
NJVollzG. 
555 BVerfGE 35, 311 (317 f.).  
556 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 82; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 37; Meyer-Goßner, 
StPO, § 119/Rn. 21. Dafür spricht auch, dass die Untersuchungshaft gekennzeichnet ist als eine 
Situation, in der sich der Gefangene dem staatlichen Machtapparat hilflos ausgeliefert fühlt und 
aufgrund der Ungewissheit seiner Situation, namentlich aufgrund der Ungewissheit des Verfah-
rensausganges, den Schriftwechsel mit Außenstehenden u.U. verstärkt als Ventil für Frustratio-
nen nutzt.  
557 Immerhin ist die diesbezügliche Entscheidung des BVerfG mit 4:4 Stimmen ergangen, vgl. BVerf-
GE 35, 311. Hierzu auch: BGH, JZ 1973, 128 wonach Briefe nur dann die Ordnung der Anstalt 
stören können, soweit es um die Begehung von Straftaten von einigem Gewicht geht; OLG 
Bremen, JZ 1981, 105; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 31; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 
119/Rn. 82. 
558 Ausdrücklich: abweichende Stellungnahme Wand in BVerfGE 57, 170 (206 ff.). 
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bb)  Die Sicherung der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung 
Die Sicherung der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung als Teilaspekt der 
Sicherheit der Anstalt erfasst auf den ersten Blick nur solche Beschränkungen des 
Untersuchungshäftlings, die Fluchtbestrebungen desselben zu unterbinden su-
chen. Denn nur bei Fluchtversuchen des Untersuchungsgefangenen ist die richter-
lich angeordnete Freiheitsentziehung als solche in Gefahr und dementsprechend 
zu sichern. Unter Bezugnahme auf die „Sicherung der richterlich angeordneten 
Freiheitsentziehung“ können daher jedenfalls Maßnahmen zur Abwehr einer 
Fluchtgefahr ergriffen werden. 
Darüber hinaus könnte die „Sicherung der richterlich angeordneten Freiheits-
entziehung“ jedoch auch in einem umfassenderen Sinne dahingehend zu verste-
hen sein, dass nicht nur die Freiheitsentziehung als solche, sondern auch die Er-
füllung ihres Zweckes zu sichern ist, ohne den die Freiheitsentziehung gleichsam 
eine „leere Hülse ohne Kern“ darstellen würde. Dabei ist zu beachten, dass die 
Untersuchungshaft grundsätzlich keinen anderen Zweck verfolgen darf, als den 
der Verfahrenssicherung durch Abwehr der in den gesetzlichen Haftgründen zum 
Ausdruck kommenden Gefahren.559 Beinhaltet die „Sicherung der richterlich an-
geordneten Freiheitsentziehung“ also auch die Sicherung des Zweckes der Frei-
heitsentziehung und kann dieser Zweck grundsätzlich nur in der Sicherung des 
Verfahrens liegen, dann können auf den so verstandenen Aspekt der „Sicherung 
der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung“ folglich solche Maßnahmen 
gestützt werden, die eben dieser Verfahrenssicherung dienen. Konkret wären dies 
Beschränkungen des Untersuchungshäftlings, die in Anlehnung an die gesetzli-
chen Haftgründe – abgesehen von den bereits erfassten Maßnahmen zur Abwehr 
einer Fluchtgefahr – der Abwehr einer Verdunkelungs- oder Wiederholungsgefahr 
dienen. 
Insgesamt führt eine umfassende Interpretation der Begrifflichkeit „Sicherung 
der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung“ also zu einem Gleichlauf der 
Beschränkungen, die dem Untersuchungshäftling bereits zur Erreichung des Zwe-
ckes der Untersuchungshaft auferlegt werden können. Im Hinblick auf den Zweck 
der Untersuchungshaft ist es Ausdruck des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, dass 
Beschränkungen des Untersuchungshäftlings zur Abwehr der in einem gesetzli-
chen Haftgrund zum Ausdruck kommenden Gefahr (die nicht bereits von dem 
der Haftanordnung zugrundeliegenden Haftgrund erfasst wird) erst ergriffen wer-
den können, wenn konkrete Anhaltspunkte für diese Gefahr gegeben sind.560 Eine 
Beschränkung des Untersuchungshäftlings lediglich aufgrund vager Verdachtsla-
gen ist dadurch ausgeschlossen, so dass eine ausgewogene Gewichtung zwischen 
den beeinträchtigten Freiheitsrechten des Untersuchungshäftlings und den ge-
schützten Belangen einer funktionsfähigen Strafrechtspflege i.S.d. Angemessenheit 
                                                     
559 BVerfGE 19, 342 (347 f.); Jehle, Untersuchungshaft, S. 11; Hetzer; Reform, 47 (49 f., 66); Kaiser, FS 
Juristische Gesellschaft, 299 (307); Wolter, ZStW 1981, 452 (453). 
560 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., b), dd), S. 99 ff. 
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erreicht wird.561 Um diese Prämisse durch eine Bezugnahme auf die „Sicherung 
der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung“ nicht zu unterlaufen, müssen 
auch für eine Gefährdung der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung kon-
krete Anhaltspunkte bestehen, bevor Beschränkungen des Untersuchungshäftlings 
auf diesen Aspekt gestützt werden können. Rechnung getragen wird damit dem 
Umstand, dass ein Gleichlauf der möglichen Beschränkungen des Untersuchungs-
häftlings konsequenterweise auch einen Gleichlauf der diesbezüglichen Anforde-
rungen erfordert. Bei Beachtung dieser Anforderungen kann der Aspekt „Siche-
rung der richterlich angeordneten Freiheitsentziehung“ als verfassungskonforme 
Grundlage für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings herangezogen wer-
den. 
cc)   Die Ordnung der Vollzugsanstalt 
Dritter unbestimmter Rechtsbegriff, der gem. § 3 S. 2 NJVollzG als Legitimati-
onsgrundlage für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings herangezogen 
werden kann, ist die „Ordnung der Anstalt“. Dieser Aspekt wird für den Vollzug 
der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz aller 
Voraussicht nach eine weniger wichtige Rolle spielen als für den Vollzug der Un-
tersuchungshaft nach § 119 Abs. 3 StPO a.F.. Anders als § 3 S. 2 NJVollzG nahm 
die Regelung des § 119 Abs. 3 StPO a.F. nicht ausdrücklich Bezug auf den Aspekt 
der „Sicherheit der Anstalt“, dieser war nach allgemeiner Auffassung vielmehr 
Bestandteil des Ordnungsbegriffes des § 119 Abs. 3 StPO a.F..562 Im Vollzug der 
Untersuchungshaft nach § 119 Abs. 3 StPO a.F. stellten sich damit alle Ausle-
gungsschwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Sicherheitsbegriff bereits unter 
dem Aspekt „Ordnung der Anstalt“. Durch die ausdrückliche Bezugnahme des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes auf die „Sicherheit der Anstalt“ besteht 
hierfür kein Bedürfnis mehr. Darüber hinaus liegt dem Sicherheitsbegriff des § 3 
S. 2 NJVollzG ein – bei Beachtung der aufgestellten Anforderungen unproblema-
tisches – weites Verständnis zugrunde, so dass sich Gefährdungen der „Ordnung 
der Anstalt“ vielfach bereits als Gefährdungen der „Sicherheit der Anstalt“ dar-
stellen werden und den diesbezüglichen Anforderungen unterliegen. 
Für den verbleibenden Anwendungsbereich der „Ordnung der Anstalt“ ist zu-
nächst festzustellen, dass der Ordnungsbegriff innerhalb des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes keine nähere Definition erfährt. Der niedersächsische Ge-
setzgeber legt vielmehr – wie bereits oben angeführt – die „gängigen Definitionen, 
die sich in Rechtsprechung und Literatur herausgebildet haben“ zugrunde.563 Da-
mit ist der Begriff „Ordnung der Anstalt“ nach den Vorstellungen des niedersäch-
sischen Gesetzgebers zumindest nicht gleichzusetzen mit der konkreten Anstalts-
                                                     
561 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 1., b), dd), S. 99 ff. 
562 OLG Düsseldorf, NStZ 1986, 92; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 13; KMR-Wankel, StPO, § 
119/Rn. 8; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 13. 
563 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 2 Nr. 7, 8 NJVollzG-E. 
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ordnung,564 wofür auch die Rechtsprechung des BVerfG spricht, der zufolge 
„Grundrechte nicht nur nach Maßgabe dessen bestehen, was an Verwaltungsein-
richtungen üblicherweise vorhanden ist“.565 
Abgesehen von diesem Befund stellt sich jedoch die Frage nach der dem Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz Rechnung tragenden Auslegung des Ordnungsbegrif-
fes. Auf der einen Seite besteht die Möglichkeit, unter der „Ordnung der Anstalt“ 
lediglich eine Minimalordnung zu verstehen, die unerlässlich ist zur Wahrung der 
Rechte anderer, eines menschenwürdigen Zusammenlebens und der Funktionsfä-
higkeit der Untersuchungshaftanstalt.566 Auf der anderen Seite könnte der Begriff 
„Ordnung der Anstalt“ jedoch auch umfassender zu verstehen sein, so dass nicht 
nur ein Mindestmaß an Ordnung erfasst wird, sondern auch der Ablauf des an-
staltsinternen Lebens an sich. Letzterer kann bspw. durch Disziplinwidrigkeiten 
der Insassen oder durch Erzeugung von Spannungen zwischen den Untersu-
chungsgefangenen und dem Aufsichtspersonal in Frage gestellt werden.567 
Wird der Ordnungsbegriff dahingehend interpretiert, dass nicht nur ein Min-
destmaß an Ordnung aufrechtzuerhalten ist, sondern darüber hinaus die Abwehr 
jedweder Spannungen bezweckt wird, erscheinen bei unbefangener Betrachtung 
zahlreiche und umfassende Beschränkungen des Untersuchungshäftlings möglich. 
Wie bereits im Zusammenhang mit dem Sicherheitsbegriff des § 3 S. 2, 3 
NJVollzG erörtert,568 ist nur schwer vorstellbar, dass der Vollzug der Untersu-
chungshaft als unfreiwillige Einsperrung vieler Personen in einer geschlossenen 
Anstalt auf begrenztem Raum569 völlig ohne Spannungen abläuft, zumal sich die 
Untersuchungshäftlinge aufgrund der ungewissen Zukunftsperspektiven und der 
plötzlichen radikalen Umstellung ihrer persönlichen Lebenssituation in einer psy-
chischen Ausnahmekonstellation befinden. Vor diesem Hintergrund könnte ein 
umfassend verstandener Ordnungsbegriff zu einem Einfallstor für vielfältige 
(Grundrechts-)Beschränkungen werden und zu einer Aushöhlung der Freiheits-
rechte des Untersuchungshäftlings führen. Eine dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit Rechnung tragende Auslegung des Ordnungsbegriffes, die darauf ab-
zielt, eine Negierung der Freiheitsrechte des Untersuchungshäftlings zu verhin-
dern, hat deshalb eine Beeinträchtigung der Anstaltsordnung von einigem Ge-
wicht zu fordern.570 Bei Berücksichtigung dieser einschränkenden Anforderung 
                                                     
564 Diesbezüglich besteht in der Literatur weitestgehende Übereinstimmung, vgl.: Jehle, Untersu-
chungshaft, S. 22; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 231; Löwe-Rosenberg/Hilger, 
StPO, § 119/Rn. 30 jeweils m.w.Nachw. 
565 BVerfGE 34, 369 (380 f.); 15, 288 (296). 
566 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 33; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 236 f.; 
Baumann, JZ 1990, 107 (111); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grund-
lagen, S. 76. 
567 BVerfGE 35, 311 (317); KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 13; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 13. 
568 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 2., b), aa), (2), (d), S. 110 f. 
569 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 33; Haberstroh, JURA 1984, 225 (334). 
570 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 236 f. 
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besteht kein Grund, den Rechtsbegriff „Ordnung der Anstalt“ eng auszulegen und 
darunter nur ein Mindestmaß an Ordnung zu verstehen.571 Der Unterschied zu 
einer Interpretation des Ordnungsbegriffes im Sinne einer Minimalordnung ist 
unter dieser Voraussetzung ohnehin marginal.572 Darüber hinaus ist zu berück-
sichtigen, dass die Beeinträchtigung der Ordnung der Anstalt hinreichend konkret 
sein muss. Beschränkungen des Untersuchungshäftlings zur Aufrechterhaltung der 
„Ordnung der Anstalt“ sind aus denselben Gründen wie Beschränkungen des 
Häftlings zur Aufrechterhaltung der „Sicherheit der Anstalt“ nur zulässig bei kon-
kreten Anhaltspunkten für eine Gefährdung der Ordnung der Anstalt.573 
3.    „Gewährende Dimension“ des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
Die bisherigen Ausführungen haben sich mit der „abwehrenden Dimension“ des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes beschäftigt, die zum Schutz der individuellen 
Rechts- und Freiheitssphäre des Einzelnen an sich geeignete und erforderliche 
Grundrechtseingriffe im Vollzug der Untersuchungshaft auf ein gegenüber dem 
verfolgten Zweck angemessenes Maß beschränkt. Neben dieser klassischen Funk-
tion wird dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Recht der Untersuchungshaft 
teilweise auch eine „gewährende Dimension“ zugeschrieben, aufgrund derer dem 
Untersuchungshäftling Leistungsansprüche zustehen können.574 Begründet wird 
dieser Ansatz damit, dass durch die – im Wesen der Haft liegende – Freiheitsent-
ziehung nicht nur die körperliche Bewegungsfreiheit, sondern zwangsläufig als 
Nebenfolge auch zahlreiche weitere Grundrechte des Untersuchungshäftlings 
beeinträchtigt werden, obwohl letzteres nicht in jedem Falle zur Erreichung des 
Haftzweckes oder zur Aufrechterhaltung der Anstaltsordnung erforderlich sei. So 
sei es etwa typische Nebenfolge der Untersuchungshaft, dass die gesamte Kom-
munikation des Häftlings zur Außenwelt nur noch durch Vermittlung der Voll-
zugsanstalt zustande kommen kann.575 Einer Rechtfertigung anhand des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes seien jedoch nur diejenigen Beschränkungen zugänglich, 
die zur Erreichung des mit der Untersuchungshaft verfolgten Zweckes geeignet, 
erforderlich und angemessen sind. Für alle nicht erforderlichen, aber zwangsläufig 
mit der Untersuchungshaft verbundenen Beschränkungen – wie etwa die ange-
                                                     
571 BVerfGE 57, 170 (208); 35, 311 (315 f.); KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 13; Meyer-Goßner, StPO, 
§ 119/Rn. 13. 
572 Wird das Funktionieren des Ablaufs des Lebens in der Anstalt nicht nur unerheblich in Frage 
gestellt, so ist damit wohl auch die Funktionsfähigkeit der Untersuchungshaftanstalt beeinträch-
tigt. 
573 Siehe: 3. Kapitel, A., II., 2., b), aa), (1), S. 106 f. Bezogen auf den Ordnungsbegriff des § 119 Abs. 
3 StPO a.F. entspricht dies allgemeiner Auffassung: BVerfG, NStZ 1996, 509 (510); BVerfGE 
57, 170 (177); 35, 5 (10); KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 10, 13; Münchhalffen/Gatzweiler, Unter-
suchungshaft, Rn. 461 ff.; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 235. 
574 Vgl. zu diesem Ansatz Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 139 ff.; in diese Richtung wohl 
auch: Jehle, Untersuchungshaft, S. 23 f. m.w.Nachw., S. 272.  
575 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 140; Jehle, Untersuchungshaft, S. 23. 
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sprochene Kommunikation des Häftlings zur Außenwelt, soweit deren Beschrän-
kung nicht durch den Haftzweck oder die Anstaltsordnung gefordert ist – ergebe 
sich aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz eine Kompensationspflicht. Die Ver-
pflichtung, alle mit der Untersuchungshaft verbundenen Beschränkungen so ge-
ring wie möglich zu halten, also verhältnismäßig auszugestalten und die unerlässli-
chen durch kompensatorische Maßnahmen zu mildern, entspreche dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit.576 
Für die hier in Frage stehenden verfassungsrechtlichen Vorgaben an den Ge-
setzgeber bei der Normierung des Untersuchungshaftvollzuges ist dieser Ansatz 
jedoch insoweit von untergeordnetem Erkenntnisgewinn, als staatliche Kompen-
sationsangebote auch dem Sozialstaatsprinzip bzw. der Unschuldsvermutung zu-
geschrieben werden können. Dies hat zum einen den Vorteil, dass die Frage nach 
staatlichen Leistungen im Vollzug der Untersuchungshaft umfassend unter dem 
Aspekt der Unschuldsvermutung und des Sozialstaatsprinzips abgehandelt werden 
kann. Denn die „gewährende Dimension“ des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
erfasst nur solche staatlichen Leistungen, die der Kompensation von zwangsläufig 
mit der Freiheitsentziehung verbundenen Beschränkungen dienen; eventuell dar-
über hinausgehende staatliche Fürsorgepflichten werden nicht erfasst.577 Zum 
anderen ist es bei einer Darstellung etwaiger staatlicher Leistungspflichten unter 
dem Aspekt der Unschuldsvermutung und des Sozialstaatsprinzips möglich, den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auf seine originäre Verteidigungsfunktion im 
Hinblick auf die subjektiven Rechte des Einzelnen gegenüber staatlichen Eingrif-
fen zurückzuführen. Die Frage nach staatlichen Leistungspflichten bzw. staatlicher 
Fürsorge im Vollzug der Untersuchungshaft ist daher nicht unter dem Aspekt des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu erörtern. 
III.  Zusammenfassung 
Die Generalklausel des § 135 Abs. 2 NJVollzG nimmt genauso wie zahlreiche 
spezifische Eingriffsermächtigungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Bezug auf den Zweck der Untersuchungshaft sowie die Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt. Sowohl der Zweck der Untersuchungshaft als auch die Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt können somit als Legitimationsgrundlage für Beschränkun-
gen des Untersuchungshäftlings herangezogen werden. 
Der niedersächsische Gesetzgeber legt in § 133 NJVollzG ein umfassendes 
Verständnis vom Zweck der Untersuchungshaft zugrunde. Dieses umfassende 
Verständnis ist an sich nicht zu beanstanden, d.h. im Rahmen der konkreten Aus-
gestaltung des Untersuchungshaftvollzuges durch den Richter bzw. die Vollzugs-
behörde kann grds. auch auf diejenigen gesetzlichen Haftgründe zurückgegriffen 
werden, die in dem der Untersuchungshaft zugrundeliegenden Haftbefehl nicht 
                                                     
576 Ausdrücklich: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 141. 
577 Vgl. Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 140 f.; Jehle, Untersuchungshaft, S. 23 f. 
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genannt sind. Um unangemessene Beschränkungen des Untersuchungshäftlings 
zu verhindern, ist jedoch dafür Sorge zu tragen, dass nicht pauschal auf alle ge-
setzlichen Haftgründe unabhängig von ihrem tatsächlichen Vorliegen im jeweili-
gen Einzelfall Bezug genommen wird. Werden Beschränkungen des Gefangenen 
auf einen nicht im Haftbefehl genannten gesetzlichen Haftgrund gestützt, müssen 
konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Beschränkung des Untersu-
chungsgefangenen zur Abwehr der Gefahr tatsächlich erforderlich ist. 
Dieses Erfordernis gilt auch für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings, 
die auf die Sicherheit und Ordnung der Anstalt gestützt werden. Es ist unabhängig 
davon, welches Teilelement der Anstaltssicherheit berührt ist, erforderlich, dass 
konkrete Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Sicherheit der Anstalt vorliegen. 
Gleiches gilt aus Verhältnismäßigkeitserwägungen für eine Gefährdung der Ord-
nung der Anstalt. Ein Verzicht auf diese konkreten Anhaltspunkte würde die 
Möglichkeit unangemessener Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen 
aufgrund vager Verdachtslagen eröffnen und wäre insofern nicht mit den Anfor-
derungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu vereinbaren. Im Hinblick auf 
den Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten der Gefangenen ist außerdem zu 
beachten, dass die drohenden Gefahren, die es gegenüber der Allgemeinheit ab-
zuwehren gilt, einen Bezug zur Sicherheit der Anstalt aufweisen müssen. Beein-
trächtigen die drohenden Straftaten des Untersuchungsgefangenen lediglich ein 
generelles Sicherheitsgefühl der Allgemeinheit, ohne dass sie weitere Auswirkun-
gen auf die Anstaltssicherheit zeitigen, so lassen sich Beschränkungen des Unter-
suchungsgefangenen jedenfalls nicht mit einer Beeinträchtigung der Sicherheit der 
Anstalt rechtfertigen. 
B. Die Unschuldsvermutung 
I.    Allgemeines 
Die Unschuldsvermutung ist nicht ausdrücklich im Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland enthalten. Explizit normiert ist sie – in unterschiedlichen For-
mulierungen – in einigen Landesverfassungen,578 darüber hinaus insbesondere in 
Art. 6 Abs. 2 EMRK,579 auf den im Zusammenhang mit der Unschuldsvermutung 
vornehmlich Bezug genommen wird.580 Unabhängig von dieser ausdrücklichen 
Normierung der Unschuldsvermutung in Art. 6 Abs. 2 EMRK wird die Un-
                                                     
578 Vgl. z.B. Art. 65 Abs. 2 der Verfassung von Berlin, Art. 6 Abs. 3 der Verfassung der Freien Han-
sestadt Bremen; Überblick bei Stuckenberg, ZStW 1999, 422 (423). 
579 Art. 6 Abs. 2 EMRK: Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis 
ihrer Schuld als unschuldig. 
580 Vgl. nur: Meyer-Goßner, StPO, Vor § 112/Rn. 1 f.; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 109; 
Haberstroh, NStZ 1984, 289; Deckers/Püschel, NStZ 1996, 419; Kubach, Die völkerrechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 17. 
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schuldsvermutung auch als besondere Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips (zum 
Teil in Verbindung mit dem Menschenwürdegehalt des Art. 1 Abs. 1 GG)581 ange-
sehen, wodurch ihr Verfassungsrang zukommt.582 Adressaten der Unschuldsver-
mutung sind jedenfalls der Gesetzgeber, der dieser verfassungsrechtlichen Direk-
tive im Regelungssystem des Strafverfahrens Rechnung zu tragen hat, sowie die 
staatlichen Strafverfolgungsorgane.583 
Trotz der verschiedenen gesetzlichen Verankerungen besteht der gleichblei-
bende Kern des Gedankens der Unschuldsvermutung darin, dass jeder Angeklagte 
als unschuldig zu gelten hat, bis seine Schuld in einem gesetzlich geregelten Straf-
verfahren nachgewiesen werden konnte; vor dem gesetzlichen Nachweis der 
Schuld gilt jedermann als unschuldig.584 Eine vollständige Rechtsfolgenanordnung 
in dem Sinne, in allen Einzelheiten bestimmte Gebote und Verbote aus der Un-
schuldsvermutung ableiten zu können, ist damit nicht verbunden.585 Vielmehr gibt 
es bezogen auf Inhalt und Wirkungsgehalt der Unschuldsvermutung unterschied-
liche Interpretationsansätze und Konzeptionen – allerdings haben diese im Er-
gebnis die Annahme gemeinsam, dass sich aus der Unschuldsvermutung das Ver-
bot strafgleicher bzw. strafähnlicher Sanktion ergibt.586 
                                                     
581 Gropp, JZ 1991, 804 (805); Pfeiffer, FS Geiß, S. 147; Überblick bei Stuckenberg, Unschuldsvermu-
tung, S. 48 ff.; derselbe, ZStW 1999, 422 (423 f.). 
582 BVerfGE 110, 1 (22 f.); 82, 106 (114); 74, 358 (370); 19, 342 (347); Grzeszick in Maunz-Dürig, 
GG, Art. 20 VII Rn. 148; Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 46; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, 
Art. 20/Rn. 105; Haberstroh, NStZ 1984, 289; Geppert, JURA 1993, 160 (161); Heinrich, JURA 
2003, 167 (171); Stuckenberg, Unschuldsvermutung, S. 546 ff.; derselbe, ZStW 1999, 422 (459). 
583 Degenhart in Sachs, GG, Art. 103/Rn. 46; Geppert, JURA 1993, 160 (162); Meyer, FS Tröndle, S. 61 
(64, 71); Haberstroh, NStZ 1984, 289; Stuckenberg, ZStW 1999, 422 (459); auf die Fragen, ob die 
Unschuldsvermutung auch außerhalb des Strafverfahrens Geltung beansprucht und ggf. „Dritt-
wirkung“ für Private entfaltet, kommt es im vorliegenden Zusammenhang nicht weiter an. 
584 Ausdrücklich im Hinblick auf die verschiedenen Geltungsquellen: Kühl, Unschuldsvermutung, S. 
11; Pfeiffer, FS Geiß, S. 147 (147 f.); unter Bezugnahme auf Art. 6 Abs. 2 EMRK einerseits und 
das Rechtsstaatsprinzip als Geltungsquelle andererseits vgl. auch: BVerfGE 82, 106 (114); 74, 
358 (371); 35, 311 (320); bezogen auf Art. 6 Abs. 2 EMRK: Vogler in IntKommentarEMRK, 
Art. 6/Rn. 383. 
585 BVerfGE 82, 106 (115); 74, 358 (371 f.); Stuckenberg, Unschuldsvermutung, S. 578; derselbe, ZStW 
1999, 422 (425). 
586 So geht bspw. Paeffgen (Dogmatik, S. 50 ff.) davon aus, dass die Unschuldsvermutung eine Rechts-
vermutung eigener Art sei, die es gebiete, die Normtreue des Beschuldigten bis zum rechtskräf-
tigen Nachweis der Schuld zur gesetzlichen Sicherheit zu erheben. Mit diesem Gebot stünden 
alle schuldantizipierenden Maßnahmen in Widerspruch, d.h. jegliche Vorwegnahme von strafar-
tigen Sanktionen vor dem rechtskräftigen Nachweis der Schuld ist verboten. Vogler (in Int-
KommentarEMRK, Art. 6/Rn. 401) wiederum ist der Ansicht, dass die Unschuldsvermutung 
die Exklusivität der verfahrensmäßigen Schuldfeststellung als Voraussetzung für die Bestrafung 
eines Angeklagten garantiere. Folglich schütze die Unschuldsvermutung vor dem gesetzlichen 
Schuldnachweis vor Nachteilen, die Schuldspruch oder Strafe gleichkommen. Stuckenberg (Un-
schuldsvermutung, S. 530 ff.) geht davon aus, dass die Unschuldsvermutung als „Verbot der 
Desavouierung des Verfahrens“ zu verstehen sei. Aus diesem Verständnis ergebe sich jedoch 
gleichsam das Verbot der Strafantizipation, weil eine Vorwegnahme der Strafe, bevor das als 
maßgeblich erachtete Verfahren auf diese Rechtsfolge erkannt hat, dem Verfahrensausgang vor-
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Das Verbot der Strafantizipation als wesentliche Folge der Unschuldsvermu-
tung schützt den Beschuldigten vor dem gesetzlichen Nachweis der Schuld zum 
einen vor solchen Maßnahmen, die gerade die Feststellung von Schuld erfordern – 
ein Gewährleistungsgehalt der in engem Zusammenhang steht mit dem im 
Schuldprinzip verankerten, allerdings primär dem materiellen Recht zuzuordnen-
den Grundsatz des „nulla poena sine culpa“.587 Zum anderen schützt die Un-
schuldsvermutung den Beschuldigten im Strafverfahren vor Nachteilen, die 
Schuldspruch oder Strafe gleichkommen, ohne dass ihnen ein rechtsstaatlich pro-
zessordnungsgemäßes Verfahren zur Schuldfeststellung vorausgegangen ist.588 
Derartige Nachteile liegen dann vor, wenn einer staatlichen Maßnahme nicht nur 
der mit jedem staatlichen Eingriff bereits begriffslogisch verbundene Übelscharak-
ter, sondern darüber hinaus auch das der Strafe eigentümliche – und sie von ande-
ren staatlichen Maßnahmen mit Übels- charakter abgrenzende – sozialethische 
Unwerturteil zukommt.589 
Der so verstandene Wirkungsgehalt der Unschuldsvermutung verbietet es den 
Strafverfolgungsorganen allerdings nicht, schon vor Abschluss der Hauptverhand-
lung verfahrensbezogen den Grad des Verdachts einer strafbaren Handlung des 
Beschuldigten zu beurteilen und in Anknüpfung an diesen Verdacht gegebenen-
falls eine strafprozessuale Zwangsmaßnahme gegen ihn zu verhängen.590 Der Tat-
verdacht als tatsächlicher Anknüpfungspunkt eines Strafverfahrens wird durch die 
Unschuldsvermutung nicht ausgeschlossen, sondern geradezu vorausgesetzt.591 
Ohne die Vermutung einer (möglicherweise) bestehenden Schuld, ohne einen 
Tatverdacht, fehlt das Erfordernis einer gegenteiligen Vermutung in Form der 
Unschuldsvermutung – bei einem Unverdächtigen ist die Vermutung der Un-
                                                                                                                                 
greife und das Verfahren damit zu einem bloßen Ritual verkomme. Bezogen auf diesen vor-
nehmlichen Aussagegehalt der Unschuldsvermutung, das Verbot strafgleicher bzw. strafähnli-
cher Sanktion vor der gesetzlichen Schuldfeststellung, vgl. auch: BVerfGE 82, 106 (114 f.); 74, 
358 (371); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 148; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, 
Art. 20/Rn. 105; Kühl, Unschuldsvermutung, S. 12; Gropp, JZ 1991, 804 (807); Geppert, JURA 
1993, 160 (161); Meyer, FS Tröndle, S. 61 (68 f.). 
587 BVerfGE 74, 358 (370 f.); 19, 342 (347); Heinrich, JURA 2003, 167 (171); Paeffgen, Dogmatik, S. 53 
f.; ähnlich: Geppert, JURA 1993, 160 (161); Meyer, FS Tröndle, S. 61 (68 f.). 
588 BVerfGE 82, 106 (114 f.); 74, 358 (371); Geppert, JURA 1993, 160 (161); Meyer, FS Tröndle, S. 61 
(68 f.); Vogler in IntKommentarEMRK, Art. 6/Rn. 401. 
589 BVerfG, NJW 1998, 443; Kühl, Unschuldsvermutung, S. 14; Geppert, JURA 1993, 160 (161); Meyer, 
FS Tröndle, S. 61 (69 f.); Seebode, FS Küper, S. 577 (581); Vogler in IntKommentarEMRK, Art. 
6/Rn. 383, 388; ähnlich Frister, Schuldprinzip, S. 16; hierzu kritisch aber i.E. ohne anderen An-
satz zur Bestimmung der Strafähnlichkeit: Paeffgen, Dogmatik, S. 53 f. (Fn. 194). 
590 BVerfGE 82, 106 (115); 74, 358 (372); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 148; Volk, 
Grundkurs, § 8/Rn. 4; Kindhäuser, StPO, § 18/Rn. 3; Stuckenberg, ZStW 1999, 422 (457); Geppert, 
JURA 1993, 160 (161 f.); Pfeiffer, FS Geiß, S. 147 (149); Paeffgen, Dogmatik, S. 55; Vogler in Int-
KommentarEMRK, Art. 6/Rn. 391 f.; Heinrich, JURA 2003, 167 (171). 
591 So sehen sowohl das Grundgesetz in Art. 104 Abs. 3 als auch die Europäische Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten selber in Art. 5 Abs. 1 lit. c die Feststellung 
des Tatverdachts als Voraussetzung für (vorläufige) Maßnahmen im Strafverfahren vor.  
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schuld eine selbstverständliche und damit sinnlose Aussage.592 Zudem könnte der 
Nachweis einer Schuld i.d.R. nicht gelingen, wenn es den staatlichen Strafverfol-
gungsbehörden verwehrt wäre, einem Tatverdacht nachzugehen. Ein derartiges 
Verbot würde gewissermaßen zu einer unwiderleglichen Vermutung der Unschuld 
führen,593 bezieht sich doch der zeitliche Geltungsbereich der Unschuldsvermu-
tung gerade auf den Zeitraum bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld. Ein 
Befund, der der Durchführung eines Strafverfahrens diametral gegenüberstehen 
würde.594 
Um die Unschuldsvermutung als Verbot der Strafantizipation im strafprozes-
sualen Ermittlungsverfahren nicht zu unterlaufen, muss allerdings gewährleistet 
sein, dass den strafprozessualen Zwangsmaßnahmen keine strafgleiche bzw. straf-
ähnliche Wirkung zukommt. Insbesondere muss verhindert werden, dass die zur 
Förderung der Ermittlungen und zur Sicherung des Verfahrens gebotenen Ein-
griffe weiter gehen, als sie einem (möglicherweise) Unschuldigen äußerstenfalls 
zugemutet werden dürfen, d.h. alle gegen den Beschuldigten gerichteten Maß-
nahmen haben stets vor dem Hintergrund zu erfolgen, dass der Beschuldigte un-
schuldig sein und freigesprochen werden könnte.595 Auf diese Weise schützt die 
Unschuldsvermutung den Beschuldigten vor willkürlichen Ermittlungsmaßnah-
men, sie setzt staatlichen Eingriffsmöglichkeiten in die Rechtsstellung des Be-
schuldigten Grenzen und steht somit in einem engen Zusammenhang zu dem 
bereits angesprochenen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.596 
II.   Die Unschuldsvermutung und der Vollzug der Untersuchungshaft 
Die Untersuchungshaft als „Freiheitsberaubung gegenüber einem Unschuldi-
gen“597 unterscheidet sich in der Tatsache der Freiheitsentziehung nicht von der 
Strafhaft und steht damit in einem Spannungsverhältnis zur Unschuldsvermu-
tung.598 Sie stellt für den Betroffenen einen besonders intensiven Grundrechtsein-
griff dar, dem unzweifelhaft Übelscharakter zukommt. Gleichwohl ist die Unter-
suchungshaft ein Mittel der Verfahrenssicherung,599 d.h. trotz erheblicher Ein-
                                                     
592 Ausdrücklich Vogler in IntKommentarEMRK, Art. 6/Rn. 427; ähnlich Geppert, JURA 1993, 160 
(161). 
593 Kindhäuser, StPO, § 18/Rn. 3; Geppert, JURA 1993, 160 (161); ähnlich Gropp, JZ 1991, 804 (806). 
594 Ähnlich BVerfGE 82, 106 (115); 74, 358 (371 f.); 19, 342 (347); Pfeiffer, FS Geiß, S. 147 (149). 
595 Volk, Grundkurs, § 8/Rn. 4; Haberstroh, NStZ 1984, 289 (290); Gropp, JZ 1991, 804 (807); Geppert, 
JURA 1993, 160 (161 f.); i.E. wohl auch: BVerfGE 19, 342 (347); Kindhäuser, StPO, § 18/Rn. 4. 
596 Volk, Grundkurs, § 8/Rn. 4; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 112/Rn. 38; Gropp, JZ 1991, 
804 (805, 807); Geppert, JURA 1993, 160 (161 f.); wohl auch Haberstroh, NStZ 1984, 289; Seebode, 
Vollzug der Untersuchungshaft, S. 109, 113; zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit siehe: 3. 
Kapitel, A., S. 89 ff. 
597 Hassemer, StV 1984, 38 (40). 
598 BVerfGE 19, 342 (347); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 112/Rn. 37; Meyer-Goßner, StPO, 
Vor § 112/Rn. 1 f.; Haberstroh, JURA 1984, 225 (232). 
599 Siehe: Einleitung, A., S. 1. 
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griffsintensität und hoher Belastung des Betroffenen ist der Untersuchungshaft 
(vom Gesetzgeber) ein sozialethisches Unwerturteil nicht beigelegt.600 Damit ist 
sie – bei Beachtung der Anordnungsvoraussetzungen und des einzuhaltenden 
Verfahrens – zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Strafrechtspflege 
grundsätzlich als mit der Unschuldsvermutung vereinbar anzusehen.601 Diese 
grundsätzliche Vereinbarkeit erfordert allerdings, dass Untersuchungshaft nicht 
eingesetzt wird als Mittel strafgleicher bzw. strafähnlicher Sanktion, d.h. mit der 
Untersuchungshaft dürfen vor dem gesetzlichen Nachweis der Schuld keine Ziele 
angestrebt werden, die die materiellrechtlichen Zwecke der schuldabhängigen 
Strafe bilden.602 
Die Unschuldsvermutung betrifft nicht nur den Einsatz der Untersuchungs-
haft als solchen und die Zwecke, die mit diesem verfolgt werden dürfen, sondern 
reicht auch in den Vollzug der Untersuchungshaft hinein.603 Das Verbot der Straf-
antizipation als wesentliche Folge der Unschuldsvermutung gilt, um es in seiner 
eingriffsbegrenzenden Wirkung für den Beschuldigten nicht zu unterlaufen, nicht 
nur für die Anordnung der Untersuchungshaft, sondern ebenso für ihren Vollzug. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft muss von der Unschuldsvermutung als Ge-
staltungsgrundsatz beherrscht sein.604 Daraus folgt in Anlehnung an die allgemei-
nen Ausführungen zum Verbot der Strafantizipation, dass im Vollzug der Unter-
suchungshaft jedenfalls alle Maßnahmen zu unterbleiben haben, die den Eindruck 
einer Bestrafung erwecken; insbesondere sind Haftmaßnahmen, die in ihrer Wir-
kung der Vollziehung einer Freiheitsstrafe gleichkommen, ausgeschlossen.605 Aus-
gehend von dieser pauschalen Feststellung ist in einem nächsten Schritt zu fragen, 
welche Anforderungen sich aus der Unschuldsvermutung für den Vollzug der 
Untersuchungshaft und seine gesetzliche Normierung konkret ergeben. 
                                                     
600 Ausdrücklich Kühl, Unschuldsvermutung, S. 14; i.E. auch Meyer, FS Tröndle, S. 61 (68); Geppert, 
JURA 1993, 160 (161); Vogler in IntKommentarEMRK, Art. 6/Rn. 427 ff. 
601 Vgl. BVerfGE 82, 106 (115); 35, 185 (190); 19, 342 (347 f.); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 
112/Rn. 37; Meyer-Goßner, StPO, Vor § 112/Rn. 1 ff.; Volk, Grundkurs, § 10/Rn. 6; Stuckenberg, 
Unschuldsvermutung, S. 562; derselbe, ZStW 1999, 422 (459); Hassemer, StV 1984, 38 (40); Art. 5 
Abs. 1 S. 2 lit. c EMRK sieht Untersuchungshaft wegen Fluchtgefahr selbst ausdrücklich vor. 
602 BVerfGE 19, 342 (347 f.); Jehle, Untersuchungshaft, S. 11; Hassemer, StV 1984, 38 (40); dies gilt 
nach den obigen Ausführungen natürlich auch für jede andere strafprozessuale Zwangsmaß-
nahme. 
603 Ausdrücklich: Jehle, Untersuchungshaft, S. 21. 
604 BVerfGE 35, 311 (320); Jehle, Untersuchungshaft, S. 22; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, 
S. 109; i.E. ebenso: Heinrich, JURA 2003, 167 (171); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen, S. 17 ff.; wobei die Unschuldsvermutung nicht der einzige Gestal-
tungsgrundsatz des Untersuchungshaftvollzuges ist, gleiches wurde bereits für den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit festgestellt, siehe: 3. Kapitel, A., II., S. 90. 
605 BVerfGE 35, 311 (319 f.); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 112/Rn. 38, Kaiser, FS Juristi-
sche Gesellschaft, S. 299 (301); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Grundlagen, S. 18. 
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1.    Anforderungen an eine der Unschuldsvermutung Rechnung tragende gesetzliche Ausgestal-
tung des Untersuchungshaftvollzuges 
Über den genauen Einfluss der Unschuldsvermutung auf die konkrete gesetzliche 
Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges besteht bislang wenig Klarheit. 
Bestimmte Anforderungen etwa an die Unterbringung des Untersuchungshäftlings 
oder die Ausgestaltung sozialer Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft werden 
zwar regelmäßig der Unschuldsvermutung als bedeutendem Gestaltungsgrundsatz 
des Untersuchungshaftvollzuges zugeschrieben.606 Dennoch bleibt unklar, ob 
diese Anforderungen ohne Ausnahme umzusetzen sind oder ob Einschrän-
kungsmöglichkeiten bestehen. Zunächst ist daher das pauschale Verbot der Straf-
antizipation als wesentliche Folge der Unschuldsvermutung für den Untersu-
chungshaftvollzug zu konkretisieren. Auf dieser Grundlage ist es in einem weite-
ren Schritt möglich, einzelne Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsge-
setzes auf ihre Vereinbarkeit mit der Unschuldsvermutung zu überprüfen. 
a)    Die Unschuldsvermutung und ihr Einfluss auf die Regelungstechnik des nie-
dersächsischen Gesetzgebers 
Bevor einzelne Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes auf ihre 
Vereinbarkeit mit der Unschuldsvermutung untersucht werden, ist zunächst die 
Regelungstechnik des niedersächsischen Gesetzgebers als solche in den Blick zu 
nehmen. Bereits bei der Darstellung der einzelnen Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes wurde die umfassende Verweisungstechnik des nie-
dersächsischen Gesetzgebers angesprochen.607 Die Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft sind geprägt 
durch zahlreiche Verweise auf Vorschriften des Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetzes zum Vollzug der Freiheitsstrafe.608 Es stellt sich die Frage, ob diese Rege-
lungstechnik den grundlegenden Unterschieden zwischen Straf- und Untersu-
chungshaftvollzug – bei der Untersuchungshaft handelt es sich, anders als beim 
Strafvollzug, um den Vollzug einer Freiheitsentziehung an einem potentiell Un-
schuldigen609 – hinreichend Rechnung trägt. Es besteht die Gefahr, dass die Ver-
                                                     
606 Bezogen auf die Unterbringung des Untersuchungshäftlings: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 
119/Rn. 14 ff., Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 4; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 4 f.; SK-
Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 7; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 
3/Rn. 84 f.; Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 451 ff.; bezogen auf soziale Hilfen 
im Untersuchungshaftvollzug: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 211 f.; derselbe, Unter-
suchungshaft im Übergang, 7 (29); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Wolter, ZStW 1981, 452 
(454 f., 495); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. 
607 Siehe: 1. Kapitel, C., II., S. 37. 
608 Vgl. z.B. §§ 142 Abs. 4 S. 2; 143 Abs. 1; 144 Abs. 1 S. 3; 146 Abs. 1 S. 2; 147 Abs. 1 S. 2; 148 Abs. 
2 S. 2; 149 Abs. 1 S. 1, 7; 152 Abs. 3 S. 3; 153; 154 Abs. 1 S. 1, 2 NJVollzG. 
609 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 36 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (26 
ff.); Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 455; Jehle, Untersuchungshaft, S. 22, 176; 
Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 17 ff. 
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schiedenheiten beider Vollzugsarten eingeebnet werden, so dass im Ergebnis die 
Rechtsstellung des Untersuchungsgefangenen negiert wird.610 Dies macht eine 
genauere Untersuchung der Regelungstechnik des niedersächsischen Gesetzgebers 
im Hinblick auf die Unschuldsvermutung erforderlich. 
Die Verweisungstechnik des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes ist dem 
Umstand geschuldet, dass der niedersächsische Gesetzgeber sich dazu entschlos-
sen hat, die verschiedenen Vollzugsarten in einem einheitlichen Gesetz zu regeln, 
um systematisch zusammenhängende Vorschriften übersichtlich zusammenzufas-
sen und so die Zahl der Rechtsvorschriften des Landes so gering wie möglich zu 
halten.611 Diese Vorteile einer einheitlichen Regelung der unterschiedlichen Voll-
zugsarten in einem Gesetz werden bisweilen auch von Seiten der Literatur und 
Praxis anerkannt.612 Zudem befindet sich der niedersächsische Gesetzegeber in 
dem letztgenannten Bemühen um „schlanke“ Gesetzgebung in Gesellschaft mit 
dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Regelung des Untersuchungshaft-
vollzuges aus dem Jahre 1999.613 Dieser beschränkte sich auf ausdrückliche Rege-
lungen zu Kernbereichen des Untersuchungshaftvollzuges, in denen den bereichs-
spezifischen Besonderheiten der Verfahrenssicherung und der Unschuldsvermu-
tung Rechnung getragen werden muss.614 Im Übrigen sah der Gesetzesentwurf 
einen Rückgriff auf Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes vor, um den Umfang 
der Regelungen „schlank“ zu halten.615 Neben dem Aspekt der „schlanken“ Ge-
setzgebung spricht für die Verweisungstechnik des niedersächsischen Gesetzge-
bers, dass dadurch eine gewisse Übersicht über Ähnlichkeiten und Unterschiede 
zwischen den Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft und den Vor-
schriften zum Strafvollzug geschaffen wird.616 Zum einen verweist der niedersäch-
sische Gesetzgeber nicht in allen Vorschriften zum Vollzug der Untersuchungs-
haft auf Regelungen aus dem Bereich des Strafvollzuges.617 Zum anderen handelt 
                                                     
610 Aus diesem Grund stehen umfassenden Verweisen auf Normen des Strafvollzuges in Vorschrif-
ten zur Regelung des Untersuchungshaftvollzuges kritisch gegenüber: Kubach, Die völkerrechtli-
chen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 107; Seebode, Vergessene Reform?, 14 (20 f.); 
Paeffgen, StV 2009, 46 (51); Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (91) verweisen diesbezüglich insb. auf 
die Besuchsregelung des § 143 Abs. 1 NJVollzG sowie auf die Regelung der Disziplinarmaß-
nahmen in § 156 Abs. 2 NJVollzG; Vereinigung Niedersächsischer und Bremer Strafverteidigerinnen und 
Strafverteidiger e.V., Stellungnahme vom 25.4.2007, abrufbar unter: http://www.strafverteidiger-
vnbs.de/index.php?cont=standard&thmid=29&docid=162 &count=42. 
611 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 118. 
612 Dünkel/Pörksen, NK 2007, 55; Niedersächsischer Richterbund, Stellungnahme vom 19.1.2007, abrufbar 
unter: http://www.nrb-info.de/. 
613 Zu diesem Gesetzesentwurf siehe: 1. Kapitel, A., II., S. 12 ff. 
614 BR-Drs. 249/99, Begründung, S. 42. 
615 BR-Drs. 249/99, Begründung, S. 42. 
616 Allgemein: Baumann, Entwurf, S. 11. 
617 So verweisen etwa die §§ 141 (Unterbringung des Untersuchungsgefangenen), 142 Abs. 1, 2 
(Ausstattung des Haftraums, persönlicher Besitz und Kleidung), 145 NJVollzG (Recht auf 
Schriftwechsel) nicht auf Vorschriften zum Strafvollzug, obwohl hier zum Teil vergleichbare 
Regelungen getroffen worden sind. 
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es sich nicht immer um umfassende Verweise auf die entsprechenden Vorschrif-
ten zum Strafvollzug. Teilweise wird nur auf einzelne Normen eines zusammen-
hängenden Regelungsbereiches des Strafvollzuges verwiesen,618 mitunter werden 
strafvollzugsrechtliche Vorschriften nur nach Maßgabe spezifischer Besonderhei-
ten des Untersuchungshaftvollzuges für anwendbar erklärt.619 Auf diese Weise 
werden sowohl Parallelen als auch Unterschiede zwischen Straf- und Untersu-
chungshaft aufgezeigt, die die Besonderheiten des Untersuchungshaftvollzuges 
gegenüber dem Strafvollzug u.U. stärker herausstellen können, als eine in sich 
geschlossene, eigenständige Regelung des Untersuchungshaftvollzuges, die auf 
jegliche Verweise verzichtet. Dieser Vorteil der Regelungstechnik des niedersäch-
sischen Gesetzgebers kann jedoch gleichzeitig dazu führen, dass die Regelungen 
zum Vollzug der Untersuchungshaft als bloße, geringfügige Abänderung der Vor-
schriften zum Strafvollzug verstanden werden.620 Bei Regelungslücken oder Aus-
legungsproblemen im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges birgt dies die Ge-
fahr in sich, dass stärker auf die Tendenzen des Strafvollzuges abgehoben wird, als 
auf die Besonderheiten des Untersuchungshaftvollzuges.621 Von Nachteil ist wei-
terhin, dass die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft ohne gleichzeitige Lektüre der Vorschriften zum 
Strafvollzug gleichsam als Torso erscheinen können.622 Eine Verständlichkeit der 
Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft aus sich heraus ist nicht gewähr-
leistet, so dass die Regelungstechnik des niedersächsischen Gesetzgebers zu Las-
ten der Lesbarkeit und Verständlichkeit des Gesetzes geht.623 
Insgesamt zeigt sich, dass die Regelungstechnik des niedersächsischen Gesetz-
gebers sowohl mit Vor- als auch mit Nachteilen verbunden ist. Selbst wenn ihre 
Nachteile überwiegen sollten, kann daraus nur schwerlich auf eine Unvereinbar-
                                                     
618 Im Hinblick auf das Besuchsrecht des Untersuchungsgefangenen wird lediglich auf die §§ 25 Abs. 
1 und 2, 27 Abs. 2, 28 Abs. 2 NJVollzG verwiesen, obwohl sich die §§ 25-28 NJVollzG mit dem 
Besuchsrecht im Strafvollzug befassen. § 155 NJVollzG betrifft das Angebot sozialer Hilfen im 
Untersuchungshaftvollzug und verweist diesbzgl. nur auf § 68 Abs. 1 NJVollzG sowie auf § 69 
Abs. 1, 2 S. 1 und 3 NJVollzG. 
619 Nach § 153 NJVollzG gelten für die Freizeitgestaltung des Untersuchungsgefangenen die §§ 64 
bis 67 NJVollzG entsprechend mit der Maßgabe, dass die sich daraus ergebenden Rechte auch 
eingeschränkt oder ausgeschlossen werden können, soweit es der Zweck der Untersuchungshaft 
erfordert. Nach § 156 Abs. 2 S. 2 NJVollzG gilt für Disziplinarmaßnahmen im Untersuchungs-
haftvollzug § 96 Abs. 4 S. 3 NJVollzG mit der Maßgabe, dass die Befugnisse des Gefangenen 
aus den §§ 142, 152 f. NJVollzG ruhen, soweit nichts anderes angeordnet ist. 
620 Baumann, Entwurf, S. 11. 
621 Baumann, Entwurf, S. 11. 
622 Allgemein: Baumann, Entwurf, S. 11. 
623 Niedersächsischer Richterbund, Stellungnahme vom 19.1.2007, abrufbar unter: http://www.nrb-
info.de/; allgemein: Baumann, Entwurf, S. 11; ähnlich: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 107. Aus diesem Grund wird auch die Forderung nach einer 
selbständigen Regelung der einzelnen Materien in jeweils voneinander unabhängigen Gesetzen 
erhoben: Ostendorf, ZRP 2008, 14 (14 f.); Sonnen, NK 2007, 51; Köhne, ZRP 2007, 109 (110); Paeff-
gen, StV 2009, 46 (52); Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl./Rn.52 m.w.Nachw. 
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keit der Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug 
der Untersuchungshaft mit der Unschuldsvermutung geschlossen werden.624 Ein 
derartiger Befund ist abhängig von der Ausgestaltung der materiellen Regelungen 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft 
im Einzelnen, weshalb es diese im Folgenden näher zu untersuchen gilt. Bevor 
allerdings auf einzelne Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
zum Vollzug der Untersuchungshaft eingegangen werden kann, sind Kriterien 
herauszuarbeiten, anhand derer die Regelungen überprüft werden können. 
b)    Die Unschuldsvermutung und der Vollzug der Untersuchungshaft: eine „ab-
solute“ Konzeption 
Vornehmlich von Seebode625 wird die Forderung erhoben, dem sog. Angleichungs-
grundsatz aus dem Strafvollzug auch im Vollzug der Untersuchungshaft Rech-
nung zu tragen. Möglicherweise lassen sich aus dieser Forderung klare Kriterien 
ableiten, anhand derer einzelne Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft auf ihre Vereinbarkeit mit der Un-
schuldsvermutung überprüft werden können. 
Der Angleichungsgrundsatz fordert, das Leben im Vollzug den allgemeinen 
Lebensverhältnissen soweit wie möglich anzupassen.626 Dieser mittlerweile auch 
für den Vollzug der Untersuchungshaft weithin anerkannte Grundsatz627 ist für 
den niedersächsischen Untersuchungshaftvollzug in § 2 Abs. 1 NJVollzG nor-
miert.628 Ursprünglich stammt der Angleichungsgrundsatz aus dem Bereich des 
Strafvollzuges,629 weshalb er nach Seebode nicht unterschiedslos auf den Untersu-
                                                     
624 So wird es gemeinhin zwar kritisiert, wenn gesetzliche Regelungen zum Untersuchungshaftvoll-
zug auf Vorschriften aus dem Bereich des Strafvollzuges verweisen. Eine Unvereinbarkeit mit 
der Unschuldsvermutung wird darin jedoch nicht gesehen, vgl.: Kubach, Die völkerrechtlichen 
und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 127; Seebode, Vergessene Reform?, 14 (20 f.); Baumann, 
Entwurf, S. 11; Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (91); Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
625 Der im Folgenden dargestellte Ansatz wird auch von anderer Seite (vgl. etwa: Müller-Dietz, Re-
form, 6 [22]; wohl auch: Amelung, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 53; Jehle, Untersuchungs-
haft, S. 25) vertreten, allerdings nicht mit dem Resultat derart präziser Anforderungen an die 
konkrete Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges, weshalb hier exemplarisch verwiesen 
wird auf die Ausführungen von Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 145 ff.; in enger An-
lehnung an diesen auch: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, 
S. 107 ff. 
626 Für den Strafvollzug ist der Angleichungsgrundsatz bspw. normiert in § 3 Abs. 1 StVollzG, vgl. 
hierzu nur: Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 3/Rn. 3. 
627 Vgl. nur: Jehle, Untersuchungshaft, S. 25 f.; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 145 ff.; 
Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 107 f. 
628 Zur sog. „Klammerwirkung“ der Vorschriften des ersten und sechsten Teils des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes siehe: 1. Kapitel, C., I., S. 31 f. 
629 Vgl. nur: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 145. Normiert ist der Angleichungsgrundsatz 
in § 3 Abs. 1 StVollzG. 
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chungshaftvollzug übertragen werden kann:630 Berücksichtigt werden müssten die 
wesensmäßigen Unterschiede beider Haftarten, die sich sowohl auf die Begrün-
dung des Geltungsanspruches des Angleichungsgrundsatzes als auch auf Inhalt 
und Gewährleistungsgehalt des Angleichungsgrundsatzes auswirken können. So 
sei der Geltungsanspruch des Angleichungsgrundsatzes im Strafvollzug Folge des 
dort bestehenden Vollzugsziels, den Gefangenen zu einem straffreien Leben in 
sozialer Verantwortung zu befähigen. Zur Unterstützung dieses Vollzugsziels solle 
das Leben im Vollzug soweit wie möglich den allgemeinen Lebensverhältnissen 
angepasst werden. Im Vollzug der Untersuchungshaft resultiere der Geltungsan-
spruch des Angleichungsgrundsatzes indessen aus der Unschuldsvermutung, der 
zufolge sich das Leben im Vollzug nicht an die allgemeinen Lebensverhältnisse 
anzugleichen, sondern diese vielmehr weitgehend zu bewahren und nicht mehr als 
nötig zu verändern habe. Letzteres sei auch der Grund dafür, den Angleichungs-
grundsatz im Untersuchungshaftvollzug als „Erhaltungsgrundsatz“631 zu verste-
hen. 
Der Unterschied in der Begründung des Geltungsanspruches des Anglei-
chungsgrundsatzes je nach vorliegender Haftart setzt sich nach Seebode fort im 
Hinblick auf Inhalt und Gewährleistungsgehalt des Angleichungsgrundsatzes:632 
Für den Vollzug der Untersuchungshaft sei der Angleichungsgrundsatz des Straf-
vollzugsrechts dahingehend zu modifizieren, dass der Vollzug nicht nur an den in 
Freiheit allgemein bestehenden Lebensbedingungen, sondern auch an den individuel-
len Lebensverhältnissen und persönlichen Bedürfnissen des Gefangenen zu orien-
tieren ist. Die individuellen Lebensverhältnisse und persönlichen Bedürfnisse des 
Gefangenen seien im Vollzug insoweit zu berücksichtigen und zu erhalten, als der 
Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung der Vollzugsanstalt, § 119 Abs. 3 
StPO a.F.,633 nicht die Befugnis geben, sie einzuschränken. Neben diesem „Indivi-
dualisierungsgebot“ umfasse der für die Untersuchungshaft geltende Anglei-
chungsgrundsatz auch das Gebot, den Vollzug der Untersuchungshaft so zu ge-
stalten, dass die Haft weder zur Strafe wird noch als Strafe erscheint. Dieses Ge-
bot sei die gleichsam negative Formulierung einer Teilaussage des Angleichungs-
grundsatzes, ergebe sich darüber hinaus jedoch auch eigenständig aus der Un-
schuldsvermutung. In diesem Zusammenhang sei es erforderlich, Untersuchungs-
haft so auszugestalten und durchzuführen, dass sie nicht härter als Strafhaft, son-
dern leichter zu ertragen ist. 
                                                     
630 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 145 f.; ebenso: Kubach, Die völkerrechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 107 f. 
631 Dabei handele es sich letztlich jedoch nur um einen sprachlichen Unterschied: Seebode, Vollzug 
der Untersuchungshaft, S. 146. 
632 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 147 ff. 
633 Die im Hinblick auf mögliche Beschränkungen des Untersuchungshäftlings parallelen Regelungen 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes, die §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2, unterscheiden sich in-
haltlich nicht von der bundesrechtlichen Vorgängerregelung des § 119 Abs. 3 StPO a.F., so dass 
die Ausführungen Seebodes insoweit übertragen werden können. 
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Diese von Seebode vorgeschlagene Konzeption setzt möglichen Beschränkun-
gen des Untersuchungshäftlings in seiner bisherigen, in Freiheit bestehenden Le-
bensführung enge Grenzen. Dem Untersuchungsgefangenen haben (bis zum ge-
setzlichen Nachweis der Schuld) grundsätzlich all diejenigen Bequemlichkeiten 
und Vergünstigungen im Vollzug der Untersuchungshaft zur Verfügung zu ste-
hen, die seinen in Freiheit bestehenden individuellen Lebensverhältnissen entspre-
chen. Einschränkungen dieser Lebensführung sind nur möglich, soweit für die in 
§ 119 Abs. 3 StPO a.F. bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten 
öffentlichen Interessen eine konkrete634 Gefahr besteht, d.h. „der Verhaftete darf 
seine bisherige Lebensführung grundsätzlich fortsetzen.“635 Die Unschuldsvermu-
tung wird damit gleichsam zu einem absoluten Gestaltungsgrundsatz des Untersu-
chungshaftvollzuges erhoben.636 
c)    Die Unschuldsvermutung und der Vollzug der Untersuchungshaft: eine „rela-
tive“ Konzeption 
Neben dieser „absoluten“ Konzeption einer der Unschuldsvermutung Rechnung 
tragenden Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges ist auch eine mehr „re-
lative“ Konzeption denkbar.637 Relativ insofern, als die in § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen Interessen 
zwar einen wesentlichen, jedoch nicht den allein maßgeblichen Bezugspunkt für 
Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen bilden. Es wird in Rechnung ge-
stellt, dass sich der Gesetzgeber bei der gesetzlichen Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges auch von weiteren Erwägungen wie dem Aspekt einer prakti-
kablen Vollzugsgestaltung und der Begrenztheit staatlicher Mittel leiten lassen 
kann. 
Ausgangspunkt dieser Überlegung ist, dass der Gesetzgeber bei seinen Ent-
scheidungen vielfältige Gemeinschaftsbelange – neben dem Justizvollzug bspw. 
auch das Bildungs- und Gesundheitswesen – zu berücksichtigen und dabei gem. 
                                                     
634 Das Erfordernis einer konkreten Gefahr für den Zweck der Untersuchungshaft (zumindest 
sofern es um die Abwehr einer Gefahr geht, die Ausdruck eines nicht im Haftbefehl genannten 
Haftgrundes ist) bzw. für die Ordnung der Anstalt ergibt sich aus den Ausführungen zum 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, A., II., S. 90 ff. 
635 So ausdrücklich Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 148. 
636 Als durchgreifender Einwand gegenüber best. Freiheiten des Untersuchungshäftlings im Untersu-
chungshaftvollzug wird nur eine reale Gefährdung der in § 119 Abs. 3 StPO a.F. genannten öf-
fentlichen Interessen zugelassen, vgl. Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 145 ff.; ähnlich 
Köhne/Feest, ZfStrVo 2008, 88 (90 f.). Auch wenn die Begrenztheit staatlicher Mittel als Grund-
satz, der den Vollzug der Untersuchungshaft beeinflusst, erkannt wird, werden daraus doch kei-
ne tatsächlichen Beschränkungen gegenüber den aus der Unschuldsvermutung resultierenden 
Freiheiten des Untersuchungshäftlings abgeleitet, vgl. Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 
109, 169. 
637 Das Begriffspaar der „absoluten“ und „relativen“ Konzeption ist keine in der Literatur festste-
hende Wendung, sondern geht auf den Verf. zurück und dient dazu, die Unterschiede beider 
Ansätze zu verdeutlichen. 
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Art. 109 Abs. 2 GG den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts Rechnung zu tragen hat.638 Staatliche Leistungen stehen daher unter einem 
„Vorbehalt des Möglichen“ im Sinne dessen, was der Einzelne vernünftigerweise 
von der Gesellschaft beanspruchen kann.639 Was der Einzelne vernünftigerweise 
von der Gesellschaft erwarten kann, hat in erster Linie der Gesetzgeber in eigener 
Verantwortung zu entscheiden, wobei zu beachten ist, dass das Grundgesetz die 
Spannung Individuum/Gemeinschaft im Sinne der Gemeinschaftsbezogenheit 
und Gemeinschaftsgebundenheit der Person entschieden hat.640 Der Einzelne 
muss sich folglich diejenigen Beschränkungen seiner Handlungsfreiheit gefallen 
lassen, die der Gesetzgeber zugunsten der Förderung anderer Gemeinschaftsbe-
lange in den Grenzen des allgemein Zumutbaren für erforderlich hält.641 
Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen steht auch die gesetzliche Rege-
lung des Untersuchungshaftvollzuges als einer von vielen Gemeinschaftsbelangen 
unter dem Einfluss der Begrenztheit staatlicher Mittel.642 Die finanzielle Leistungs-
fähigkeit des Staates bildet damit neben dem Zweck der Untersuchungshaft bzw. 
der Ordnung der Anstalt einen weiteren Gegenpol der Unschuldsvermutung inso-
fern, als die bei Zugrundelegung der „absoluten“ Konzeption aus der Unschulds-
vermutung resultierenden Anforderungen an die gesetzliche Gestaltung des Un-
tersuchungshaftvollzuges auch vor dem Hintergrund der staatlichen Leistungsfä-
higkeit zu beurteilen sind. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Begrenztheit 
staatlicher Mittel nicht zu einem Einfallstor für Beschränkungen des Untersu-
chungshäftlings werden darf, die seine Rechtsstellung i.E. negieren.643 Zwar 
nimmt die staatliche Leistungsfähigkeit als ein Gestaltungsfaktor auf die gesetzli-
che Normierung des Untersuchungshaftvollzuges Einfluss, weil der Staat seine 
Aufgaben von vorneherein nur im Rahmen seiner finanziellen und organisatori-
                                                     
638 BVerfGE 96, 288 (305 f.); 90, 107 (116); 30, 303 (334); ähnlich: Kirchhof, NVwZ 1983, 505 (511); 
Hill, NJW 1986, 2602 (2605). 
639 BVerfGE 90, 107 (116); 30, 303 (333); Kirchhof, NVwZ 1983, 505 (511); Hill, NJW 1986, 2602 
(2605). 
640 BVerfGE 90, 107 (116); 30, 303 (333 f.); 27, 344 (351); Hill, NJW 1986, 2602 (2605). 
641 BVerfGE 33, 303 (334); ähnlich: BVerfGE 98, 169 (201); 96, 288 (305 f.); 90, 107 (116 f.); Hill, 
NJW 1986, 2602 (2605); Leisner, Leistungsfähigkeit, S. 142 f. spricht insoweit von einem „indi-
rekten Haushaltsvorbehalt“, d.h. der Inhalt staatlicher Aufgaben wird so modifiziert, dass er mit 
den jeweils vorhandenen Mitteln erfüllt werden kann. 
642 OLG Köln, StV 2006, 537 geht ausdrücklich davon aus, dass die Beschränkungen, die ein Unter-
suchungsgefangener nach § 119 StPO hinzunehmen hat, zunehmend unter Berücksichtigung 
der hohen Belegung und der angespannten Personalsituation der Haftanstalten zu beurteilen 
sind; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 15 lässt die finanziellen Verhältnisse im Hin-
blick auf die Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges ebenfalls nicht unberücksichtigt 
und auch Seebode, StV 2006, 552 (555) geht von „der selbstverständlichen Begrenztheit staatli-
cher Mittel“ auch im Vollzug der Untersuchungshaft aus. 
643 Leisner, Leistungsfähigkeit, S. 151, 163: Der Gesetzgeber kann den Inhalt staatlicher Leistungs-
pflichten zwar in Anpassung an die Haushaltslage modifizieren. Dabei sind allerdings die nor-
mativen Vorgaben zu berücksichtigen, die die Verfassung dem Gesetzgeber hinsichtlich des In-
halts der von ihm zu erbringenden Leistungen setzt. 
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schen Möglichkeiten erfüllen kann.644 Sie darf jedoch nicht zu einem bestimmen-
den Gestaltungsfaktor in der Form werden, dass ein möglichst kostengünstiger 
Vollzug etwa durch weitestgehende Freiheitseinschränkungen gegenüber dem 
Untersuchungsgefangenen und dadurch mögliche Personaleinsparungen ange-
strebt wird. In diesem Zusammenhang hat das BVerfG bereits mehrfach festge-
stellt, dass Schwierigkeiten in der Überwachung Lästigkeiten sind, die grundsätz-
lich hingenommen werden müssen, da Grundrechte nicht nur nach Maßgabe des-
sen bestehen, was an Verwaltungseinrichtungen üblicherweise vorhanden ist.645 
Der Gesetzgeber kann folglich die Begrenztheit staatlicher Mittel in die gesetzliche 
Gestaltung des Untersuchungshaftvollzuges einbeziehen, es ist ihm aber versagt, 
unter Berufung auf die Begrenztheit staatlicher Mittel jedwede Freiheitsentfaltung 
des Untersuchungsgefangenen zu verbieten. Konkret erfordert die „relative“ 
Konzeption einer der Unschuldsvermutung Rechnung tragenden Ausgestaltung 
des Untersuchungshaftvollzuges damit folgendes: Kollidieren die staatliche Leis-
tungsfähigkeit und die bei Zugrundelegung der „absoluten“ Konzeption zu stel-
lenden Anforderungen an die gesetzliche Ausgestaltung des Untersuchungshaft-
vollzuges miteinander, ist ein möglichst schonender Ausgleich anzustreben, der 
beide Positionen hinreichend berücksichtigt und den Gewährleistungsgehalt der 
Unschuldsvermutung vor dem Hintergrund der staatlichen Leistungsfähigkeit zu 
größtmöglicher Wirksamkeit bringt.  
Werden diese Voraussetzungen berücksichtigt, ermöglicht die „relative“ Kon-
zeption dem Gesetzgeber eine gesetzliche Gestaltung des Untersuchungshaftvoll-
zuges, die – auch unter Berücksichtigung von Kostenfolgen – sowohl mit der 
Unschuldsvermutung und den Freiheitsrechten des Untersuchungsgefangenen als 
auch mit dem Rang und der Dringlichkeit anderer Staatsaufgaben in Einklang 
steht.646 Ein solcher Ansatz bringt das oben angesprochene enge Verhältnis zwi-
schen der Unschuldsvermutung und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit647 
zum Ausdruck. 
d)   Stellungnahme 
Bei näherer Betrachtung der dargelegten Konzeptionen wird deutlich, dass die 
„absolute“ Konzeption sich bemüht, die Freiheitsrechte des Einzelnen auch im 
Vollzug der Untersuchungshaft möglichst weitgehend zu bewahren. Dies ist im 
Grundsatz positiv zu bewerten, im Hinblick auf die Freiheitsrechte des Untersu-
chungsgefangenen führt die „absolute“ Konzeption zu durchaus wünschenswer-
ten Ergebnissen. Kehrseite der ausgedehnten Sicherung der Freiheitsrechte des 
                                                     
644 BVerfGE 96, 288 (305); 34, 165 (183 f.); Kirchhof, NVwZ 1983, 505 (511); Hill, NJW 1986, 2602 
(2605). 
645 BVerfGE 34, 369 (380 f.); 15, 288 (296); so auch Seebode, StV 2006, 552 (554 f.). 
646 Für den Strafvollzug wird dies ausdrücklich festgestellt von: BVerfGE 98, 169 (201); allgemein 
auch: BVerfGE 96, 288 (305 f.); 90, 107 (116). 
647 Siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. 
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Untersuchungsgefangenen im Rahmen der „absoluten“ Konzeption ist allerdings 
eine weitgehende Einschränkung der Gestaltungsfreiheiten sowohl des Gesetzge-
bers als auch der Vollzugspraxis bei der konkreten Ausgestaltung des Untersu-
chungshaftvollzuges. Eine Berücksichtigung weiterer Aspekte als der in § 119 Abs. 
3 StPO a.F. bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen 
Interessen ist dem Gesetzgeber und der Vollzugspraxis bei konkreter Ausgestal-
tung des Untersuchungshaftvollzuges verwehrt. Demgegenüber ermöglicht die 
„relative“ Konzeption zwar weitergehende Beschränkungen der Freiheitsrechte 
des Untersuchungsgefangenen, indem sie neben den in § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen Interessen 
auch Aspekte wie eine praktikable Vollzugsgestaltung oder die Begrenztheit staat-
licher Mittel als Grundlage für Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen 
anerkennt. Damit räumt sie jedoch sowohl dem Gesetzgeber als auch der Voll-
zugspraxis einen Spielraum bei der Gestaltung des Untersuchungshaftvollzuges 
ein und berücksichtigt auf diese Weise den auch vom BVerfG immer wieder be-
tonten Gestaltungs- und Einschätzungsspielraum des Gesetzgebers.648 So hat der 
Gesetzgeber im Rahmen der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvoll-
zuges auf Grundlage der „relativen“ Konzeption zunächst die von ihm zu erfül-
lenden und im Hinblick auf die staatliche Leistungsfähigkeit möglicherweise mit-
einander kollidierenden verschiedenen Gemeinschaftsbelange gegeneinander ab-
zuwägen, um auf dieser Grundlage entscheiden zu können, was der Einzelne ver-
nünftigerweise von der Gesellschaft erwarten kann.649 Steht danach fest, inwieweit 
der Vollzug der Untersuchungshaft unter dem „Vorbehalt des Möglichen“ steht, 
muss der Gesetzgeber das gefundene Ergebnis schließlich gegen die Unschulds-
vermutung abwägen, wobei eine einseitige Belastung der Freiheitsrechte des Un-
tersuchungsgefangenen zugunsten vollzugspraktischer Bedürfnisse ausscheidet. In 
Anbetracht dieses vom Gesetzgeber vorzunehmenden Abwägungsprozesses führt 
die „relative“ Konzeption nicht zu der einen, allein richtigen gesetzlichen Ausgestal-
tung des Untersuchungshaftvollzuges, sondern ermöglicht eine flexible, auch an 
praktischen Bedürfnissen ausgerichtete Vollzugsgestaltung. Auf diese Weise kön-
nen mit Hilfe der „relativen“ Konzeption extreme Fälle abgeschichtet werden, 
etwa wenn eine unausgewogene Berücksichtigung der staatlichen Leistungsfähig-
keit oder praktischer Vollzugsbedürfnisse zu einer einseitigen Belastung der Un-
schuldsvermutung und damit zu einer unangemessenen Beschränkung der Frei-
heitsrechte des Untersuchungsgefangenen führt. 
Neben diesen Aspekten ist außerdem in Rechnung zu stellen, dass die Un-
schuldsvermutung den Beschuldigten vor dem gesetzlichen Nachweis der Schuld 
vor Strafe, strafgleicher bzw. strafähnlicher Sanktion schützen soll.650 Sie soll also 
solche staatlichen Maßnahmen im Vorfeld des gesetzlichen Schuldnachweises 
                                                     
648 Vgl. nur: BVerfGE 105, 17 (34); 104, 337 (347 ff.), 102, 197 (218); 98, 265 (308 f.); 83, 1 (18). 
649 Siehe: 3. Kapitel, B., II., 1., c), S. 128 f. 
650 Siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. 
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verhindern, denen ein sozialethisches Unwerturteil zukommt.651 Dieses Verbot der 
Strafantizipation wird von der „relativen“ Konzeption genauso wenig in Frage 
gestellt, wie von der „absoluten“ Konzeption. Einschränkungen des Untersu-
chungsgefangenen erfolgen auch auf Grundlage der „relativen“ Konzeption nicht 
zum Zwecke der Strafe. Beschränkungen des Untersuchungshäftlings, die die 
Freiheitsrechte des Gefangenen mit den in § 119 Abs. 3 StPO a.F. bzw. in den 
§§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen Interessen, praktischen 
Vollzugsbedürfnissen und der staatlichen Leistungsfähigkeit abwägen, ist kein 
sozialethisches Unwerturteil beigelegt. Sie erfolgen vielmehr allein im Sinne eines 
ordnungsgemäßen Anstaltsbetriebes und eines geordneten Zusammenlebens der 
Gefangenen.  
Insgesamt ist vor diesem Hintergrund nicht ersichtlich, inwieweit die „relative“ 
Konzeption zu einer der Unschuldsvermutung widersprechenden Ausgestaltung 
des Untersuchungshaftvollzuges führen kann. Sie geht von der Unschuldsvermu-
tung als Gestaltungsgrundsatz des Untersuchungshaftvollzuges aus und macht sie 
insofern einer Abwägung zugänglich, als nicht nur die in § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen Interessen, 
sondern auch die staatliche Leistungsfähigkeit und praktische Vollzugsbedürfnisse 
ein Gegengewicht zu den Freiheitsrechten des Untersuchungsgefangenen bilden. 
Sofern die widerstreitenden Positionen im Rahmen der vorzunehmenden Abwä-
gung in einen angemessenen Ausgleich gebracht werden, wird zum einen die 
Rechtsstellung des Untersuchungsgefangenen aufrecht erhalten. Zum anderen ist 
es jedoch auch möglich, praktikable und finanziell umsetzbare Ergebnisse für den 
Vollzugsalltag zu finden. Damit stellt die „relative“ Konzeption einen Kompro-
miss her zwischen dem, was im Vollzug der Untersuchungshaft im Hinblick auf 
die Freiheitsrechte der Gefangenen wünschenswert, und dem, was aufgrund der 
Unschuldsvermutung verfassungsrechtlich geboten ist.652 Aus diesem Grund ist 
der „relativen“ Konzeption der Vorzug vor der „absoluten“ Konzeption zu ge-
ben, d.h. der Untersuchungshäftling kann trotz der Unschuldsvermutung nicht 
verlangen, in seiner freien Entfaltung der Persönlichkeit „nach dem Maßstab der 
Gleichbehandlung mit dem nichtinhaftierten Beschuldigten grundsätzlich so be-
handelt zu werden, als befinde er sich in Freiheit“.653 
2.    Anwendung der „absoluten“ und „relativen“ Konzeption auf ausgewählte Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und der Untersuchungshaftvollzugsordnung 
Die Auswirkungen und Unterschiede beider Ansätze sollen anhand ausgewählter 
Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und der Untersu-
chungshaftvollzugsordnung (als die Generalklausel des § 119 StPO a.F. konkreti-
                                                     
651 Siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. 
652 Zu dieser Abwägung: Lübbe-Wolff, ZRP 2009, 93 (94). 
653 So ausdrücklich Nehm, NStZ 1997, 305 (306). 
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sierende Verwaltungsvorschrift)654 aufgezeigt werden. Dies hat zum Ziel, die Re-
gelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft auf ihre Vereinbarkeit mit der Unschuldsvermutung zu untersuchen, 
um auf dieser Grundlage feststellen zu können, ob die konkrete Ausgestaltung des 
Untersuchungshaftvollzuges durch das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz der 
Unschuldsvermutung hinreichend Rechnung trägt. 
Für den niedersächsischen Untersuchungshaftvollzug sind die Regelungen der 
Untersuchungshaftvollzugsordnung seit Inkrafttreten des Niedersächsischen Jus-
tizvollzugsgesetzes zwar nicht mehr von Bedeutung. Dennoch ist zu beachten, 
dass die Untersuchungshaft mangels detaillierter gesetzlicher Rechtsgrundlage 
jahrzehntelang auf Grundlage der Untersuchungshaftvollzugsordnung vollzogen 
wurde.655 Hinzu kommt, dass sich der niedersächsische Gesetzgeber – wie in den 
folgenden Ausführungen noch zu zeigen sein wird – in weiten Teilen an den Re-
gelungen der Untersuchungshaftvollzugsordnung orientiert hat. Die Regelungen 
der Untersuchungshaftvollzugsordnung und die an ihnen geübte Kritik656 können 
somit zum einen Aufschluss darüber geben, inwieweit dem Gewährleistungsgehalt 
der Unschuldsvermutung bislang im Untersuchungshaftvollzug Rechnung getra-
gen wurde. Zum anderen können im Rahmen einer vergleichenden Gegenüber-
stellung mit den Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes Abwei-
chungen und Parallelen zwischen den Vorschriften herausgearbeitet werden. Auf 
diese Weise kann überprüft werden, ob sich die an der Untersuchungshaftvoll-
zugsordnung geübte Kritik auf das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz übertra-
gen lässt. Eine Einbeziehung der Untersuchungshaftvollzugsordnung kann für 
eine Bewertung der niedersächsischen Regelungen daher durchaus von Erkennt-
niswert sein. 
a)    Die Unterbringung des Untersuchungsgefangenen im Vollzug der Untersu-
chungshaft 
aa)   Trennung der Untersuchungsgefangenen von Gefangenen anderer Vollzugs-
arten 
(1)   Die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Die Unterbringung des Untersuchungsgefangenen im Vollzug der Untersu-
chungshaft ist geprägt durch den sog. Trennungsgrundsatz, demzufolge Untersu-
chungsgefangene von anderen Gefangenen, insb. von Strafgefangenen, getrennt 
                                                     
654 Siehe: Einleitung, A., S. 1 f. 
655 Vgl. nur Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 5 ff.; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 2 f.; KK-
Schultheis, StPO, § 119/Rn. 1; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 2. 
656 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 158 ff misst die von ihm präferierte „absolute“ Kon-
zeption einer der Unschuldsvermutung Rechnung tragenden Ausgestaltung des Untersuchungs-
haftvollzuges am Maßstab ausgewählter Regelungen der Untersuchungshaftvollzugsordnung. 
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unterzubringen sind.657 Um diese Trennung zu ermöglichen, ordnet § 170 Abs. 2 
NJVollzG an, dass für die einzelnen Vollzugsarten658 jeweils gesonderte Anstalten 
oder Abteilungen einzurichten sind. Der eigentliche Trennungsgrundsatz ist in 
§ 172 Abs. 2 S. 1 NJVollzG normiert und besagt, dass Personen, an denen unter-
schiedliche Vollzugsarten zu vollziehen sind, während und außerhalb der Ruhezeit 
getrennt voneinander unterzubringen sind. Eine Ausnahme hiervon ist gem. § 172 
Abs. 2 S. 2 Nr. 1 NJVollzG möglich, sofern ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder 
eine Gefahr für sein Leben oder seine Gesundheit besteht. Darüber hinaus 
kommt eine gemeinsame Unterbringung von Gefangenen verschiedener Vollzugs-
arten in Betracht, wenn dies vorübergehend aus zwingenden Gründen der Voll-
zugsorganisation erforderlich ist oder eine Zustimmung der betroffenen Gefange-
nen vorliegt, § 172 Abs. 2 S. 2, Nr. 2 und 3 NJVollzG. 
(2)  Vergleich der niedersächsischen Vorschriften mit den Regelungen der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung 
Die Untersuchungshaftvollzugsordnung befasst sich in verschiedenen Vorschrif-
ten mit der Unterbringung des Untersuchungsgefangenen. Sie beinhaltet einerseits 
eigene und andererseits lediglich die Aussagen des § 119 StPO a.F. konkretisieren-
de Ausführungen zur Unterbringung des Untersuchungsgefangenen: Nach Nr. 11 
Abs. 1 UVollzO soll die Untersuchungshaft in selbständigen Untersuchungshaft-
anstalten vollzogen werden. Nur wenn solche nicht zur Verfügung stehen, sind in 
anderen Vollzugsanstalten besondere Abteilungen für den Vollzug der Untersu-
chungshaft einzurichten, Nr. 11 Abs. 2 S. 1 UVollzO. Des Weiteren darf der Un-
tersuchungsgefangene nicht mit anderen Gefangenen in demselben Raum unter-
gebracht werden, § 119 Abs. 1 S. 1 StPO a.F. bzw. Nr. 23 Abs. 1 UVollzO.659 
Außerhalb des Haftraumes ist er soweit wie möglich von Strafgefangenen getrennt 
zu halten, § 119 Abs. 1 S. 2 StPO a.F., Nr. 22 Abs. 1 UVollzO.660 Ein Zusammen-
treffen von Straf- und Untersuchungsgefangenen außerhalb des Haftraumes ist 
                                                     
657 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 14 f., Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 4; KK-Schultheis, 
StPO, § 119/Rn. 4 f.; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 7; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Kai-
ser/Schöch, Strafvollzug, § 3/Rn. 84 f.; Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 451 ff. 
658 Als Vorschrift des sechsten Teils gilt § 170 NJVollzG für alle vom Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetz erfassten Vollzugsarten (siehe: 1. Kapitel, C., I., S. 31 f.) und nennt dementsprechend 
in Abs. 2: die Freiheitsstrafe, die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung, die Jugendstrafe, 
die Untersuchungshaft an jungen Gefangenen und die Untersuchungshaft an sonstigen Unter-
suchungsgefangenen. 
659 Grundsatz der Einzelunterbringung: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 14; SK-Paeffgen, 
StPO, § 119/Rn. 7; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 4; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Meyer-
Goßner, StPO, § 119/Rn. 4. 
660 Trennungsgrundsatz: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 14 f.; SK-Paeffgen, StPO, § 
119/Rn. 7; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 5; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Meyer-Goßner, 
StPO, § 119/Rn. 4. 
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also nur zulässig, wenn eine Trennung nicht möglich ist.661 Mit Gefangenen ande-
rer Vollzugsarten in einem Raum darf der Untersuchungsgefangene nur unterge-
bracht werden, wenn es sein geistiger oder körperlicher Zustand erfordert, § 119 
Abs. 2 S. 3 StPO a.F.. 
Eine Gegenüberstellung der angeführten Regelungen zeigt, dass Niedersach-
sen im Grundsatz an die Vorschriften des § 119 StPO a.F. bzw. der Untersu-
chungshaftvollzugsordnung zur Unterbringung des Untersuchungsgefangenen 
angeknüpft hat. Abgesehen vom Ausnahmetatbestand des § 172 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 
NJVollzG – Unterbringung des Untersuchungsgefangenen mit Gefangenen ande-
rer Vollzugsarten, wenn eine Zustimmung der betroffenen Gefangenen vorliegt – 
sind die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes mit denen des 
§ 119 StPO a.F. bzw. der Untersuchungshaftvollzugsordnung vergleichbar. Bei 
der nachfolgenden Würdigung der niedersächsischen Regelungen kann daher grds. 
auf die an der Untersuchungshaftvollzugsordnung geäußerte Kritik zurückgegrif-
fen werden. 
(3)   Kritische Würdigung: Kategorischer Trennungsgrundsatz ohne Ausnahme? 
Bereits gegen die Regelungen der Untersuchungshaftvollzugsordnung zur Unter-
bringung des Untersuchungsgefangenen wendet Seebode ein, dass diese der Un-
schuldsvermutung nicht hinreichend Rechnung tragen.662 Der Vollzug verschiede-
ner Haftarten innerhalb eines Hauses, insbesondere der Vollzug von Straf- und 
Untersuchungshaft, führe zu einer Gleichstellung der nur verdächtigen Untersu-
chungsgefangenen mit den verurteilten Strafgefangenen, die sich nicht mit den in 
§ 119 Abs. 3 StPO a.F. genannten öffentlichen Interessen rechtfertigen lasse.663 
Die Regelungen der Untersuchungshaftvollzugsordnung zur Unterbringung des 
Untersuchungsgefangenen würden der Rechtsstellung des Untersuchungsgefange-
nen widersprechen, die es erfordere, Untersuchungshaft nicht als Strafe erschei-
nen zu lassen und daher ausschließlich in besonderen, von den Strafanstalten ge-
trennten Häusern zu vollziehen.664 Dieser Sichtweise liegt die von Seebode präfe-
rierte „absolute“ Konzeption einer der Unschuldsvermutung Rechnung tragenden 
Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges zugrunde, nach der u.a. jede 
Gleichstellung von Straf- und Untersuchungshaft, durch die letztere als vorweg-
genommene Strafe erscheint, unzulässig ist. Mit dem Ziel, eine solche Gleichstel-
lung zwischen Straf- und Untersuchungshaft zu vermeiden, fordert Seebode eine 
kategorische räumliche Trennung zwischen Straf- und Untersuchungshaft durch 
jeweils gesonderte Haftanstalten ohne Ausnahme. 
                                                     
661 Außerhalb des Haftraumes sind Untersuchungsgefangene von Strafgefangenen „soweit möglich“ 
getrennt zu halten, d.h. eine Ausnahme vom Trennungsgrundsatz ist zulässig, soweit die Tren-
nung unmöglich ist, vgl. nur Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 15. 
662 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 168. 
663 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 168. 
664 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 170. 
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Legt man diese Auffassung den Vorschriften des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes zur Unterbringung des Untersuchungsgefangenen zugrunde, so be-
gegnet nicht nur die Regelung des § 170 Abs. 2 NJVollzG, die eine kategorische 
räumliche Trennung zwischen Straf- und Untersuchungshaft durch gesonderte 
Anstalten gerade nicht zwingend vorschreibt, Bedenken im Hinblick auf die Un-
schuldsvermutung. Auch die Ausnahmetatbestände vom Trennungsgrundsatz in 
§ 172 Abs. 2 NJVollzG führen zu Berührungspunkten zwischen Straf- und Unter-
suchungsgefangenen und sind vor dem Hintergrund der von Seebode geforderten 
kategorischen räumlichen Trennung kritisch zu betrachten. Dieser Befund führt 
zu der Frage, ob eine kategorische räumliche Trennung von Straf- und Untersu-
chungshaft durch jeweils getrennte Vollzugsanstalten zwingend erforderlich ist. 
Fraglich ist namentlich, ob es der Unschuldsvermutung auch genügt, verschiedene 
Vollzugsarten innerhalb einer Anstalt lediglich durch gesonderte Abteilungen zu 
trennen. 
Der Trennungsgrundsatz ergibt sich nach allgemeiner Ansicht aus der Not-
wendigkeit, die Untersuchungshaft als prozessuale Sicherungsmaßnahme gegen-
über dem als unschuldig geltenden Untersuchungsgefangenen eindeutig von der 
Vollstreckung der Strafe an einem Schuldigen abzugrenzen.665 Vor diesem Hinter-
grund ist der gemeinsame Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft innerhalb derselben 
Abteilung einer Anstalt grds. nicht mit der Unschuldsvermutung zu vereinbaren.666 
Der Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft in derselben Abteilung einer Voll-
zugsanstalt lediglich getrennt durch die einzelnen Hafträume würde zwangsläufig 
zu verschiedensten Berührungspunkten von Straf- und Untersuchungsgefangenen 
führen, z.B. beim Duschen, bei der Austeilung der Mahlzeiten oder auch während 
des Zellenaufschlusses innerhalb der Abteilung. Der Untersuchungsgefangene 
wäre gleichsam in die Gemeinschaft mit Strafgefangenen gezwungen, was eine 
Abgrenzung der Untersuchungshaft von der Strafhaft erschwert, wenn nicht gar 
unmöglich macht und somit der Intention des Trennungsgrundsatzes zuwider-
läuft. Ein freiwilliges Zusammentreffen von Untersuchungs- und Strafgefangenen, 
bspw. weil der Untersuchungsgefangene die Teilnahme an einem bestimmten 
Arbeitsangebot oder einer bestimmten Freizeitveranstaltung begehrt, begegnet 
allerdings keinen Bedenken.667 Die Unschuldsvermutung soll den Untersuchungs-
gefangenen vor bestimmten Beeinträchtigungen schützen. Entscheidet sich der 
Untersuchungshäftling freiwillig dazu, an bestimmten Arbeits- oder Freizeitange-
                                                     
665 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 16; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 5; SK-Paeffgen, 
StPO, § 119/Rn. 7; Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 455. 
666 Wohl auch: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 16; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 7; KK-
Schultheis, StPO, § 119/Rn. 3; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Kubach, Die völkerrechtlichen 
und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 115 die bereits den Vollzug von Untersuchungshaft in 
besonderen Abteilungen einer Strafvollzugsanstalt nur ausnahmsweise zulassen. 
667 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 17; Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (135); in diese Rich-
tung auch: Jehle, Untersuchungshaft, S. 191 f. Erforderlich ist natürlich, dass der Zweck der Un-
tersuchungshaft einem solchen Zusammentreffen nicht entgegensteht. 
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boten teilzunehmen, bei denen er mit Strafgefangenen zusammentrifft, so begibt 
er sich dieses Schutzes selber.668 
Jenseits dieser Konstellationen bleibt jedoch fraglich, ob die Unschuldsvermu-
tung die ausnahmslose Trennung von Untersuchungshaftanstalten und Strafvoll-
zugsanstalten erfordert oder ob auch der Vollzug von Straf- und Untersuchungs-
haft in getrennten Abteilungen derselben Anstalt der Unschuldsvermutung hinrei-
chend Rechnung trägt. Die Forderung, Untersuchungshaft ausschließlich in be-
sonderen, von den Strafanstalten getrennten Häusern zu vollziehen, verkennt den 
Umstand, dass reine Untersuchungshaftanstalten i.d.R. nur in größeren Städten 
vorkommen.669 Dieser status quo bildet zwar insofern kein taugliches Argument 
für den Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft innerhalb derselben Anstalt, als 
natürlich auch die gegenwärtigen Verhältnisse des Untersuchungshaftvollzuges 
gegen die Unschuldsvermutung verstoßen können. In Anbetracht der tatsächli-
chen Umstände ließe sich die Forderung, Untersuchungshaft ausschließlich in 
besonderen, von den Strafanstalten getrennten Häusern zu vollziehen, jedoch nur 
auf zwei Wegen umsetzen: Einerseits wäre es denkbar, überall dort neue Untersu-
chungshaftanstalten zu errichten, wo bislang keine bestehen. Andererseits könnten 
die bestehenden selbständigen Untersuchungshaftanstalten vergrößert werden, um 
die bislang in gesonderten Abteilungen von Strafvollzugsanstalten untergebrach-
ten Untersuchungsgefangenen in diesen reinen Untersuchungshaftanstalten unter-
bringen zu können. Während der erste Ansatz immense finanzielle Aufwendungen 
des Staates erfordert, führt die zweite Alternative dazu, dass Untersuchungsgefan-
gene u.U. in großer Distanz von ihrem Heimatort untergebracht werden müssen. 
Letzteres kann insb. die Besuchsmöglichkeiten von Angehörigen beeinträchtigen 
und sich damit nachteilig für den betroffenen Untersuchungsgefangenen auswir-
ken. Abgesehen von diesen Gesichtspunkten ist die in § 170 Abs. 2 NJVollzG 
eingeräumte Option, Straf- und Untersuchungshaft innerhalb einer Anstalt in 
getrennten Abteilungen zu vollziehen, aufgrund verschiedener Aspekte von Vor-
teil. Zum einen müssen bestimmte Infrastruktureinrichtungen, die unabhängig 
von der jeweiligen Vollzugsform erforderlich sind, nur einmal eingerichtet werden. 
So können bspw. die Küche, die medizinische Abteilung oder auch Sport- und 
Arbeitsräume grds. für alle Vollzugsarten genutzt werden – wenn auch zu unter-
schiedlichen Zeiten, um dem Trennungsgrundsatz im Übrigen Rechnung zu tra-
gen. Zum anderen ermöglicht § 170 Abs. 2 NJVollzG der Vollzugsbehörde eine 
flexible Gestaltung der Belegungsstruktur in der Justizvollzugsanstalt. In Zeiten 
schwankender Belegungszahlen im Straf- bzw. Untersuchungshaftvollzug kann die 
                                                     
668 Dementsprechend ist eine Ausnahme vom Trennungsgrundsatz möglich, um dem Gefangenen 
die Teilnahme an vollzuglichen Maßnahmen in einer anderen Anstalt oder Abteilung zu ermög-
lichen, vgl. § 172 Abs. 2 S. 3 i.V.m. § 171 Abs. 2 S. 3 Nr. 2 NJVollzG; genauso kann der Tren-
nungsgrundsatz durchbrochen werden, wenn die Zustimmung der betroffenen Gefangenen vor-
liegt, vgl. § 172 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 NJVollzG bzw. § 172 Abs. 2 S. 3 i.V.m. § 171 Abs. 2 S. 3 Nr. 4 
NJVollzG. 
669 Grunau, UVollzO, Nr. 11. 
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Vollzugsbehörde etwa eine Abteilung des Strafvollzuges in eine Abteilung des 
Untersuchungshaftvollzuges umfunktionieren und umgekehrt. 
Neben diesen finanziellen und praktischen Erwägungen, von denen sich der 
Gesetzgeber bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges 
nach der „relativen“ Konzeption durchaus leiten lassen kann, sprechen zwei wei-
tere Gesichtspunkte für den Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft innerhalb 
einer Anstalt in gesonderten Abteilungen. Wie bereits dargelegt ist eine gemeinsa-
me Unterbringung von Gefangenen verschiedener Vollzugsarten in Ausnahme 
vom Trennungsgrundsatz möglich, sofern ein Gefangener hilfsbedürftig ist oder 
eine Gefahr für sein Leben oder seine Gesundheit besteht, § 119 Abs. 2 S. 3 StPO 
a.F. bzw. § 172 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 NJVollzG. Unter diesen Ausnahmetatbestand 
werden typischerweise Fälle gefasst, in denen der Gefangene kontakt- oder pfle-
gebedürftig ist oder zu seinem eigenen Schutz mit einem anderen Gefangenen in 
einem Haftraum untergebracht wird, etwa um einer bestehenden Suizidgefahr zu 
begegnen.670 In Anbetracht derartiger Konstellationen erscheint die Forderung, 
Straf- und Untersuchungshaft ausnahmslos in getrennten Häusern zu vollziehen, 
nicht sachgerecht. Sofern ein suizidgefährdeter Untersuchungsgefangener nicht 
mit anderen Untersuchungsgefangenen gemeinsam untergebracht werden kann – 
etwa weil der Zweck der Untersuchungshaft entgegensteht – müsste er entweder 
in seinem Haftraum oder in der Krankenabteilung durchgehend optisch über-
wacht werden. Alternativ müsste er in eine andere Anstalt verlegt werden, um dort 
eine gemeinsame Unterbringung mit Strafgefangenen zu ermöglichen. Es ist zu 
bezweifeln, dass diese Vorgehensweisen den betroffenen Untersuchungsgefange-
nen weniger stark beeinträchtigen, als der Vollzug von Straf- und Untersuchungs-
haft innerhalb eines Hauses in gesonderten Abteilungen. Darüber hinaus kann 
sich der Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft innerhalb derselben Anstalt 
noch aus einem anderen Grund positiv für den Untersuchungsgefangenen auswir-
ken. Anders als Strafgefangene sind Untersuchungshäftlinge aufgrund der Un-
schuldsvermutung nicht zur Arbeit verpflichtet.671 Gerade bei länger andauernder 
Untersuchungshaft kann es für den Untersuchungshäftling jedoch eine willkom-
mene Abwechslung innerhalb des Vollzugsablaufs darstellen, sich zu beschäftigen 
und ein Arbeitsangebot der Vollzugsanstalt wahrzunehmen.672 Diese Möglichkeit 
                                                     
670 SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 8; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 3; Jehle, Untersuchungshaft, S. 
245. 
671 OLG Hamm, NStZ 1987, 478 (479); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 108; SK-Paeffgen, 
StPO, § 119/Rn. 59; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 14; NJVollzG-E, Begründung, Besonderer 
Teil, § 147 NJVollzG-E. Im Strafvollzug soll die Vollzugsbehörde dem Gefangenen gem. § 37 
Abs. 2 StVollzG bzw. § 35 Abs. 2 NJVollzG eine Arbeit zuweisen. Für den Untersuchungshaft-
vollzug stellt § 152 Abs. 1 NJVollzG ausdrücklich klar, dass der Gefangene zur Arbeit nicht 
verpflichtet ist. Auf seinen Antrag hin soll ihm jedoch nach Möglichkeit der Vollzugsbehörde 
eine Arbeit angeboten werden, § 152 Abs. 2 NJVollzG. 
672 Vgl. nur: Jehle, Untersuchungshaft, S. 222; ähnlich: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungs-
rechtlichen Vorgaben, S. 140 f. 
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ist dem Untersuchungsgefangenen innerhalb einer reinen Untersuchungshaftan-
stalt i.d.R. verwehrt, da in einer solchen gerade wegen der Unschuldsvermutung 
oftmals keine (ausreichenden) Arbeitsmöglichkeiten für die Häftlinge existieren.673 
Vor dem Hintergrund der angestellten Erwägungen ist nicht erkennbar, inwie-
fern der Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft innerhalb derselben Anstalt in 
getrennten Abteilungen der Unschuldsvermutung widerspricht. Der Untersu-
chungsgefangene wird grds. nicht in Gemeinschaft mit anderen Strafgefangenen 
gezwungen, wenn Straf- und Untersuchungshaft in voneinander gesonderten Ab-
teilungen einer Anstalt vollzogen werden. Beide Vollzugsformen können damit 
hinreichend voneinander abgegrenzt werden, so dass die Intention des Tren-
nungsgrundsatzes nicht unterlaufen wird. Überdies führt der gemeinsame Vollzug 
von Straf- und Untersuchungshaft in einer Anstalt zu praktikablen und effizienten 
Ergebnissen im Hinblick auf die Nutzung bereits vorhandener Vollzugseinrich-
tungen und die Vollzugsplanung. Diese Kriterien können bei Zugrundelegung der 
„relativen“ Konzeption einer der Unschuldsvermutung Rechnung tragenden Aus-
gestaltung des Untersuchungshaftvollzuges Beachtung finden. Mitunter kann sich 
der gemeinsame Vollzug von Untersuchungs- und Strafhaft in derselben Voll-
zugsanstalt sogar vorteilhaft für den Untersuchungshäftling auswirken. Bei 
Zugrundelegung der „relativen“ Konzeption sind die genannten Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zur Unterbringung des Untersuchungs-
gefangenen insgesamt als mit der Unschuldsvermutung vereinbar anzusehen. 
bb)   Bauliche Gestaltung der Hafträume im Vollzug der Untersuchungshaft 
Die Anforderungen der Unschuldsvermutung an die Unterbringung des Untersu-
chungsgefangenen erschöpfen sich nach Ansicht von Seebode nicht in der Forde-
rung nach selbständigen, von den Strafanstalten getrennten Untersuchungshaftan-
stalten. Unter Zugrundelegung seiner „absoluten“ Konzeption führt Seebode aus, 
dass die häufig anzutreffende identische bauliche Gestaltung von Anstalten und 
Hafträumen im Untersuchungshaftvollzug und Strafvollzug dem aus dem Anglei-
chungsgrundsatz und der Unschuldsvermutung resultierenden Grundsatz wider-
spricht, Untersuchungshaft nicht als Strafe erscheinen zu lassen.674 Die Rechtsstel-
lung des Untersuchungsgefangenen erfordere nicht nur die Einrichtung selbstän-
diger Untersuchungshaftanstalten. Auch die bauliche Gestaltung dieser Untersu-
chungshaftanstalten müsse sich von der der Strafanstalten positiv abheben.675 
Untersuchungshäftlinge seien im Vergleich zu Strafgefangenen in größeren und 
                                                     
673 Zwar ist das Ziel der Vollbeschäftigung auch im Strafvollzug mangels ausreichender Arbeitsplätze 
i.d.R. nicht zu erreichen. Die Möglichkeit einer sinnvollen Beschäftigung ist in (Straf-
)Vollzugsanstalten, die von vorneherein auf die Beschäftigung der Gefangenen ausgelegt sind, 
jedoch ungleich größer, als in reinen Untersuchungshaftanstalten, in denen keine Arbeitspflicht 
der Gefangenen besteht. 
674 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 168. 
675 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 170. 
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besser ausgestatteten Hafträumen unterzubringen, namentlich in solchen, die über 
einen Schlaf- und einen Wohnraum verfügen.676 
Aussagen zur Architektur von Untersuchungshaftanstalten oder zur konkreten 
Gestaltung der Hafträume von Untersuchungsgefangenen finden sich im Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetz genauso wenig, wie in der Untersuchungshaft-
vollzugsordnung. Für die Ausgestaltung der Hafträume fordert § 174 Abs. 2 S. 1 
NJVollzG lediglich, dass diese zweckentsprechend ausgestaltet und für eine ge-
sunde Lebensführung ausreichend mit Heizung, Lüftung, Boden- und Fensterflä-
che ausgestattet sein müssen. Nach § 174 Abs. 2 S. 2 NJVollzG müssen in Ge-
meinschaftshafträumen befindliche Sanitärbereiche baulich vollständig abgetrennt 
sein. Außerdem muss die Größe der Gemeinschaftshafträume für die darin unter-
gebrachten Gefangenen unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles 
zumutbar sein, § 174 Abs. 2 S. 3 NJVollzG. Die genannten Regelungen gelten 
ausweislich ihres systematischen Standortes im sechsten Teil des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes als vollzugsorganisatorische Vorschriften nicht nur 
für den Vollzug der Untersuchungshaft, sondern gleichermaßen für alle vom Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetz erfassten Vollzugsarten.677 Die von Seebode 
geforderte Differenzierung zwischen dem Vollzug der Untersuchungshaft und 
dem Vollzug anderer Haftarten, namentlich dem Strafvollzug, wird damit nicht 
nachvollzogen. Eine explizite Besserstellung der Untersuchungsgefangenen im 
Hinblick auf die bauliche Gestaltung der Hafträume erfolgt nicht, so dass § 174 
Abs. 2 NJVollzG auf Grundlage der „absoluten“ Konzeption Seebodes gegen die 
Unschuldsvermutung verstoßen würde. 
Durch seine nur generellen Vorgaben an die grundsätzliche Gestaltung eines 
Haftraumes eröffnet § 174 NJVollzG der Vollzugsbehörde einen Spielraum bei 
der Unterbringung der Gefangenen und knüpft insofern an die in § 170 Abs. 2 
NJVollzG eingeräumte Option an, Untersuchungs- und Strafhaft innerhalb einer 
Anstalt in getrennten Abteilungen zu vollziehen. Diesbezüglich wurde bereits 
ausgeführt, dass § 170 Abs. 2 NJVollzG der Vollzugsbehörde eine flexible Gestal-
tung der Belegungsstruktur in der Justizvollzugsanstalt ermöglicht, da bei einem 
gemeinsamen Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft innerhalb einer Anstalt 
in getrennten Abteilungen eine Abteilung des Strafvollzuges in eine Abteilung des 
Untersuchungshaftvollzuges umfunktioniert werden kann und umgekehrt. Dieser 
theoretische Vorteil wäre faktisch nicht umzusetzen, wenn an die Haftraumgestal-
tung im Untersuchungshaftvollzug andere Anforderungen zu stellen sein sollten, 
als an die Haftraumgestaltung im Strafvollzug. Eine Abteilung des Strafvollzuges 
könnte zumindest nicht in eine Abteilung des Untersuchungshaftvollzuges um-
funktioniert werden, weil die Hafträume in ihrer baulichen Gestaltung nicht den 
Anforderungen der Haftraumgestaltung im Untersuchungshaftvollzug entspre-
                                                     
676 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 170. 
677 Zur „Klammerwirkung“ der Vorschriften des sechsten Teils des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes siehe: 1. Kapitel, C., I., S. 31 f. 
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chen würden. Insofern gewährleistet § 174 Abs. 2 NJVollzG mit seinen einheitli-
chen Vorgaben an die Haftraumgestaltung unabhängig von der zu vollziehenden 
Haftart die Möglichkeit einer flexiblen Gestaltung der Belegungsstruktur, so dass 
die Vollzugsbehörde in Zeiten hoher Belegungszahlen im Untersuchungshaftvoll-
zug tatsächlich eine Abteilung des Strafvollzuges in eine Abteilung des Untersu-
chungshaftvollzuges umfunktionieren kann. Abgesehen davon gibt § 174 Abs. 2 
NJVollzG nur einen Mindeststandard der Haftraumgestaltung zwingend vor. Ei-
ner Verbesserung der baulichen Gestaltung der Hafträume steht die Regelung 
folglich nicht entgegen. Gleichzeitig ermöglicht sie jedoch auch eine Abwägung 
mit den im Justizvollzug zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen. Da 
dieser Aspekt bei der „relativen“ Konzeption einer der Unschuldsvermutung 
Rechnung tragenden Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges Berücksichti-
gung finden kann, ist auf dieser Grundlage kein Verstoß des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes gegen die Unschuldsvermutung zu erkennen.  
b)    Die Beschränkung des anstaltsinternen Einkaufs im Vollzug der Untersu-
chungshaft 
aa)   Die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Die Möglichkeit des anstaltsinternen Einkaufs im Vollzug der Untersuchungshaft 
ist in § 142 Abs. 3 NJVollzG geregelt. Nach § 142 Abs. 3 S. 1 NJVollzG kann sich 
der Gefangene regelmäßig in angemessenem Umfang aus einem von der Voll-
zugsbehörde vermittelten Angebot Nahrungs- und Genussmittel sowie Gegens-
tände des persönlichen Bedarfs kaufen. Die Ausgaben für Einkäufe unterliegen 
gem. § 142 Abs. 3 S. 2 NJVollzG einer monatlichen Obergrenze, sie sollen monat-
lich den 30-fachen Tagessatz der Eckvergütung (§ 152 Abs. 3 S. 2 NJVollzG) 
nicht übersteigen. Bei dieser Obergrenze steht den Untersuchungsgefangenen in 
Niedersachsen – Liquidität vorausgesetzt – derzeit ein maximaler Einkaufsbetrag 
von monatlich 181,50 € zur Verfügung.678 
                                                     
678 Die gem. § 152 Abs. 3 S. 2 NJVollzG maßgebliche Bezugsgröße ist nach § 18 SGB IV eine dy-
namische Rechengröße, die in Deutschland im System der gesetzlichen Sozialversicherung ver-
wendet wird. Im Haushaltsjahr 2009 ist der Betrag auf 30.240,00 € festgesetzt worden. Gemäß § 
152 Abs. 3 S. 2 NJVollzG erhält ein Untersuchungsgefangener, der eine zugewiesene Arbeit 
oder angemessene Beschäftigung ausübt, ein Arbeitsentgelt. Der Bemessung des Arbeitsentgel-
tes sind fünf vom Hundert der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV zugrunde zu legen. Dies ist im 
Haushaltsjahr 2009 ein Betrag i.H.v. 1.512,00 €. Daraus ergibt sich bei durchschnittlich 250 Ar-
beitstagen pro Jahr ein Tagessatz von 6,05 €: (30.240 € x 5%)/(250 x 100%) = 6,05 €. Gemäß § 
142 Abs. 3 S. 2 NJVollzG sollen die Ausgaben für Einkäufe monatlich den 30-fachen Tagessatz 
der Eckvergütung nicht übersteigen. Danach dürfen Untersuchungsgefangene monatlich 181,50 
€ für ihren Einkauf ausgeben: 6,05 € x 30 = 181,50 €. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
139 
bb)  Vergleich der niedersächsischen Vorschriften mit den Regelungen der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung 
Die Untersuchungshaftvollzugsordnung regelt den anstaltsinternen Einkauf in Nr. 
51. Nach Nr. 51 Abs. 1 UVollzO wird dem Gefangenen erlaubt, sich auf seine 
Kosten im Rahmen einer vernünftigen Lebensweise vom Anstaltsleiter zugelasse-
ne Zusatznahrungs- und Genussmittel, andere Gegenstände des persönlichen 
Bedarfs sowie mit Zustimmung des Anstaltsarztes auch Arznei- und Kräftigungs-
mittel zu besorgen. 
Die Bezugnahme auf eine „vernünftige Lebensweise“ in Nr. 51 Abs. 1  
UVollzO ermöglicht es, den Einkauf des Untersuchungsgefangenen wert- 
und/oder mengenmäßig zu beschränken.679 Diese Zielrichtung liegt auch der Re-
gelung des § 142 Abs. 3 NJVollzG zugrunde, die den Untersuchungsgefangenen 
auf einen „angemessenen“ Einkaufsumfang verweist und die Einkaufsausgaben 
auf einen monatlichen Höchstbetrag begrenzt. Die Vorschrift des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes zum anstaltsinternen Einkauf ist damit im Wesentli-
chen vergleichbar mit Nr. 51 Abs. 1 UVollzO, so dass im Rahmen der nachfol-
genden Würdigung der niedersächsischen Regelung wiederum auf die Kritik an 
der Untersuchungshaftvollzugsordnung Bezug genommen werden kann. 
cc)   Kritische Würdigung: Unbeschränkte Möglichkeit des anstaltsinternen Ein-
kaufs? 
Die generelle Beschränkung des anstaltsinternen Einkaufs führt nach Ansicht von 
Seebode zu einer Nivellierung wirtschaftlicher Unterschiede im Vollzug der Unter-
suchungshaft.680 Solange eine konkrete Gefahr für die in § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
genannten öffentlichen Interessen nicht besteht, sei eine solche jedoch unzulässig 
und nicht mit der Unschuldsvermutung zu vereinbaren.681 Der anstaltsinterne 
Einkauf eines bemittelten Untersuchungsgefangenen könne daher nicht mit der 
Begründung begrenzt werden, dass weniger begüterte oder unbemittelte Untersu-
chungsgefangene ebenfalls einer Beschränkung unterliegen.682 Spannungen oder 
Gefahren, die sich unter den Gefangenen aufgrund wirtschaftlicher Unterschiede 
ergeben, dürfte erst bei einer konkreten Gefährdung der in § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
genannten öffentlichen Interessen durch Nivellierung entgegengewirkt werden.683 
Seebode stellt sich damit gegen eine generelle, vom Einzelfall losgelöste wert- 
und/oder mengenmäßige Beschränkung des anstaltsinternen Einkaufs684 und 
                                                     
679 Grunau, UVollzO, Nr. 51/Rn. 2. 
680 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 150; im Hinblick auf die Regelung des § 142 Abs. 3 
NJVollzG stellt dies ausdrücklich fest: Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
681 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 150; ebenso: Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
682 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 150; ähnlich: Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
683 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 151. 
684 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 150 f.; in Anlehnung an diesen auch Kubach, Die völ-
kerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 126; ebenso: Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
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fordert in Umsetzung seiner „absoluten“ Konzeption die unbeschränkte Möglich-
keit des anstaltsinternen Einkaufs. 
Legt man diese Forderung zugrunde, sind sowohl § 142 Abs. 3 NJVollzG als 
auch Nr. 51 Abs. 1 UVollzO – beide sehen eine generelle, vom Einzelfall losgelös-
te wert- und/oder mengenmäßige Beschränkung des anstaltsinternen Einkaufs vor 
– nicht mit der Unschuldsvermutung zu vereinbaren. Der niedersächsische Ge-
setzgeber hat sich für die wert- und mengenmäßige Beschränkung des anstaltsin-
ternen Einkaufs entschieden, um der Entstehung einer Subkultur im Vollzug der 
Untersuchungshaft vorzubeugen.685 Dieser Intention des niedersächsischen Ge-
setzgebers liegt die gemeinhin nicht bestrittene Annahme zugrunde, dass die un-
beschränkte Möglichkeit des anstaltsinternen Einkaufs die Gefahr des Tauschhan-
dels mit sich bringt und so die Entstehung einer Subkultur in der Anstalt för-
dert.686 Wenn jedoch die allgemeine, auf Erfahrungssätzen beruhende Annahme 
vorherrscht, dass unbeschränkter Einkauf im Regelfall zu Tauschhandel führt, 
dann könnte sich die Gefahr für die Sicherheit und Ordnung der Anstalt bereits 
so weit verdichtet haben, dass nicht mehr von einer nur abstrakten Gefahr ge-
sprochen werden kann. Dies hätte zur Folge, dass sich die Beschränkung des an-
staltsinternen Einkaufs aufgrund einer konkreten Gefahr für die Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt bereits auf Grundlage der „absoluten“ Konzeption rechtfer-
tigen lässt.687 
Doch selbst wenn in der Möglichkeit des unbeschränkten anstaltsinternen 
Einkaufs eine nur abstrakte Gefahr für die Sicherheit und Ordnung der Anstalt zu 
sehen sein sollte, lässt sich eine Beschränkung i.S.d. § 142 Abs. 3 NJVollzG im 
Rahmen der „relativen“ Konzeption begründen. Bei unbeschränkten Einkaufs-
möglichkeiten sind umfangreiche Kontrollen der Häftlinge erforderlich, um die 
bloß abstrakte Gefahr des Tauschhandels und der Entstehung einer Subkultur in 
der Anstalt tatsächlich auf einem abstrakten Niveau zu halten. Diese Kontrollen 
können zum einen stärker in die Freiheitsrechte des Untersuchungsgefangenen 
eingreifen, als die generelle Beschränkung des anstaltsinternen Einkaufs. Zum 
anderen müssen bei unbeschränkten Einkaufsmöglichkeiten erhebliche Personal-
mittel zur Verfügung gestellt werden, um die erforderlichen Kontrollen durchfüh-
ren zu können. Bei Zugrundelegung der „relativen“ Konzeption ist der Gesetzge-
ber jedoch gerade nicht verpflichtet, dem Gefangenen unbegrenzte Entfaltungs-
möglichkeiten im Vollzug der Untersuchungshaft zu gewähren und dabei keine 
Rücksicht auf die staatliche Leistungsfähigkeit zu nehmen. Mit der Regelung des 
§ 142 Abs. 3 NJVollzG eröffnet der niedersächsische Gesetzgeber dem Untersu-
                                                     
685 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 138 Abs. 3 NJVollzG-E. 
686 OLG Düsseldorf, JMBl. NRW 1966, 118; KMR/Wankel, StPO, § 119/Rn. 12; Paeffgen, StV 2009, 
46 (51); Jehle, Untersuchungshaft, S. 202. 
687 Eine konkrete Gefahr für die Ordnung der Anstalt bei unbeschränkten Einkaufsmöglichkeiten im 
Vollzug der Untersuchungshaft wird bejaht von: OLG Düsseldorf, JMBl. NRW 1966, 118; in 
Anlehnung hieran: KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 65. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
141 
chungsgefangenen die Möglichkeit des anstaltsinternen Einkaufs, er geht im 
Grundsatz also von den Freiheitsrechten des Untersuchungsgefangenen aus. Da-
bei berücksichtigt er die Begrenztheit staatlicher Mittel zwar insofern, als er die 
Einkaufsmöglichkeiten sowohl wert- als auch mengenmäßig beschränkt. Es ist 
jedoch nicht erkennbar, dass durch diese Beschränkung der Einkaufsmöglichkei-
ten die Rechtsstellung des Untersuchungsgefangenen negiert oder die Begrenzt-
heit staatlicher Mittel einseitig zu Lasten der Freiheitsrechte des Untersuchungsge-
fangenen berücksichtigt wird: Als Bezugsgröße der monatlichen Höchstausgaben 
im Rahmen des anstaltsinternen Einkaufs legt der niedersächsische Gesetzgeber in 
§ 142 Abs. 3 S. 2 NJVollzG den 30-fachen Tagessatz der Eckvergütung (§ 152 
Abs. 3 S. 2 NJVollzG) zugrunde. Bei Zugrundelegung dieser Bezugsgröße steht 
den Untersuchungsgefangenen – Liquidität vorausgesetzt – monatlich ein nicht 
unwesentlicher Betrag für den anstaltsinternen Einkauf zur Verfügung,688 der die 
Rechtsstellung des Untersuchungsgefangenen und die Begrenztheit staatlicher 
Mittel in einen angemessenen Ausgleich bringt. Hinzu kommt, dass der nieder-
sächsische Gesetzgeber im Hinblick auf den Umfang des anstaltsinternen Ein-
kaufs auf den unbestimmten Rechtsbegriff des „angemessenen“ Umfangs Bezug 
nimmt. Mit diesem konkretisierungsbedürftigen Begriff wird der Vollzugsbehörde 
die Möglichkeit eröffnet, bei der Durchführung des anstaltsinternen Einkaufs die 
Interessen des jeweiligen Einzelfalles zu berücksichtigen und so zu sachgerechten 
Entscheidungen zu gelangen. Auf der Grundlage der „relativen“ Konzeption ist 
die Regelung des § 142 Abs. 3 NJVollzG daher als mit der Unschuldsvermutung 
vereinbar anzusehen. 
dd)  Sonderproblem: Der Genuss alkoholischer Getränke im Vollzug der Unter-
suchungshaft 
Ein weiteres Problem, das in engem Zusammenhang mit der Regelung der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung zum anstaltsinternen Einkauf in Nr. 51 Abs. 1 
steht, wird durch die Vorschrift der Nr. 51 Abs. 3 UVollzO ausgelöst. Nach Nr. 
51 Abs. 3 UVollzO ist der Genuss alkoholischer Getränke in der Untersuchungs-
haft untersagt. Auch diese Vorschrift verstößt nach Ansicht von Seebode gegen die 
Unschuldsvermutung.689 Eine ausnahmslose Beschränkung des Alkoholgenusses 
in der Untersuchungshaft sei nicht mit dem Angleichungsgrundsatz als Ausdruck 
der Unschuldsvermutung vereinbar und lasse sich auch nicht generell mit dem 
Erfordernis der Ordnung in der Anstalt rechtfertigen.690 Es komme nicht darauf 
an, ob Alkoholgenuss erfahrungsgemäß geeignet ist, zu Störungen in der Anstalt 
zu führen. Maßgeblich sei vielmehr eine tatsächliche Ordnungsgefährdung, für 
deren Annahme konkrete Anhaltspunkte erforderlich seien. Bei gemäßigtem Al-
                                                     
688 Im Haushaltsjahr 2009 können die Untersuchungsgefangenen einen Betrag von 181,50 € für den 
anstaltsinternen Einkauf verwenden, siehe: 3. Kapitel, B., II., 2., b), aa), S. 141 f. 
689 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 159. 
690 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 159. 
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koholkonsum – ein Glas Bier oder Wein691 – sei regelmäßig nicht davon auszuge-
hen, dass es zu einer realen Gefährdung der in § 119 Abs. 3 StPO a.F. genannten 
öffentlichen Interessen kommt.692 Bei konsequenter Umsetzung der von Seebode 
präferierten „absoluten“ Konzeption lässt sich diesen Ausführungen entnehmen, 
dass dem Untersuchungshäftling ein gemäßigter Alkoholkonsum im Vollzug der 
Untersuchungshaft gestattet sein muss, sofern keine reale Gefährdung der in § 119 
Abs. 3 StPO a.F. (bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG) genannten öffentli-
chen Interessen zu befürchten ist. 
Das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz regelt den Genuss alkoholischer 
Getränke im Vollzug der Untersuchungshaft selbst nicht ausdrücklich. Zwar zeigt 
§ 142 Abs. 3 NJVollzG, dass sich der Untersuchungsgefangene im Rahmen des 
anstaltsinternen Einkaufs grundsätzlich Nahrungs- und Genussmittel kaufen 
kann, der Einkauf von Alkohol wird in diesem Zusammenhang jedoch nicht ex-
plizit erfasst. In § 142 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 NJVollzG wird lediglich der allgemeine 
Grundsatz aufgestellt, dass Gegenstände vom Einkauf ausgeschlossen werden 
können, soweit es der Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung der An-
stalt erfordert. Des Weiteren verweist § 142 Abs. 4 S. 2 NJVollzG auf die Vor-
schrift des § 24 Abs. 2 S. 2 NJVollzG,693 wonach der Einkauf einzelner gesund-
heitsgefährdender Nahrungs- und Genussmittel untersagt oder eingeschränkt 
werden kann. Als derartige Mittel nennt der niedersächsische Gesetzgeber nur 
Kaffee, Tee, Zigaretten und Tabak, der Konsum von Alkohol wird auch hier nicht 
ausdrücklich erwähnt.694 Doch selbst wenn Besitz und Genuss von Alkohol im 
Vollzug der Untersuchungshaft im Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz selbst 
nicht besonders geregelt sind, entspricht es der herrschenden Praxis im nieder-
sächsischen Untersuchungshaftvollzug, den Konsum von Alkohol generell auszu-
schließen. Nach Auffassung von Seebode ist hierin – wie bereits ausgeführt – ein 
Verstoß gegen die Unschuldsvermutung zu erblicken, da bei gemäßigtem Alko-
holkonsum mangels konkreter Gefahr für die in § 119 Abs. 3 StPO a.F. genannten 
öffentlichen Interessen keine Befugnis zu einer Einschränkung des Untersu-
chungsgefangenen in seinen individuellen, in Freiheit bestehenden Lebensverhält-
nissen bestehe. 
Zunächst ist zu bezweifeln, ob der – wenn auch gemäßigte – Konsum von Al-
kohol tatsächlich nur eine abstrakte Gefahr für die in § 119 Abs. 3 StPO a.F. bzw. 
in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen Interessen begrün-
det. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang die in aller Regel bestehende 
(erhebliche) Suchtproblematik bei Gefangenen sowohl im Strafvollzug als auch im 
Untersuchungshaftvollzug.695 Für bereits suchtkranke Gefangene würde sich diese 
                                                     
691 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 160, bezieht sich ausdrücklich auf diese Mengen. 
692 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 159 f. 
693 § 24 NJVollzG normiert die Möglichkeit des anstaltsinternen Einkaufs im Strafvollzug. 
694 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 24 Abs. 2 NJVollzG-E. 
695 Vgl. nur: Preusker, Suchtprobleme, S. 123 ff. 
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Problematik durch die Gewährung von Alkohol im Vollzug zumindest nicht ver-
ringern. Für nicht suchtkranke Gefangene kann die Gewährung von Alkohol auf-
grund der persönlichen Ausnahmesituation im Vollzug einhergehend mit beson-
derer psychischer Belastung des Gefangenen den Einstieg in eine Suchtproblema-
tik darstellen.696 Überdies sind die Konsequenzen zu bedenken, die die Zulassung 
von Alkohol – wenn auch in geringer Menge – zeitigen würde, um die (nach An-
sicht Seebodes) nur abstrakte Gefahr für die Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
auf einem abstrakten Niveau zu halten: So wäre es zum einen erforderlich, bei 
jedem Untersuchungsgefangenen die Auswirkungen des Alkoholkonsums zu er-
mitteln, um beurteilen zu können, welche Menge an Alkohol sich für den jeweili-
gen Gefangenen (der möglicherweise suchtanfällig ist, bereits eine Suchtproblema-
tik aufweist oder bspw. mit einem gesteigerten Aggressionspotential auf den Kon-
sum von Alkohol reagiert) noch als gemäßigte Menge darstellt. Dabei erscheint es 
überhaupt problematisch, die genaue Menge eines „gemäßigten Alkoholkonsums“ 
festzulegen. Zum anderen wäre es erforderlich, die Abgabe der freigegebenen 
Menge an Alkohol zu kontrollieren, um sicherstellen zu können, dass jeder Ge-
fangene tatsächlich nur soviel Alkohol erhält, wie es vor dem Hintergrund seiner 
psychischen und physischen Konstitution vertretbar erscheint. Schließlich müsste 
auch der Konsum des ausgegebenen Alkohols als solcher kontrolliert werden, um 
eine Aufbewahrung und Sammlung desselben zu verhindern. Andernfalls wäre 
nicht mehr gewährleistet, dass den Häftlingen jeweils nur eine gemäßigte Menge 
an Alkohol zur Verfügung steht, was wiederum die Möglichkeit übermäßigen 
Eigenkonsums sowie übermäßigen Fremdkonsums durch Tausch der gesammel-
ten Alkoholika697 eröffnen würde. Vor diesem Hintergrund ist die Annahme einer 
nur abstrakten Gefahr bei gemäßigtem Alkoholkonsum zu bezweifeln, was die 
Zulassung von Alkohol bereits auf Grundlage der „absoluten“ Konzeption von 
Seebode in Frage stellt.698 Davon losgelöst ist auch zu bedenken, dass die aufgezeig-
ten, erforderlichen Kontrollen der Häftlinge möglicherweise intensiver in ihre 
Freiheitssphäre eingreifen, als der generelle Ausschluss des Alkoholkonsums in 
der Untersuchungshaft. Auf dem Boden der „relativen“ Konzeption entscheidend 
gegen die Zulassung von Alkohol in der Untersuchungshaft spricht neben den 
gemachten Ausführungen zusätzlich, dass die aufgezeigten, erforderlichen Kon-
trollen der Gefangenen erhebliche Personalmittel binden. Dies kann, da Perso-
                                                     
696 Die Gefahr einer körperlichen Abhängigkeit ist bei der Freigabe von nur geringen Mengen an 
Alkohol wohl nicht unmittelbar zu begründen. Nicht auszuschließen ist jedoch, dass sich psy-
chische Abhängigkeiten entwickeln. 
697 Dass Alkohol die Eignung als Tauschobjekt zukommt, ist unstreitig, vgl. nur: Löwe-
Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 130, vgl. insb. Fn. 378; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 
22/Rn. 4. 
698 Das Verbot von Alkohol im Vollzug der Untersuchungshaft wird unter dem Aspekt der Ordnung 
der Anstalt grundsätzlich nicht in Frage gestellt von: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 
130; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 65. 
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nalmittel einer Justizvollzugsanstalt nicht beliebig vermehrt werden können,699 
nicht nur zu einer konkreten Gefährdung von Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
führen,700 insb. ist darin eine Kollision mit der staatlichen Leistungsfähigkeit zu 
sehen – ein Umstand, der bei Zugrundelegung der „relativen“ Konzeption einer 
der Unschuldsvermutung Rechnung tragenden Ausgestaltung des Untersuchungs-
haftvollzuges Berücksichtigung finden kann.701 Somit bleibt im Ergebnis festzu-
halten, dass der Ausschluss von Alkoholkonsum im Vollzug der Untersuchungs-
haft jedenfalls auf Grundlage der „relativen“ Konzeption nicht gegen die Un-
schuldsvermutung verstößt. 
c)    Das Recht auf Besuch im Vollzug der Untersuchungshaft 
aa)  Die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Das Recht des Untersuchungsgefangenen, Besuch zu empfangen, ist in § 143 
NJVollzG geregelt. Demnach wird zum Besuch nur zugelassen, wer über eine 
Besuchserlaubnis verfügt, § 143 Abs. 1 HS 1 NJVollzG. Im Übrigen bestimmt 
§ 143 Abs. 1 HS 2 NJVollzG, dass für das Recht des Untersuchungsgefangenen 
auf Besuch § 25 Abs. 1, 2 NJVollzG entsprechend gilt. Die Regelung des § 25 
NJVollzG regelt das Besuchsrecht im Strafvollzug. Nach § 25 Abs. 1 S. 1 
NJVollzG darf der Gefangene nach vorheriger Anmeldung regelmäßig Besuch 
empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindestens eine Stunde im Monat, § 25 
Abs. 1 S. 2 NJVollzG. Dauer und Häufigkeit der Besuche sowie die Besuchszeiten 
werden gem. § 25 Abs. 1 S. 3 NJVollzG in der Hausordnung geregelt. Darüber 
hinaus sollen Besuche gem. § 25 Abs. 2 NJVollzG zugelassen werden, wenn sie 
persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten dienen, die von 
dem Gefangenen nicht schriftlich erledigt, durch Dritte wahrgenommen oder bis 
zur Entlassung des Gefangenen aufgeschoben werden können.702 
bb)  Vergleich der niedersächsischen Vorschriften mit den Regelungen der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung 
In der Untersuchungshaftvollzugsordnung ist das Recht des Untersuchungsgefan-
genen, Besuch zu empfangen, in Nr. 24 und 25 geregelt. Diese Regelungen ver-
                                                     
699 OLG Köln, StV 2006, 537; Seebode, StV 2006, 552 (555); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, 
S. 167; allgemein auch: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 15. 
700 BVerfGE 34, 369 (380 f.) hält eine vergleichbare Argumentation bezogen auf die uneingeschränk-
te Zulassung des Paketempfangs in der Untersuchungshaft für verfassungsrechtlich nicht zu be-
anstanden. 
701 Siehe: 3. Kapitel, B., II., 1., c), S. 128 ff. 
702 Gemäß § 25 Abs. 2 NJVollzG können auch dann zusätzliche Besuche zugelassen werden, wenn 
sie die Erreichung des Vollzugszieles nach § 5 S. 1 NJVollzG fördern. Die Regelung des § 5 S. 1 
NJVollzG normiert das Vollzugsziel der Freiheitsstrafe und ist daher im Rahmen des Untersu-
chungshaftvollzuges nicht von Bedeutung, vgl. auch NJVollzG-E, Begründung, Besonderer 
Teil, § 139 Abs. 1 NJVollzG-E. 
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weisen zwar nicht ausdrücklich auf die Regelung des Besuchsrechts im Strafvoll-
zug, inhaltlich entsprechen sie allerdings der Vorschrift des § 24 StVollzG. Nach 
Nr. 24 Abs. 1 S. 1 UVollzO darf der Gefangene mit Zustimmung des Richters 
oder Staatsanwalts Besuche empfangen. Die Besuchserlaubnis wird schriftlich 
erteilt und berechtigt zu einem Besuch von 30 Minuten Dauer, wenn der Richter 
oder Staatsanwalt nichts anderes bestimmt, Nr. 24 Abs. 1 S. 2, 3 UVollzO. Der 
Anstaltsleiter setzt gem. Nr. 24 Abs. 2 S. 1 UVollzO die regelmäßigen Besuchstage 
und Besuchszeiten fest. Besuche außerhalb dieser Tage und Zeiten werden nur in 
besonders gelagerten Ausnahmefällen zugelassen, Nr. 24 Abs. 2 S. 2 UVollzO. 
Zur Häufigkeit der Besuche bestimmt Nr. 25 S. 1 UVollzO, dass i.d.R. mindestens 
alle zwei Wochen ein Besuch zugelassen wird. Darüber hinaus sollen Besuche 
nach Nr. 25 S. 2 UVollzO zugelassen werden, wenn sie unaufschiebbaren persön-
lichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten dienen, die nicht vom 
Gefangenen schriftlich erledigt oder durch Dritte wahrgenommen werden kön-
nen. 
Ein Vergleich der Regelungen zeigt, dass sich der niedersächsische Gesetzge-
ber bei der Normierung des Besuchsrechts im Wesentlichen an den Regelungen 
der Untersuchungshaftvollzugsordnung orientiert hat. Zunächst entsprechen die 
Nr. 24, 25 UVollzO – auch wenn sie nicht ausdrücklich auf die Regelung des Be-
suchsrechts im Strafvollzug verweisen – inhaltlich der Vorschrift des § 24 
StVollzG. Das Besuchsrecht des Untersuchungsgefangenen wird damit sowohl in 
der Untersuchungshaftvollzugsordnung als auch in § 143 Abs. 1 NJVollzG parallel 
zum Besuchsrecht des Strafgefangenen geregelt. Des Weiteren lassen § 143 Abs. 1 
NJVollzG und Nr. 24 Abs. 1 S. 1 UVollzO nur solche Besucher zum Besuch bei 
dem Untersuchungsgefangenen zu, die über eine Besuchserlaubnis verfügen. Die 
Besuchszeiten werden gem. § 143 Abs. 1 NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 1 S. 3 
NJVollzG in der Hausordnung geregelt; gem. Nr. 24 Abs. 1 S. 2 UVollzO legt der 
Anstaltsleiter die Besuchstage und Besuchszeiten fest. Somit obliegt es nach bei-
den Regelungen der Anstalt, die genauen Besuchszeiten zu bestimmen. Dieses 
Recht der Anstalt wird in § 143 Abs. 1 NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 1 S. 2 
NJVollzG insofern konkretisiert, als die Gesamtdauer der Besuche mindestens 
eine Stunde im Monat beträgt. Nach Nr. 24 Abs. 1 S. 3 UVollzO berechtigt die 
Besuchserlaubnis zwar grds. nur zu einem Besuch von 30 Minuten Dauer. Zu 
beachten ist jedoch, dass gem. Nr. 25 S. 1 UVollzO i.d.R. mindestens alle zwei 
Wochen ein Besuch zugelassen wird, d.h. auch nach der Untersuchungshaftvoll-
zugsordnung beträgt die Gesamtdauer der Besuche mindestens eine Stunde im 
Monat. Identität zwischen den aufgezeigten Regelungen besteht weiterhin im 
Hinblick auf die Zulassung zusätzlicher Besuche außerhalb des regelmäßigen Be-
suchsrhythmus. In § 143 Abs. 1 NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 2 NJVollzG werden 
diesbzgl. die selben Voraussetzungen aufgestellt, wie in Nr. 25 S. 2 UVollzO. 
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cc)   Kritische Würdigung: Erweiterung des Besuchsrechts im Vollzug der Unter-
suchungshaft? 
Nach Auffassung von Seebode widersprechen die Regelungen der Untersuchungs-
haftvollzugsordnung zum Besuchsrecht des Untersuchungsgefangenen allen 
Rechtsprinzipien, die den Vollzug der Untersuchungshaft bestimmen sollen.703 
Die Bestimmungen der Nr. 24, 25 UVollzO seien in ihrer Allgemeinheit weder 
mit der Sicherung des Zwecks der Untersuchungshaft, noch mit der Aufrechter-
haltung der Ordnung der Anstalt zu rechtfertigen.704 Die restriktive Besuchsrege-
lung, die der des Strafvollzuges entspricht, führe nicht nur zu einer unzulässigen 
Gleichstellung des Untersuchungsgefangenen mit dem rechtskräftig verurteilten 
Strafgefangenen.705 Sie führe auch dazu, dass der Untersuchungsgefangene aus 
seinen gesellschaftlichen Bindungen ausgegliedert und entsozialisiert wird, obwohl 
ihm seine in Freiheit bestehenden, bisherigen Kontakte aufgrund der Unschulds-
vermutung möglichst weitgehend zu erhalten seien.706 Dies lasse sich nicht mit der 
Unschuldsvermutung vereinbaren.707 
Zwar formuliert Seebode in Anknüpfung an diese Ausführungen keine konkrete 
Forderung bzgl. einer Verbesserung des Besuchsrechts, sondern beschränkt sich 
auf die Feststellung der Unvereinbarkeit der Regelungen der Untersuchungshaft-
vollzugsordnung mit der Unschuldsvermutung. Diese Unvereinbarkeit stützt er 
jedoch maßgeblich auf die – bei Zugrundelegung seiner „absoluten“ Konzeption 
unzulässige – Gleichstellung des Untersuchungsgefangenen mit dem Strafgefan-
genen.708 Seinen Ausführungen lässt sich folglich entnehmen, dass nur eine groß-
zügigere Besuchsregelung im Untersuchungshaftvollzug, die von der des Strafvoll-
zuges positiv abweicht, den Anforderungen der Unschuldsvermutung genügen 
kann. 
Die Regelung des § 143 Abs. 1 NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 1 S. 2 NJVollzG 
normiert lediglich Mindestanforderungen an das Besuchsrecht des Untersu-
chungsgefangenen. Die Vollzugsbehörde kann bei der tatsächlichen Ausgestaltung 
des Besuchsrechts über diese Mindestanforderungen hinausgehen und dem Unter-
suchungsgefangenen mehr als eine Stunde Gesamtbesuchszeit im Monat zugeste-
hen – was in der Praxis des Untersuchungshaftvollzuges mitunter auch der Fall ist. 
Gleichzeitig birgt die Normierung des § 143 Abs. 1 NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 1 
                                                     
703 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 164. 
704 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166. 
705 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166; ähnlich: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 134; Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
706 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166. 
707 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166; ähnlich: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 134; im Hinblick auf die Regelung des § 143 Abs. 1 NJVollzG 
auch: Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
708 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 164, 166; so auch: Kubach, Die völkerrechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 134; bezogen auf die §§ 143 Abs. 1, 25 Abs. 1, 2 NJVollzG: 
Paeffgen, StV 2009, 46 (51). 
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S. 2, 3 NJVollzG jedoch auch die Gefahr in sich, dass die Vollzugsbehörde sich 
auf die aufgestellten Mindestanforderungen zurückzieht und dem Untersuchungs-
gefangenen nicht mehr als eine Stunde Gesamtbesuchszeit im Monat zugesteht.709 
Eine derartige Handhabung des Besuchsrechts des Untersuchungsgefangenen 
würde dem Gesetzeswortlaut nicht widersprechen und wäre insofern nicht zu 
beanstanden. Die Mindestanforderungen der §§ 143 Abs. 1, 25 Abs. 1 S. 2 
NJVollzG würden insofern zu einer Obergrenze des Besuchsrechts des Untersu-
chungsgefangenen,710 d.h. die Besuchsregelung der §§ 143, 25 NJVollzG führt 
nicht automatisch zu einer großzügigeren Handhabung des Besuchsverkehrs im 
Vollzug der Untersuchungshaft. In Anlehnung an die Auffassung Seebodes stellt 
sich somit die Frage, ob die Unschuldsvermutung eine Erweiterung der Mindest-
anforderungen der §§ 143 Abs. 1, 25 Abs. 1 S. 2 NJVollzG zwingend erfordert.  
Die direkte Kontaktaufnahme des Untersuchungsgefangenen mit außerhalb 
der Anstalt stehenden Personen im Rahmen des Besuchsverkehrs ermöglicht 
(mehr noch als andere Freiheiten des Untersuchungsgefangenen im Vollzug der 
Untersuchungshaft) den Austausch von Informationen sowie die Übergabe von 
Gegenständen.711 Aus diesem Grund erscheinen Besuche sowohl im Hinblick auf 
die Sicherung des Zwecks der Untersuchungshaft, insbesondere soweit es um die 
Abwehr einer Flucht- oder Verdunkelungsgefahr geht, als auch im Hinblick auf 
die Sicherheit und Ordnung der Anstalt als besonders problematisch und erfor-
dern umfassende Kontrollen.712 Diese Kontrollen binden nicht unerhebliche (Per-
sonal-)Mittel der Anstalt, weshalb das Besuchsrecht des Untersuchungsgefange-
nen mit der Begrenztheit staatlicher Mittel kollidieren und insofern unter dem 
„Vorbehalt des Möglichen“ stehen kann. Im Rahmen der „relativen“ Konzeption 
ist es dem Gesetzgeber gestattet, die Unschuldsvermutung auch gegen die staatli-
che Leistungsfähigkeit abzuwägen, so dass Besuche des Untersuchungsgefangenen 
durch außerhalb der Anstalt lebende Personen nicht in unbegrenztem Maße zuge-
lassen werden müssen713 – auch wenn dies den in Freiheit bestehenden individuel-
len Lebensverhältnissen des Untersuchungshäftlings widerspricht. Gleichwohl ist 
zu beachten, dass der Besuchsverkehr für den Untersuchungsgefangenen die ein-
zige Möglichkeit darstellt, mit Personen außerhalb der Anstalt in direkten, unmit-
telbaren Kontakt zu treten.714 Besuche können der dissozialisierenden Wirkung 
                                                     
709 Allgemein: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 133. 
710 Diese Gefahr bei der Normierung von Mindestbesuchszeiten zeigt auf: Kubach, Die völkerrechtli-
chen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 133. 
711 KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 24; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 22; Kubach, Die völkerrechtli-
chen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 129 f. 
712 SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 18; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 21; Kubach, Die völkerrechtli-
chen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 129 f.; ähnlich: Seebode, Vollzug der Untersu-
chungshaft, S. 164 f. 
713 Ähnlich: BVerfG, NJW 1993, 3059; BVerfG, NJW 1976, 1311 (1311 f.); KK-Schultheis, StPO, § 
119/Rn. 21. 
714 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 129 f.; SK-Paeffgen, StPO, 
§ 119/Rn. 18; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 21. 
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der Untersuchungshaft entgegenwirken.715 Im Vollzug der Untersuchungshaft sind 
sie insb. vor dem Hintergrund, dass Untersuchungsgefangene zum Zwecke der 
Verfahrenssicherung einer größeren Isolation und aufgrund der ungewissen Zu-
kunftsentwicklung einer stärkeren psychischen Belastung ausgesetzt sind als Straf-
gefangene, von großer Bedeutung.716 Bei Besuchen durch Familienangehörige 
wird der Stellenwert des Besuchsverkehrs zudem durch die wertentscheidende 
Grundsatznorm des Art. 6 Abs. 1 GG verstärkt.717 Weiterhin ist zu berücksichti-
gen, dass die im Rahmen des Besuchsverkehrs aufzuwendenden Personal- und 
Kontrollkosten der Justizvollzugsanstalt vom jeweiligen Einzelfall abhängig 
sind.718 Bei einem wegen Fluchtgefahr inhaftierten Untersuchungsgefangenen 
stellt bspw. die Übergabe von Waffen oder sonstigem Ausbruchsgerät die wohl 
größte Gefahr dar, die es im Rahmen der Besuchsüberwachung abzuwehren gilt. 
Dieser Gefahr kann oftmals bereits durch eine gründliche Kontrolle der Besucher 
oder den Einsatz einer Trennscheibe begegnet werden.719 Zumindest ist in diesen 
Fällen i.d.R.720 keine personalaufwändige optische oder sogar akustische Überwa-
chung des Besuchs erforderlich,721 so dass sich die Personal- und Kontrollkosten 
in Grenzen halten. Eine Mindestbesuchszeit von einer Stunde im Monat würde 
die Unschuldsvermutung in derartigen Fällen einseitig zu Gunsten der staatlichen 
Leistungsfähigkeit beschränken, mit der Folge, dass im Einzelfall ein erweitertes 
Besuchsrecht zuzugestehen ist.722 
Die vorgenannten Erwägungen zeigen, dass die konkrete Ausgestaltung der 
Mindestbesuchszeit im Vollzug der Untersuchungshaft letzten Endes eine Frage 
                                                     
715 BVerfG, NJW 1993, 3059; BVerfG, NJW 1976, 1311 (1311 f.); SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 18; 
ähnlich: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166; Jehle, Untersuchungshaft, S. 205 f. 
716 Jehle, Untersuchungshaft, S. 207. 
717 BVerfG, NJW 1993, 3059; BVerfG, NJW 1976, 1311 (1311 f.); SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 19; 
KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 26; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 41; KMR/Wankel, 
StPO, § 119/Rn. 10; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 15; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, 
S. 166; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 134. 
718 In diese Richtung: KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 24; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 22; Löwe-
Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 43; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtli-
chen Vorgaben, S. 130 f.; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 164. 
719 Der Einsatz einer Trennscheibe wird in § 144 Abs. 1 S. 3 NJVollzG i.V.m. § 28 Abs. 2 NJVollzG 
vorgesehen. 
720 Es sei denn, es bestehen konkrete Anhaltspunkte für das Vorliegen weiterer Gefahren, z.B. da-
durch, dass der wegen Fluchtgefahr inhaftierte Untersuchungshäftling kollusive Informationen 
für einen Mithäftling weitergibt. Zu dem Erfordernis der konkreten Anhaltspunkte siehe: 3. Ka-
pitel, A., II., S. 90 ff. 
721 Dementsprechend ordnet § 144 Abs. 1 S. 1 NJVollzG an, dass Besuche offen überwacht werden 
dürfen. Die akustische Überwachung ist gem. § 144 Abs. 1 S. 2 NJVollzG von besonderen Vor-
aussetzungen abhängig. Vgl. allgemein: KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 24; Kubach, Die völker-
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 130 f. 
722 Bezogen auf die gesetzliche Regelung der §§ 143 Abs. 1, 25 Abs. 1 NJVollzG ist dieser Ansicht: 
Paeffgen, StV 2009, 46 (51). Im Hinblick auf die Regelungslage nach Nr. 24, 25 UVollzO: SK-
Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 18; Jehle, Untersuchungshaft, S. 207; Kubach, Die völkerrechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 134. 
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der Abwägung zwischen der Unschuldsvermutung und der Begrenztheit staatli-
cher Mittel ist. Es gibt nicht die eine richtige Regelung des Besuchsrechts des Un-
tersuchungsgefangenen, was sich auch an den verschiedenen Entwürfen zu einem 
Gesetz über den Untersuchungshaftvollzug zeigt, die diesbzgl. jeweils unterschied-
liche Vorschläge unterbreitet haben.723 Auch die Regelung in § 143 Abs. 1 
NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 1 NJVollzG stellt lediglich Mindestanforderungen an 
die Ausgestaltung des Besuchsrechts im Vollzug der Untersuchungshaft. Dies ist 
so lange nicht zu beanstanden, als die Hausordnungen der einzelnen Anstalten 
sowie die im Einzelfall jeweils zu treffenden Entscheidungen die Beachtung der 
Unschuldsvermutung sicherstellen. Unter dieser Voraussetzung ist die Regelung 
des Besuchsrechts in § 143 Abs. 1 NJVollzG i.V.m. § 25 Abs. 1 NJVollzG als 
Rahmen einer verfassungskonformen Entscheidung im Einzelfall jedenfalls nicht 
zu beanstanden und mit der Unschuldsvermutung in Einklang zu bringen. 
d)   Der Empfang von Paketen im Vollzug der Untersuchungshaft 
aa)  Die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz regelt den Paketempfang in § 150. 
Nach § 150 Abs. 1 NJVollzG darf der Gefangene in angemessenem Umfang Pa-
kete empfangen und versenden. Eingehende Pakete dürfen Nahrungs- und Ge-
nussmittel sowie Gegenstände, die den Zweck der Untersuchungshaft oder die 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt gefährden, nicht enthalten, § 150 Abs. 2 S. 1 
NJVollzG. 
bb)  Vergleich der niedersächsischen Vorschriften mit den Regelungen der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung 
Die Untersuchungshaftvollzugsordnung regelt den Empfang von Paketen in Nr. 
39 Abs. 1 und nimmt Bezug auf § 33 Abs. 1 StVollzG. Daraus folgt, dass ein Un-
tersuchungsgefangener dreimal jährlich in angemessenen Abständen ein Paket mit 
Nahrungs- und Genussmitteln empfangen darf. Die Entscheidung über den Emp-
fang weiterer Pakete oder solcher mit anderem Inhalt trifft der Anstaltsleiter, der 
solche Pakete jedoch nur aus besonderem Anlass zulassen soll, Nr. 39 Abs. 1 S. 2, 
3 UVollzO. 
                                                     
723 Der Entwurf der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V. sieht eine Mindestbe-
suchszeit von einer Stunde im Monat vor und orientiert sich insofern an der bisherigen Rege-
lungslage nach Nr. 24, 25 UVollzO, vgl. Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, § 20 Abs. 1 
S. 2 UVollzG-E-Anstaltsleiter. Der Entwurf von Baumann sieht eine Mindestbesuchszeit von 
vier Stunden im Monat vor, vgl. Baumann, Entwurf, § 19 Abs. 1 S. 3 UVollzG-E-Baumann. Der 
Regierungsentwurf aus dem Jahre 1999 sieht hingegen überhaupt keine Mindestbesuchsdauer 
vor, vgl. BR-Drs. 249/99, § 15 UVollzG-E-1999. Das Gesetz der 12er-Gruppe sieht eine Min-
destbesuchsdauer von zwei Stunden im Monat vor, vgl. Thüringer-LT Drs. 4/4803, § 33 Abs. 1 
UVollzG-Länder. 
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Ein Vergleich der Regelungen offenbart zunächst einen grundsätzlichen Unter-
schied, soweit es um den Inhalt der eingehenden Pakete geht. Während Nr. 39 
Abs. 1 UVollzO den Empfang von Paketen mit anderem Inhalt als Nahrungs- 
und Genussmitteln nur im Ausnahmefall zulässt, den Empfang von Paketen mit 
Nahrungs- und Genussmitteln also zum Regelfall erhebt, schließt § 150 Abs. 2 S. 
1 NJVollzG den Empfang von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln gänz-
lich aus. Das Regel-Ausnahmeverhältnis zwischen Paketen mit Nahrungs- und 
Genussmitteln und solchen mit anderem Inhalt in Nr. 39 Abs. 1 UVollzO wird 
durch § 150 Abs. 1, 2 NJVollzG umgekehrt. Des Weiteren ist festzustellen, dass 
§ 150 Abs. 1 NJVollzG im Unterschied zu Nr. 39 Abs. 1 UVollzO (i.V.m. § 33 
Abs. 1 StVollzG) keine explizite zahlenmäßige Beschränkung des Rechts auf Pa-
ketempfang enthält, sondern Bezug nimmt auf den unbestimmten Rechtsbegriff 
des „angemessenen“ Umfangs. Auf diese Weise kann § 150 Abs. 1 NJVollzG 
zwar zu einer Besserstellung des Untersuchungshäftlings führen, da eine ausdrück-
liche zahlenmäßige Begrenzung des Paketempfangs mit der Begrifflichkeit des 
„angemessenen“ Umfangs gerade nicht verbunden ist. Allerdings zeigt die Praxis 
des niedersächsischen Untersuchungshaftvollzuges, dass diese Änderung i.d.R. 
nicht zu einer signifikanten Besserstellung des Untersuchungshäftlings führt. Die 
aufgezeigten Regelungen sind jedenfalls insofern miteinander vergleichbar, als 
beide kein unbegrenztes Recht des Untersuchungsgefangenen auf Paketempfang 
festschreiben. 
cc)   Kritische Würdigung: Unbeschränkte Möglichkeit des Paketempfangs sowie 
Zulassung von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln? 
Die Regelung der Untersuchungshaftvollzugsordnung zum Paketempfang ist nach 
Ansicht von Seebode nicht mit der Unschuldsvermutung zu vereinbaren. Weder die 
zahlenmäßige Beschränkung des Paketempfangs noch die Reglementierung des 
Inhalts der eingehenden Pakete in Nr. 39 Abs. 1 UVollzO lasse sich mit dem 
Zweck der Untersuchungshaft oder dem Erfordernis der Ordnung der Anstalt 
rechtfertigen.724 Beides widerspräche dem (Angleichungs-)Grundsatz, die indivi-
duellen Lebensformen in der Haft so weit wie möglich zu erhalten.725 Deshalb sei 
es erforderlich, mindestens ein Paket wöchentlich und den Paketempfang grund-
sätzlich nach Maßgabe des § 119 Abs. 3 StPO a.F. zuzulassen.726  
Die Regelung des § 150 Abs. 1 NJVollzG kann im Hinblick auf die Anzahl der 
eingehenden Pakete – wie oben festgestellt wurde – zwar zu einer Besserstellung 
des Untersuchungsgefangenen gegenüber der Regelungslage nach Nr. 39 Abs. 1 
UVollzO führen. Gleichwohl wird die von Seebode aufgestellte Forderung, mindes-
tens ein Paket wöchentlich und den Paketempfang grundsätzlich nach Maßgabe 
des § 119 Abs. 3 StPO a.F. (bzw. nach Maßgabe der nunmehr maßgeblichen §§ 3 
                                                     
724 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166 f. 
725 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 166 f. 
726 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 167. 
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S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG) zuzulassen, nicht festgeschrieben. Bei Zugrundelegung 
der „absoluten“ Konzeption Seebodes sieht sich die Regelung des § 150 Abs. 1 
NJVollzG damit derselben Kritik ausgesetzt, wie die Regelung der Nr. 39 Abs. 1 
UVollzO, d.h. auch sie ist mit der Unschuldsvermutung nicht zu vereinbaren,727 
so dass sich die Frage stellt, ob die Unschuldsvermutung die unbeschränkte Mög-
lichkeit des Paketempfangs im Hinblick auf Anzahl und Inhalt der Pakete zwin-
gend erfordert. 
Die Begrenzung ein- und ausgehender Pakete auf einen „angemessenen“ Um-
fang in § 150 Abs. 1 NJVollzG gibt der Vollzugsbehörde die Möglichkeit, einen 
unangemessen häufigen Empfang bzw. das unangemessen häufige Versenden von 
Paketen zu untersagen.728 Der Empfang von Paketen ist für den Untersuchungs-
gefangenen von Bedeutung, um den Kontakt zu Angehörigen und Freunden auch 
im Vollzug der Untersuchungshaft aufrechterhalten zu können.729 Zu beachten ist 
jedoch auch, dass insb. eingehende Pakete auf Waffen, Ausbruchsgerät oder sons-
tige, den Zweck der Untersuchungshaft bzw. die Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt gefährdende Gegenstände untersucht werden müssen.730 Die Zulassung 
des unbeschränkten Paketempfangs würde folglich einen nicht unwesentlichen 
überwachungstechnischen Aufwand mit sich bringen.731 Diesen überwachungs-
technischen Aufwand, der Personalmittel der Anstalt bindet, kann der Gesetzge-
ber bei Zugrundelegung der „relativen“ Konzeption bei der gesetzlichen Normie-
rung des Untersuchungshaftvollzuges zwar grundsätzlich berücksichtigen. Ein 
gänzlicher Ausschluss des Paketempfangs ließe sich damit allerdings nicht recht-
fertigen,732 wird damit doch die Rechtsstellung des Untersuchungsgefangenen 
negiert und die staatliche Leistungsfähigkeit einseitig zu Lasten der Unschulds-
vermutung zum bestimmenden Gestaltungsfaktor des Untersuchungshaftvollzu-
ges erhoben. 
Im Hinblick auf die Anzahl der ein- und ausgehenden Pakete hat der nieder-
sächsische Gesetzgeber einen Mittelweg in der Form gewählt, dass das Recht des 
Untersuchungsgefangenen auf Paketempfang in § 150 Abs. 1 NJVollzG nicht 
                                                     
727 Paeffgen, StV 2009, 46 (51, Fn. 56) stellt sich ausdrücklich gegen das in § 150 Abs. 2 S. 1 NJVollzG 
enthaltene Verbot, dass eingehende Pakete keine Nahrungs- und Genussmittel enthalten dürfen. 
728 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 54 i.V.m. 
S. 15. 
729 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 46; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 57; SK-Paeffgen, 
StPO, § 119/Rn. 41; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 167. 
730 KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 57; Seebode, StV 2006, 552 (555); Grunau, UVollzO, Nr. 39/Rn. 1; 
ähnlich BVerfGE 34, 369 (380); SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 41. 
731 BVerfGE 34, 369 (380); KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 57; Grunau, UVollzO, Nr. 39/Rn. 1; Jehle, 
Untersuchungshaft, S. 216. Dieses Problem wird selbst von Seebode, StV 2006, 552 (555) gese-
hen. Dennoch lässt dieser Beschränkungen des Paketempfangs nur bei einer konkreten Gefähr-
dung der in § 119 Abs. 3 StPO genannten öffentlichen Interessen zu. 
732 Allenfalls Einschränkungen, nicht jedoch der vollkommene Ausschluss des Rechts auf Paketemp-
fang wird diskutiert, vgl.: OLG Köln, StV 2006, 537; Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 
45; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 57; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 41 
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gänzlich ausgeschlossen, aber auch nicht schrankenlos gewährt wird. Die Bezug-
nahme des § 150 Abs. 1 NJVollzG auf einen „angemessenen“ Umfang der ein- 
und ausgehenden Pakete berücksichtigt auf der einen Seite den ideellen Stellen-
wert des Paketempfangs für die Aufrechterhaltung sozialer Bindungen im Vollzug 
der Untersuchungshaft. Auf der anderen Seite wird der Vollzugsbehörde ein Spiel-
raum bei der Vollzugsgestaltung dahingehend eröffnet, dass kein festes Kontin-
gent an eingehenden Paketen zuzulassen ist, sondern auch die Verhältnisse des 
Einzelfalles, wie die persönliche Situation des einzelnen Gefangenen oder die 
Belegungs- und Personalsituation der Anstalt, in die Vollzugsgestaltung einbezo-
gen werden können.733 Die tatsächliche Anzahl der einem Untersuchungsgefange-
nen zu gewährenden Pakete ist dabei zwar abhängig von der Auslegung des unbe-
stimmten Rechtsbegriffes des „angemessenen“ Umfangs. Solange die Unschulds-
vermutung mit der staatlichen Leistungsfähigkeit im Rahmen dieser Auslegung in 
einen angemessenen Ausgleich gebracht wird, ist allerdings nicht erkennbar, in-
wieweit die Rechtsstellung des Untersuchungsgefangenen negiert oder einseitig zu 
Gunsten der staatlichen Leistungsfähigkeit eingeschränkt wird. Bei Zugrundele-
gung der „relativen“ Konzeption einer der Unschuldsvermutung Rechnung tra-
genden Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges ist daher nicht ersichtlich, 
dass die Regelung des § 150 Abs. 1 NJVollzG gegen die Unschuldsvermutung 
verstößt. 
Problematisch erscheint demgegenüber der generelle Ausschluss von Paketen 
mit Nahrungs- und Genussmitteln in § 150 Abs. 2 S. 1 NJVollzG. Der nieder-
sächsische Gesetzgeber begründet diesen Ausschluss damit, dass der Empfang 
von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln auf Seiten der Vollzugsbehörde 
einen erheblichen Kontrollaufwand erfordert.734 Der Fortfall von Paketen mit 
Nahrungs- und Genussmitteln könne durch die Möglichkeit des anstaltsinternen 
Einkaufs kompensiert werden.735 Zuzustimmen ist dem niedersächsischen Ge-
setzgeber insofern, als Pakete mit Nahrungs- und Genussmitteln genauso wie alle 
anderen eingehenden Pakete der Kontrolle bedürfen. Der ohnehin bestehende 
Kontrollaufwand kann sich bei Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln u.U. 
sogar erhöhen, wenn man sich vor Augen hält, dass gerade (selbsthergestellte) 
Nahrungsmittel die Möglichkeit bieten, den Zweck der Untersuchungshaft oder 
                                                     
733 BVerfGE 34, 369 (380 f.) beanstandet es nicht, wenn das Recht auf Paketempfang unter Berück-
sichtigung der personellen Verhältnisse der Anstalt ausgestaltet wird; OLG Köln, StV 2006, 537 
macht den Umfang des Paketempfangs im Vollzug der Untersuchungshaft ausdrücklich abhän-
gig von der Belegungs- und Personalsituation der jeweiligen JVA. 
734 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 34 Abs. 1 NJVollzG-E. NJVollzG-E Nds.-LT Drs. 
15/3565: § 34 NJVollzG-E regelt den Paketempfang im Strafvollzug, § 146 Abs. 1 NJVollzG-E, 
der das Recht auf Paketempfang im Vollzug der Untersuchungshaft regelte, nahm auf diese 
Vorschrift Bezug. Mittlerweile wurde der Regelungsinhalt des § 34 Abs. 1 S. 2 NJVollzG-E zwar 
in § 150 Abs. 2 S. 1 NJVollzG übernommen, auf die Begründung des niedersächsischen Ge-
setzgebers zu § 34 Abs. 1 S. 2 NJVollzG-E kann aufgrund der inhaltlichen Übereinstimmung 
der Vorschriften jedoch weiterhin zurückgegriffen werden. 
735 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 34 Abs. 1 NJVollzG-E. 
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die Sicherheit und Ordnung der Anstalt gefährdende Gegenstände einzuschmug-
geln.736 Zweifelhaft ist hingegen, ob der Wegfall von Paketen mit Nahrungs- und 
Genussmitteln durch die Möglichkeit des anstaltsinternen Einkaufs kompensiert 
werden kann. Soweit es das reine Beschaffen von Nahrungs- und Genussmitteln 
betrifft, scheint der anstaltsinterne Einkauf auf den ersten Blick ein Äquivalent 
zum Paketempfang darzustellen. Es muss allerdings beachtet werden, dass sich 
der Untersuchungsgefangene Nahrungs- und Genussmittel beim anstaltsinternen 
Einkauf lediglich im Rahmen eines von der Anstalt vermittelten Angebotes kaufen 
kann und seine Einkaufsmöglichkeiten sowohl wert- als auch mengenmäßig be-
grenzt sind. Zudem steht der anstaltsinterne Einkauf des Untersuchungsgefange-
nen unter der Voraussetzung, dass der Gefangene über ausreichende finanzielle 
Mittel verfügt, mit denen er den Einkauf bestreiten kann. Der anstaltsinterne Ein-
kauf kann den ausnahmslosen Wegfall von Paketen mit Nahrungs- und Genuss-
mitteln somit nur im Ansatz kompensieren. Hinzu kommt, dass die Möglichkeit 
des anstaltsinternen Einkaufs nicht den ideellen Stellenwert eines Paketes zur 
Aufrechterhaltung von sozialen Bindungen im Vollzug der Untersuchungshaft 
aufwiegen kann.737 Jenseits dieser Kritik an der pauschalen Begründung des nie-
dersächsischen Gesetzgebers zum Wegfall von Paketen mit Nahrungs- und Ge-
nussmitteln ist zu beachten, dass der niedersächsische Gesetzgeber die finanzielle 
Leistungsfähigkeit des Staates durch den ausnahmslosen Ausschluss von Paketen 
mit Nahrungs- und Genussmitteln zu einem bestimmenden Gestaltungsfaktor des 
Untersuchungshaftvollzuges erhebt, ohne erkennbar in eine Abwägung mit der 
Unschuldsvermutung einzutreten. Ein gänzlicher Ausschluss von Paketen mit 
Nahrungs- und Genussmitteln erscheint vor diesem Hintergrund zu weitgehend 
und nicht mit der Unschuldsvermutung zu vereinbaren.738 Daher ist dem nieder-
sächsischen Gesetzgeber zu empfehlen, nicht nur im Hinblick auf die Anzahl der 
ein- und ausgehenden Pakete einen Mittelweg zu wählen, der die Unschuldsver-
mutung und die Begrenztheit staatlicher Mittel in einen angemessenen Ausgleich 
bringt, sondern gleiches auch im Hinblick auf den Inhalt der eingehenden Pakete 
zu tun. So muss er den Empfang von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln 
unter Rücksichtnahme auf die staatliche Leistungsfähigkeit zwar nicht schranken-
los zulassen. Eine vermittelnde Lösung könnte der Unschuldsvermutung jedoch 
                                                     
736 Die im selbstgebackenen Kuchen enthaltene Feile mag ein überspitztes Beispiel darstellen. Die 
Gefahr des Einschmuggelns von Drogen, Alkohol oder sonstigen Gegenständen in einem 
selbstgebackenen Kuchen oder Brot kann jedoch nicht ohne weiteres von der Hand gewiesen 
werden. 
737 Der ausnahmslose Wegfall von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln kann auch nicht 
durch den Empfang von Paketen mit anderem Inhalt vollständig kompensiert werden. Einem 
Paket mit Nahrungs- und Genussmitteln, wie z.B. der Lieblingsschokolade oder einem selbstge-
backenen Kuchen, kommt wohl ein höherer sozialer Stellenwert zu, als einem Paket mit ande-
rem Inhalt, wie z.B. Büchern oder Zeitschriften. 
738 Gegen den ausnahmslosen Ausschluss von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln in § 150 
Abs. 2 S. 1 NJVollzG wendet sich auch: Paeffgen, StV 46 (51, vgl. insb. Fn. 56). 
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dadurch Rechnung tragen, dass zumindest vor Feiertagen (Geburtstag des Unter-
suchungsgefangenen, Ostern oder Weihnachten, wobei religiöse Besonderheiten 
zumindest nicht völlig außer Acht gelassen werden sollten) der Empfang von 
Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln vorbehaltlich des Zwecks der Unter-
suchungshaft und der Sicherheit und Ordnung der Anstalt zugelassen wird. 
e)   Die medizinische Versorgung des Untersuchungsgefangenen 
aa)  Die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Die medizinische Versorgung des Untersuchungsgefangenen ist Regelungsgegens-
tand des § 154 NJVollzG. Abgesehen von mehrfachen Verweisen auf Regelungen 
zur medizinischen Versorgung im Strafvollzug in § 154 Abs. 1 NJVollzG739 nor-
miert § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG das Recht des Untersuchungsgefangenen, nach 
Anhörung des Anstaltsarztes auf eigene Kosten weiteren ärztlichen Rat hinzuzu-
ziehen. 
bb)  Vergleich der niedersächsischen Vorschriften mit den Regelungen der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung 
Die Untersuchungshaftvollzugsordnung stellt in Nr. 56 Abs. 1 S. 1 zunächst den 
Grundsatz auf, dass der Gefangene vom Anstaltsarzt gesundheitlich betreut wird. 
Mit Zustimmung des Richters und nach Anhörung des Anstaltsarztes kann dem 
Gefangenen gem. Nr. 56 Abs. 1 S. 2 UVollzO gestattet werden, auf eigene Kosten 
einen beratenden Arzt hinzuzuziehen. 
Ein Vergleich der angeführten Regelungen zeigt, dass sich der niedersächsi-
sche Gesetzgeber im Wesentlichen an der bisherigen Regelungslage zur medizini-
schen Versorgung des Untersuchungshäftlings orientiert hat. Das Hinzuziehen 
eines außerhalb der Anstalt stehenden Arztes wird dem Gefangenen sowohl nach 
§ 154 Abs. 2 NJVollzG als auch nach Nr. 56 Abs. 1 S. 2 UVollzO erst nach An-
hörung des Anstaltsarztes gestattet.740 Im Regelfall erfolgt die medizinische Ver-
sorgung des Untersuchungsgefangenen also durch den Anstaltsarzt. 
cc)   Kritische Würdigung: Freie Arztwahl im Vollzug der Untersuchungshaft? 
Die Einschränkung der freien Arztwahl nach Nr. 56 Abs. 1 S. 2 UVollzO verstößt 
nach Ansicht von Seebode gegen die Unschuldsvermutung.741 Die Vorschrift der 
Nr. 56 Abs. 1 UVollzO verpflichte den Untersuchungsgefangenen, mit der Inhaf-
                                                     
739 Zur Regelungstechnik des niedersächsischen Gesetzgebers siehe: 3. Kapitel, B., II., 1., a), S. 123 
ff. 
740 Nr. 56 Abs. 1 S. 2 UVollzO macht die Konsultation eines weiteren Arztes außerdem von der 
Zustimmung des Richters abhängig, was an dieser Stelle jedoch nicht weiter von Belang ist. 
741 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 161 ff.; auch Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 127 begreift das Recht der freien Arztwahl als Ausfluss der Un-
schuldsvermutung. 
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tierung den Arzt zu wechseln, grds. auf die Behandlung durch Fachärzte zu ver-
zichten und sich durch einen Arzt behandeln zu lassen, zu dem i.d.R. kein Ver-
trauensverhältnis besteht.742 Die Aufhebung der freien Arztwahl entspreche nicht 
den in Freiheit bestehenden individuellen Lebensverhältnissen des einzelnen Ge-
fangenen, die es aufgrund der Unschuldsvermutung auch und gerade im Vollzug 
der Untersuchungshaft aufrechtzuerhalten gelte.743 Daher sei dem Untersuchungs-
gefangenen ausdrücklich zu garantieren, dass er auf eigene Kosten einen Arzt 
seiner Wahl in Anspruch nehmen darf.744 Dieses Recht dürfe nur beschränkt wer-
den, sofern sich im Einzelfall eine konkrete Gefahr für die in § 119 Abs. 3 StPO 
a.F. genannten öffentlichen Interessen ergebe.745 
Das Recht der freien Arztwahl ist insb. unter zwei Aspekten von Bedeutung 
für einen Patienten. Zum einen kann der Patient einen Arzt wählen, der eine – 
nach den Vorstellungen des Patienten – ideale medizinische Versorgung gewähr-
leistet (bspw. aufgrund einer speziellen fachlichen Ausrichtung). Zum anderen 
kann der Patient einen Arzt seines Vertrauens wählen – sei es, dass dieses Ver-
trauen aufgrund der Reputation des Arztes, aufgrund einer Empfehlung des Arz-
tes durch Dritte oder durch die medizinische Betreuung als solche besteht bzw. 
entsteht. Dem Aspekt einer idealen medizinischen Versorgung kann im Vollzug 
der Untersuchungshaft zwar u.U. dadurch Rechnung getragen werden, dass die 
Anstalt selbst – soweit erforderlich – fachlich versierte Ärzte zur Behandlung des 
Gefangenen hinzuzieht. Ein Vertrauensverhältnis zwischen dem Untersuchungs-
gefangenen als Patient und dem Anstaltsarzt bzw. einem von der Anstalt vorgege-
benen externen (Fach-)Arzt wird sich i.d.R. jedoch nicht einstellen, wenn man sich 
vor Augen hält, dass der Anstaltsarzt aus Gefangenensicht stets der Anstalt zuge-
rechnet wird, für die Vollzugsbehörde Kontrollaufgaben wahrnimmt und vom 
Gefangenen nicht selber ausgesucht wurde.746 Bei Krankheiten mit Bezug zum 
persönlichen Lebenswandel des Patienten (z.B. Geschlechtskrankheiten) oder bei 
in der Öffentlichkeit weitgehend tabuisierten Krankheiten (z.B. HIV-Infektion) 
kann jedoch gerade das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patient für die 
medizinische Behandlung von Bedeutung sein, weshalb das Interesse eines Patien-
ten an einer freien Arztwahl im Vollzug der Untersuchungshaft grundsätzlich in 
gleichem Maße besteht, wie in Freiheit.747 
                                                     
742 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 161; in diese Richtung auch: Paeffgen, StV 2009, 46 (53), 
allerdings unter Bezugnahme auf die mit Nr. 56 Abs. 1 UVollzO vergleichbare Regelung des § 
154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG. 
743 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 161 ff. 
744 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 163; in diese Richtung auch: Löwe-Rosenberg/Hilger, 
StPO, § 119/Rn. 131; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 63; derselbe, StV 46 (53); Kubach, Die völker-
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 127 f. 
745 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 162 ff.; so auch Kubach, Die völkerrechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 128. 
746 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 161. 
747 Maßgeblich auf das (nicht vorhandene) Vertrauensverhältnis zwischen dem Untersuchungsgefan-
genen und dem Anstaltsarzt stellt ab: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 161 ff. 
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In Anbetracht dieser Erwägungen macht § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG die Hin-
zuziehung eines anstaltsexternen Arztes von zwei Voraussetzungen abhängig. Vor 
der Hinzuziehung eines anstaltsexternen Arztes ist – wie oben bereits kurz ange-
deutet – die Anhörung des Anstaltsarztes erforderlich. Darüber hinaus stellt der 
niedersächsische Gesetzgeber die Entscheidung, dem Untersuchungsgefangenen 
die Hinzuziehung eines Arztes eigener Wahl zu gestatten, generell in das Ermes-
sen der Vollzugsbehörde.748 Anhaltspunkte dafür, welche Rolle die Anhörung des 
Anstaltsarztes bei der Hinzuziehung eines anstaltsfremden Arztes spielt, bestehen 
weder im Gesetzestext selbst noch in der Gesetzesbegründung. Einerseits könnte 
die Anhörung des Anstaltsarztes lediglich dazu dienen, einen Missbrauch des 
Rechts auf freie Arztwahl auszuschließen. Bei dieser Interpretation hätte der Un-
tersuchungsgefangene im Regelfall das Recht, einen externen Arzt hinzuzuziehen. 
Nur wenn dies aufgrund des Krankheitsbildes offensichtlich nicht angebracht 
erscheint (wie z.B. bei einer einfachen Erkältung oder einem „normalen“ grippa-
len Infekt), würde die Behandlung durch den Anstaltsarzt erfolgen. Andererseits 
könnte der Anhörung des Anstaltsarztes jedoch auch ein darüber hinausgehendes 
Gewicht zukommen. Denkbar ist etwa auch, dass nicht nur der eindeutige Miss-
brauch der freien Arztwahl ausgeschlossen werden soll, sondern die Hinzuziehung 
eines anstaltsfremden Arztes nur bei schweren Erkrankungen oder unklaren 
Krankheitsbildern gestattet wird. Die medizinische Behandlung würde im Regel-
fall also durch den Anstaltsarzt erfolgen. Seinem Votum würde insoweit ein grö-
ßeres Gewicht zukommen, als seine Diagnose letztlich darüber entscheidet, ob 
dem Gefangenen die Hinzuziehung eines weiteren Arztes gestattet wird. 
Auch die Kriterien, von denen sich die Vollzugsbehörde bei ihrer Ermes-
sensausübung leiten lassen kann, sind nicht ausdrücklich im Gesetzestext genannt. 
Es ist zwar unbestritten, dass die Vollzugsbehörde die Hinzuziehung eines an-
staltsfremden Arztes aus Gründen des Zweckes der Untersuchungshaft oder der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt ablehnen kann.749 Von diesem – selbst bei 
Zugrundelegung der „absoluten“ Konzeption nicht zu beanstandenden750 – Ver-
sagungsgrund abgesehen bleibt allerdings unklar, ob sich die Vollzugsbehörde bei 
                                                     
748 Nach § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG kann die Hinzuziehung eines externen Arztes nach Anhörung 
des Anstaltsarztes gestattet werden. Es liegt also im Ermessen der Vollzugsbehörde, ob die Hin-
zuziehung eines anstaltsfremden Arztes gestattet wird oder nicht, vgl. auch NJVollzG-E, Be-
gründung, Besonderer Teil, § 149 Abs. 2 NJVollzG-E. 
749 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 149 Abs. 2 NJVollzG-E sieht dies für die Be-
schränkung der freien Arztwahl ausdrücklich vor. Darüber hinaus besteht aufgrund der Gene-
ralklauseln der §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG die Möglichkeit, dem Untersuchungsgefangenen 
Beschränkungen aus Gründen des Zwecks der Untersuchungshaft oder der Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt aufzuerlegen, sofern das die einzelnen Regelungen des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes keine besonderen Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen vorse-
hen. 
750 Selbst Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 162 ff. lässt Beschränkungen der freien Arzt-
wahl bei konkreten Anhaltspunkten für eine Gefährdung der in § 119 Abs. 3 StPO genannten 
öffentlichen Interessen zu. 
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der Entscheidung, dem Gefangenen die Hinzuziehung eines anstaltsfremden Arz-
tes zu gestatten, auch von finanziellen Aspekten leiten lassen kann. Ausgangs-
punkt dieser Überlegung ist, dass die Hinzuziehung eines anstaltsexternen Arztes 
ein Kontrollbedürfnis auf Seiten der Anstalt auslöst. So gilt es bspw. zu verhin-
dern, dass zwischen dem Untersuchungsgefangenen und dem externen Arzt kollu-
sive Informationen ausgetauscht werden oder der Arzt ordnungs- bzw. sicher-
heitsgefährdende Gegenstände in die Anstalt einschmuggelt.751 Die Hinzuziehung 
eines anstaltsexternen Arztes verursacht folglich Kontroll- und Personalkosten, 
um den Zweck der Untersuchungshaft zu sichern und die Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt aufrechtzuerhalten. Von diesen finanziellen Erwägungen könnte sich 
die Vollzugsbehörde nur dann leiten lassen und dem Gefangenen im Rahmen 
ihrer Ermessensausübung die Hinzuziehung eines externen Arztes versagen, wenn 
davon auszugehen ist, dass die Kontroll- und Personalmittel der Anstalt aufgrund 
der Hinzuziehung externer Ärzte tatsächlich deutlich aufzustocken sind. Nur dann 
könnten die finanziellen Auswirkungen, die die Hinzuziehung eines externen Arz-
tes zeitigt, die Unschuldsvermutung überwiegen und i.S.d. „relativen“ Konzeption 
eine Einschränkung der Rechte des Untersuchungsgefangenen zugunsten der 
staatlichen Leistungsfähigkeit rechtfertigen. Diesbezüglich ist jedoch zu beachten, 
dass nicht jeder Gefangene in Freiheit über einen Arzt seines Vertrauens verfügt. 
Vielmehr werden die meisten Häftlinge dankbar sein, überhaupt von einem Arzt 
behandelt zu werden.752 Hinzu kommt, dass das Recht der freien Arztwahl, anders 
als das Recht des anstaltsinternen Einkaufs oder das Recht auf Paketempfang, 
nicht zu einer unmittelbaren Verbesserung der alltäglichen Vollzugssituation des 
Gefangenen führt. Daher kann selbst bei einer freien, unbeschränkten Arztwahl 
nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass alle Gefangenen von dieser 
Möglichkeit tatsächlich und umfassend Gebrauch machen. Eine freie Arztwahl 
wird demnach allenfalls zu gering erhöhten Kontroll- und Personalkosten führen, 
so dass die staatliche Leistungsfähigkeit in Abwägung mit der Unschuldsvermu-
tung – der in diesem Zusammenhang aufgrund der besonderen Bedeutung des 
Vertrauensverhältnisses zwischen Arzt und Patient ein nicht unerhebliches Ge-
wicht zukommt – kein taugliches Argument darstellt, um die freie Arztwahl des 
Untersuchungsgefangenen von vorneherein zu beschränken. 
Die Berücksichtigung finanzieller Überlegungen im Rahmen der Ermes-
sensausübung der Vollzugsbehörde lässt sich aufgrund der offenen Formulierung 
des § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG nicht ausschließen. Vor dem Hintergrund der 
angeführten Erwägungen besteht damit die Gefahr, dass die Unschuldsvermutung 
zu Gunsten einer kostengünstigen Vollzugsgestaltung übermäßig eingeschränkt 
wird, so dass bereits die zugrundeliegende Norm des § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG 
gegen die Verfassung verstößt. Letzteres ließe sich vermeiden, wenn die Regelung 
                                                     
751 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 128; Seebode, Vollzug der 
Untersuchungshaft, S. 162 ff. 
752 So ausdrücklich Paeffgen, StV 2009, 46 (53). 
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des § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG im Wege der verfassungskonformen Auslegung753 
aufrechterhalten werden kann. Danach müssen alle denkbaren Auslegungsmög-
lichkeiten einer Norm herangezogen werden.754 Ist eine Auslegung möglich, die 
den Verfassungsprinzipien nicht widerspricht, so ist sie jeder anderen Auslegung, 
bei der die fragliche Bestimmung verfassungswidrig wäre, vorzuziehen.755 Die 
Norm des § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG kann auch dahingehend ausgelegt werden, 
dass dem Untersuchungsgefangenen grundsätzlich das Recht der freien Arztwahl 
zusteht. Dieses kann aus Gründen des Zwecks der Untersuchungshaft oder der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt begrenzt werden. Bei einer Abwägung der 
Unschuldsvermutung mit den Interessen der Vollzugsbehörde erscheint überdies 
eine Beschränkung mit dem Ziel, einen Missbrauch des Rechts auf freie Arztwahl 
zu verhindern, zulässig. Eine solche Auslegung ist mit der Unschuldsvermutung 
vereinbar, so dass § 154 Abs. 2 S. 1 NJVollzG – verfassungskonform ausgelegt – 
mit der Unschuldsvermutung in Einklang steht. Finanzielle Überlegungen, die die 
Arztwahl des Untersuchungsgefangenen generell beschränken, sind dagegen unzu-
lässig. Insgesamt wäre eine klare gesetzliche Regelung vorzugswürdig. 
f)    Soziale Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft 
Der Aspekt sozialer Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft wird explizit in 
§ 155 NJVollzG geregelt. Daneben kann allerdings auch weiteren Vorschriften des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft die 
Intention sozialer Fürsorge nicht abgesprochen werden.756 In der Untersuchungs-
haftvollzugsordnung wird der Bereich sozialer Hilfen in Nr. 49 einer näheren 
Regelung zugeführt. 
Bezogen auf den Aspekt der sozialen Hilfen stellt sich zunächst die Frage, ob 
der Staat aufgrund einer aus dem Sozialstaatsprinzip resultierenden Fürsorge-
pflicht verpflichtet ist, im Vollzug der Untersuchungshaft soziale Hilfen zur Ver-
fügung zu stellen. Sollte diese Frage zu bejahen sein, stellt sich in einem nächsten 
Schritt das Problem, wie soziale Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft konkret 
auszugestalten sind. Bedeutung kommt diesbezüglich insb. der Unschuldsvermu-
tung zu, die nach allgemeiner Auffassung einem eigentlichen Behandlungsvollzug 
                                                     
753 Allgemein zur verfassungskonformen Auslegung: Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 159 ff.; 
Wank, Auslegung, S. 82 ff. 
754 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 160; Wank, Auslegung, S. 86. 
755 Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 160; Wank, Auslegung, S. 86. 
756 Hierzu im Detail: 3. Kapitel, D., II., 2., b), bb), (1), S. 224 ff. 
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in der Untersuchungshaft entgegensteht und damit zwingende757 Behandlungs- 
und Resozialisierungsmaßnahmen ausschließt.758 
Beide Fragenkomplexe stehen in einem engen Zusammenhang und sind nur 
schwer voneinander zu trennen. Da die Normierung sozialer Hilfen im Vollzug 
der Untersuchungshaft jedoch maßgeblich von der Bewertung des Sozialstaats-
prinzips und einer etwaigen Fürsorgepflicht des Staates abhängt, wird dieser 
Komplex insgesamt unter dem Gesichtspunkt des Sozialstaatsprinzips einer nähe-
ren Untersuchung unterzogen.759 
3.   Erkenntnisse der praktischen Anwendung 
Die Anwendung der „absoluten“ und „relativen“ Konzeption auf ausgewählte 
Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes und der Untersu-
chungshaftvollzugsordnung hat gezeigt, dass auch die „absolute“ Konzeption dem 
Untersuchungsgefangenen keine grenzenlose Entfaltung seiner Freiheitsrechte im 
Vollzug der Untersuchungshaft gewährt. Beschränkungen des Untersuchungsge-
fangenen werden zwar überwiegend auf eine reale Gefährdung der in § 119 Abs. 3 
StPO a.F. genannten öffentlichen Interessen gestützt. Darüber hinaus lässt die 
„absolute“ Konzeption jedoch auch Beschränkungen des Untersuchungshäftlings 
zu, die sich nicht mit einer konkreten Gefährdung der in § 119 Abs. 3 StPO a.F. 
bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentlichen Interessen 
rechtfertigen lassen. So fordert Seebode im Hinblick auf die Unterbringung des 
Untersuchungsgefangenen etwa, dass den Gefangenen Hafträume zur Verfügung 
zu stellen sind, die größer und besser ausgestattet sind, als die Hafträume von 
Strafgefangenen.760 Nimmt man den Angleichungsgrundsatz im Untersuchungs-
haftvollzug – kraft dessen die individuellen Lebensverhältnisse des einzelnen Un-
tersuchungsgefangenen im Vollzug der Untersuchungshaft möglichst weitgehend 
zu erhalten sind – jedoch ernst, dann genügt diese pauschale Forderung Seebodes 
nach größeren und besser ausgestatteten Hafträumen im Vollzug der Untersu-
chungshaft nicht der Unschuldsvermutung. Bei konsequenter Umsetzung der 
„absoluten“ Konzeption wären die Hafträume von Untersuchungsgefangenen 
nicht nur allgemein größer und besser auszustatten, als die Hafträume von Straf-
gefangenen. Es müssten darüber hinaus auch die individuellen Lebensverhältnisse 
des jeweiligen Untersuchungsgefangenen bei der baulichen Gestaltung der Haft-
räume berücksichtigt werden. Eine derartige Forderung stellt Seebode nicht auf,761 
                                                     
757 Ob dagegen Behandlungsmaßnahmen und soziale Hilfen auf freiwilliger Basis im Vollzug der 
Untersuchungshaft angeboten werden können, wird im Folgenden unter dem Aspekt des Sozi-
alstaatsprinzips behandelt, siehe: 3. Kapitel, D., II., S. 212 ff. 
758 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 211 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (29); 
Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Wolter, ZStW 1981, 452 (454 f., 495); Kubach, Die völkerrecht-
lichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. 
759 Siehe: 3. Kapitel, D., S. 211 ff. 
760 Siehe: 3. Kapitel, B., II., 2., a), bb), S. 139. 
761 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 170 f. 
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obwohl der Zweck der Untersuchungshaft und die Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt insofern kaum tangiert zu sein scheinen.762 Grund für die Zurückhaltung 
können nur die Begrenztheit staatlicher Mittel und der Aspekt einer praktikablen 
Vollzugsgestaltung sein, die einer individuellen baulichen Haftraumgestaltung 
offensichtlich entgegenstehen. Die „absolute“ Konzeption nimmt somit unausge-
sprochen Bezug auf die Begrenztheit staatlicher Mittel sowie auf praktische Voll-
zugsbedürfnisse, ohne diese Kriterien als einschränkende Faktoren der Freiheits-
rechte des Untersuchungsgefangenen ausdrücklich zu nennen. 
Die „relative“ Konzeption hat demgegenüber den Vorteil, dass die Begrenzt-
heit staatlicher Mittel als Gegenpol der Unschuldsvermutung und der Freiheits-
rechte des Untersuchungsgefangenen eindeutig benannt wird. Die Forderung, 
Untersuchungshaft ausschließlich in besonderen, selbständigen Untersuchungs-
haftanstalten zu vollziehen, bedingt bspw. sehr hohe finanzielle Aufwendungen 
des Staates und ist daher in Abwägung mit der Unschuldsvermutung nicht zwin-
gend umzusetzen. Hingegen ist das Recht des Untersuchungsgefangenen auf freie 
Arztwahl im Regelfall nur mit relativ geringen Personal- und Kontrollkosten ver-
bunden, weshalb in diesem Zusammenhang die Freiheitsrechte des Untersu-
chungsgefangenen überwiegen und der Gesetzgeber im Vollzug der Untersu-
chungshaft grds. das Recht der freien Arztwahl zu normieren hat. 
Abschließend lässt sich feststellen, dass die gegenüber der „absoluten“ Kon-
zeption vorzugswürdige763 „relative“ Konzeption einer der Unschuldsvermutung 
Rechnung tragenden Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzugs eine ökono-
misch umsetzbare und praktikablen Erfordernissen genügende Vollzugsgestaltung 
ermöglicht, gleichzeitig aber auch die Freiheitsrechte des Untersuchungsgefange-
nen berücksichtigt und nicht einseitig zu Gunsten praktischer Vollzugsbedürfnisse 
einschränkt.  
III.  Zusammenfassung 
Die Untersuchungshaft muss von der Unschuldsvermutung als einem wesentli-
chen Gestaltungsgrundsatz beherrscht sein. Infolgedessen verbieten sich im Voll-
zug der Untersuchungshaft alle Maßnahmen, die den Eindruck einer Bestrafung 
erwecken. Haftmaßnahmen, die in ihrer Wirkung der Vollziehung einer Freiheits-
strafe gleichkommen, sind ausgeschlossen. Von diesen pauschalen Feststellungen 
abgesehen besteht über den genauen Einfluss der Unschuldsvermutung auf die 
gesetzliche Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges allerdings wenig Klar-
heit. 
                                                     
762 Beschränkungen des Untersuchungsgefangenen lassen sich nur dann mit dem Zweck der Unter-
suchungshaft oder der Sicherheit und Ordnung der Anstalt rechtfertigen, wenn diesbzgl. eine 
konkrete Gefahr gegeben ist, siehe: 3. Kapitel, A., II., S. 90 ff. Eine solche ist bei einer Ausstat-
tung der Hafträume, die sich an den individuellen Lebensverhältnissen des jeweiligen Untersu-
chungsgefangenen orientiert, nicht ohne weiteres erkennbar. 
763 Siehe 3. Kapitel, B., II., 1., d), S. 130 ff. 
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Die Regelungstechnik des niedersächsischen Gesetzgebers, durch umfassende 
Verweise der Regelungen zum Vollzug der Untersuchungshaft auf Vorschriften 
aus dem Bereich des Strafvollzuges den Umfang des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes insgesamt „schlank“ zu halten, widerspricht der Unschuldsvermu-
tung jedenfalls nicht. Zwar sind die umfassenden Verweise vor dem Hintergrund 
der bereichsspezifischen Besonderheiten zwischen Straf- und Untersuchungshaft-
vollzug kritisch zu beurteilen. Ein Verstoß gegen die Unschuldsvermutung ist 
jedoch abhängig von der Ausgestaltung der materiellen Regelungen zum Vollzug 
der Untersuchungshaft und kann nicht allein mit der Verweisungstechnik des 
niedersächsischen Gesetzgebers begründet werden. Greifbare Kriterien, anhand 
derer die materiellen Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
zum Vollzug der Untersuchungshaft auf ihre Vereinbarkeit mit der Unschulds-
vermutung untersucht werden können, bieten sowohl die „absolute“ als auch die 
„relative“ Konzeption. Im Ergebnis ist die „relative“ Konzeption der „absoluten“ 
Konzeption jedoch vorzuziehen. Sie schützt den Untersuchungsgefangenen ge-
nauso wie die „absolute“ Konzeption vor jedweder Strafantizipation im Vorfeld 
des gesetzlichen Schuldnachweises und berücksichtigt dabei, dass neben dem 
Zweck der Untersuchungshaft und der Sicherheit und Ordnung der Anstalt auch 
die Begrenztheit staatlicher Mittel einen Gegenpol zu den Freiheitsrechten des 
Untersuchungsgefangenen darstellen kann. Dies führt im Rahmen der erforderli-
chen Abwägung der Unschuldsvermutung mit dem Zweck der Untersuchungshaft 
und der Sicherheit und Ordnung der Anstalt sowie mit der staatlichen Leistungs-
fähigkeit dazu, dass die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
zur Unterbringung des Untersuchungsgefangenen, die Beschränkung des anstalts-
internen Einkaufs, das Verbot des Alkoholkonsums in der Untersuchungshaft, die 
Ausgestaltung des Besuchsrechts in der Untersuchungshaft sowie die Beschrän-
kung des Paketempfangs, soweit es um die Anzahl der ein- und ausgehenden Pa-
kete geht, mit der Unschuldsvermutung zu vereinbaren sind. Kritisch zu beurtei-
len sind hingegen selbst vor dem Hintergrund der „relativen“ Konzeption der 
generelle Ausschluss von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln sowie die 
Einschränkung der freien Arztwahl ohne Normierung konkreter Kriterien, an 
denen sich die Ermessensausübung der Vollzugsbehörde zu orientieren hat. 
C. Der Richtervorbehalt 
Die Strafprozessordnung beinhaltet eine Vielzahl von Eingriffsermächtigungen, 
mittels derer den Strafverfolgungsorganen eine effektive Ermittlungstätigkeit er-
möglicht werden soll. Diese Ermittlungstätigkeit der Strafverfolgungsorgane dient 
der Sachverhaltsaufklärung und damit auch der Durchsetzung eines im Einzelfall 
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möglicherweise entstandenen staatlichen Strafanspruchs.764 Allerdings dürfen 
Sachverhaltsaufklärung und Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs in einem 
Rechtsstaat nicht grenzenlos erfolgen.765 Eine Wahrheitsermittlung um jeden Preis 
ist nicht gestattet.766 Vielmehr muss sich die Ermittlungstätigkeit der Strafverfol-
gungsorgane in einem Rechtsstaat immer auch an der Menschenwürde und den 
Freiheitsrechten der Bürger orientieren.767 Nur wenn das Strafverfahren neben der 
Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs auch den Schutz individueller Rechte 
sicherstellt, kann es seiner rechtsfriedenstiftenden Funktion768 – verstanden als 
Zustand, in dem sich die Bevölkerung vernünftigerweise mit dem Ausgang des 
Strafverfahrens zufrieden geben kann, weil es zu einer prozessordnungsgemäßen 
Entscheidung gekommen ist769 – gerecht werden.770 
Das dabei bestehende Spannungsverhältnis zwischen den Interessen der Straf-
verfolgungsorgane an einer möglichst vollständigen Wahrheitsermittlung einerseits 
und dem Schutz der Rechte der an einem Strafverfahren Beteiligten andererseits771 
sucht die Strafprozessordnung mit Hilfe verschiedener Regelungsmechanismen zu 
lösen. Zum einen begrenzen spezifische Tatbestandsvoraussetzungen den An-
wendungsbereich vieler Eingriffsermächtigungen.772 Zum anderen setzt die Be-
schränkung der Anordnungskompetenzen auf bestimmte Ermittlungsorgane dem 
Einsatz bestimmter Ermittlungsmethoden Grenzen – zahlreiche Ermächtigungs-
                                                     
764 Krüger, DRiZ 2004, 247 (248); Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 23; Osten-
dorf/Brüning, JuS 2001, 1063 (1064); Talaska, Richtervorbehalt, S. 19. 
765 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt B/Rn. 35 f.; Beulke, StrafprozessR, § 1/Rn. 5; 
Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 23; Brause, NJW 1992, 2865. 
766 BGHSt 38, 214 (220); 31, 304 (309); 14, 358 (365); Volk, Grundkurs, § 3/Rn. 1; Brüning, Richter-
vorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 23. 
767 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt B/Rn. 35 f.; Beulke, StrafprozessR, § 1/Rn. 5; 
Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 23. 
768 Es ist umstritten, welchem Ziel das Strafverfahren dient. Zum Meinungsstand: Murmann, GA 
2004, 65 ff. Ganz überwiegend wird die Stiftung von Rechtsfrieden als das übergeordnete Ziel 
des Strafverfahrens angesehen, vgl.: Löwe-Rosenberg/Rieß, StPO (25. Auflage 1999), Einl. Ab-
schnitt B/Rn. 4 f.; Meyer-Goßner, StPO, Einl./Rn. 4; KK-Pfeiffer/Hannich, StPO, Einl./Rn. 1; 
Kühl, Unschuldsvermutung, S. 74; Schmidhäuser, FS Schmidt, S. 511 (521 f.). 
769 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt B/Rn. 45 ff.; Schmidhäuser, FS Schmidt, S. 511 
(521). 
770 Im Ergebnis wohl ebenso: Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt B/Rn. 48; Brüning, 
Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 23. 
771 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt B/Rn. 33 ff.; Beulke, StrafprozessR, § 1/Rn. 5; 
Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 23. 
772 So darf eine Überwachung der Telekommunikation nach § 100a StPO bspw. nur erfolgen, wenn 
bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass jemand Täter oder Teilnehmer einer der 
aufgeführten Katalogstraftaten ist. Die Anordnung von Untersuchungshaft nach § 112 StPO 
unterliegt den Voraussetzungen, dass der Beschuldigte der aufzuklärenden Tat dringend ver-
dächtig ist, dass ein Haftgrund besteht und die Anordnung der Haft zur Bedeutung der Sache 
nicht außer Verhältnis steht. 
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grundlagen der Strafprozessordnung behalten die Anordnung eines Grund-
rechtseingriffs dem Richter vor.773 
Das System der strafprozessualen Eingriffsermächtigungen und diesbezügli-
chen Anordnungskompetenzen ist jedoch nicht einheitlich gestaltet. Abgesehen 
von verschiedenen Eingriffsbefugnissen, deren Anordnung in den originären Zu-
ständigkeitsbereich der nichtrichterlichen Strafverfolgungsbehörden fällt,774 weist 
die Strafprozessordnung im Hinblick auf richterliche Anordnungskompetenzen 
über 50 Richtervorbehalte verschiedener Ausprägung auf, die noch ergänzt wer-
den durch eine Vielzahl entsprechender Vorschriften in Nebengesetzen.775 Zu-
nächst gibt es Eingriffsbefugnisse, bei denen konkurrierende Anordnungskompe-
tenzen bestehen, d.h. Richter und nichtrichterliche Strafverfolgungsorgane sind in 
gleicher Weise originär anordnungsbefugt.776 Des Weiteren sehen zahlreiche Ein-
griffsbefugnisse eine richterliche Regelzuständigkeit vor, bei der an sich der Rich-
ter anordnungsbefugt ist. Soweit die richterliche Anordnung nicht rechtzeitig ein-
geholt werden kann, besteht bei Gefahr im Verzug eine Eilkompetenz für die 
nichtrichterlichen Strafverfolgungsorgane.777 Schließlich hat der Gesetzgeber Ein-
griffsbefugnisse normiert, deren Anordnung ausschließlich dem Richter vorbehal-
ten ist.778 
Der richterlichen Regelzuständigkeit, d.h. primäre Anordnungskompetenz des 
Richters und sekundäre Eilkompetenz nichtrichterlicher Organe, unterlag nach 
§ 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. auch die Anordnung von Maßnahmen im Vollzug der 
Untersuchungshaft. In dringenden Fällen konnte dieser Richtervorbehalt gem. 
§ 119 Abs. 6 S. 2 StPO a.F. durch eine Eilkompetenz der Staatsanwaltschaft und 
der Anstalt durchbrochen werden. Der niedersächsische Gesetzgeber ist von die-
sem generellen Richtervorbehalt im Untersuchungshaftvollzug abgewichen. Nach 
§ 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. ist die Vollzugsbehörde für alle im Vollzug der 
Untersuchungshaft zu treffenden Entscheidungen und sonstigen Maßnahmen 
                                                     
773 So schreiben etwa die §§ 81a Abs. 2; 81f Abs. 1; 81g Abs. 3; 81h Abs. 2; 98 Abs. 1; 100d Abs. 1; 
119 Abs. 6 StPO die Anordnung der jeweiligen Maßnahme durch den Richter vor. Teilweise 
werden hiervon Ausnahmen gemacht, indem der Staatsanwaltschaft bzw. ihren Ermittlungsper-
sonen unter bestimmten Voraussetzungen Eilkompetenzen zukommen, vgl. §§ 81a Abs. 2; 81f 
Abs. 1; 81g Abs. 3; 98 Abs. 1; 119 Abs. 6 StPO. 
774 So etwa die vorläufige Festnahme nach § 127 Abs. 2 StPO, die Ausschreibung zur Aufenthalts-
ermittlung nach § 131a Abs. 1, 2 StPO, vgl. § 131c Abs. 1 S. 2 StPO, oder die längerfristige Ob-
servation nach § 163f Abs. 3 StPO. 
775 Kintzi, DRiZ 2004, 83; ähnlich Krüger, DRiZ 2004, 247 (248); Talaska, Richtervorbehalt, S. 34; 
einen Überblick über die verschiedenen Ausgestaltungen der strafprozessualen Richtervorbehal-
te gibt Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 73 f. 
776 So etwa bei der Ausschreibung zur Festnahme nach § 131 Abs. 1 StPO. 
777 So etwa bei Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft, § 119 Abs. 1 S. 3, 4 StPO n.F.; bei 
der Anordnung der Beschlagnahme, § 98 Abs. 1 StPO oder auch bei der Überwachung der Te-
lekommunikation nach § 100a StPO, vgl. § 100b Abs. 1 StPO. 
778 So etwa bei der Anordnung von Reihengentests, vgl. § 81h Abs. 2 StPO,. oder auch bei der An-
ordnung von Untersuchungshaft, vgl. § 114 Abs. 1 StPO. 
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zuständig, soweit nicht die Zuständigkeit des Gerichts vorgesehen ist. Vor dem 
Hintergrund dieser Abkehr vom Regelungsinhalt des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. 
stellt sich die Frage nach der Bedeutung des Richtervorbehaltes im Vollzug der 
Untersuchungshaft. Bevor jedoch auf die niedersächsische Regelung der Anord-
nungskompetenzen im Untersuchungshaftvollzug näher eingegangen und dieselbe 
einer verfassungsrechtlichen Überprüfung unterzogen wird, ist zunächst die 
grundsätzliche Frage nach Sinn und Zweck von Richtervorbehalten zu stellen. 
Eine Antwort auf die Frage nach der Funktion von Richtervorbehalten kann Auf-
schluss darüber geben, ob die Normierung einer richterlichen Zuständigkeit auch 
für die Anordnung von Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft erforder-
lich ist. Deshalb ist sie von nicht unerheblichem Interesse für die Bewertung der 
niedersächsischen Zuständigkeitsregelung. 
 I.    Sinn und Zweck von Richtervorbehalten 
Der Sinn und Zweck von (strafprozessualen) Richtervorbehalten wird in unter-
schiedlichen Funktionen gesehen, die teilweise nicht strikt voneinander getrennt, 
sondern oft miteinander vermengt werden. 
1.    Gesetzeswahrende Funktion 
Zum Teil wird der Richtervorbehalt als Ausdruck des Gewaltenteilungsprinzips 
begriffen.779 Soweit die Anordnungskompetenz für bestimmte Maßnahmen der 
Judikative zugewiesen ist, werde das Recht der Exekutive auf den uneingeschränk-
ten ersten Zugriff beschränkt, so dass die vorbeugende richterliche Mitwirkung zu 
einer Kontrolle und Hemmung der exekutiven Eingriffsbefugnis führe.780 Infolge-
dessen würden sowohl die Exekutive als auch die Judikative die Gesamtverant-
wortung des strafprozessualen Grundrechtseingriffs tragen – bereits die Beantra-
gung der Maßnahme durch die Staatsanwaltschaft zeige, dass diese die Maßnahme 
für rechtmäßig hält, und auch der Richter erkläre die Maßnahme durch ihre An-
ordnung letztlich für rechtmäßig.781 
Dieses „Vier-Augen-Prinzip“782 durch die beantragende Staatsanwaltschaft 
und den anordnenden Richter sei notwendig, weil eine unvoreingenommene Prü-
fung der Tatbestandsvoraussetzungen durch die Strafverfolgungsbehörden nicht 
                                                     
779 BVerfGE 103, 142 (151); 57, 346 (355) bezeichnen den Richter als Kontrollorgan der Strafverfol-
gungsbehörden, das eine unabhängige und neutrale Prüfung vorzunehmen hat; Schnarr, NStZ 
1991, 209 (210); Kintzi, DRiZ 2004, 83; Krüger, DRiZ 2004, 247 (248); Lin, Richtervorbehalt und 
Rechtsschutz, S. 234 f.; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 414 ff. m.w.Nachw., S. 417 ff.; 
ähnlich: Paeffgen, JZ 1997, 178 (186); vgl. auch die Darstellung bei Brüning, Richtervorbehalt im 
Ermittlungsverfahren, S. 111 ff. 
780 Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 234; Kintzi, DRiZ 2004, 83; Krüger, DRiZ 2004, 247 
(248); Talaska, Richtervorbehalt, S. 70; Hüls, ZIS 2009, 160; ähnlich Gusy, GA 2003, 672 (677). 
781 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 420; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 
113; Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 244 f. 
782 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 421; Paeffgen, JZ 1997, 178 (186 mit Fn. 77). 
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erwartet werden könne.783 Der Einsatz bestimmter Ermittlungsmaßnahmen ver-
einfache die Sachverhaltsermittlung und damit die Feststellung eines staatlichen 
Strafanspruches, so dass die Aufgabenerfüllung der Strafverfolgungsbehörden 
durch den Einsatz strafprozessualer Grundrechtseingriffe wesentlich erleichtert 
werde.784 Aufgrund dessen bestehe die Gefahr, dass die Strafverfolgungsbehörden 
die Tatbestandsvoraussetzungen von Eingriffsermächtigungen einseitig zu ihren 
Gunsten auslegen.785 Demgegenüber zeichne sich die richterliche Tätigkeit durch 
sachliche und persönliche Unabhängigkeit aus.786 Der Richter habe kein unmittel-
bares Interesse an der Durchführung strafprozessualer Grundrechtseingriffe und 
gelte deshalb als besonders vertrauenswürdige Person, die am besten in der Lage 
sei, über die Rechtmäßigkeit der beantragten Maßnahme zu entscheiden.787 Der 
Richtervorbehalt habe somit eine gesetzes- bzw. tatbestandswahrende Funktion.788 
2.   Vorbeugende Rechtsschutzfunktion 
Neben dieser gesetzeswahrenden Funktion wird der Sinn und Zweck von Rich-
tervorbehalten auch darin gesehen, vorbeugenden Rechtsschutz für den von ei-
nem Strafverfahren Betroffenen zu gewährleisten.789 Es wird davon ausgegangen, 
dass der Richtervorbehalt im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren eine grund-
rechtssichernde Funktion erfüllt.790 Teilweise gilt der Richtervorbehalt geradezu 
als „Königsweg“ für den Grundrechtsschutz im Strafverfahren.791 In diesem Zu-
sammenhang besteht allerdings insofern Uneinigkeit, als einige Vertreter der 
Rechtsschutzfunktion davon ausgehen, dass es sich bei dem Rechtsschutz durch 
Richtervorbehalt um eine Erscheinungsform des Rechtsschutzes i.S.d. Art. 19 
                                                     
783 BVerfGE 103, 142 (154): Strikte Neutralität kann von Polizei und Staatsanwaltschaft im Hinblick 
auf ihre Aufgabe, beim Verdacht von Straftaten den Sachverhalt zu erforschen, nicht erwartet 
werden. Prechtel, Ermittlungsrichter, S. 179 f. 
784 Bachmann, Rechtsschutz, S. 71 f.; ähnlich: Amelung, NJW 1991, 2533 (2536); vgl. auch die Darstel-
lung bei Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 112. 
785 BVerfGE 103, 142 (154); Amelung, NJW 1991, 2533 (2536); ähnlich Rabe v. Kühlewein, Richtervor-
behalt, S. 420 f.; Talaska, Richtervorbehalt, S. 69. 
786 BVerfG, NJW 2008, 822 (832); BVerfGE 107, 299 (325); 103, 142 (151); Rabe v. Kühlewein, Rich-
tervorbehalt, S. 420; Talaska, Richtervorbehalt, S. 69. 
787 BVerfG, NJW 2008, 822 (832); BVerfGE 107, 299 (325); 103, 142 (151); Rabe v. Kühlewein, Rich-
tervorbehalt, S. 420. 
788 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 112; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
421. 
789 Marzahn, ZJS 2008, 375 (380); Krüger, DRiZ 2004, 247 (249); Asbrock, ZRP 1998, 17; Schnarr, 
NStZ 1991, 209 (210); Lepsius, JURA 2002, 259 (261); Bachmann, Rechtsschutz, S. 74 ff.; Lin, 
Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 232; zum Teil auch: Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
421 f.; vgl. auch die Darstellung bei Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 114 f. 
790 BVerfGE 105, 239 (248); 103, 142 (152 f.); Krüger, DRiZ 2004, 247 (248); Gusy, GA 2003, 672; 
Asbrock, ZRP 1998, 17; Amelung, NStZ 2001, 337 (338); Lepsius, JURA 2002, 259 (261); Brüning, 
Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 115; Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 
231; Talaska, Richtervorbehalt, S. 64 f.; Hüls, ZIS 2009, 160. 
791 Kühne, StrafprozessR, Rn. 409; Krüger, DRiZ 2004, 247. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
166 
Abs. 4 GG handelt,792 während andere Befürworter der Rechtsschutzfunktion der 
Ansicht sind, dass der Rechtsschutz durch Richtervorbehalt als ein selbständiges 
Rechtsschutzmodell neben Art. 19 Abs. 4 GG zu qualifizieren ist.793 
Auch die Erforderlichkeit des vorbeugenden Rechtsschutzes durch Richter-
vorbehalt im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren wird unterschiedlich begrün-
det, wobei sich alle Begründungsmodelle im Kern jedoch darauf zurückführen 
lassen, dass es um eine hinreichende Berücksichtigung der Interessen des von 
einer strafrechtlichen Ermittlungsmaßnahme Betroffenen geht:794 Zum Teil wird 
angeführt, dass der Richtervorbehalt einen Ausgleich für schwerwiegende und 
tiefgreifende Grundrechtseingriffe darstellt.795 Dem Gewicht bestimmter Grund-
rechtseingriffe entspreche es, diese durch einen Richter anordnen zu lassen.796 
Andere betonen, dass strafprozessuale Grundrechtseingriffe i.d.R. überra-
schend erfolgen, um zu verhindern, dass beweiserhebliche Informationen in 
Kenntnis der bevorstehenden Ermittlungen beseitigt werden.797 In diesen Fällen 
stünden dem Betroffenen mangels Kenntnis vom Grundrechtseingriff lediglich 
nachträgliche Rechtsschutzmöglichkeiten zur Verfügung, obwohl durch Anord-
nung und Durchführung der jeweiligen Ermittlungsmaßnahme bereits vollendete 
Tatsachen geschaffen worden seien, die zu irreparablen Beeinträchtigungen führen 
könnten.798 Mit dem Hinweis, dass der Betroffene bei heimlichen Ermittlungs-
maßnahmen mitunter nie erfährt, dass es überhaupt zu einem Grundrechtseingriff 
gekommen und nachträglicher Rechtsschutz insoweit vollständig ausgeschlossen 
ist, wird diese Begründung zum Teil weitergeführt.799 
Weiterhin wird angemerkt, dass es in vielen Fällen strafprozessualer Ermitt-
lungsmaßnahmen aufgrund ihres Überraschungs- bzw. Geheimhaltungscharakters 
nicht möglich ist, den Betroffenen vor Anordnung und Durchführung der Maß-
nahme zu hören. Insofern ersetze die richterliche Anordnung der Maßnahme das 
fehlende rechtliche Gehör nach Art. 103 Abs. 1 GG.800 
                                                     
792 Hilger, JR 1990, 485; Asbrock, ZRP 1998, 17; Amelung, NStZ 2001, 337 (342); Talaska, Richtervor-
behalt, S. 64 ff.; wohl auch: Hilger, GS Meyer, 209 (225). 
793 Krüger, DRiZ 2004, 247 (248 f.); Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 247; Brüning, Richter-
vorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 136. 
794 BVerfG, wistra 2008, 339 (340); BVerfGE 103, 142 (151); Schnarr, NStZ 1991, 209 (210). 
795 BVerfG, NJW 2008, 822 (832); Gusy, GA 2003, 672 (674); Lepsius, JURA 2002, 259 (261); Schnarr, 
NStZ 1991, 209 (210); Marzahn, ZJS 2008, 375 (377); v. Olshausen, JZ 1969, 463 (464). 
796 BVerfG, wistra 2008, 339 (340); BVerfGE 103, 142 (151). 
797 Hüls, ZIS 2009, 160; Hilger, JR 1990, 485; Bachmann, Rechtsschutz, S. 74; Talaska, Richtervorbe-
halt, S. 66; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117 f.; Ostendorf/Brüning, JuS 
2001, 1063 (1064); ähnlich Asbrock, ZRP 1998, 17. 
798 Hüls, ZIS 2009, 160; Gusy, GA 2003, 672 (674); Amelung, NStZ 2001, 337 (338); Hilger, JR 1990, 
485; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 (1064); Bachmann, Rechtsschutz, S. 74; Talaska, Richter-
vorbehalt, S. 66; ähnlich Lepsius, JURA 2002, 259 (261). 
799 Hilger, JR 1990, 485; Talaska, Richtervorbehalt, S. 66; ähnlich Asbrock, ZRP 1998, 17. 
800 Asbrock, ZRP 1998, 17; Schnarr, NStZ 1991, 209 (210); Hilger, GS Meyer, 209 (225); ähnlich Kintzi, 
DRiZ 2004, 83; Krüger, DRiZ 2004, 247 (248); wohl auch: BVerfG, wistra 2008, 339 (340); 
BVerfGE 103, 142 (151). 
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3.   Stellungnahme 
Die aufgezeigten Positionen zeigen, dass Sinn und Zweck eines Richtervorbehal-
tes nicht einheitlich beurteilt werden. Hinzu kommt, dass innerhalb der dargeleg-
ten Ansichten nicht immer eine strikte Trennung zwischen der gesetzeswahrenden 
Funktion auf der einen Seite und der Rechtsschutzfunktion auf der anderen Seite 
besteht. Teilweise werden beide Aspekte kumulativ zur Begründung von Richter-
vorbehalten herangezogen,801 was eine klare Antwort auf die Frage nach ihrer 
Funktion um ein Weiteres erschwert. 
a)    Gesetzeswahrende Funktion: Erforderlichkeit einer Kontrolle der Exekutive 
durch die Judikative? 
Die gesetzeswahrende Funktion von Richtervorbehalten geht von der Erforder-
lichkeit einer Kontrolle der nichtrichterlichen Strafverfolgungsorgane durch den 
Richter aus. Damit geht sie von einer Rollenverteilung zwischen den beiden Ge-
walten aus, die gleichsam das Bild einer „bösen“ Exekutive und einer „guten“ 
Judikative zeichnet.802 Dieser Ansatz lässt sich damit erklären, dass das Institut des 
strafprozessualen Richtervorbehaltes aus dem 19. Jahrhundert stammt – aus einer 
Zeit also, in der noch erhebliches Misstrauen gegen die allenfalls schwach demo-
kratisch legitimierte Polizei bestand und insoweit eine vorbeugende richterliche 
Kontrolle angezeigt war.803 Dieses Bild lässt sich heute nicht mehr ohne weiteres 
aufrechterhalten.804 Im demokratischen Rechtsstaat des Grundgesetzes sind auch 
die nichtrichterlichen Strafverfolgungsbehörden über Art. 20 Abs. 3 GG an Ge-
setz und Recht gebunden.805 Insbesondere die Staatsanwaltschaft ist kein rein 
parteiisches Organ der Strafverfolgung, § 160 Abs. 2 StPO legt sie ausdrücklich 
darauf fest, nicht nur die zur Belastung des Beschuldigten, sondern auch die der 
Entlastung dienenden Umstände zu ermitteln. 
Trotz dieser formalen Verpflichtung der Staatsanwaltschaft zur Objektivität 
kann nicht geleugnet werden, dass den Strafverfolgungsbehörden die Sachver-
haltsaufklärung durch den Einsatz strafprozessualer Grundrechtseingriffe wesent-
                                                     
801 Vgl. etwa: Hüls, ZIS 2009, 160; Kintzi, DRiZ 2004, 83; Krüger, DRiZ 2004, 247 (248); Asbrock, 
ZRP 1998, 17; Schnarr, NStZ 1991, 209 (210); Gusy, GA 2003, 672 (674, 677); Lin, Richtervor-
behalt und Rechtsschutz, S. 234 ff. 
802 So Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 113. 
803 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 27 ff., 78 m.w.Nachw. in Fn. 100; Brüning, Richtervorbehalt 
im Ermittlungsverfahren, S. 113; Talaska, Richtervorbehalt, S. 55; Lin, Richtervorbehalt und 
Rechtsschutz, S. 242 spricht insoweit von einem überkommenen Misstrauen gegenüber den 
Exekutivbehörden; Amelung, NStZ 2001, 337. 
804 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 113; im Ergebnis auch: Talaska, Richter-
vorbehalt, S. 69; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 417. 
805 Hüls, ZIS 2009, 160; Talaska, Richtervorbehalt, S. 69; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungs-
verfahren, S. 113; ähnlich Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 417. 
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lich erleichtert wird.806 Hinzu kommt, dass sowohl die Polizei als auch die Staats-
anwaltschaft – letztere führt das strafrechtliche Ermittlungsverfahren in eigener 
Verantwortung, §§ 158 ff. StPO, und vertritt in der Hauptverhandlung die Ankla-
ge, § 243 Abs. 3 S. 1 StPO – einem gewissen psychologischen Druck unterliegen, 
einen Täter zu präsentieren.807 Darauf gründet sich eine in der Tendenz stärker 
parteiische Stellung der nichtrichterlichen Strafverfolgungsbehörden. Eine unvor-
eingenommene, neutrale Prüfung der Tatbestandvoraussetzungen strafprozessua-
ler Ermittlungsmaßnahmen kann daher zumindest nicht in gleichem Maße erwar-
tet werden, wie vom Richter.808 Dieser ist, anders als die Staatsanwaltschaft, nicht 
weisungsgebunden. Er entscheidet nicht in eigener Sache, sondern ist unbeteiligter 
Dritter, der nur auf Antrag der Staatsanwaltschaft tätig wird, § 162 StPO.809 
Diese Unterschiede in Aufgabe und Stellung zwischen den nichtrichterlichen 
Strafverfolgungsorganen und dem Richter zeigen, dass die Gefahr eines einseiti-
gen Einsatzes strafprozessualer Ermittlungsmaßnahmen durch die nichtrichterli-
chen Strafverfolgungsbehörden trotz ihrer Bindung an Recht und Gesetz gem. 
Art. 20 Abs. 3 GG und trotz des die Staatsanwaltschaft treffenden Objektivitäts-
gebotes weiterhin ernst zu nehmen ist.810 Eine vorbeugende richterliche Kontrolle 
strafprozessualer Ermittlungsmaßnahmen ist daher nach wie vor angezeigt.811 Als 
neutrale Instanz, die sich durch persönliche und sachliche Unabhängigkeit aus-
zeichnet, und kein direktes Interesse am Einsatz strafprozessualer Grund-
rechtseingriffe hat, ist der Richter besonders geeignet für die Rechtmäßigkeitskon-
trolle strafprozessualer Eingriffsanordnungen.812 Die gesetzeswahrende Funktion 
von Richtervorbehalten ist damit nicht zu bestreiten.813 
b)    Rechtsschutzfunktion: Erforderlichkeit eines vorbeugenden Rechtsschutzes 
durch Richtervorbehalte? 
Im Hinblick auf die Rechtsschutzfunktion ist zunächst anzumerken, dass die zum 
Teil vorgenommene Einordnung von Richtervorbehalten als Erscheinungsform 
                                                     
806 Hüls, ZIS 2009, 160 (161); Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 113; Lin, Rich-
tervorbehalt und Rechtsschutz, S. 242 f.; Bachmann, Rechtsschutz, S. 71 f. 
807 Hüls, ZIS 2009, 160 (161); Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 113; Talaska, 
Richtervorbehalt, S. 69; wohl auch BVerfGE 103, 142 (154). 
808 BVerfGE 103, 142 (154); Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 113. 
809 BVerfGE 103, 142 (151); Hüls, ZIS 2009, 160 (160 f.); Talaska, Richtervorbehalt, S. 69; Brüning, 
Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 113. 
810 Ausdrücklich: Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 243; ähnlich: Brüning, Richtervorbehalt 
im Ermittlungsverfahren, S. 113 f. 
811 Bei welchen strafprozessualen Ermittlungsmaßnahmen diese vorbeugende richterliche Kontrolle 
im Einzelnen angezeigt sein kann, siehe sogleich. 
812 BVerfG, NJW 2008, 822 (832); BVerfGE 107, 299 (325); 103, 142 (151); Brüning, Richtervorbe-
halt im Ermittlungsverfahren, S. 113; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 421; im Ergebnis 
auch: Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 243. 
813 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 417; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 
112; Talaska, Richtervorbehalt, S. 70. 
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des Rechtsschutzes i.S.d. Art. 19 Abs. 4 GG zumindest auf den ersten Blick nicht 
verfängt. Der Wortlaut des Art. 19 Abs. 4 GG geht davon aus, dass bereits eine 
Rechtsverletzung stattgefunden hat, bevor sich die Rechtsschutzgarantie des 
Art. 19 Abs. 4 GG aktiviert.814 Der Rechtsschutz durch vorbeugende Richtervor-
behalte ist einer Rechtsverletzung jedoch zeitlich vorgelagert. Der Richter ordnet 
eine strafprozessuale Ermittlungsmaßnahme ja gerade erst an, so dass ein hoheitli-
cher Eingriff in die Rechte des von der Ermittlungsmaßnahme Betroffenen noch 
gar nicht stattgefunden hat. Neben diesem Befund, der Gegenstand späterer Erör-
terung sein wird,815 ist außerdem festzustellen, dass die einzelnen Begründungsan-
sätze, die angeführt werden, um die Erforderlichkeit eines vorbeugenden Rechts-
schutzes im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren aufzuzeigen, nicht abschließend 
überzeugen: 
Die Schwere eines Eingriffs allein kann die Erforderlichkeit vorbeugenden 
Rechtsschutzes durch Richtervorbehalte nicht erklären.816 Die Richtervorbehalte 
in Art. 13 Abs. 3 und 4 GG verdeutlichen, dass bei der Normierung eines Rich-
tervorbehaltes auch der mit einem Eingriff verfolgte Zweck zu berücksichtigen 
ist.817 So ist zur Verfolgung einer Straftat gem. Art. 13 Abs. 3 GG unter bestimm-
ten Voraussetzungen die akustische Wohnraumüberwachung zulässig. Die An-
ordnung einer solchen Überwachung ist gem. Art. 13 Abs. 3 S. 3, 4 GG aus-
schließlich dem Richter vorbehalten. Im Gegensatz dazu ist zur Gefahrenabwehr 
nach Art. 13 Abs. 4 GG nicht nur die akustische Wohnraumüberwachung zuläs-
sig, sondern jede Art von technischer Überwachung. Die Anordnung ist zwar 
auch dem Richter vorbehalten, allerdings handelt es sich hierbei nur um eine rich-
terliche Regelzuständigkeit. Bei Gefahr im Verzug kann die Maßnahme gem. 
Art. 13 Abs. 4 S. 2 GG auch durch eine andere gesetzlich bestimmte Stelle ange-
ordnet werden. Damit knüpft das Grundgesetz an die strafprozessuale Wohn-
raumüberwachung deutlich strengere Voraussetzungen als an die gefahrenabweh-
rende Wohnraumüberwachung.818 Zum einen werden die zur Verfügung stehen-
den Mittel beschränkt, indem zu strafprozessualen Zwecken nur die akustische 
Überwachung zulässig ist. Zum anderen besteht bei repressiven Überwachungen 
keine Ausnahmekompetenz für nichtrichterliche Strafverfolgungsorgane. Diese 
                                                     
814 Zwar ist Art. 19 Abs. 4 GG im Präsens formuliert, gleichwohl beinhaltet er einen Tatbestand und 
eine Rechtsfolge, die besagen: Wenn jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver-
letzt wird (Tatbestand), dann steht ihm der Rechtsweg offen (Rechtsfolge). Böckenförde, NJW 
1976, 2089 (2091) spricht allgemein vom Typus einer „Wenn-so“-Programmierung; vgl. im 
Hinblick auf Art. 19 Abs. 4 GG: Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 128; Lin, 
Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 246. 
815 Zu diesem Problem näher siehe: 3. Kapitel, C., III., 1., c), S. 195 ff. 
816 Gusy, GA 2003, 672 (673); Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117; Osten-
dorf/Brüning, JuS 2001, 1063 (1065); Talaska, Richtervorbehalt, S. 68. 
817 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); wohl auch: Talaska, Richtervorbehalt, S. 68 f. 
818 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); Talaska, Richtervorbehalt, S. 68. 
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Unterschiede lassen sich nicht mit der Schwere der Eingriffe erklären – sowohl 
Maßnahmen nach Art. 13 Abs. 3 GG als auch Maßnahmen nach Art. 13 Abs. 4 
GG greifen in die Unverletzlichkeit der Wohnung ein819 – sondern ausschließlich 
mit dem verfolgten Zweck der Maßnahmen.820 Bei Art. 13 Abs. 3 GG erfolgt der 
Eingriff zu repressiven Zwecken, d.h. nachdem sich eine Gefahr realisiert hat und 
ein Schaden eingetreten ist.821 Bei Art. 13 Abs. 4 GG findet die Überwachung zu 
präventiven Zwecken statt, d.h. im Vorfeld einer Gefahr- und Schadensverwirkli-
chung.822 Während das Gefahrenabwehrrecht den Eintritt einer Rechtsgutsverlet-
zung also abzuwehren sucht, können repressive Maßnahmen des Strafverfahrens-
rechts eine bereits eingetretene Rechtsgutsverletzung nicht mehr rückgängig ma-
chen. Um die Realisierung drohender Gefahren und den Schadenseintritt zu ver-
hindern, wird den Polizei- und Ordnungsbehörden ein zügiges Eingreifen ermög-
licht; im Mittelpunkt des Polizei- und Ordnungsrechts steht die Prämisse der Ef-
fektivität der Gefahrenabwehr.823 Strenge Anordnungsvoraussetzungen, die zu 
Verzögerungen in der Durchführung gefahrenabwehrrechtlicher Maßnahmen 
führen, können eine solche effektive Gefahrenabwehr behindern, weshalb der von 
einer polizeirechtlichen Maßnahme Betroffene regelmäßig auf den Weg nachträg-
lichen Rechtsschutzes verwiesen ist. Diese Wertung, die der Verfolgung präventi-
ver Ziele einen höheren Stellenwert einräumt, als der Strafverfolgung, findet sich 
auch bei anderen miteinander vergleichbaren Maßnahmen nach der Strafprozess-
ordnung und den Polizeigesetzen der Länder wieder. So stellen die §§ 81a Abs. 2, 
81c Abs. 5 StPO etwa die körperliche Untersuchung unter einen Richtervorbehalt, 
während dieselben Maßnahmen in den Polizeigesetzen einiger Länder824 nicht der 
vorbeugenden Kontrolle des Richters vorbehalten sind.825 Auch hier zeigt sich, 
dass nicht allein die Schwere eines Eingriffs ausschlaggebend sein kann für die 
Normierung eines vorbeugenden Richtervorbehaltes.826 Zusätzlich muss auch der 
mit einer Maßnahme verfolgte Zweck berücksichtigt werden.827 
                                                     
819 Talaska, Richtervorbehalt, S. 68; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117; Osten-
dorf/Brüning, JuS 2001, 1063 (1064); da Art. 13 Abs. 4 GG die zur Verfügung stehenden Maß-
nahmen nicht auf die akustische Überwachung beschränkt, können Maßnahmen nach Art. 13 
Abs. 4 GG sogar einen noch stärkeren Eingriff bewirken, als Maßnahmen nach Art. 13 Abs. 3 
GG, die sich in der akustischen Überwachung erschöpfen. 
820 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); in diese Richtung auch: Talaska, Richtervorbehalt, S. 68 f. 
821 Papier in Maunz-Dürig, GG, Art. 13/Rn. 73; Kühne in Sachs, GG, Art. 13/Rn. 41. 
822 Papier in Maunz-Dürig, GG, Art. 13/Rn. 89; Kühne in Sachs, GG, Art. 13/Rn. 46. 
823 Vgl. nur: Tettinger/Erbguth/Mann, VerwR BT, Rn. 534; Pieroth/Schlink/Kniesel, POR, § 2/Rn. 12. 
824 Vgl. etwa: § 21a Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 ASOG Bln, § 11a Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 POG Rhl.Pf., § 183a 
Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 LVwG-SH. 
825 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064). 
826 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117. 
827 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 117. 
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Ein Vergleich mit dem Polizei- und Ordnungsrecht der Länder zeigt weiterhin, 
dass auch die Überraschungswirkung bzw. der heimliche Charakter bestimmter 
Ermittlungsmaßnahmen allein die Normierung vorbeugender strafprozessualer 
Richtervorbehalte nicht zu erklären vermag.828 Durch das Institut der sofortigen 
Vollziehung bzw. unmittelbaren Ausführung829 können auch im Polizeirecht 
Grundrechtseingriffe durchgeführt werden, ohne dass der Betroffene zuvor von 
der Maßnahme erfährt und Rechtsschutz beantragen kann.830 Zudem entfalten 
Widerspruch und Anfechtungsklage gem. § 80 Abs. 2 Nr. 2 VwGO keine auf-
schiebende Wirkung bei unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen von 
Polizeivollzugsbeamten. Folglich ist auch in diesen Fällen der Vollzug einer Maß-
nahme möglich, ohne dass im Vorfeld gerichtlicher Rechtsschutz gewährt worden 
ist.831 Schließlich können auch gefahrenabwehrrechtliche Maßnahmen dem Be-
troffenen zunächst verborgen bleiben, um ihre Erfolgsaussichten nicht zu verrin-
gern.832 Gleichwohl stehen sie nicht unter Richtervorbehalt.833 Die unterschiedli-
che Ausgestaltung der Anordnungsvoraussetzungen im Strafverfahrensrecht und 
Gefahrenabwehrrecht zeigt auch hier, dass die Überraschungswirkung bzw. der 
heimliche Charakter strafprozessualer Maßnahmen allein nicht der entscheidende 
Grund für die Normierung von Richtervorbehalten sein kann.834 Vielmehr ist auch 
in diesem Zusammenhang die Zielrichtung des Strafverfahrensrechts auf der einen 
Seite und des Gefahrenabwehrrechts auf der anderen Seite in die Betrachtung mit 
einzubeziehen. 
Schließlich erhellt sich die Funktion von Richtervorbehalten auch nicht durch 
das Argument, dass sie das fehlende rechtliche Gehör bei überraschenden oder 
heimlichen Ermittlungsmaßnahmen ersetzen.835 Der Anspruch des Betroffenen, 
                                                     
828 Gusy, GA 2003, 672 (673 f.); Talaska, Richtervorbehalt, S. 67; Brüning, Richtervorbehalt im Ermitt-
lungsverfahren, S. 117 ff.; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 (1064). 
829 Vgl. etwa: § 7 Abs. 1 HmbSOG, § 8 Abs. 1 HSOG, § 70a Abs. 1 SOG M-V. 
830 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 118. 
831 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 118; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); Amelung, JZ 1987, 737 (743 ff.); wobei es jedoch die Möglichkeit gibt, die aufschiebende 
Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage durch einen Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
anzuordnen. 
832 So bspw. die gefahrenabwehrrechtliche Rasterfahndung; hierzu allgemein auch Gusy, GA 2003, 
672 (674). 
833 Vgl. für die Rasterfahndung etwa: § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 SOG M-V, § 31 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 
SOG LSA, § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 ThürPAG. 
834 Gusy, GA 2003, 672 (674); Talaska, Richtervorbehalt, S. 67; Brüning, Richtervorbehalt im Ermitt-
lungsverfahren, S. 118; im Ergebnis kann der aufgezeigte Unterschied zwischen gefahrenab-
wehrrechtlichen und strafprozessualen Überraschungs- bzw. Geheimmaßnahmen auch auf den 
Zweck der Gefahrenabwehr, der mit dem Polizei- und Ordnungsrecht verfolgt wird, zurückge-
führt werden. Insofern hätte diese Fallgruppe bereits im Rahmen der zuvor erfolgten Darstel-
lung angeführt werden können. Die separate Beschreibung ist lediglich der Übersichtlichkeit 
und Verständlichkeit geschuldet. 
835 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 116; Lin, Richtervorbehalt und Rechts-
schutz, S. 273 f.; im Ergebnis wohl auch: Talaska, Richtervorbehalt, S. 67. 
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vor Anordnung eines strafprozessualen Grundrechtseingriffs gehört zu werden, 
entsteht ja gerade erst dadurch, dass die Anordnungskompetenz dem Richter zu-
gewiesen ist. Dem Richtervorbehalt kann folglich nicht die Funktion zukommen, 
etwas zu ersetzen, was ohne seine Normierung gar nicht bestünde.836 Hinzu 
kommt, dass etwa die §§ 131, 163b StPO keinen Richtervorbehalt vorsehen,837 
obwohl sie den Betroffenen überraschen können. Auch in diesen Konstellationen 
wird dem Betroffenen kein vorheriges rechtliches Gehör gewährt und trotzdem 
liegt die Anordnungskompetenz nicht beim Richter.838 
c)    Vorbeugender Rechtsschutz durch Richtervorbehalte aufgrund der durch 
beweissichernde, strafprozessuale Grundrechtseingriffe erfolgenden „Dop-
pelbelastung“? 
Insgesamt zeigt sich also, dass die von den Vertretern einer Rechtsschutzfunktion 
angeführten Begründungsansätze die Erforderlichkeit eines vorbeugenden Rechts-
schutzes durch Richtervorbehalte im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren nicht 
abschließend zu erklären vermögen. Damit ist fraglich, ob überhaupt eine Rechts-
schutzfunktion von Richtervorbehalten anzuerkennen ist, oder ob sich Sinn und 
Zweck von Richtervorbehalten in der befürworteten gesetzeswahrenden Funktion 
erschöpfen. In diesem Zusammenhang könnte es von Erkenntniswert sein, der 
Frage nachzugehen, warum vergleichbare Maßnahmen des Polizeirechts und des 
Strafverfahrensrechts unterschiedlichen Anordnungsvoraussetzungen unterliegen, 
obwohl ihr Vollzug an sich zu denselben Grundrechtsbeeinträchtigungen des 
Betroffenen führt. Denn insbesondere das Unvermögen der von den Vertretern 
einer Rechtsschutzfunktion angeführten Begründungsansätze, die unterschiedliche 
Ausgestaltung der Anordnungsvoraussetzungen im Strafverfahrens- und im Ge-
fahrenabwehrrecht zu erklären, war Anlass der geübten Kritik. 
In erster Linie ist der Grund für die unterschiedliche Ausgestaltung von Rich-
tervorbehalten bei an sich vergleichbaren Maßnahmen des Polizeirechts und des 
Strafprozessrechts, wie oben bereits angesprochen, in der unterschiedlichen Ziel-
richtung und den unterschiedlichen Prämissen des Strafprozessrechts und des 
Gefahrenabwehrrechts zu sehen.839 Strafprozessuale Ermittlungsmaßnahmen 
unterliegen nicht nur deshalb einem Richtervorbehalt, weil sie schwerwiegend 
oder überraschend in die Grundrechte des Betroffenen eingreifen – gleiches trifft 
auf zahlreiche Maßnahmen des Gefahrenabwehrrechts zu, die keinem Richtervor-
                                                     
836 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 413; Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 274; Brü-
ning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 116. 
837 In § 131 Abs. 1 StPO ist lediglich eine konkurrierende Zuständigkeit von Richter und Staatsan-
waltschaft vorgesehen, d.h. die Staatsanwaltschaft kann eine Ausschreibung zur Festnahme nach 
§ 131 StPO auch alleine veranlassen, ohne dass es im Vorfeld oder im Nachhinein zu einer rich-
terlichen Mitwirkung kommt.  
838 Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 274, kritisch zur fehlenden Anordnungskompetenz 
des Richters bei diesen Maßnahmen: Hilger, JR 1990, 485 (486). 
839 Siehe: 3. Kapitel, C., I., 3., b), S. 173 f. 
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behalt unterliegen. Grund für die oftmals weniger restriktiv geregelten Anord-
nungskompetenzen im Polizei- und Ordnungsrecht ist auch die Zielrichtung des 
Gefahrenabwehrrechts, in dessen Zentrum eine effektive Gefahrenabwehr, mithin 
der Schutz noch unversehrter Rechtsgüter steht. 
Neben diesem generellen Gesichtspunkt, der allgemein nach den Intentionen 
der verschiedenen Regelungsbereiche fragt, kann ein weiterer Erklärungsansatz 
durch eine mehr individualisierende Betrachtung gewonnen werden, die nach den 
Konsequenzen strafprozessualer Grundrechtseingriffe für den Betroffenen 
fragt.840 Die meisten beweissichernden strafprozessualen Grundrechtseingriffe 
unterliegen einem Richtervorbehalt, während die Anordnung vergleichbarer Maß-
nahmen des Polizeirechts i.d.R. nicht dem Richter vorbehalten ist.841 Beweissi-
chernde strafprozessuale Grundrechtseingriffe zielen darauf, beweiserhebliche 
Informationen wie Spuren, Tatwerkzeuge o.ä. zu sichern, die in einem späteren 
Strafverfahren zu Lasten des Beschuldigten verwendet werden können.842 Die 
aufgefundenen beweiserheblichen Informationen können die Grundlage für eine 
Verurteilung des Beschuldigten bilden.843 Damit wird der von einer strafprozes-
sualen Ermittlungsmaßnahme Betroffene nicht nur durch den Vollzug der Maß-
nahme an sich belastet – insofern besteht eine Parallele zwischen Maßnahmen im 
Ermittlungsverfahren und Maßnahmen der Gefahrenabwehr. Er wird zusätzlich 
auch dadurch belastet, dass die bei dem Vollzug der Maßnahme gewonnenen 
Informationen in einem anschließenden Strafverfahren verwendet werden und so 
zu seiner Verurteilung führen können.844 Bei beweissichernden strafprozessualen 
Maßnahmen können die eigentlichen prozessexternen Grundrechtseingriffe zu 
weiteren, mitunter schwerwiegenden, prozessinternen Belastungen des Betroffe-
nen führen.845 Damit ist der Betroffene bei beweissichernden strafprozessualen 
Grundrechtseingriffen gleichsam einer „Doppelbelastung“846 ausgesetzt, die bei 
                                                     
840 Vgl. Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 119 f.; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 
1063 (1064); Talaska, Richtervorbehalt, S. 68 f. 
841 Als strafprozessuale Maßnahmen unterliegen einem Richtervorbehalt bspw. die Beschlagnahme 
nach den §§ 94 ff. StPO, die Rasterfahndung nach den 98a f. StPO oder auch die Durchsuchung 
nach den §§ 102 ff. StPO. Die Anordnung derselben Maßnahmen im Gefahrenabwehrrecht der 
Länder ist demgegenüber nicht dem Richter vorbehalten, vgl. etwa § 26 Nds.SOG für die Be-
schlagnahme, § 45a Nds.SOG für die Rasterfahndung (wobei die Rasterfahndung gem. § 45a 
Abs. 2 Nds.SOG der schriftlich begründeten Anordnung durch die Behördenleitung und der 
Zustimmung des für Inneres zuständigen Ministeriums bedarf) und § 22 Abs. 1, 2 Nds.SOG für 
die Durchsuchung. 
842 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); ähnlich: Amelung, FG 50 Jahre BGH, 911 (930); Talaska, Richtervorbehalt, S. 69. 
843 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); Talaska, Richtervorbehalt, S. 69. 
844 Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 (1064 f.). 
845 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120, ähnlich Amelung, FG 50 Jahre BGH, 
911 (930). 
846 So ausdrücklich: Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120; Ostendorf/Brüning, JuS 
2001, 1063 (1064); Talaska, Richtervorbehalt, S. 69. 
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gefahrenabwehrrechtlichen Standardmaßnahmen des Polizei- und Ordnungsrechts 
in dieser Form nicht gegeben ist.847 In dieser Doppelbelastung kann ein weiterer 
Grund gesehen werden für die unterschiedliche Ausgestaltung der Anordnungs-
voraussetzungen bei an sich vergleichbaren Maßnahmen des Strafverfahrens- und 
des Gefahrenabwehrrechts.848 
Die vorbeugende richterliche Mitwirkung bewirkt in diesem Zusammenhang 
nicht nur eine objektive Kontrolle der Exekutive i.S.d. gesetzeswahrenden Funkti-
on. Indem der Betroffene vor einer rechtswidrigen Anordnung – schwerwiegen-
der, überraschender und darüber hinaus u.U. noch doppelt belastender – strafpro-
zessualer Grundrechtseingriffe geschützt wird, schützt die vorbeugende richterli-
che Mitwirkung auch die Interessen des von einem strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahren Betroffenen.849 Richtervorbehalten kommt damit auch eine individual-
schützende Funktion zu, sie gewähren mithin vorbeugenden Rechtsschutz.850 
d)    Fazit 
Der Sinn und Zweck von Richtervorbehalten ist primär in einer gesetzeswahren-
den Funktion zu sehen.851 Dieser Befund darf allerdings nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass darin zumindest faktisch auch ein Schutz der Rechte des von einem 
strafprozessualen Grundrechtseingriff Betroffenen liegt.852 
Durch die Einschaltung eines Richters überprüft neben der Polizei bzw. 
Staatsanwaltschaft eine weitere Instanz das Vorliegen der Tatbestandvorausset-
zungen der strafprozessualen Ermittlungsmaßnahme. Durch diese zusätzliche 
Kontrolle entscheiden „vier Augen“ über die Anordnung eines strafprozessualen 
Grundrechtseingriffs, was zu einer Kontrolle der nichtrichterlichen Ermittlungs-
organe führt und insofern die gesetzeswahrende Funktion des Richtervorbehaltes 
ausmacht. Die Kontrolle der nichtrichterlichen Strafverfolgungsorgane durch den 
Richter erhöht überdies die Wahrscheinlichkeit, dass es nicht zu rechtswidrigen 
Anordnungen strafprozessualer Ermittlungsmaßnahmen mangels Vorliegen der 
jeweiligen Tatbestandvoraussetzungen kommt.853 Somit ist in der Kontrolle der 
Exekutive durch die vorbeugende richterliche Mitwirkung faktisch auch ein 
                                                     
847 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1064); Talaska, Richtervorbehalt, S. 69. 
848 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120; Ostendorf/Brüning, JuS 2001, 1063 
(1065); wohl auch: Talaska, Richtervorbehalt, S. 68 f. 
849 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 421. 
850 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 120 ff.; allgemein auch Rabe v. Kühlewein, 
Richtervorbehalt, S. 421. 
851 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 122; Lin, Richtervorbehalt und Rechts-
schutz, S. 235 f.; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 421. 
852 Vgl. Amelung, JZ 1987, 737 (744): „Reflexwirkungen“ der Verteilung von Anordnungskompeten-
zen, die den Bürger vor ungerechtfertigten Eingriffen schützen. Rabe v. Kühlewein, Richtervorbe-
halt, S. 421: Der Rechtsschutzaspekt wird bei Richtervorbehalten allein über die tatbestands-
wahrende Funktion vermittelt. Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 235. 
853 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 421. 
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Schutz der Grundrechte des Betroffenen zu sehen, die vor rechtswidrigen Eingrif-
fen geschützt werden. Die gesetzeswahrende Funktion und die Rechtsschutzfunk-
tion von Richtervorbehalten sind daher nicht strikt voneinander zu trennen, son-
dern stehen in engem Zusammenhang.854 
Diese Funktionen, Kontrolle der nichtrichterlichen Strafverfolgungsorgane 
und damit einhergehender Rechtsschutz für den von einem strafrechtlichen Er-
mittlungsverfahren Betroffenen, begründen ein individuelles Interesse desjenigen 
an strafprozessualen Richtervorbehalten, der von einem strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren betroffen ist bzw. künftig betroffen sein könnte. Als ausgleichen-
des Instrument im Spannungsfeld zwischen den Interessen einer effektiven Straf-
verfolgung an einer möglichst vollständigen Wahrheitsermittlung und den Rechten 
des von einer strafprozessualen Ermittlungsmaßnahme Betroffenen855 sind Rich-
tervorbehalte – die die Gefahr einer rechtswidrigen Anordnung strafprozessualer 
Grundrechtseingriffe reduzieren – jedoch auch als ein Element einer prozessord-
nungsgemäßen Sachverhaltsermittlung anzusehen. Diese ist wiederum für eine 
rechtsfriedenstiftende Strafverfolgung als Ziel des Strafverfahrens856 von Belang, 
so dass auch ein überindividuelles Interesse an strafprozessualen Richtervorbehal-
ten nicht zu leugnen sein dürfte. 
II.   Der Richtervorbehalt im Vollzug der Untersuchungshaft 
Liegen Sinn und Zweck von Richtervorbehalten also darin, die Exekutive im Rah-
men der Anordnung strafprozessualer Grundrechtseingriffe zu kontrollieren und 
dadurch auch die Interessen des von einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren 
Betroffenen zu schützen, so ist in einem weiteren Schritt die konkrete Ausgestal-
tung von Richtervorbehalten im Vollzug der Untersuchungshaft zu untersuchen. 
Wie oben bereits kurz angesprochen, weicht die Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen Richter und Anstalt im Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz von der 
bisherigen Regelung des § 119 Abs. 6 StPO a.F. ab.857 Dieser Befund deutet an, 
dass es nicht die eine Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Richter und Anstalt 
im Untersuchungshaftvollzug gibt. Vorschläge zu einer von § 119 Abs. 6 StPO 
a.F. abweichenden Zuständigkeitsverteilung im Vollzug der Untersuchungshaft 
sind nicht neu,858 und auch die seit der Föderalismusreform in Kraft getretenen 
                                                     
854 Talaska, Richtervorbehalt, S. 70; Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 236; Rabe v. Kühlewein, 
Richtervorbehalt, S. 417, 421; ähnlich Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 122; 
wohl auch: BVerfGE 103, 142 (151 ff.), die sowohl die Kontrollfunktion als auch die Rechts-
schutzfunktion der vorbeugenden richterlichen Mitwirkung betont; Kintzi, DRiZ 2004, 83; Krü-
ger, DRiZ 2004, 247 (248) und Asbrock, ZRP 1998, 17 stellen ebenfalls beide Funktionen von 
Richtervorbehalten nebeneinander. 
855 Siehe: 3. Kapitel, C., S. 165 f. 
856 Siehe: 3. Kapitel, C., S. 165 f. 
857 Siehe: 3. Kapitel, C., S. 165 ff. 
858 In seinem 1981 vorgelegten Entwurf eines Untersuchungshaftvollzugsgesetzes plädiert für eine 
von § 119 Abs. 6 StPO abweichende Zuständigkeitsverteilung: Baumann, Entwurf, S. 14 ff., 145. 
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Gesetze über den Vollzug der Untersuchungshaft sehen eine Neuverteilung der 
Kompetenzen von Richter und Anstalt vor.859 Die verschiedenen Möglichkeiten 
der Kompetenzverteilung sollen im Folgenden dargestellt werden, um die nieder-
sächsische Regelung anschließend in den aufgezeigten Kontext einordnen zu kön-
nen. Nachdem herausgearbeitet wurde, welchem Zuständigkeitsmodell die nieder-
sächsische Regelung zuzuordnen ist, wird eine verfassungsrechtliche Prüfung der-
selben vorgenommen. 
1.    Die bisherige Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Vollzugsanstalt nach § 119 
Abs. 6 StPO a.F. 
Für die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maß-
nahmen war nach § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. generell der Richter zuständig. Da-
bei handelte es sich um eine richterliche Regelzuständigkeit insofern, als nur in 
dringenden Fällen auch der Staatsanwalt, der Anstaltsleiter oder ein anderer Beam-
ter vorläufige Maßnahmen treffen konnte, § 119 Abs. 6 S. 2 StPO a.F.. Diese 
Maßnahmen bedurften gem. § 119 Abs. 6 S. 3 StPO a.F. der Genehmigung des 
Richters. Zuständiger Richter i.S.v. § 119 Abs. 6 StPO a.F. war vor Erhebung der 
öffentlichen Klage der Richter, der den Haftbefehl erlassen hat oder dem die Zu-
ständigkeit übertragen worden ist, § 126 Abs. 1 StPO.860 Nach Erhebung der öf-
fentlichen Klage war der Vorsitzende des mit der Sache befassten Gerichts gem. 
§ 126 Abs. 2 S. 1 i.V.m. S. 3 StPO zuständiger Richter i.S.v. § 119 Abs. 6 StPO 
a.F..861 Nach Einlegung der Revision war der Vorsitzende desjenigen Gerichts 
zuständig, dessen Urteil angefochten ist, § 126 Abs. 2 S. 2, 3 StPO.862 
Die generelle Zuständigkeit des Richters, gelegentlich als Allzuständigkeit bzw. 
Alleinzuständigkeit bezeichnet,863 wurde ganz überwiegend dahin interpretiert, 
dass der Richter für alle Anordnungen nach § 119 Abs. 1 bis 5 StPO a.F. zustän-
dig war, soweit sie gegen einen bestimmten Beschuldigten getroffen wurden.864 
Die richterliche Zuständigkeit des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. griff also dann ein, 
wenn es darum ging, wie die Haft bei einem bestimmten Beschuldigten zu vollzie-
hen ist. Demgegenüber war der Leiter der Anstalt zuständig für Anordnungen 
                                                                                                                                 
Ebenfalls in ihrem 1982 vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über den Vollzug der Untersu-
chungshaft eine Alternative zu § 119 Abs. 6 StPO entwickelnd: Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, 
Entwurf, Vorwort und § 6. 
859 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, C., II., 2., b), S. 186 ff. 
860 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 91; SK-Paeffgen, 
StPO, § 119/Rn. 72; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 46. 
861 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 91; SK-Paeffgen, 
StPO, § 119/Rn. 72; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 46. 
862 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 72; Meyer-Goßner, 
StPO, § 119/Rn. 46. 
863 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 84; Friedrich, Untersu-
chungshaftvollzug, S. 58; Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (132). 
864 BGHSt 29, 135 (137); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133; KK-Schultheis, StPO, § 
119/Rn. 92; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 74; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 46. 
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genereller Art, die die äußere Ordnung der Anstalt betrafen, wie etwa die Festle-
gung allgemeiner Besuchszeiten oder die Anordnung der Durchsuchung aller 
anstaltsfremden Besucher ohne Bezug zu einem bestimmten Beschuldigten.865 
Hintergrund der richterlichen Allzuständigkeit für die Anordnung der im Voll-
zug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen nach § 119 Abs. 6 S. 1 
StPO a.F. war u.a.866 die verfahrenssichernde Natur867 der Untersuchungshaft. Der 
zuständige Richter kennt den konkreten Einzelfall und weiß somit, welche Be-
schränkungen oder Gewährungen bei dem betreffenden Gefangenen den Fort-
gang des Verfahrens gefährden können und welche nicht.868 Allerdings führte die 
Regelung des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. auch dazu, dass der Richter im Vollzug 
der Untersuchungshaft an sich für eine Vielzahl von Entscheidungen zuständig ist. 
So hatte er oftmals etwa – sofern die Anordnung nur einen einzelnen Gefangenen 
betrifft – über die Ausstattung des Haftraumes, die Belegung des Haftraumes oder 
auch den Besitz von eigenen Sachen zu entscheiden.869 Entscheidungen, die ohne 
Kenntnis der räumlichen, personellen und finanziellen Verhältnisse der Anstalt 
zum Teil nur schwer sachgerecht getroffen werden konnten.870 Darüber hinaus 
waren, weil sich die Zuständigkeit im Einzelfall nach § 126 StPO bestimmte, für 
die in einer Justizvollzugsanstalt inhaftierten Häftlinge häufig verschiedene Richter 
zuständig.871 Dies beinhaltete die Gefahr, dass Untersuchungshäftlinge aufgrund 
unterschiedlicher richterlicher Anordnungen verschiedenen Beschränkungen un-
terlagen oder unterschiedliche Gewährungen genossen, ohne dass dafür bei 
gleichgelagerten Fällen immer ein sachlicher Grund bestand.872 
                                                     
865 BGHSt 29, 135 (138); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 133; KK-Schultheis, StPO, § 
119/Rn. 92; SK-Paeffgen, StPO, § 119/Rn. 74; Meyer-Goßner, StPO, § 119/Rn. 46. 
866 Ob die richterliche Allzuständigkeit des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. darüber hinaus auch Aus-
druck eines verfassungsrechtlichen Gebotes zur Normierung von Richtervorbehalten im Voll-
zug der Untersuchungshaft war siehe: 3. Kapitel, C., III., 1., S. 192 ff. 
867 Hierzu siehe: Einleitung, A., S. 1. 
868 BGHSt 29, 135 (137); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 
83; Baumann, JZ 1990, 107 (112). 
869 Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (132); Löwe-Rosenberg/Dünnebier, StPO (23. Auflage 1978), § 
119/Rn. 15; allgemein auch Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 57. 
870 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 83; Preusker, ZfStrVo 
1981, 131 (132); v. Olshausen, JZ 1969, 463 (464); Löwe-Rosenberg/Dünnebier, StPO (23. Auflage 
1978), § 119/Rn. 15; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (172); im Ergebnis 
wohl auch: Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 
57; Baumann, Probleme der Untersuchungshaft, 149 (160); derselbe, JZ 1990, 107 (112). 
871 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 83; Müller-Dietz, StV 
1984, 79 (87); Baumann, Entwurf, S. 14 f; derselbe, JZ 1990, 107 (112); Seibert, Untersuchungshaft 
– Stiefkind der Justiz, 165 (172). 
872 Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (132); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 83; Müller-Dietz, StV 1984, 79 (87); Baumann, Entwurf, S. 14 f.; derselbe, JZ 1990, 
107 (112); wohl auch: Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); v. Olshausen, JZ 1969, 463 
(464). 
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Die Praxis bemühte sich, dieser Konsequenzen der richterlichen Allzuständig-
keit des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. mittels eines „juristischen Kunstgriffs“873 über 
die Untersuchungshaftvollzugsordnung Herr zu werden. An sich war die Untersu-
chungshaftvollzugsordnung als Modell für den Normalfall des Untersuchungs-
haftvollzuges konzipiert, an dem sich der Richter bei Erlass seiner Anordnungen 
orientieren konnte.874 Über diesen bloßen Empfehlungscharakter ging die Verwal-
tungsvorschrift jedoch hinaus, indem Nr. 2 Abs. 2 S. 2 UVollzO unterstellte, dass 
die allgemeinen Bestimmungen der Untersuchungshaftvollzugsordnung dem Wil-
len des Richters entsprechen (soweit dieser in Verbindung mit dem Aufnahmeer-
suchen oder später nicht etwas anderes bestimmt) und damit auch für den Einzel-
fall gelten. Eine gerichtliche Entscheidung wurde insofern ersetzt.875 Die Untersu-
chungshaftvollzugsordnung wurde damit gleichsam zum Gesetz über den Vollzug 
der Untersuchungshaft, ohne dass sie den Prozess der parlamentarischen Willens-
bildung durchlaufen hat.876 Die Realität im Alltag des Untersuchungshaftvollzuges 
widersprach mithin nicht selten der gesetzlich angeordneten richterlichen All-
zuständigkeit des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. für die Ausgestaltung des Vollzuges 
im Einzelfall.877 
2.    Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Vollzugsanstalt in verschiedenen Ent-
würfen zu einem Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft 
a)    Entwürfe zu einem Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft vor der 
Föderalismusreform 
Der historische Überblick über die Rechtslage im Untersuchungshaftvollzug vor 
der Föderalismusreform hat gezeigt, dass sich Anfang der 80er Jahre des 20. Jahr-
hunderts die Forderungen nach einer – bis dato nicht vorhandenen – detaillierten 
gesetzlichen Regelung des Untersuchungshaftvollzuges (erneut) verstärkten.878 Im 
Rahmen der Diskussion um die Notwendigkeit einer ausführlichen gesetzlichen 
Grundlage des Untersuchungshaftvollzuges wurden verschiedene Gesetzesent-
würfe vorgelegt. Seitens der Wissenschaft legte Baumann im Jahre 1981 einen ers-
ten Entwurf vor.879 Diesem folgte ein Jahr später aus der Praxis der Entwurf der 
                                                     
873 So ausdrücklich: Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2270); auf diesen Bezug nehmend: Jehle, Untersu-
chungshaft, S. 176 f.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 84; 
Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (133). 
874 Siehe: 1. Kapitel, A., II., S. 12 ff. 
875 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 6; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrecht-
lichen Vorgaben, S. 3; Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2270); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, 
S. 30; Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (133). 
876 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 3 f.; Seebode, Vollzug der 
Untersuchungshaft, S. 30 f.; Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2270). 
877 Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 84; Baumann, Probleme 
der Untersuchungshaft, 149 (159 f.). 
878 Siehe: 1. Kapitel, A., II., S. 12 ff. 
879 Baumann, Entwurf; im Folgenden UVollzG-E-Baumann. 
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Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V..880 Den Status eines Regierungs-
entwurfes erlangte allein ein Referentenentwurf des Bundesjustizministeriums im 
Jahre 1999.881 Da sich alle drei Gesetzesentwürfe mit der Zuständigkeitsverteilung 
zwischen Richter und Anstalt auseinandersetzen, sollen sie einer näheren Betrach-
tung zugeführt werden. 
Der Gesetzesentwurf von Baumann geht dahin, dem Richter die Entscheidun-
gen zu überlassen, die sich aus dem Verfahrensstand und der jeweiligen Verfah-
renssituation ergeben.882 Entscheidungen, die mit der Eigenart der Anstalt, dem 
dort möglichen Vollzug und seiner Organisation zusammenhängen, sind hingegen 
dem Anstaltsleiter zuzuweisen.883 Motiv dieser Zuständigkeitsverteilung ist es, die 
durch die generelle Zuständigkeit des Richters nach § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. 
bedingten Probleme in der Praxis884 zu entschärfen.885 Zur Erreichung dieses Zie-
les bestimmt § 82 Abs. 2 UVollzG-E-Baumann die generelle Zuständigkeit der 
Anstaltsleitung für alle Fälle, in denen eine richterliche Zuständigkeit nicht be-
steht.886 Die richterliche Zuständigkeit betrifft einzelne Vorschriften des Geset-
zesentwurfes, die in § 82 Abs. 2 UVollzG-E-Baumann zusammenfassend aufge-
zählt werden.887 Sofern der Aufschub einer einzelnen, in der Zuständigkeit des 
Richters liegenden Maßnahme nicht möglich ist, trifft der Anstaltsleiter die Maß-
nahme gem. § 80 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 82 Abs. 2 S. 2 UVollzG-E-Baumann vorläu-
fig und führt unverzüglich die richterliche Entscheidung herbei.888 Indem die Eil-
kompetenz der Anstalt auf einzelne Maßnahmen beschränkt wird, soll verhindert 
werden, dass die richterliche Zuständigkeit generell beeinträchtigt wird; ganze 
Bereiche richterlicher Zuständigkeit dürfen nicht in die Anstaltskompetenz über-
nommen werden.889 
Der Gesetzesentwurf der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V. 
beschränkt die richterliche Kompetenz auf Entscheidungen, die zur Sicherung des 
Verfahrens erforderlich sind, § 6 Abs. 1 S. 1 UVollzG-E-Anstaltsleiter.890 Für alle 
übrigen Entscheidungen ist gem. § 6 Abs. 2 UVollzG-E-Anstaltsleiter der An-
                                                     
880 Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf; im Folgenden UVollzG-E-Anstaltsleiter. 
881 BR-Drs. 249/99; im Folgenden UVollzG-E-1999, siehe bereits: 1. Kapitel, A., II., S. 12 ff. 
882 Baumann, Entwurf, S. 14 ff.; derselbe, JZ 1990, 107 (112). 
883 Baumann, Entwurf, S. 14 ff.; derselbe, JZ 1990, 107 (112). 
884 Siehe: 3. Kapitel, C., II., 1., S. 180 ff. 
885 Baumann, Entwurf, S. 14 ff.; derselbe, JZ 1990, 107 (112). 
886 Baumann, Entwurf, S. 15, Begründung zu § 82/S. 144; hierzu auch Friedrich, Untersuchungshaft-
vollzug, S. 55. 
887 Baumann, Entwurf, S. 15, Begründung zu § 82/ S. 144; hierzu auch Friedrich, Untersuchungshaft-
vollzug, S. 55. 
888 Baumann, Entwurf, Begründung zu § 80/S. 142 ff; hierzu auch Friedrich, Untersuchungshaftvoll-
zug, S. 55. 
889 Baumann, Entwurf, Begründung zu § 80/S. 143; hierzu auch Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, 
S. 55. 
890 Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, Vorwort S. 3; hierzu auch Friedrich, Untersuchungs-
haftvollzug, S. 55. 
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staltsleiter zuständig. Tragender Grund für diese Verteilung der Zuständigkeiten 
war auch hier die Erkenntnis, dass sich die alleinige Zuständigkeit des Richters 
nach § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. als wenig praktikabel erwiesen hat.891 Dabei soll 
der Richter seine Zuständigkeit gem. § 6 Abs. 1 S. 2 UVollzG-E-Anstaltsleiter 
insb. dann auf die Staatsanwaltschaft übertragen, wenn es der Beschleunigung des 
Verfahrens dient.892 Zudem können sowohl der Richter als auch der Staatsanwalt 
ihre Zuständigkeit widerruflich auf den Anstaltsleiter übertragen, soweit Gründe 
der Verfahrenssicherung nicht entgegenstehen, § 6 Abs. 3 UVollzG-E-
Anstaltsleiter. Diese Möglichkeiten sollen den Entscheidungsprozess im Vollzug 
flexibel, sachgerecht und effektiv gestalten.893 Jenseits der originären und übertra-
genen Zuständigkeiten des Anstaltsleiters besteht gem. § 6 Abs. 4 S. 1 UVollzG-
E-Anstaltsleiter eine Eilkompetenz desselben,894 wobei die richterliche bzw. 
staatsanwaltschaftliche Entscheidung gem. § 6 Abs. 4 S. 2 UVollzG-E-Anstalts-
leiter unverzüglich einzuholen ist.895 
Der Regierungsentwurf aus dem Jahre 1999 greift auf die Vorarbeiten der Ge-
setzesentwürfe von Baumann und der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug 
e.V. zurück.896 Ein Schwerpunkt des Entwurfs besteht darin, die – auch von der 
Bundesregierung als wenig praktikabel erachtete – alleinige Zuständigkeit des 
Richters für die Haftgestaltung nach § 119 Abs. 6 StPO a.F. durch eine sachge-
rechte Aufteilung der Kompetenzen zwischen Gericht und Anstalt zu ersetzen.897 
Hierzu soll sich die richterliche Zuständigkeit auf solche Maßnahmen beschrän-
ken, bei denen dem Gedanken der Verfahrenssicherung besondere Bedeutung 
zukommt und über deren Notwendigkeit i.d.R. nur bei entsprechenden Erkennt-
nissen zum konkreten Strafverfahren sachgerecht entschieden werden kann.898 
Besteht danach eine gerichtliche Zuständigkeit, wird dies in den jeweiligen Einzel-
vorschriften des Entwurfes ausdrücklich hervorgehoben.899 Im Übrigen wird die 
Kompetenz für Entscheidungen im Vollzug der Untersuchungshaft der Anstalt 
                                                     
891 Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, Vorwort S. 3. 
892 Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, Vorwort S. 3; hierzu auch Friedrich, Untersuchungs-
haftvollzug, S. 55. 
893 Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, Vorwort, S. 3. 
894 Hierzu darstellend: Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 55. 
895 Hierzu darstellend: Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 55. 
896 BR-Drs. 249/99, Begründung A., S. 41. 
897 BR-Drs. 249/99, Begründung A., S. 42. 
898 BR-Drs. 249/99, Begründung A., S. 42, B. S. 53; hierzu darstellend auch Friedrich, Untersu-
chungshaftvollzug, S. 56. 
899 Bspw. besteht eine gerichtliche Zuständigkeit gem. § 7 Abs. 1 UVollzG-E-1999 für das Aufnah-
meersuchen, gem. § 8 Abs. 3 UVollzG-E-1999 für Verlegungen und Überstellungen, gem. § 9 
Abs. 1 UVollzG-E-1999 für Entscheidungen über die Unterbrechung der Untersuchungshaft 
zur Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, gem. § 16 Abs. 2 UVollzG-E-1999 für die Erteilung von 
Besuchserlaubnissen oder auch gem. § 21 Abs. 1 UVollzG-E-1999 für die Gestattung von Tele-
fonaten. 
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zugewiesen, § 5 Abs. 1 UVollzG-E-1999.900 Sofern eine richterliche Zuständigkeit 
nach den Vorschriften des Entwurfes besteht, kann das Gericht seine Zuständig-
keit widerruflich übertragen – gem. § 5 Abs. 3 Nr. 1 UVollzG-E-1999 für die Zeit 
bis zur Erhebung der öffentlichen Klage auf die Staatsanwaltschaft oder gem. § 5 
Abs. 3 Nr. 2 UVollzG-E-1999 auf die Anstalt, soweit dies der Zweck der Unter-
suchungshaft zulässt. Ermöglicht werden soll damit eine flexible, den Umständen 
des jeweiligen Einzelfalles angepasste Handhabung der Kompetenzen.901 Eine 
Übertragung der Zuständigkeit durch das Gericht ist gem. § 5 Abs. 4 UVollzG-E-
1999 allerdings dann nicht möglich, wenn es um Beschränkungen zur Erreichung 
des Zwecks der Untersuchungshaft geht, die auf einen im Haftbefehl nicht ge-
nannten Haftgrund gestützt werden. Für solche Beschränkungen ist ausschließlich 
das Gericht zuständig.902 Eine Eilzuständigkeit der Staatsanwaltschaft und der 
Anstalt ist in § 5 Abs. 5 UVollzG-E-1999 vorgesehen. Sowohl Staatsanwaltschaft 
als auch Anstalt sind jedoch nur zur Anordnung vorläufiger Maßnahmen berech-
tigt.903 
b)    Entwürfe zu einem Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft nach der 
Föderalismusreform 
Nachdem im Zuge der Föderalismusreform die Gesetzgebungskompetenz für den 
Vollzug der Untersuchungshaft vom Bund auf die Länder übertragen worden ist, 
trat auf Seiten des Bundes das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts 
und auf Seiten der Länder das Gesetz der 12er-Gruppe zur Regelung des Untersu-
chungshaftvollzuges in Kraft.904 Auch diese Gesetze beinhalten Aussagen zur 
Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Anstalt, so dass sie im vorliegen-
den Zusammenhang einer näheren Betrachtung bedürfen. Dabei nehmen die Ge-
setze allerdings insofern eine Sonderstellung ein, als die getroffenen Zuständig-
keitsregelungen vor dem Hintergrund des dem jeweiligen Gesetz zugrundeliegen-
den Kompetenzverständnisses zu betrachten sind.905 
Das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts vom 29.7.2009 geht 
davon aus, dass dem Bund auch nach der Föderalismusreform weiterhin die Ge-
setzgebungskompetenz zur Regelung des Untersuchungshaftrechts zukommt.906 
                                                     
900 Hierzu siehe auch BR-Drs. 249/99, Begründung A., S. 42 f., B. S. 53; darstellend Friedrich, Unter-
suchungshaftvollzug, S. 56. 
901 BR-Drs. 249/99, Begründung B., S. 53 f.; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 56. 
902 Hierzu auch BR-Drs. 249/99, Begründung B., S. 55; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 57. 
903 Hierzu auch BR-Drs. 249/99, Begründung B., S. 55; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 57. 
904 Vgl. BR-Drs 829/08 für das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts, BGBl. I 2009, S. 
2274. Thüringer-LT Drs. 4/4803 stellvertretend für das auf Länderebene in Kraft getretene Ge-
setz der 12er-Gruppe, im Folgenden UVollzG-Länder. Siehe hierzu: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 
ff. 
905 Zur Bewertung der getroffenen Zuständigkeitsverteilung vor dem Hintergrund des zugrundelie-
genden Kompetenzverständnisses siehe: 3. Kapitel, C., II., 4., S. 189 ff. 
906 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 f. 
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Gemeint sind damit diejenigen Regelungen, die den Zweck der Untersuchungs-
haft, also den Bereich der Verfahrenssicherung, betreffen.907 Dementsprechend 
normiert das Gesetz in § 119 Abs. 1 StPO n.F. auch nur diejenigen Beschränkun-
gen, die dem Untersuchungsgefangenen zur Abwehr einer Flucht-, Verdunke-
lungs- oder Wiederholungsgefahr, mithin zur Verfahrenssicherung,908 auferlegt 
werden können. Zuständig für diese Beschränkungen – § 119 Abs. 1 S. 2 Nr. 1-5 
StPO n.F. enthält einen nicht abschließenden Katalog aller häufiger in Betracht 
kommenden Beschränkungen909 - ist gem. § 119 Abs. 1 S. 3 StPO n.F. das Ge-
richt. Sofern dessen Anordnung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, kann 
die Staatsanwaltschaft oder die Vollzugsanstalt eine vorläufige Anordnung treffen, 
§ 119 Abs. 1 S. 4 StPO n.F.. Diese ist dem Gericht gem. § 119 Abs. 1 S. 5 StPO 
n.F. binnen drei Werktagen zur Genehmigung vorzulegen, was der Grundrechts-
relevanz beschränkender Anordnungen und der daraus resultierenden Bedeutung 
des Richtervorbehaltes Rechnung tragen soll.910 
Parallel zu dem Kompetenzverständnis der Bundesregierung geht das Gesetz 
der 12er-Gruppe davon aus, dass sich die neugewonnene Kompetenz der Länder 
im Bereich des Untersuchungshaftvollzuges auf das Untersuchungshaftvollzugs-
recht erstreckt.911 Erfasst ist davon derjenige Bereich, der die Aufrechterhaltung 
der Sicherheit und Ordnung der Vollzugsanstalt und damit vollzugsrechtliche 
Belange betrifft.912 Aus diesem Grund enthält das Gesetz keine eigenständigen 
Ermächtigungsgrundlagen für verfahrenssichernde Anordnungen, lediglich voll-
zugsrechtlich relevante Beschränkungen des Untersuchungshäftlings werden gere-
gelt.913 Zuständig für die Ausgestaltung des Vollzugs und die Anordnung von 
Maßnahmen aus Gründen der Sicherheit und Ordnung der Anstalt ist gem. § 3 
Abs. 1 S. 1 UVollzG-Länder die Justizvollzugsanstalt, in der die Untersuchungs-
haft vollzogen wird. Diese umfassende Zuständigkeit der Anstalt für vollzugliche 
                                                     
907 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 f. 
908 Wobei Beschränkungen, die dem Untersuchungsgefangenen zur Abwehr einer Wiederholungsge-
fahr auferlegt werden, strenggenommen dem Schutz bedeutender Rechtsgüter vor erheblichen 
Straftaten dienen und nicht der Sicherung des Strafverfahrens. Ob dem Bund vor diesem Hin-
tergrund überhaupt die Gesetzgebungskompetenz zustand, den Haftgrund der Wiederholungs-
gefahr in § 112a StPO zu normieren, ist umstritten, vgl. nur: Seebode, HRRS 2008, 236 (237) 
m.w.Nachw. 
909 BT-Drs. 16/11644, S. 25. 
910 BT-Drs. 16/11644, S. 26. 
911 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. 
912 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 2., S. 27 ff. 
913 Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 4, § 12 Abs. 3 UVollzG-Länder stellt eine Ermächtigungsgrundlage 
für Beschränkungen des Untersuchungshäftlings in der gemeinschaftlichen Unterbringung wäh-
rend der Arbeit, Bildung und Freizeit nur insofern dar, als die Beschränkung aus Gründen der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt erfolgt. Soll der Untersuchungshäftling aus Gründen der 
Verfahrenssicherung eingeschränkt werden, setzt § 12 Abs. 3 UVollzG-Länder das Vorliegen 
einer verfahrenssichernden Anordnung bereits voraus. Gleiches gilt etwa für die Beschränkung 
des Einkaufs nach § 18 Abs. 4 UVollzG-Länder oder für Beschränkungen des Rundfunkemp-
fangs nach § 28 UVollzG-Länder. 
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Entscheidungen soll der diesbezüglichen größeren Sachnähe der Vollzugsanstalt 
Rechnung tragen und zu einer Vereinfachung und Beschleunigung vollzuglicher 
Entscheidungen führen.914 
3.    Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Vollzugsanstalt nach dem Niedersäch-
sischen Justizvollzugsgesetz 
Dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz liegt, anders als dem Gesetz zur 
Änderung des Untersuchungshaftrechts und dem Gesetz der 12er-Gruppe, ein 
umfassendes Verständnis von der den Ländern im Zuge der Föderalismusreform 
übertragenen Gesetzgebungskompetenz für „das Recht des Untersuchungshaft-
vollzugs“ zugrunde.915 In Umsetzung dieses umfassenden Kompetenzverständnis-
ses regelt das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz sowohl den Bereich des Un-
tersuchungshaftvollzuges, der den Zweck der Untersuchungshaft betrifft, als auch 
den Bereich, der die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
betrifft.916 
Trotz dieses umfassenden Regelungsinhaltes der Vorschriften des Niedersäch-
sischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft ist gem. § 134 
Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. die Vollzugsbehörde für alle im Vollzug der Untersu-
chungshaft zu treffenden Entscheidungen und sonstigen Maßnahmen zuständig, 
soweit nicht die Zuständigkeit des Gerichts vorgesehen ist.917 Das Gericht ist gem. 
§ 134 Abs. 2 NJVollzG n.F. zuständig für Entscheidungen und sonstige Maßnah-
men, die der Abwehr einer Verdunkelungsgefahr dienen, es sei denn, die Vor-
schriften des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft bestimmen etwas anderes. Soweit das Gericht für Entscheidungen und 
sonstige Maßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft zuständig ist, kann es 
seine Zuständigkeit bis zur Erhebung der öffentlichen Klage ganz oder teilweise 
schriftlich und widerruflich auf die Staatsanwaltschaft übertragen, § 134 Abs. 3 S. 
1 NJVollzG n.F.. Genauso kann es gem. § 134 Abs. 5 S. 1 NJVollzG n.F. seine 
Zuständigkeit in jeder Lage des Strafverfahrens ganz oder teilweise schriftlich und 
widerruflich auf die Vollzugsbehörde übertragen, soweit dies der Zweck der Un-
tersuchungshaft zulässt. Nach § 134 Abs. 6 NJVollzG n.F. kann die Staatsanwalt-
schaft oder die Vollzugsbehörde in dringenden Fällen vorläufige Entscheidungen 
und sonstige Maßnahmen treffen, die allerdings der unverzüglichen Genehmigung 
der zuständigen Stelle bedürfen. 
                                                     
914 Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 71 f. 
915 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 ff. 
916 Siehe: 1. Kapitel, B., II., 1., S. 21 f. 
917 § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. stimmt mit der Vorschrift des § 134 Abs. 2 S. 1 NJVollzG a.F., 
die die Zuständigkeiten zwischen Gericht und Vollzugsbehörde vor In-Kraft-Treten des Ände-
rungsgesetzes zum Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz normierte, inhaltlich überein. Eine 
Bezugnahme auf § 134 NJVollzG a.F. erübrigt sich vor diesem Hintergrund.  
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Dieser Zuständigkeitsverteilung in § 134 NJVollzG n.F., insb. der weitgehen-
den Kompetenzverlagerung vom Gericht auf die Vollzugsbehörde, liegt das 
Bestreben des niedersächsischen Gesetzgebers zugrunde, die Zuständigkeiten im 
Vollzug der Untersuchungshaft in einer Weise zu verteilen, die gewährleistet, dass 
diejenige Stelle über die Anordnung einer Maßnahme entscheidet, die über die 
größte Sachnähe verfügt.918 Ausgangspunkt dieser Überlegung ist, dass sich die 
Haftgründe der Flucht- und Wiederholungsgefahr praktisch mit dem Aspekt der 
Sicherheit und Ordnung der Anstalt decken.919 Die Vollzugsbehörde ist jedoch 
ohnehin originär zuständig für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt, so dass es nach Ansicht des niedersächsischen Gesetzgebers nahe 
liegt, ihr auch die Zuständigkeit für Anordnungen zur Abwehr von Flucht- bzw. 
Wiederholungsgefahren zuzusprechen.920 Für die Abwehr einer Flucht- bzw. Wie-
derholungsgefahr komme es, genauso wie für die Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung der Anstalt, in erster Linie auf eine genaue Kenntnis des Gefange-
nen und der Anstaltsverhältnisse an.921 Über diese Kenntnisse verfüge die Voll-
zugsbehörde aufgrund ihrer originären Aufgabe, die Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt aufrechtzuerhalten, in größerem Maße, als das Gericht.922 Die Vollzugsbe-
hörde stelle sich daher sowohl im Hinblick auf die Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt als auch im Hinblick auf die Abwehr einer Flucht- bzw. Wiederholungsge-
fahr als die sachnähere Stelle dar.923  
Maßnahmen zur Abwehr einer Verdunkelungsgefahr würden demgegenüber 
spezifische Kenntnisse über das konkrete Strafverfahren erfordern, das der Unter-
suchungshaft zugrunde liegt.924 Über derartige Kenntnisse verfügt die Vollzugsbe-
hörde nach Ansicht des niedersächsischen Gesetzgebers im Regelfall nicht, wes-
halb sich in dieser Hinsicht das Gericht als sachnähere Stelle erweist925 und gem. § 
134 Abs. 2 NJVollzG n.F. grds. zuständig ist für Entscheidungen und sonstige 
Maßnahmen, die der Abwehr einer Verdunkelungsgefahr dienen. 
                                                     
918 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. NJVollzG-E Nds.-LT Drs. 
15/3565: Die Vorschriften des § 131 NJVollzG-E und des § 134 NJVollzG n.F. stimmen, so-
weit es die grundsätzliche Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Gericht und Vollzugsbehör-
de betrifft, inhaltlich überein. Daher kann insoweit auf die Begründung zum Entwurf des Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetzes Bezug genommen werden. 
919 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
920 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
921 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
922 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
923 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
924 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
925 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
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4.    Gemeinsamkeiten und Unterschiede der aufgezeigten Ausgestaltungsmöglichkeiten, Einord-
nung des niedersächsischen Zuständigkeitsmodells 
Die Regelung des § 119 Abs. 6 StPO a.F., die angesprochenen Entwürfe zu einem 
Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft vor der Föderalismusreform, die 
Gesetze nach der Föderalismusreform sowie die Vorschrift des § 134 NJVollzG 
n.F. zeigen, dass es verschiedene Möglichkeiten gibt, die Zuständigkeiten für die 
Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen 
zwischen Richter und Vollzugsanstalt zu verteilen. Die auf ihre Zuständigkeitsre-
gelung untersuchten Gesetzesentwürfe, das Gesetz der 12er-Gruppe und die nie-
dersächsische Regelung zeigen dabei insgesamt, dass eine Abkehr von der generel-
len richterlichen Kompetenz nach § 119 Abs. 6 StPO a.F. hin zu einer Zuständig-
keitsverlagerung zugunsten der Anstalt zu verzeichnen ist.926 
Die Entwürfe von Baumann, der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug 
e.V. sowie der Bundesregierung aus dem Jahre 1999 sehen die richterliche Zu-
ständigkeit nur noch für verfahrenssichernde Anordnungen vor, über deren Not-
wendigkeit i.d.R. nur bei entsprechenden Erkenntnissen zum konkreten Strafver-
fahren entschieden werden kann. Für vollzugliche Entscheidungen, die mit der 
Eigenart der Anstalt, dem dort möglichen Vollzug und seiner Organisation zu-
sammenhängen, soll die Anstalt selbst zuständig sein. Diese originäre Zuständig-
keit der Anstalt wird in allen drei Entwürfen ergänzt durch eine Eilkompetenz der 
Anstalt, die zu vorläufigen Maßnahmen berechtigt.927 Jenseits dieser grundlegen-
den Übereinstimmung in Bezug auf die Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter 
und Anstalt bestehen zwischen den Zuständigkeitsregelungen der Gesetzesent-
würfe von Baumann, der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V. und der 
Bundesregierung nur in Nuancen Unterschiede. Sowohl der Entwurf der Bundes-
vereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V. als auch der Entwurf der Bundesregie-
rung aus dem Jahre 1999 gestehen dem Gericht die Möglichkeit zu, seine Zustän-
digkeit auf die Staatsanwaltschaft oder die Anstalt zu übertragen, soweit der 
Zweck der Untersuchungshaft nicht entgegensteht. Während der von Baumann 
vorgelegte Entwurf eine Übertragung der richterlichen Zuständigkeit auf Staats-
anwaltschaft oder Anstalt überhaupt nicht vorsieht, schränkt der Regierungsent-
wurf diese Möglichkeit ein, wenn es um Beschränkungen zur Erreichung des 
Zwecks der Untersuchungshaft geht, die auf einen im Haftbefehl nicht genannten 
Haftgrund gestützt werden. 
Die von § 119 Abs. 6 StPO a.F. abweichende Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen Richter und Anstalt wird auch nach der Föderalismusreform durch das 
Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts sowie durch das Gesetz der 
                                                     
926 Für die Gesetzesentwürfe von Baumann, der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V. 
und den Regierungsentwurf aus dem Jahre 1999 stellt dies auch fest: Friedrich, Untersuchungs-
haftvollzug, S. 57. Für den Regierungsentwurf von 1999 auch: Paeffgen/Seebode, ZRP 1999, 524. 
927 Der Regierungsentwurf sieht in § 5 Abs. 5 UVollzG-E-1999 auch eine Eilkompetenz der Staats-
anwaltschaft vor. Dieser Unterschied ist hier jedoch nicht weiter von Belang. 
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12er-Gruppe fortgeführt. Dabei ist zu beachten, dass beide Gesetze gegenüber 
den zuvor genannten insofern eine Sonderstellung einnehmen, als sie jeweils nur 
einen Teilbereich des Untersuchungshaftvollzuges regeln.928 Vor dem Hintergrund 
dieses Regelungsinhaltes nehmen beide Gesetze im Wesentlichen dieselbe Zu-
ständigkeitsverteilung vor, wie die vor der Föderalismusreform vorgelegten Geset-
zesentwürfe. So regelt das Gesetz zur Änderung des Untersuchungshaftrechts auf 
Bundesebene den Bereich, der den Zweck der Untersuchungshaft betrifft. Für die 
dementsprechend verfahrenssichernden Anordnungen sieht das Gesetz die Zu-
ständigkeit des Gerichts vor, die lediglich in dringenden Fällen durch eine vorläu-
fige Anordnung der Staatsanwaltschaft oder der Vollzugsanstalt durchbrochen 
werden kann. Das Gesetz der 12er-Gruppe führt denjenigen Bereich, der die Auf-
rechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt betrifft, einer Regelung zu 
und normiert für die dementsprechend vollzuglichen Entscheidungen die Zustän-
digkeit der Anstalt. In der Zusammenschau beider Gesetze und ihrer jeweiligen 
Regelungsbereiche entspricht die Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und 
Anstalt damit derjenigen, die auch den Entwürfen von Baumann, der Bundesvereini-
gung der Anstaltsleiter im Strafvollzug e.V. und der Bundesregierung aus dem Jahre 
1999 zugrunde liegt. 
Die niedersächsische Regelung der Zuständigkeit für die Anordnung der im 
Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen geht demgegenüber 
noch einen Schritt weiter. In § 134 NJVollzG n.F. wird die bisherige Unterschei-
dung zwischen verfahrenssichernden Anordnungen auf der einen Seite und voll-
zuglichen Maßnahmen auf der anderen Seite aufgegeben. Stattdessen legt der nie-
dersächsische Gesetzgeber das Kriterium der Sachnähe zugrunde.929 Infolgedessen 
ist die Vollzugsbehörde gem. § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. ganz generell für 
alle im Vollzug der Untersuchungshaft zu treffenden Entscheidungen und sonsti-
gen Maßnahmen zuständig, soweit nicht die Zuständigkeit des Gerichts vorgese-
hen ist. Das Gericht ist nach § 134 Abs. 2 NJVollzG n.F. (soweit nichts anderes 
bestimmt ist) insb. für solche Maßnahmen zuständig, die der Abwehr einer Ver-
dunkelungsgefahr dienen. Mit dieser Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter 
und Vollzugsbehörde weicht der niedersächsische Gesetzgeber am deutlichsten 
von der in § 119 Abs. 6 StPO a.F. normierten richterlichen Alleinzuständigkeit für 
die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen 
ab. In § 134 NJVollzG n.F. wird die Zuständigkeit für die Anordnung der im 
Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen mehr noch als in den 
aufgeführten Gesetzen auf die Anstalt übertragen. Diese klare Abkehr von dem 
im Vollzug der Untersuchungshaft bisher bestehenden grundsätzlichen Richter-
vorbehalt wirft die Frage auf, wie die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen 
Richter und Vollzugsbehörde in § 134 NJVollzG n.F. zu bewerten ist. 
                                                     
928 Hierzu ausführlich siehe: 3. Kapitel, C., II., 2., b), S. 186 ff. 
929 Siehe: 3. Kapitel, C., II., 3., S. 188 ff. 
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III.  Bewertung der Zuständigkeitsverteilung im Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetz 
Im Rahmen der Bewertung der Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und 
Vollzugsbehörde in § 134 NJVollzG n.F. soll zunächst der Frage nachgegangen 
werden, ob es ein allgemeines verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von 
Richtervorbehalten gibt. Sollte ein solches existieren, können sich verfassungs-
rechtliche Bedenken gegenüber der niedersächsischen Regelung daraus ergeben, 
dass diese einen Richtervorbehalt im Vollzug der Untersuchungshaft nur einge-
schränkt vorsieht. Im Anschluss an diese Frage soll die niedersächsische Zustän-
digkeitsverteilung zwischen Richter und Vollzugsbehörde im Vollzug der Unter-
suchungshaft einer abschließenden Würdigung zugeführt werden. 
1.    Verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten 
Das Grundgesetz stellt Eingriff in bestimmte grundrechtssensible Bereiche unter 
den Vorbehalt richterlicher Anordnung. Im Folgenden ist zu untersuchen, ob 
diese explizit normierten Richtervorbehalte Ausdruck einer verfassungsrechtlichen 
Wertentscheidung dergestalt sind, dass ein allgemeines verfassungsrechtliches 
Gebot der Normierung von Richtervorbehalten anzuerkennen ist, das über den 
Regelungsbereich der betreffenden Normen hinaus Wirkung entfaltet. Sofern dies 
nicht der Fall sein sollte, ist weiter zu überprüfen, ob sich ein Gebot der Normie-
rung von Richtervorbehalten aus allgemeinen verfassungsrechtlichen Prinzipien 
ergeben kann. 
a)    Verfassungsrechtliches Gebot aus Art. 13 GG 
Durchsuchungen sowie akustische und optische Überwachungen von Wohnungen 
werden in Art. 13 Abs. 2, 3 und 4 GG unter einen Richtervorbehalt gestellt.930 
Verfassungsunmittelbare Eingriffsermächtigungen sind damit nicht verbunden. 
Erforderlich ist die Konkretisierung der Grundrechtseingriffe durch förmliches 
Gesetz, wobei der Gesetzgeber die jeweiligen Anforderungen der einzelnen Ab-
sätze des Art. 13 GG zu beachten hat.931 
                                                     
930 Hierzu etwa: Papier in Maunz-Dürig, GG, Art. 13/Rn. 21, 84, 98; Herdegen in BK, GG, Art. 
13/Rn. 53; Kühne in Sachs, GG, Art. 13/Rn. 27 ff.; zum konkreten Regelungsinhalt von Art. 13 
Abs. 3 und 4 GG siehe: 3. Kapitel, C., I., 3., b), S. 173 f. 
931 Vgl. nur Papier in Maunz-Dürig, GG, Art. 13/Rn. 21, 73; Kühne in Sachs, GG, Art. 13/Rn. 41; 
Hilger, GS Meyer, 209 (215); Lepsius, JURA 2002, 259 (260); einfach-gesetzliche Konkretisierun-
gen finden sich für repressive Maßnahmen bspw. in den §§ 100d, 102 ff. StPO. Für präventive 
Maßnahmen finden sich einfach-gesetzliche Konkretisierungen z.B. in den §§ 24 f., 35a 
Nds.SOG. 
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Das Erfordernis der vorherigen richterlichen Mitwirkung in Art. 13 GG ist im 
Katalog der Grundrechte von einmaliger Natur.932 In den übrigen Grundrechten 
des Grundgesetzes findet sich keine ausdrückliche Bestimmung, nach der eine 
richterliche Entscheidung im Vorfeld von Eingriffen in diese Grundrechte not-
wendig ist.933 Für die vorliegende Frage nach einem verfassungsrechtlichen Gebot 
der Normierung von Richtervorbehalten könnte daraus zum einen der Schluss 
gezogen werden, dass der Verfassungsgeber die vorherige richterliche Mitwirkung 
nur bei (bestimmten) Eingriffen in die Unverletzlichkeit der Wohnung für erfor-
derlich hält.934 Zum anderen könnte man auf den Gedanken kommen, dass mit 
Art. 13 GG generell die Erforderlichkeit einer vorherigen richterlichen Mitwir-
kung bei schwerwiegenden, in der Intensität mit Eingriffen in Art. 13 Abs. 1 GG 
vergleichbaren, Grundrechtseingriffen zum Ausdruck gebracht wird.935 Diese 
Sichtweise würde allerdings den historischen Hintergrund des Richtervorbehaltes 
bei Art. 13 GG verkennen. Nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches stand 
den Müttern und Vätern des Grundgesetzes vor allem der Missbrauch von Woh-
nungsdurchsuchungen vor Augen.936 In den Beratungen zur Entstehung des 
Grundgesetzes entschied man sich daher ganz bewusst für eine Änderung des 
Herrenchiemseer Entwurfs, der sich eng an die Weimarer Reichsverfassung an-
lehnte937 und dem Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung mit einem 
allgemeinen Gesetzesvorbehalt nur einen relativ geringen Schutz zukommen ließ. 
Die Richtervorbehalte wurden also allein für das Grundrecht auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung normiert,938 so dass in ihnen keine allgemeine Wertung zum Aus-
druck kommt, kraft derer ein Richtervorbehalt generell bei schwerwiegenden 
Grundrechtseingriffen erforderlich ist.939 Das Erfordernis eines Richtervorbehal-
                                                     
932 Das Erfordernis einer richterlichen Entscheidung bei Freiheitsentziehungen ist nicht direkt in 
Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG verankert, sondern als verfahrensmäßige Sicherung in Art. 104 Abs. 2 
GG normiert. Hierzu sogleich: 3. Kapitel, C., III., 1., b), S. 194 f. 
933 Das soll natürlich nicht heißen, dass es dem förmlichen Gesetzgeber verwehrt wäre, einfach-
gesetzliche Richtervorbehalte zu normieren, wenn es um Grundrechtseingriffe jenseits von Art. 
13 GG geht. So geschehen bspw. in § 81a StPO im Hinblick auf den Eingriff in Art. 2 Abs. 2 S. 
1 GG oder in § 35 Nds.SOG bezogen auf den Eingriff in das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG. 
934 Krüger, DRiZ 2004, 247; Hilger, GS Meyer, 209 (215); Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungs-
verfahren, S. 123; Talaska, Richtervorbehalt, S. 197 f.; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 452. 
935 Dieser Gedanke wird angeführt von: Prechtel, Ermittlungsrichter, S. 129 f.; Amelung, NStZ 2001. 
337 (342). 
936 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 124; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
452. 
937 Dagtoglou in BK, GG, Art. 13 Entstehungsgeschichte/S. 3f.; Papier im Maunz-Dürig, GG, Art. 
13/Rn. 3. 
938 In diese Richtung geht wohl auch BVerfGE 57, 346 (355): Normzweck des Art. 13 Abs. 2 GG ist 
die verstärkte Sicherung des Grundrechts aus Art. 13 Abs. 1 GG. 
939 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 452; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 
124. Dafür spricht auch, dass selbst im Zuge verschiedener Grundgesetzänderungen keine wei-
teren Richtervorbehalte in den Grundrechtskatalog aufgenommen wurden, obwohl die Mög-
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tes bei schwerwiegenden Eingriffen in andere Grundrechte kann nur aus den je-
weils betroffenen Grundrechten selbst hergeleitet werden, Art. 13 GG kann aus-
schließlich Wirkung für Grundrechtseingriffe in die Unverletzlichkeit der Woh-
nung entfalten.940 
b)    Verfassungsrechtliches Gebot aus Art. 104 GG 
Neben den Richtervorbehalten des Art. 13 GG sieht das Grundgesetz einen Rich-
tervorbehalt außerdem in Art. 104 Abs. 2 GG vor. Der Richtervorbehalt des Art. 
104 Abs. 2 S. 1 GG gilt für Freiheitsentziehungen als Unterfall und intensivste 
Form der Freiheitsbeschränkung.941 Auch hier stellt sich – wie bei Art. 13 GG – 
die Frage, ob der Richtervorbehalt generell die Erforderlichkeit einer vorherigen 
richterlichen Mitwirkung bei schwerwiegenden Grundrechtseingriffen zum Aus-
druck bringt oder ob er sich allein auf die Anordnung und Aufrechterhaltung einer 
Freiheitsentziehung bezieht, so dass Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG kein allgemeines 
verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten zu ent-
nehmen ist.942 Für letzteres spricht auch hier der historische Kontext, in den die 
Regelung des Art. 104 Abs. 2 GG einzuordnen ist: 
Im Nationalsozialismus gestatteten die Ausweitung polizeilicher Befugnisse im 
Sinne umfassender Prävention und Kontrolle sowie die Etablierung einer politi-
schen Polizei einen unbeschränkten Zugriff auf den Einzelnen.943 Staatspolitische 
Maßnahmen der Polizei, insbesondere der Einsatz des Instrumentes der Schutz-
haft, konnten gerichtlich nicht überprüft werden.944 Angesichts dieser Erfahrung 
mit der Willkürherrschaft des nationalsozialistischen Regimes entschloss man sich 
in den Beratungen zur Entstehung des Grundgesetzes dazu, die Freiheit der Per-
son besonders zu schützen.945 Willkürlichen Festnahmen durch die Polizei oder 
andere staatliche Organe sollte durch entsprechende Absicherung des Grund-
rechts der Freiheit der Person aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG wirksam vorgebeugt 
                                                                                                                                 
lichkeiten schwerwiegender Grundrechtseingriffe mit dem Fortschreiten der technischen und 
medizinischen Entwicklung noch zugenommen haben. 
940 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 124; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
452. 
941 BVerfGE 105, 239 (248); 10, 302 (323); Dürig in Maunz-Dürig, GG, Art. 104/Rn. 5, 23; Degenhart 
in Sachs, GG, Art. 104/Rn. 5. Auf die problematische Abgrenzung zwischen Freiheitsbeschrän-
kung und Freiheitsentziehung soll hier nicht weiter eingegangen werden, siehe hierzu nur: Dürig 
in Maunz-Dürig, GG, Art. 104/Rn. 5 ff.; Rüping in BK, GG, Art. 104/Rn. 49 ff.; Degenhart in 
Sachs, GG, Art. 104/Rn. 3 ff. 
942 Prechtel, Ermittlungsrichter, S. 129; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 452; Brüning, Richtervor-
behalt im Ermittlungsverfahren, S. 124; Krüger, DRiZ 2004, 247; Talaska, Richtervorbehalt, S. 
197 f. 
943 Rüping in Sachs, GG, Art. 104/Rn. 6; in diese Richtung auch: Dürig in Maunz-Dürig, GG, Art. 
104/Rn. 2; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 125. 
944 Rüping in Sachs, GG, Art. 104/Rn. 6 m.w.Nachw. 
945 Rüping in BK, GG, Art. 104/Rn. 8 ff., 12. 
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werden.946 In diesem Sinne bestimmt Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG, dass der Richter 
über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung zu entscheiden hat. 
Selbst wenn es ohne vorherige richterliche Anordnung zu einer vorläufigen Frei-
heitsentziehung nach Art. 104 Abs. 2 S. 2, 3 GG kommt, gewährleistet die Rege-
lung des Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG, dass niemandem dauerhaft die Freiheit ohne 
richterliche Entscheidung entzogen werden kann.947 Durch diesen Richtervorbe-
halt wird das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG durch eine zusätzliche948 ver-
fahrensmäßige Sicherung ergänzt, womit die besondere Bedeutung der Freiheit 
der Person „als Grundlage und Voraussetzung der Entfaltungsmöglichkeiten des 
Bürgers“949 zum Ausdruck kommt.950 Die Regelung des Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG 
weist somit einen untrennbaren Zusammenhang zum Grundrecht der Freiheit der 
Person auf,951 so dass ihr – gerade auch in Anbetracht des aufgezeigten histori-
schen Kontextes – ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Rich-
tervorbehalten außerhalb der Anordnung und Aufrechterhaltung von Freiheits-
entziehungen nicht entnommen werden kann.952 
c)    Verfassungsrechtliches Gebot aus Art. 19 Abs. 4 GG 
Die Rechtsweg- oder auch Rechtsschutzgarantie953 des Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG 
dient als prozessuales Grundrecht954 in erster Linie dem individuellen Rechts-
schutz.955 Damit verbunden ist allerdings auch eine objektive Gesetzmäßigkeits-
kontrolle, da die Behebung subjektiver Rechtsverletzungen zugleich die Korrektur 
                                                     
946 Dürig in Maunz-Dürig, GG, Art. 104/Rn. 2; Rüping in BK, GG, Art. 104/Rn. 9, 12; Brüning, Rich-
tervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 125. 
947 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 125; Lin, Richtervorbehalt und Rechts-
schutz, S. 226. 
948 Art. 2 Abs. 2 S. 3 GG enthält bereits einen allgemeinen Gesetzesvorbehalt, der von Art. 104 Abs. 
1 S. 1 GG aufgenommen und bei Freiheitsentziehungen durch den Richtervorbehalt des Art. 
104 Abs. 2 S. 1 GG ergänzt wird, vgl. nur: Dürig in Maunz-Dürig, GG, Art. 104/Rn. 1; Rüping in 
BK, GG, Art. 104/Rn. 13. 
949 BVerfGE 109, 133 (157); so auch Hill in HdBdStR VI (1989), § 156/Rn. 74. 
950 BVerfGE 105, 239 (247 f.); Dürig in Maunz-Dürig, GG, Art. 104/Rn. 1; Rüping in BK, GG, Art. 
104/Rn. 13; Degenhart in Sachs, GG, Art. 104/Rn. 1. 
951 BVerfGE 105, 239 (247); 66, 191 (195); 63, 340 (341); 58, 208 (220); 10, 302 (322); Dürig in 
Maunz-Dürig, GG, Art. 104/Rn. 1; Rüping in BK, GG, Art. 104/Rn. 13 f.; Hill in HdBdStR VI 
(1989), § 156/Rn. 74; Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 222. 
952 Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 452; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 
149; wohl auch: Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 222 ff. 
953 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 6; Schenke in BK, GG, Art. 19 IV Rn. 24; 
Sachs in Sachs, GG, Art. 19/Rn. 115. 
954 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 7; Sachs in Sachs, GG, Art. 19/Rn. 113; 
darüber hinaus enthält Art. 19 Abs. 4 GG auch eine institutionelle Garantie der Gerichtsbarkeit, 
vgl. nur: Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 3. 
955 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 8; Schenke in BK, GG, Art. 19 IV Rn. 25; 
Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 2. 
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eines objektivrechtlichen Fehlverhaltens impliziert.956 Diese Konzeption des Art. 
19 Abs. 4 GG weist einen gewissen Bezug zu den Funktionen von Richtervorbe-
halten auf – diesbezüglich wurde festgestellt, dass der Sinn und Zweck von Rich-
tervorbehalten in einer Kontrolle der Exekutive zu sehen ist, durch die faktisch 
auch die Rechte des von einem Grundrechtseingriff Betroffenen geschützt wer-
den.957 Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob Richtervorbehalte als eine 
Ausprägung der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG begriffen wer-
den können, so dass sich ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von 
Richtervorbehalten aus Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG ableiten lässt. 
Einer derartigen Sichtweise scheint auf den ersten Blick ein offensichtlicher 
Unterschied zwischen der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG und 
vorbeugenden Richtervorbehalten entgegenzustehen. Der Wortlaut des Art. 19 
Abs. 4 S. 1 GG besagt: „Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen 
Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen.“ Diese Formulierung spricht 
dafür, dass Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG vom Regelfall repressiven Rechtsschutzes aus-
geht. Grundsätzlich muss es bereits zu einer Rechtsverletzung gekommen sein, 
bevor die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG greift.958 Demgegenüber ist 
der Rechtsschutz durch Richtervorbehalte einer Rechtsverletzung zeitlich vorgela-
gert. Wie bereits oben kurz angesprochen, ordnet der Richter eine strafprozessuale 
Ermittlungsmaßnahme erst an, so dass ein hoheitlicher Eingriff in die Rechte des 
von der Ermittlungsmaßnahme Betroffenen noch gar nicht stattgefunden hat.959 
Diese Divergenz in der zeitlichen Gewährung von Rechtsschutz bei Art. 19 Abs. 4 
S. 1 GG auf der einen Seite und bei Richtervorbehalten auf der anderen Seite 
scheint dagegen zu sprechen, Richtervorbehalte als Erscheinungsform des Rechts-
schutzes nach Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG aufzufassen und hieraus ein verfassungs-
rechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten abzuleiten.960 
Eine solche Verkürzung der Rechtsweggarantie des Art. 19 Abs. 4 GG auf die 
Gewährung eines nur repressiven Rechtsschutzes würde allerdings daran vorbei-
gehen, dass ein erst nach der Rechtsverletzung einsetzender gerichtlicher Schutz 
häufig zu spät kommen und die aus der Rechtsverletzung resultierenden Beein-
trächtigungen nicht oder nur unvollkommen beseitigen kann.961 Aus diesem 
Grund gewährleistet Art. 19 Abs. 4 GG nicht nur die Zugänglichkeit des Rechts-
                                                     
956 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 9; Schenke in BK, GG, Art. 19 IV Rn. 25; 
Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 2. 
957 Siehe: 3. Kapitel, C., I., 3., d), S. 179 f. 
958 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 164; Papier in HdBdStR VI (1989), § 
154/Rn. 51. 
959 Siehe: 3. Kapitel, C., I., 3., b), S. 173. 
960 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 126 ff.; Lin, Richtervorbehalt und Rechts-
schutz, S. 246 f.; in diese Richtung wohl auch: Krüger, DRiZ 2004, 247 (248 f.). 
961 Schenke in BK, GG, Art. 19 IV Rn. 390; Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 273 
ff., 278 ff.; ähnlich Sachs in Sachs, GG, Art. 19/Rn. 148; Papier in HdBdStR VI (1989), § 
154/Rn. 76. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
192 
weges nach einer bereits erfolgten Rechtsverletzung, sondern zielt insgesamt auf 
eine „tatsächlich wirksame“,962 mithin eine effektive gerichtliche Kontrolle.963 
Konsequenz dieses Effektivitätsgebotes ist in bestimmten Konstellationen u.a.964 
die Gewährung vorbeugenden und einstweiligen Rechtsschutzes, um den Eintritt 
irreversibler Tatsachen zu verhindern.965 
Die Frage nach einem verfassungsrechtlichen Gebot der Normierung von 
Richtervorbehalten als Ausfluss der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG 
ist daher nicht mit dem Hinweis zu verneinen, dass Art. 19 Abs. 4 GG vom Regel-
fall des repressiven Rechtsschutzes ausgeht. Fraglich ist, ob Richtervorbehalte als 
Forderung des Effektivitätsgebotes zu begreifen sind, so dass sich in dieser Hin-
sicht ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten 
aus Art. 19 Abs. 4 GG herleiten lässt.966 Immerhin werden in vielen Fällen straf-
prozessualer Grundrechtseingriffe durch den Vollzug der Maßnahme irreversible 
Tatsachen geschaffen,967 so dass der Gedanke der Rechtsschutzeffektivität hier 
Platz greifen könnte.968  
Dabei ist jedoch zu beachten, dass die in Art. 19 Abs. 4 GG getroffene objek-
tive Wertentscheidung zugunsten eines effektiven, tatsächlich wirksamen Indivi-
dualrechtsschutzes nicht als ein schlichtes Rechtsschutzoptimierungsgebot miss-
verstanden werden darf.969 Die konkrete Ausgestaltung des Rechtsweges obliegt 
dem Gesetzgeber, dem ein weitgehender Gestaltungsspielraum zukommt.970 Vor 
                                                     
962 BVerfGE 101, 106 (122); 84, 34 (49); 61, 82 (110 f.); 35, 382 (401); 35, 263 (274). 
963 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 229; Sachs in Sachs, GG, Art. 19/Rn. 143; 
Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 75; Hilger, GS Meyer, 209 (216); derselbe, JR 1990, 485. 
964 Aus dem Effektivitätsgebot des Art. 19 Abs. 4 GG werden außerdem Anforderungen im Hin-
blick auf die konkrete Ausgestaltung der Rechtswegeröffnung, für die Verbindung von Rechts-
weg und Verwaltungsverfahren und die Ausgestaltung des gerichtlichen Verfahrens selbst abge-
leitet, vgl. nur Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 229 ff. Auf diese Aspekte 
soll hier nicht näher eingegangen werden. 
965 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 229, 273 ff.; Schenke in BK, GG, Art. 19 IV 
Rn. 389; Sachs in Sachs, GG, Art. 19/Rn. 148; Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 76. 
966 Hilger in GS Meyer, 209 (218 f.); derselbe, JR 1990, 485 (485 f.). 
967 Bei der Postbeschlagnahme nach § 94 StPO können die Briefe zwar zurückgegeben werden, die 
Kenntnisnahme von ihrem Inhalt ist jedoch nicht rückgängig zu machen; gleichermaßen verhält 
es sich bei der Durchsicht von (evtl. privaten oder sogar intimen) Papieren nach § 110 StPO. Im 
Falle einer körperlichen Untersuchung nach § 81a StPO bleibt der erfolgte Eingriff in die kör-
perliche Unversehrtheit bestehen und auch bei einer Öffentlichkeitsfahndung nach § 131 Abs. 3 
StPO kommt es zu einer Bloßstellung des Betroffenen, die nicht mehr rückgängig zu machen 
ist. Vgl. hierzu auch: Hilger, GS Meyer, 209 (217); derselbe, JR 1990, 485 (486). 
968 Die Anordnung der Beschlagnahme unterliegt gem. § 98 Abs. 1 StPO genauso dem Richter, wie 
die Anordnung der körperlichen Untersuchung nach § 81a Abs. 2 StPO. Die Durchsicht von 
Papieren fällt nach § 110 StPO hingegen in die Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft und auch 
die Öffentlichkeitsfahndung kann gem. § 131 Abs. 3 StPO von der Staatsanwaltschaft angeord-
net werden. 
969 Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 8 verwendet insoweit plakativ die Formulierung „in 
dubio pro cive“. 
970 Sachs in Sachs, GG, Art. 19/Rn. 139; Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 3, 8, 50. 
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diesem Hintergrund ist die Einführung einer sog. „verwaltungsbegleitenden“ rich-
terlichen Kontrolle oder eines präventiven Richtervorbehaltes zwar nicht prinzi-
piell ausgeschlossen,971 das konkrete verfassungsrechtliche Gebot der Normierung 
von Richtervorbehalten kann damit jedoch nicht aus dem Effektivitätsgebot abge-
leitet werden. Andernfalls müsste hoheitlichen Maßnahmen, deren Vollzug in 
subjektive Rechtspositionen eingreift und vollendete Tatsachen schafft, aus Grün-
den der Effektivität des Rechtsschutzes immer ein Richtervorbehalt vorgeschaltet 
sein. Eine Konsequenz, die in Anbetracht der damit verbundenen Arbeitsbelas-
tung des Richters genauso bedenklich erscheint, wie angesichts der – bei einer 
generellen vorherigen richterlichen Mitwirkung durch zeitliche Verzögerungen 
eventuell gefährdeten – Interessen der Allgemeinheit an einer effektiven Gefah-
renabwehr im Polizei- und Ordnungsrecht und an einer effektiven Strafverfolgung 
im Strafverfahrensrecht.972 Darüber hinaus wurde die Verantwortung der Staats-
anwaltschaft im Ermittlungsverfahren seit der Abschaffung der gerichtlichen Vor-
untersuchung durch das erste Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts973 
kontinuierlich gestärkt und verdeutlicht.974 Ein verfassungsrechtliches Gebot der 
Normierung von Richtervorbehalten aus Gründen der Rechtsschutzeffektivität 
würde im Strafverfahren dazu führen, dass richterliche Entscheidungen in den 
Kernbereich des Ermittlungsverfahrens verlagert werden.975 Dies scheint mit der 
Stellung der Staatsanwaltschaft als „Herrin des Ermittlungsverfahrens“976 nur 
schwer vereinbar. 
Neben diesen Aspekten sprechen weitere Erwägungen gegen ein verfassungs-
rechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten als Ausfluss des Art. 
19 Abs. 4 GG. Zunächst ist zu beachten, dass der durch Art. 19 Abs. 4 GG ge-
währleistete Rechtsschutz nicht mit dem durch Richtervorbehalte faktisch gewähr-
ten Rechtsschutz zu vergleichen ist. Beide Rechtsschutzformen sind durch signifi-
kante Unterschiede gekennzeichnet. Bei der vorbeugenden richterlichen Mitwir-
kung aufgrund eines Richtervorbehaltes wird dem Betroffenen aufgrund der Eil-
bedürftigkeit oder auch der Heimlichkeit einer Maßnahme i.d.R. kein rechtliches 
Gehör i.S.d. Art. 103 Abs. 1 GG gewährt.977 Dies führt dazu, dass der Richter die 
                                                     
971 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 176; Papier in HdBdStR VI (1989), § 
154/Rn. 51. 
972 Hilger, GS Meyer, 209 (222 ff.) sieht diese Probleme ebenfalls, fordert aber dennoch „die Rege-
lung grundsätzlicher Richtervorbehalte zur Anordnung strafprozessualer Grundrechtseingriffe 
im Ermittlungsverfahren […] im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Garantie der Effektivi-
tät des zu gewährenden Rechtsschutzes“. Derselbe, JR 1990, 485 (485 f.). 
973 Erstes Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) vom 9.12.1974, BGBl. I 1974, S. 
3393. 
974 Vgl. hierzu die Darstellung bei: Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt F/Rn. 113. 
975 Hilger, GS Meyer, 209 (223). 
976 Volk, Grundkurs, § 8/Rn. 1; Beulke, StrafprozessR, § 5/Rn. 79; Kindhäuser, StPO, § 5/Rn. 2. 
977 Gusy, GA 2003, 672 (677 f.); Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 451; Brüning, Richtervorbehalt 
im Ermittlungsverfahren, S. 131 f.; Amelung, NStZ 2001, 337 (342) bezeichnet Richtervorbehalte 
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Interessenlage des Betroffenen nicht kennt und seine Entscheidung allein auf die 
Berichterstattung der Staatsanwaltschaft stützen kann.978 Der über Art. 19 Abs. 4 
GG eröffnete Rechtsweg wird indessen ergänzt durch die Garantie des rechtlichen 
Gehörs nach Art. 103 Abs. 1 GG, indem innerhalb eines anhängigen Verfahrens 
eine besondere Rechtsstellung der Beteiligten und eine besondere Qualität der 
richterlichen Entscheidung verbürgt werden.979 Durch Art. 103 Abs. 1 GG wird 
gerade dadurch ein Mindeststandard an Verfahrensqualität gesichert, dass den 
Beteiligten ausreichende Einflussmöglichkeiten auf die Gestaltung des gerichtli-
chen Verfahrens eingeräumt werden.980 In diesem Sinne ist Art. 103 Abs. 1 GG 
Garant eines allgemeinen Rechtsschutzstandards und steht zu dem Justizgewäh-
rungsanspruch des Art. 19 Abs. 4 GG in einem funktionalen Verhältnis.981 Ein 
weiterer Unterschied zwischen dem Gewährleistungsgehalt des Art. 19 Abs. 4 GG 
und der vorbeugenden richterlichen Mitwirkung aufgrund eines Richtervorbehal-
tes besteht darin, dass die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG durch den 
von einer hoheitlichen Maßnahme Betroffenen selbst ausgelöst wird.982 Der vor-
rangig subjektiv-rechtliche Schutzauftrag des Art. 19 Abs. 4 GG gebietet es, die 
Entscheidung über die Einleitung, die Weiterverfolgung und die Beendigung des 
Rechtsschutzverfahrens grundsätzlich in die Hand des Rechtsschutzsuchenden zu 
legen.983 Bei Richtervorbehalten beantragt hingegen nicht der Betroffene selbst die 
richterliche Mitwirkung, diese wird vielmehr ausgelöst durch die Staatsanwalt-
schaft bzw. die Polizei, die die Anordnung der jeweiligen, unter Richtervorbehalt 
stehenden Maßnahme beantragen.984 Schließlich ist anzumerken, dass es der aus-
drücklichen Richtervorbehalte in Art. 13 Abs. 2-4 GG sowie in Art. 104 Abs. 2 
GG nicht bedarf, wenn ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von 
Richtervorbehalten bereits aus Art. 19 Abs. 4 GG abzuleiten wäre.985 
                                                                                                                                 
„als ‚halbe’ – weil ohne rechtliches Gehör fungierende – Rechtsschutzgarantien“; derselbe, FG 50 
Jahre BGH, 911 (921 f.); im Ergebnis auch: Lisken, DRiZ 1979, 277 (278). 
978 Gusy, GA 2003, 672 (678); Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 451; Brüning, Richtervorbehalt im 
Ermittlungsverfahren, S. 132. 
979 BVerfGE 107, 395 (409): „Wer bei Gericht formell ankommt, soll auch substantiell ankommen, 
also wirklich gehört werden.“ Vgl. auch: Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 103 I Rn. 7; 
derselbe in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 18 f.; Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsver-
fahren, S. 132 geht sogar so weit, das rechtliche Gehör des Art. 103 Abs. 1 GG als konstitutives 
Element des Rechtsschutzes i.S.d. Art. 19 Abs. 4 GG zu bezeichnen. 
980 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 19; derselbe in Maunz-Dürig, GG, Art. 103 I 
Rn. 7. 
981 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 103 I Rn. 7; derselbe in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV 
Rn. 18. 
982 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 264; Brüning, Richtervorbehalt im Ermitt-
lungsverfahren, S. 133 f. 
983 Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 264; Schenke in BK, GG, Art. 19 IV Rn. 82; 
Papier in HdBdStR VI (1989), § 154/Rn. 58. 
984 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 133 f. 
985 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 135; Lepsius, JURA 2002, 259 (261); Lisken, 
DRiZ 1979, 277; ähnlich: Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 248. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
195 
Die vorbeugende richterliche Mitwirkung aufgrund von Richtervorbehalten ist 
damit nicht als Erscheinungsform des Rechtsschutzes i.S.d. Art. 19 Abs. 4 S. 1 
GG zu qualifizieren.986 Auch aus Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG ergibt sich kein verfas-
sungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten.987 
d)    Weitere allgemeine Ansätze für ein verfassungsrechtliches Gebot der Nor-
mierung von Richtervorbehalten 
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass sich ein allgemeines verfas-
sungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten weder aus den 
Art. 13, 104 GG noch aus der Rechtsweggarantie des Art. 19 Abs. 4 GG ableiten 
lässt. Eine Verpflichtung des Gesetzgebers, einfach-gesetzliche Eingriffsbefugnis-
se mit Richtervorbehalten auszustatten, könnte sich weiterhin aus dem Fairness-
prinzip, dem Schuldprinzip oder auch aus der objektiven Werteordnung der 
Grundrechte ergeben, was im Folgenden zu überprüfen ist. 
In der Literatur wird mitunter angeführt, dass der Gesetzgeber aufgrund des 
im Fairnessprinzip verankerten Gebotes der Waffengleichheit verpflichtet ist, bei 
beweissichernden strafprozessualen Eingriffsbefugnissen Richtervorbehalte zu 
normieren.988 Gestützt wird diese Ansicht – ohne an dieser Stelle näher auf die 
Rechtsgrundlage und den Gewährleistungsgehalt des Fairnessprinzips eingehen zu 
wollen989 – auf die Erwägung, dass im strafprozessualen Ermittlungsverfahren 
keine Waffengleichheit zwischen den Strafverfolgungsorganen und dem Beschul-
digten vorliegt.990 Den Strafverfolgungsbehörden stünden im Ermittlungsverfah-
ren zahlreiche Eingriffsbefugnisse zur Verfügung, denen der Beschuldigte keine 
adäquaten Verteidigungsmittel entgegensetzen kann.991 Dies führe zu einer nicht 
unerheblichen Machtüberlegenheit der Strafverfolgungsbehörden, insb. der Staats-
anwaltschaft, und damit zu einem Über-/Unterordnungsverhältnis der Strafver-
                                                     
986 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 136; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
451; Lin, Richtervorbehalt und Rechtsschutz, S. 246 f.; Lisken, DRiZ 1979, 277. Andernfalls 
würde sich das Folgeproblem ergeben, ob mit der vorbeugenden richterlichen Mitwirkung auf-
grund eines Richtervorbehaltes der von Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG garantierte Rechtsschutz ver-
braucht wäre, da es allgemeiner Auffassung entspricht, dass Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG nur 
„Rechtsschutz durch den Richter, nicht aber gegen den Richter“ gewährleistet. Vgl. hierzu nur: 
Schmidt-Aßmann in Maunz-Dürig, GG, Art. 19 IV Rn. 96; Schenke in BK, GG, Art. 19 IV Rn. 54 
ff. Die Beurteilung dieser Problematik hängt davon ab, ob man die vorbeugende richterliche 
Mitwirkung aufgrund eines Richtervorbehaltes als Akt der „öffentlichen Gewalt“ i.S.d. Art. 19 
Abs. 4 S. 1 GG qualifiziert. 
987 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 136; Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
451. 
988 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 147. 
989 Hierzu etwa: BVerfGE 68, 237 (255); 66, 313 (318); 64, 135 (145); Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, 
Einl. Abschnitt I/Rn. 104; KK-Pfeiffer/Hannich, StPO, Einl./Rn. 28; Rzepka, Fairness im Straf-
verfahren, S. 116 ff., 251 ff. 
990 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 137. 
991 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 136; allgemein auch: Volk, Grundkurs, § 
9/Rn. 29 ff.; Müller, NJW 1976, 1063 (1065 f.). 
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folgungsbehörden zum Beschuldigten als Kennzeichen des Ermittlungsverfah-
rens.992 Um dem Gebot der Waffengleichheit als Ausfluss des Fairnessprinzips 
Rechnung zu tragen, sei die staatsanwaltliche Machtüberlegenheit bei beweissi-
chernden strafprozessualen Ermittlungsmaßnahmen durch eine vorherige richter-
liche Mitwirkung abzumildern.993 Die vorherige Mitwirkung des Richters schütze 
die Interessen und Grundrechte des Betroffenen und erhöhe so die Waffengleich-
heit im Ermittlungsverfahren.994 Gleichzeitig werde die Wahrheitsermittlung unter 
Zuhilfenahme strafprozessualer Grundrechtseingriffe nicht durch Teilhaberechte 
der Verteidigung vereitelt.995 Insgesamt würden die Rechte und Befugnisse der 
Beteiligten ausgeglichen und ausbalanciert, so dass die Voraussetzung für eine 
gerechte, mithin faire Entscheidung gegeben sei, die dem Fairnessprinzip im 
Strafverfahren entspreche.996 
Zuzugeben ist dieser Ansicht, dass das Fairnessprinzip als Prozessmaxime 
auch für das strafprozessuale Ermittlungsverfahren gilt.997 Auch wird aus dem 
Fairnessprinzip oftmals die Notwendigkeit einer „gewissen verfahrensrechtlichen 
Waffengleichheit von Staatsanwalt und Beschuldigtem“998 abgeleitet. Hieraus je-
doch die konkrete Verpflichtung des Gesetzgebers abzuleiten, beweissichernde 
strafprozessuale Eingriffsbefugnisse mit Richtervorbehalten auszustatten, geht 
fehl. Der Begriff des „fairen Verfahrens“ ist geprägt durch völlige Offenheit und 
inhaltliche Unbestimmtheit.999 In Einzelheiten bestimmte Gebote und Verbote 
lassen sich wegen des abstrakt-formalen Charakters des Fairnessprinzips gerade 
nicht angeben,1000 weshalb eine Inhaltsbestimmung nur durch den Rückgriff auf 
andere Wertbestimmungen oder Prinzipien vorgenommen werden kann, für deren 
Auswahl allerdings wiederum keine festen Kriterien zur Verfügung stehen.1001 
Selbst die Befürworter der Verwendung des Begriffs der „Waffengleichheit im 
Strafverfahren“ weisen auf dessen beschränkte Bedeutung als formales, konkreti-
                                                     
992 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 137; allgemein auch: Rzepka, Fairness im 
Strafverfahren, S. 275. 
993 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 144 ff. 
994 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 146. 
995 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 146. 
996 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 145 f. 
997 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt I/Rn. 105, 112; Beulke, StrafprozessR, § 2/Rn. 28; 
Volk, Grundkurs, § 18/Rn. 9. 
998 BVerfGE 63, 45 (61), Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt I/Rn. 117; ähnlich: BVerf-
GE 63, 380 (390); 38, 105 (111). 
999 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt I/Rn. 103, 105; ähnlich: SK-Rogall, StPO, Vor § 
133/Rn. 102. 
1000 BVerfGE 63, 45 (61); SK-Rogall, StPO, Vor § 133/Rn. 101; dieses Problem sieht auch Brüning, 
Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 145, allerdings ohne die entsprechenden Konse-
quenzen hieraus zu ziehen. 
1001 Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt I/Rn. 105, 107; ähnlich: Beulke, StrafprozessR, § 
2/Rn. 28; Volk, Grundkurs, § 18/Rn. 9; Kindhäuser, StPO, § 18/Rn. 11. 
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sierungsbedürftiges Verfahrensprinzip hin,1002 so dass sich ein konkretes verfas-
sungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten damit nicht be-
gründen lässt.1003 
Der Versuch, ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richter-
vorbehalten für beweissichernde strafprozessuale Ermittlungsmaßnahmen aus 
dem Fairnessprinzip abzuleiten, wird bisweilen ergänzt durch die Auffassung, dass 
auch die Anordnung verfahrens- und vollstreckungssichernder strafprozessualer 
Grundrechtseingriffe grundsätzlich einem Richter vorzubehalten ist.1004 Zurück-
gegriffen wird in diesem Zusammenhang allerdings nicht auf das Fairnessprinzip. 
Es wird das Schuldprinzip bemüht.1005 Den Ausgangspunkt dieser Ansicht bildet 
die Überlegung, dass Maßnahmen, die der Sicherung des Verfahrens und der Voll-
streckung dienen, eine deutliche Nähe zum Schuldspruch aufweisen und in ihrer 
Wirkung auf den Betroffenen einer Strafe gleichkommen.1006 Das Schuldprinzip 
aber – demzufolge keine Strafe ohne Schuld verhängt werden darf1007 – verlange, 
dass die Verhängung von Strafen ausschließlich durch einen Richter erfolgt.1008 
Aufgrund dessen sei der Gesetzgeber verpflichtet, verfahrens- und insb. vollstre-
ckungssichernde strafprozessuale Grundrechtseingriffe mit einem Richtervorbe-
halt auszustatten.1009 
Maßgebliches Problem dieser Ansicht ist der Umstand, dass verfahrens- und 
vollstreckungssichernde strafprozessuale Maßnamen faktisch als Kriminalstrafen 
qualifiziert werden. Daraus ergibt sich die offensichtliche Schwierigkeit, dass die 
Vereinbarkeit von verfahrens- und vollstreckungssichernden strafprozessualen 
Grundrechtseingriffen – die von der Strafprozessordnung nun einmal zur Verfü-
gung gestellt werden – mit der Unschuldsvermutung auf grundlegende Bedenken 
stößt.1010 Diesbezüglich wurde bereits festgestellt, dass die Unschuldsvermutung 
den Beschuldigten vor dem gesetzlichen Nachweis der Schuld nicht nur vor Stra-
                                                     
1002 SK-Rogall, StPO, Vor § 133/Rn. 107; Löwe-Rosenberg/Kühne, StPO, Einl. Abschnitt I/Rn. 117 
ff.; Müller, NJW 1976, 1063 (1066 f.). 
1003 Im Ergebnis auch: BVerfG, NJW 2008, 3053 (3054). 
1004 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 147 ff. 
1005 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 147 ff; wobei an dieser Stelle wiederum 
nicht auf die Rechtsgrundlage und den konkreten Gewährleistungsgehalt des Schuldprinzips 
eingegangen werden soll, vgl. hierzu etwa: BVerfGE 80, 244 (255); 58, 159 (162); 57, 250 (275); 
Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII Rn. 124. 
1006 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 147 f. 
1007 BVerfGE 80, 244 (255); 58, 159 (162); 57, 250 (275); Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VII 
Rn. 124. 
1008 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 147 f. 
1009 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 148 f. 
1010 Die enge Verbindung zwischen der Unschuldsvermutung und dem Schuldprinzip wurde bereits 
dargelegt, siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. Die hier untersuchte Ansicht begegnet folglich nicht 
nur Bedenken im Hinblick auf den Inhalt des Schuldprinzips, sondern ebenso im Hinblick auf 
die Unschuldsvermutung. Die jeweiligen Argumente lassen sich insofern nicht strikt voneinan-
der trennen. 
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fe, sondern auch vor strafgleicher und strafähnlicher Sanktion schützt.1011 Folglich 
würde die Unschuldsvermutung verfahrens- und vollstreckungssichernden straf-
prozessualen Grundrechtseingriffen bei konsequenter Weiterführung dieser An-
sicht entgegenstehen. Ein Ergebnis, das nicht überzeugt. Des Weiteren wurde im 
Zusammenhang mit den Ausführungen zur Unschuldsvermutung festgestellt, dass 
unter einer Strafe die repressive Antwort auf die begangene Straftat zu verstehen 
ist, durch die das sozialethische Unwerturteil über die Tat zum Ausdruck kommt 
und durch eine schuldangemessene Übelszufügung für den Täter fühlbar gemacht 
wird.1012 Verfahrens- und vollstreckungssichernden strafprozessualen Grund-
rechtseingriffen, wie z.B. der Untersuchungshaft, fehlt es jedoch gerade an diesem 
die Strafe kennzeichnenden sozialethischen Unwerturteil.1013 Der Gesetzgeber 
stellt den Strafverfolgungsbehörden verfahrens- und vollstreckungssichernde Ein-
griffsbefugnisse allein deshalb zur Verfügung, um den unabweisbaren Bedürfnis-
sen einer wirksamen Strafverfolgung nachzukommen. Die rasche und gerechte 
Ahndung von Straftaten wäre in vielen Fällen nicht möglich, wenn es den Straf-
verfolgungsbehörden ausnahmslos verwehrt wäre, gegen den mutmaßlichen Täter 
schon vor dem gesetzlichen Nachweis der Schuld eine verfahrens- oder vollstre-
ckungssichernde Maßnahme wie z.B. die Untersuchungshaft zu verhängen.1014 
Das dabei bestehende Spannungsverhältnis zwischen den Grundrechten des von 
einer verfahrens- oder vollstreckungssichernden Maßnahme Betroffenen und den 
unabweisbaren Bedürfnissen einer funktionsfähigen Strafrechtspflege1015 wird 
zwar oftmals dadurch ausgeglichen, dass die Anordnung verfahrens- oder vollstre-
ckungssichernder Maßnahmen einem Richter vorbehalten ist.1016 Mangels Straf-
charakter der Maßnahmen kann dadurch jedoch nicht auf ein verfassungsrechtli-
ches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten aus dem Schuldprinzip ge-
schlossen werden. 
Schließlich wird die Ansicht vertreten, dass sich bei schwerwiegenden Grund-
rechtseingriffen ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richter-
vorbehalten aus der objektiven Werteordnung der Grundrechte ergibt.1017 Dieser 
                                                     
1011 Siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. 
1012 Siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. 
1013 Für die Untersuchungshaft siehe: 3. Kapitel, B., II., S. 121. 
1014 Für die Untersuchungshaft: BVerfGE 36, 264 (269 f.); 35, 185 (190); 19, 342 (347). 
1015 Für die Untersuchungshaft: BVerfGE 53, 152 (158); 36, 264 (269 f.); 35, 185 (190); 20, 144 (147); 
19, 342 (347). 
1016 So z.B. die Anordnung der Untersuchungshaft gem. § 114 Abs. 1 StPO; die Anordnung der 
Durchsuchung, gem. § 105 Abs. 1 StPO (soweit diese der Ergreifung des Beschuldigten dient, 
ist sie auch als vollstreckungssichernde Maßnahme zu bezeichnen); die Anordnung einer Sicher-
stellung bzw. Beschlagnahme gem. § 111e Abs. 1 StPO; die Anordnung der Rasterfahndung 
gem. 98b Abs. 1 StPO (soweit die Rasterfahndung der Ergreifung des Täters dient, kann sie 
auch als verfahrenssichernde Maßnahme bezeichnet werden). Vgl. auch den Überblick bei Brü-
ning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 32 ff. 
1017 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 149; überprüft, im Ergebnis jedoch abge-
lehnt wird dieser Ansatz wohl auch von: Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 452 f.  
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These liegt die Feststellung zugrunde, dass die Grundrechte (auch) eine objektive 
Werteordnung verkörpern.1018 Diese gelte als verfassungsrechtliche Grundent-
scheidung für alle Bereiche des Rechts und verpflichte die gesamte staatliche Ge-
walt u.a. dazu, die Gefährdung von Grundrechten nach Möglichkeit auszuschlie-
ßen und die Voraussetzungen für ihre Verwirklichung zu schaffen.1019 Bei beson-
ders schwerwiegenden Grundrechtseingriffen habe der Gesetzgeber daher die 
Aufgabe, durch die verfahrensrechtliche Schutzvorkehrung des Richtervorbehaltes 
sicherzustellen, dass keine rechtswidrigen schwerwiegenden Grundrechtseingriffe 
erfolgen.1020 
Zuzugeben ist diesem Ansatz, dass die Grundrechte auch Ausdruck einer ob-
jektiven Wertentscheidung sind, die als maßgebende Richtschnur für die gesamte 
Rechtsordnung verbindlich und daher bei der Gesetzgebung sowie bei der Ausle-
gung und Anwendung der gesetzlichen Vorschriften zu beachten ist.1021 Insofern 
trifft den Staat u.a. die Verpflichtung, die Einhaltung und Verwirklichung der 
materiellen Grundrechte durch Organisations- und Verfahrensregelungen sicher-
zustellen.1022 Dabei kommt dem Gesetzgeber jedoch ein weiter Beurteilungs- und 
Ermessensspielraum zu,1023 das konkrete verfassungsrechtliche Gebot der Nor-
mierung von Richtervorbehalten kann sich hieraus nicht ergeben.1024 Zwar können 
die Bedeutung eines Grundrechts und die Intensität eines Eingriffs den ausschlag-
gebenden Grund für verfahrensrechtliche Schutzvorkehrungen etwa in Gestalt 
eines Richtervorbehaltes darstellen.1025 Dies umso mehr, als Richtervorbehalte 
vielfach als „geradezu klassisches Mittel“1026 zur Sicherung der Interessen des von 
einem Grundrechtseingriff Betroffenen angesehen werden. Dennoch sind dem 
Gesetzgeber durch die objektive Werteordnung der Grundrechte lediglich ein 
bestimmtes Schutzziel und Schutzniveau im Hinblick auf einzelne Grundrechte 
vorgegeben.1027 Das einzelne Mittel und seine Ausgestaltung sind demgegenüber 
dem Beurteilungsspielraum des Gesetzgebers anheim gegeben.1028 So ist es etwa 
                                                     
1018 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 149; allgemein zur objektiven Werteord-
nung der Grundrechte vgl. etwa: Di Fabio in HdBdGrR II, § 46/Rn. 1; Epping, Grundrechte, 
Kap. 1/Rn. 14; Pieroth/Schlink, StaatsR II, § 4/Rn. 76; Maurer, StaatsR I, § 9/Rn. 20. 
1019 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 149. 
1020 Brüning, Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 149. 
1021 BVerfGE 39, 1 (41); 35, 79 (114); Di Fabio in HdBdGrR II, § 46/Rn. 1; Epping, Grundrechte, 
Kap. 1/Rn. 14; Pieroth/Schlink, StaatsR II, § 4/Rn. 76; Maurer, StaatsR I, § 9/Rn. 20. 
1022 Epping, Grundrechte, Kap. 1/Rn. 14 f.; Pieroth/Schlink, StaatsR II, § 4/Rn. 81; Maurer, StaatsR I, 
§ 9/Rn. 27. 
1023 Epping, Grundrechte, Kap. 1/Rn. 15; Maurer, StaatsR I, § 9/Rn. 27. 
1024 Im Ergebnis auch: Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 452 ff. 
1025 BVerfG, wistra 2008, 339 (340); BVerfG, NJW 2008, 822 (832); Rabe v. Kühlewein, Richtervorbe-
halt, S. 452 f. 
1026 SächsVerfGH, SächsVBl. 1996, 160 (181); Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 455.  
1027 SächsVerfGH, SächsVBl. 1996, 160 (180); Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 455. 
1028 BVerfG, NJW 2008, 822 (832); SächsVerfGH, SächsVBl. 1996, 160 (180 f.); Rabe v. Kühlewein, 
Richtervorbehalt, S. 455. 
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auch denkbar, andere – mit hinreichender Unabhängigkeit ausgestattete – Ent-
scheidungsträger in das Verfahren zum Schutz der Grundrechte einzuschalten, zu 
denken wäre in diesem Zusammenhang z.B. an ein Mitglied des Innen- oder des 
Justizministeriums oder an einen Datenschutzbeauftragten in Fällen mit daten-
rechtlicher Relevanz.1029 Ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von 
Richtervorbehalten kann sich bei schwerwiegenden Grundrechtseingriffen also 
auch nicht aus der objektiven Dimension der Grundrechte ergeben.1030 
2.    Fazit 
Sicherlich stellt die vorbeugende richterliche Mitwirkung aufgrund eines Richter-
vorbehaltes gerade bei schwerwiegenden oder auch heimlich erfolgenden Grund-
rechtseingriffen ein sinnvolles und effektives Instrument zur Kontrolle der Exeku-
tive und damit zum Schutz der Rechte des von einem Grundrechtseingriff Betrof-
fenen dar. Dennoch obliegt es dem Gesetzgeber, zu entscheiden, welcher Mittel er 
sich bedient, um diese Ziele zu erreichen.1031 Ein verfassungsrechtliches Gebot der 
Normierung von Richtervorbehalten außerhalb der ausdrücklichen Bestimmungen 
der Art. 13, 104 GG ist nicht anzuerkennen.1032 Ein solches ergibt sich weder aus 
einer Anleihe bei den explizit in Art. 13, 104 GG verankerten Richtervorbehalten, 
noch aus der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG. Auch aus dem Fair-
ness- sowie dem Schuldprinzip und der objektiven Dimension der Grundrechte 
lässt sich kein derart konkretes verfassungsrechtliches Gebot ableiten. 
3.    Bewertung der niedersächsischen Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Anstalt im 
Vollzug der Untersuchungshaft 
Der niedersächsische Gesetzgeber hat sich – wie bereits festgestellt – für eine 
deutliche Abkehr vom generellen Richtervorbehalt des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. 
entschieden und in § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. die grundsätzliche Zuständig-
keit der Anstalt für die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft erfor-
                                                     
1029 So auch: BVerfG, NJW 2008, 822 (832); SächsVerfGH, SächsVBl. 1996, 160 (181); Rabe v. Küh-
lewein, Richtervorbehalt, S. 455. 
1030 So wohl auch: SächsVerfGH, SächsVBl. 1996, 160 (180 f.); Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 
455 ff. 
1031 BVerfG, NJW 2008, 822 (832); SächsVerfGH, SächsVBl. 1996, 160 (180 f.); Rabe v. Kühlewein, 
Richtervorbehalt, S. 455. 
1032 So auch: Rabe v. Kühlewein, Richtervorbehalt, S. 458. Im Ergebnis wohl auch, da die verfassungs-
rechtliche Notwendigkeit eines generellen Richtervorbehaltes im Vollzug der Untersuchungshaft 
verneinend: Löwe-Rosenberg/Dünnebier, StPO (23. Auflage 1978), § 119/Rn. 14; Baumann, Ent-
wurf, S. 15; derselbe, JZ 1990, 107 (112); Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, Vorwort S. 3; 
Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3 f.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Grundlagen, S. 84; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (172). A.A.: Brüning, 
Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren, S. 123 ff.; Hilger, GS Meyer, 209 (225); derselbe, JR 
1990, 485 (485 f.). 
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derlichen Maßnahmen normiert.1033 In verfassungsrechtlicher Hinsicht bestehen 
keine Bedenken gegen diese weitgehende Übertragung der Zuständigkeiten vom 
Richter auf die Anstalt.1034 Zum einen besteht, wie soeben gesehen, kein allgemei-
nes verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten, das 
den niedersächsischen Gesetzgeber verpflichten würde, für die Anordnung der im 
Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen die Zuständigkeit des 
Richters vorzusehen. Zum anderen ergibt sich selbst aus der explizit für Freiheits-
entziehungen geltenden Regelung des Art. 104 Abs. 2 GG kein anderes Ergebnis. 
Nach Art. 104 Abs. 2 GG hat der Richter nur über die Zulässigkeit und Fortdauer 
einer Freiheitsentziehung, nicht aber über die Art und Weise ihres Vollzuges zu 
entscheiden.1035 Gegenstand der grundgesetzlich geforderten richterlichen Ent-
scheidung ist daher nur die Frage, ob die Freiheitsentziehung angeordnet bzw. 
aufrechterhalten werden darf. Wie die Freiheitsentziehung vollzogen und ausges-
taltet wird, ist hingegen nicht von Art. 104 Abs. 2 GG erfasst.1036 Vor diesem 
Hintergrund ist die deutliche Abkehr Niedersachsens vom generellen Richtervor-
behalt im Vollzug der Untersuchungshaft als verfassungsrechtlich zulässig zu be-
werten. 
Von diesem Befund ausgehend stellt sich in einem weiteren Schritt die Frage, 
wie die niedersächsische Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Anstalt 
im Vollzug der Untersuchungshaft jenseits verfassungsrechtlicher Aspekte zu 
beurteilen ist. Zunächst einmal ist festzustellen, dass die niedersächsische Rege-
lung den gegen die generelle Zuständigkeit des Richters nach § 119 Abs. 6 StPO 
a.F. erhobenen Bedenken1037 die Grundlage entzieht. Die weitgehende Zuständig-
keit der Anstalt nach § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. – die Anstalt ist sowohl für 
vollzugliche Entscheidungen, die die Sicherheit und Ordnung der Anstalt betref-
fen, zuständig als auch für verfahrenssichernde Anordnungen, soweit sie der Ab-
wehr einer Flucht- oder Wiederholungsgefahr dienen1038 – führt dazu, dass über 
                                                     
1033 Hierzu ausführlich: 3. Kapitel, C., II., 4., S. 189 ff. 
1034 So auch: Löwe-Rosenberg/Dünnebier, StPO (23. Auflage 1978), § 119/Rn. 14; Baumann, Entwurf, 
S. 15; derselbe, JZ 1990, 107 (112); Döschl/Herrfahrdt/Nagel/Preusker, Entwurf, Vorwort S. 3; Jehle, 
Untersuchungshaft, S. 277; Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 3; Kubach, Die völkerrechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 84; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 
(172); selbst Hilger, JR 1990, 485 (488), der ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung 
von Richtervorbehalten an sich bejaht, hält ein solches bei Haftvollzugsmaßnahmen für nicht 
notwendig. 
1035 BVerfGE 64, 261 (280); 33, 1, (10); Rüping in BK, GG, Art. 104/Rn. 35; Degenhart in Sachs, GG, 
Art. 104/Rn. 18, 24; Baumann, Entwurf, S. 15 f.; Jehle, Untersuchungshaft, S. 277; Thüringer-LT 
Drs. 4/4803, S. 3 f.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 84 
f.; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (172 f., insb. Fn. 5). 
1036 Allein das Misshandlungsverbot des Art. 104 Abs. 1 S. 2 GG enthält eine Aussage über die Form 
des Vollzugs einer freiheitsbeschränkenden bzw. –entziehenden Maßnahme. 
1037 Siehe: 3. Kapitel, C., II., 1., S. 180 ff. 
1038 Ausführlich zur Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Anstalt nach § 134 NJVollzG 
n.F.: siehe: 3. Kapitel, C., II., 3., S. 188 ff. 
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die Mehrheit der im Vollzug der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen 
die Anstalt allein und als sachnächste Behörde entscheidet.1039 Abgesehen von 
einer Entlastung des mit vollzuglichen Entscheidungen oftmals überforderten 
Richters1040 hat dies den Vorteil, dass ohne Kenntnis der räumlichen und perso-
nellen Verhältnisse der Anstalt getroffene und deshalb zum Teil unsachgemäß 
erscheinende Anordnungen des Richters reduziert werden.1041 Des Weiteren un-
terstützt die alleinige Zuständigkeit der Anstalt für die Mehrheit der im Vollzug 
der Untersuchungshaft erforderlichen Maßnahmen eine gleichförmige Vollzugs-
praxis i.S.e. gerechten Vollzugsgestaltung.1042 Unterschiedliche Behandlungen 
verschiedener Untersuchungshäftlinge trotz vergleichbarer Interessenlage können 
so vermieden werden. Ferner steht den Untersuchungshäftlingen mit der Anstalt 
ein direkter Ansprechpartner zur Verfügung. Dieser ist, da er selbst über die An-
ordnung der meisten Maßnahmen entschieden hat, in der Lage, dem Häftling bei 
Bedarf die die Anordnung tragenden Entscheidungsgründe auseinanderzusetzen. 
Für den Untersuchungshäftling ist damit eine größere Transparenz der Entschei-
dungen verbunden,1043 was das Gefühl hilflosen Ausgeliefertseins gegenüber dem 
Vollzugsapparat verringern kann und daher durchaus im Interesse des Untersu-
chungshäftlings liegen dürfte. 
Darüber hinaus reduziert die Zuständigkeitsverteilung in § 134 NJVollzG n.F. 
Kompetenzüberschneidungen und mit diesen einhergehende Kompetenzkonflikte 
zwischen Richter und Anstalt.1044 Ausgangspunkt dieser Überlegung ist der Be-
fund, dass zur Abwehr einer Flucht- oder Wiederholungsgefahr vielfach Maß-
nahmen anzuordnen sind, die sich mit solchen zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit und Ordnung der Anstalt decken.1045 Vor diesem Hintergrund kann eine 
schematische Verteilung der Zuständigkeiten anhand der Kriterien Verfahrenssi-
cherung sowie Sicherheit und Ordnung der Anstalt – Zuständigkeit des Richters 
für alle verfahrenssichernden Anordnungen, also für alle Anordnungen zur Ab-
                                                     
1039 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (90); bezogen auf die Zuständigkeit der Anstalt für Anordnungen zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt: Thüringer-LT Drs. 4/4803, S. 71 f.; 
allgemein: Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); von diesem Motiv hat sich auch der nie-
dersächsische Gesetzgeber leiten lassen, vgl. NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 
NJVollzG-E. 
1040 Siehe: 3. Kapitel, C., II., 1., S. 180 f. 
1041 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (89 f.); allgemein: Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311). 
1042 Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (134); Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); Müller-Dietz, StV 
1984, 79 (87). 
1043 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (90). 
1044 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (89 f.). 
1045 Hierzu bereits: 2. Kapitel, B., IV., S. 76 ff. Auch: Koop, ZfStrVo 2007, 88 (89); Preusker, ZfStrVo 
1981, 131 (133); NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
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wehr der in den Haftgründen zum Ausdruck kommenden Gefahren, sowie Zu-
ständigkeit der Anstalt für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt – im Hinblick auf die Abwehr einer Flucht- oder Wiederholungsgefahr 
doppelte Zuständigkeiten begründen.1046 Die niedersächsische Zuständigkeitsver-
teilung vermeidet derartige Doppelzuständigkeiten von Richter und Anstalt, in-
dem die Anstalt nicht nur für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt, sondern auch für die Abwehr einer Flucht- oder Wiederholungsgefahr 
zuständig ist.1047 Die klare Verteilung der Zuständigkeiten nach § 134 NJVollzG 
n.F. wendet Kompetenzkonflikte zwischen Richter und Anstalt ab und ermöglicht 
so eine schnelle Entscheidungsfindung innerhalb der Vollzugsgestaltung.1048 Dies 
ist nicht nur im Interesse der beteiligten Entscheidungsträger, sondern auch im 
Interesse des Häftlings, der zeitnah erfährt, welche Beschränkungen bzw. Ver-
günstigungen seinen Haftalltag bestimmen. Folgerichtig ist in diesem Zusammen-
hang allerdings auch, dass das Gericht nach § 134 Abs. 2 NJVollzG n.F. zuständig 
ist für Entscheidungen, die der Abwehr einer Verdunkelungsgefahr dienen.1049 
Entscheidungen über Maßnahmen zur Abwehr einer Flucht- bzw. Wiederho-
lungsgefahr erfordern i.d.R. keine Kenntnis des konkreten Strafverfahrens, in dem 
die Untersuchungshaft angeordnet wurde.1050 Demgegenüber kann im Falle einer 
Verdunkelungsgefahr nur bei Kenntnis des konkreten Strafverfahrens sachgerecht 
bspw. darüber entschieden werden, welche (schriftlichen oder mündlichen) Kon-
takte des Untersuchungshäftlings die Gefahr einer Beweismittelbeeinträchtigung 
oder –vernichtung mit sich bringen. Die Anstalt, die das Verfahren und die Be-
weismittel nicht bzw. nicht so gut kennt, wie das Gericht, wäre in diesen Konstel-
lationen nicht in der Lage, sachgerecht darüber zu entscheiden, welche Freiheiten 
                                                     
1046 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (89); NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E. 
1047 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (89). Dieser Umstand ist auch als Vorteil des umfassenden niedersächsi-
schen Kompetenzverständnisses zu werten. 
1048 Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); Müller-Dietz, StV 1984, 79 (87). 
1049 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (90); allgemein: Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (134); Seibert, Untersu-
chungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (172). 
1050 Vgl. hierzu ausführlich Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (133 f.): Beim Haftgrund der Fluchtgefahr 
geht es in erster Linie darum, den Beschuldigten für die Verfahrensbeteiligten verfügbar zu hal-
ten. Als wesentliches Element der Sicherheit und Ordnung der Anstalt stellt die Verhinderung 
von Flucht die vorrangige Aufgabe eines jeden Haftvollzuges dar. Vor diesem Hintergrund ist 
nicht erkennbar, inwieweit Kenntnisse des konkreten Strafverfahrens erforderlich sind für Ent-
scheidungen zur Abwehr einer Fluchtgefahr. Beim Haftgrund der Wiederholungsgefahr geht es 
darum, der akuten Gefahr der erneuten Verbrechensbegehung zu begegnen. Die Tat, derer der 
Beschuldigte verdächtig ist, steht folglich nicht im Fokus des Untersuchungshaftvollzuges. Eine 
Kenntnis des konkreten Strafverfahrens ist also auch hier nicht erforderlich, um eine erneute 
Verbrechensbegehung zu verhindern. 
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des Untersuchungshäftlings unter dem Aspekt der Verdunkelungsgefahr einzu-
schränken sind und welche nicht.1051 
Angesichts dieser Vorteile der deutlichen Abkehr Niedersachsens vom gene-
rellen Richtervorbehalt des § 119 Abs. 6 StPO a.F. stellt sich die Frage, ob die 
niedersächsische Zuständigkeitsverteilung zwischen Richter und Anstalt im Voll-
zug der Untersuchungshaft insgesamt positiv zu beurteilen ist. Zu bedenken ist, 
dass die weitgehende Zuständigkeit der Anstalt nach dem Niedersächsischen Jus-
tizvollzugsgesetz auch zu einer Konzen- tration von Machtbefugnissen in der 
Anstalt führt.1052 Dadurch besteht die Gefahr, dass anstaltsbezogene Effizienz-
überlegungen die konkrete Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges 
bestimmen.1053 Diesbezüglich ist jedoch anzumerken, dass § 134 Abs. 1 S. 2 
NJVollzG n.F. die Möglichkeit vorsieht, dass sich das Gericht in jeder Lage des 
Strafverfahrens durch schriftliche Erklärung gegenüber der Vollzugsbehörde die 
Kompetenz für in deren Zuständigkeit fallende Entscheidungen allgemein oder im 
Einzelfall widerruflich vorbehalten kann.1054 Das Niedersächsische Justizvollzugs-
gesetz begründet also keine absolute, unumkehrbare Machtposition der Anstalt. 
Hinzu kommt, dass der Richtervorbehalt, auch wenn er eine wesentliche Säule des 
Rechtsschutzsystems ist, keine „Allzweckwaffe“1055 zum Schutz von Grundrech-
ten darstellt. Vielmehr ist er nur ein Element eines differenzierten Kontrollsys-
tems, immerhin begrenzen auch der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, die Un-
schuldsvermutung, die Grundrechtsbindung der öffentlichen Gewalt und die Aus-
gestaltung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen staatliche Eingriffsbefugnisse 
und schützen die Grundrechte des Untersuchungshäftlings.1056 Insofern ändert der 
nicht unwesentliche Machtzuwachs der Anstalt durch die niedersächsische Zu-
ständigkeitsverteilung im Vollzug der Untersuchungshaft nichts an einer insgesamt 
positiven Bewertung derselben. 
IV.  Zusammenfassung 
Der Sinn und Zweck von Richtervorbehalten ist primär in einer gesetzeswahren-
den Funktion zu sehen. Zumindest faktisch liegt hierin auch ein Schutz der Rechte 
                                                     
1051 Bezogen auf die Zuständigkeitsverteilung nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz: 
Koop, ZfStrVo 2007, 88 (90); NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 131 NJVollzG-E; 
allgemein: Preusker, ZfStrVo 1981, 131 (134); Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 
165 (172). 
1052 Allgemein bezogen auf eine Erweiterung der Anstaltskompetenzen: Kaiser, FS Juristische Gesell-
schaft, 299 (311); Müller-Dietz, StV 1984, 79 (87); Jung/Müller-Dietz, Reform, 6 (29). 
1053 Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); Müller-Dietz, StV 1984, 79 (87); Jung/Müller-Dietz, 
Reform, 6 (29). 
1054 Eine derartige oder vergleichbare Möglichkeit zur Begrenzung des Machtzuwachses der Anstalt 
wird auch angeführt von: Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311); Jung/Müller-Dietz, Re-
form, 6 (30). 
1055 Krüger, DRiZ 2004, 247 (250). 
1056 Krüger, DRiZ 2004, 247 (250). 
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des von einem strafprozessualen Grundrechtseingriff Betroffenen. Aus dieser 
Funktion von Richtervorbehalten folgt allerdings – abgesehen von den ausdrück-
lichen Bestimmungen der Art. 13, 104 GG – kein verfassungsrechtliches Gebot 
der Normierung von Richtervorbehalten, das vom niedersächsischen Gesetzgeber 
bei der gesetzlichen Normierung des Untersuchungshaftvollzuges zu beachten 
wäre. 
Die deutliche Abkehr vom generellen Richtervorbehalt des § 119 Abs. 6 S. 1 
StPO a.F. durch die Regelung des § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. ist damit ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Aber auch jenseits verfassungsrechtlicher 
Aspekte ist die Zuständigkeitsverteilung nach § 134 NJVollzG n.F. positiv zu 
bewerten. Sie vermeidet Kompetenzkonflikte zwischen Richter und Anstalt, in-
dem die Anstalt als sachnächste Behörde nicht nur für Maßnahmen zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt zuständig ist, sondern auch für 
die oftmals deckungsgleichen Anordnungen zur Abwehr einer Flucht- oder Wie-
derholungsgefahr. Diese weitgehende Zuständigkeit der Anstalt unterstützt eine 
gleichförmige Vollzugspraxis i.S.e. gerechten Vollzugsgestaltung und hat den Vor-
teil, dass dem Untersuchungsgefangenen mit der Anstalt für die Mehrheit der ihn 
betreffenden Anordnungen ein direkter Ansprechpartner zur Verfügung steht. 
D. Das Sozialstaatsprinzip 
I.    Allgemeines 
Die Bundesrepublik Deutschland ist gem. Art. 20 Abs. 1 GG ein „sozialer1057 Bun-
desstaat“. Dementsprechend beinhaltet auch die Homogenitätsklausel des Art. 28 
Abs. 1 S. 1 GG das Postulat des „sozialen1058 Rechtsstaates“. Als Bestandteil des 
Art. 20 Abs. 1 GG nimmt das Sozialstaatsprinzip ungeachtet der lediglich adjekti-
vischen Formulierung an der sog. Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG teil 
und gehört damit zu den unabänderlichen Staatsfundamentalnormen unserer Ver-
fassung.1059 
Ein fester Kanon einzelner Teilprinzipien, die den Inhalt des Sozialstaatsprin-
zips näher bestimmen, hat sich beim Sozialstaatsprinzip – anders als bei anderen 
verfassungsrechtlichen Staatsstrukturprinzipien wie z.B. dem Rechtsstaatsprin-
zip1060 – noch nicht herausgebildet, weshalb es in besonderem Maße der Konkreti-
                                                     
1057 Hervorhebung durch die Verfasserin. 
1058 Hervorhebung durch die Verfasserin. 
1059 Vgl. nur: Herzog in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VIII Rn. 1, 6; Zacher in HdBdStR II (2004), § 
28/Rn. 95 f.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 42 f. 
1060 Anerkannte Elemente des Rechtsstaatsprinzips, durch die dieses näher konkretisiert wird, sind 
etwa: der Bestimmtheitsgrundsatz, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der Grundsatz des 
Vertrauensschutzes oder auch der Justizgewähranspruch, vgl.: Grzeszick in Maunz-Dürig, GG, 
Art. 20 VII Rn. 49 ff.; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 78.  
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sierung bedarf.1061 Diese ist in erster Linie durch den Gesetzgeber zu leisten, dem 
dabei ein weiter Gestaltungsspielraum zusteht.1062 Konkrete subjektive Rechte 
unmittelbar aus dem Sozialstaatsprinzip selbst ergeben sich i.d.R. jedoch nicht, 
weshalb das Sozialstaatsprinzip bislang nur geringe rechtliche Kraft entfaltet 
hat.1063 
Bei aller Konkretisierungsbedürftigkeit ist wesentliches und anerkanntes Ele-
ment des Sozialstaatsprinzips die Fürsorge für Hilfsbedürftige, d.h. für Personen, 
die „aufgrund ihrer persönlichen Lebensumstände oder gesellschaftlichen Benach-
teiligungen an ihrer persönlichen oder sozialen Entfaltung gehindert sind“.1064 
Ohne daraus auf einen bestimmten Umfang oder eine bestimmte Form der zu 
gewährenden Sozialleistungen schließen zu können,1065 müssen doch die Mindest-
voraussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein sichergestellt werden.1066 
II.   Das Sozialstaatsprinzip im Vollzug der Untersuchungshaft 
1.    Sozialstaatliche Fürsorgepflicht im Vollzug der Untersuchungshaft 
Die Einschränkung der persönlichen und sozialen Entfaltungsmöglichkeiten von 
Untersuchungshäftlingen während der Haftzeit ist offensichtlich. In Anlehnung an 
die allgemeinen Ausführungen zum Inhalt des Sozialstaatsprinzips stellt sich somit 
die Frage, ob sich aus dem Aspekt der Fürsorge für Hilfsbedürftige – ungeachtet 
hier nicht weiter relevanter Elemente des Sozialstaatsprinzips1067 – eine sozialstaat-
lich begründete Fürsorgepflicht des Staates auch im Vollzug der Untersuchungs-
haft ergibt. Sollte eine solche sozialstaatliche Fürsorgepflicht im Vollzug der Un-
                                                     
1061 Herzog in Maunz-Dürig, GG, Art. 20 VIII Rn. 3 ff., 25; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 46 f.; 
Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 112 f. 
1062 BVerfGE 97, 169 (185); 70, 278 (288); 65, 182 (193); 59, 231 (262 f.); Hofmann in Schmidt-
Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 29; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 47 f.; Jarass in Ja-
rass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 125; Zacher in HdBdStR II (2004), § 28/Rn. 122. 
1063 BVerfGE 110, 412 (445); 82, 60 (80); Herzog in Maunz-Dürig, Art. 20 VIII Rn. 28; Hofmann in 
Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 29, 37; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 47; Jarass in 
Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 112 f.; Zacher in HdBdStR II (2004), § 28/Rn. 121. 
1064 BVerfGE 100, 271 (284); 45, 376 (387); 43, 13 (19); Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, 
Art. 20/Rn. 34 f.; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 114. 
1065 BVerfGE 110, 412 (445); 82, 60 (80); 69, 272 (314); Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, 
Art. 20/Rn. 29; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 48; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 
114. 
1066 BVerfGE 110, 412 (445 f.); 82, 60 (80); Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 
29; Sachs in Sachs, GG, Art. 20/Rn. 46; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 114; Zacher in 
HdBdStR II (2004), § 28/Rn. 32. 
1067 So z.B. der sozialstaatliche Auftrag zur Schaffung sozialer Sicherungssysteme, das Ziel der Chan-
cengleichheit (das bspw. im Zusammenspiel mit der Berufsfreiheit den objektivrechtlichen Auf-
trag begründet, die Massenarbeitslosigkeit zu bekämpfen) oder auch die sozialstaatliche Forde-
rung nach einer gerechten Sozialordnung (was sich bspw. im Mietrecht und im Arbeitsrecht aus-
wirkt), vgl. nur Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 31 ff.; Jarass in Ja-
rass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 115, 118 f. m.w.Nachw. 
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tersuchungshaft bestehen, stellt sich in einem weiteren Schritt die Frage, welche 
Anforderungen bei der Umsetzung dieser Verpflichtung zu stellen sind und ob die 
gesetzliche Normierung des Untersuchungshaftvollzuges im Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetz diesen Forderungen gerecht wird. 
Nach dem sog. „Lebach-Urteil“ des BVerfG „verlangt das Sozialstaatsprinzip 
staatliche Vor- und Fürsorge für Gruppen der Gesellschaft, die auf Grund persön-
licher Schwäche oder Schuld, Unfähigkeit oder gesellschaftlicher Benachteiligung 
in ihrer persönlichen und sozialen Entfaltung gehindert sind; dazu gehören auch 
die Gefangenen“.1068 Diese Forderung des Sozialstaatsprinzips hat im Strafvollzug 
mit dem Ziel der Resozialisierung des Straftäters, d.h. dem Ziel seiner Wiederein-
gliederung in die Gesellschaft, Anerkennung gefunden.1069 Dem Gefangenen sol-
len im Strafvollzug Fähigkeit und Willen zu verantwortlicher Lebensführung ver-
mittelt werden. Er soll lernen, sich unter den Bedingungen einer freien Gesell-
schaft ohne Rechtsbruch zu behaupten.1070 Dementsprechend normiert § 2 S. 1 
StVollzG bzw. der diesen gem. Art. 125a Abs. 1 S. 2 GG ersetzende1071 § 5 S. 1 
NJVollzG das Vollzugsziel, den Gefangenen zu befähigen, künftig in sozialer 
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen. Erforderlich dafür ist eine 
Behandlung1072 des Verurteilten, mittels derer die inneren Voraussetzungen für 
eine spätere straffreie Lebensführung geschaffen werden.1073 
Zwar gilt das „Lebach-Urteil“ ausweislich seines Inhalts unmittelbar nur für 
Strafgefangene, so dass die sozialstaatliche Fürsorgepflicht und daraus folgend die 
Notwendigkeit von resozialisierungsfördernden Behandlungsangeboten zunächst 
nur den Strafvollzug betreffen. Allerdings ist zu beachten, dass das BVerfG in der 
zitierten Passage ganz allgemein von „Gefangenen“ spricht – ein Attribut, das 
auch auf Untersuchungshäftlinge zutrifft – und nicht explizit auf die „Strafgefan-
genen“ abstellt.1074 Darüber hinaus führt nicht nur die festgestellte Schuld des 
Gefangenen dazu, dass sich die sozialstaatliche Fürsorgepflicht in Gestalt des 
Resozialisierungsgedankens im Strafvollzug aktualisiert. In diesem Zusammen-
hang werden ebenso die Kriterien der persönlichen Schwäche, Unfähigkeit oder 
                                                     
1068 BVerfGE 35, 202 (236). 
1069 BVerfGE 98, 169 (200); 35, 202 (235 f.); Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 
35, 39; Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 6/Rn. 10 ff.; Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 12 
f.; Müller-Emmert, DRiZ 1976, 65 (66); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 44. 
1070 BVerfGE 98, 169 (200); 35, 202 (235); so auch: Müller-Emmert, DRiZ 1976, 65 (66). 
1071 NJVollzG-E, Begründung, Allgemeiner Teil, S. 109. 
1072 Als Sammelbezeichnung für diejenigen Methoden, mit denen das Ziel der Resozialisierung ver-
folgt wird, vgl.: Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 6/Rn. 10. 
1073 BVerfGE 35, 202 (236); Würtenberger, JZ 1967, 233 (239 f.). 
1074 So auch: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 45; allgemein 
von „Gefangenen“ spricht auch: Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 35. 
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gesellschaftlichen Benachteiligung genannt.1075 Anders als das Kriterium der 
„Schuld“, das vor dem Hintergrund der Unschuldsvermutung nicht auf Untersu-
chungshäftlinge angewendet werden kann,1076 können diese letztgenannten Aspek-
te durchaus auch in der Person eines Untersuchungshäftlings vorliegen. 
Die Ausführungen des BVerfG im „Lebach-Urteil“ sind damit jedenfalls mit-
telbar auch auf den Vollzug der Untersuchungshaft anzuwenden, weshalb die 
sozialstaatliche Forderung nach staatlicher Fürsorge bei dessen gesetzlicher Aus-
gestaltung zu berücksichtigen ist.1077 Dafür spricht auch, dass für den Untersu-
chungsgefangenen die Unschuldsvermutung streitet. Der Tatsache der Inhaftie-
rung, die bei äußerer Betrachtung zu einer gewissen Identität von Straf- und Un-
tersuchungshaftvollzug führt, kommt im Vollzug der Untersuchungshaft eine 
ungleich schärfere Wirkung als im Strafvollzug zu, wird berücksichtigt, dass die 
Schuld des Untersuchungsgefangenen gerade (noch) nicht rechtskräftig nachge-
wiesen ist. 
Neben diesem Befund, der die faktische Situation des Untersuchunsgefange-
nen in den Vordergrund rückt, gewinnt für das Verhältnis zwischen Sozialstaats-
prinzip und Untersuchungshaftvollzug ein weiterer Aspekt an Bedeutung, der die 
Bedeutung sozialstaatlicher Fürsorge im Vollzug der Untersuchungshaft zusätzlich 
unterstreicht: In der Regel werden über 75% der Untersuchungshäftlinge zu einer 
Freiheits- bzw. Jugendstrafe verurteilt.1078 Bei gut 50% der Untersuchungshäftlinge 
handelt es sich dabei um eine vollstreckbare Freiheits- bzw. Jugendstrafe,1079 wo-
durch der Vollzug der Untersuchungshaft und der Strafvollzug als natürliche Ein-
heit erscheinen.1080 In diesen Konstellationen hat die nach § 51 Abs. 1 StGB vor-
gesehene Anrechnung der Untersuchungshaft auf die zu verbüßende Strafe zur 
Folge, dass die in der Untersuchungshaft erlittene Zeit – im Falle der Aussetzung 
der Freiheitsstrafe zur Bewährung – die ausschließliche Freiheitsentziehung bleibt 
oder – im Falle der Verurteilung zu einer vollstreckbaren Freiheitsstrafe – die zu 
verbüßende Strafzeit erheblich verkürzt ist.1081 Sollten sozialstaatliche Fürsorgeas-
pekte im Vollzug der Untersuchungshaft nun aber nicht von Bedeutung sein, 
dann würde sich die Konsequenz ergeben, dass das Resozialisierungsziel des 
Strafvollzugs überhaupt nicht oder mangels ausreichender Zeit nur schwer zu 
                                                     
1075 BVerfGE 35, 202 (236); Hofmann in Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 20/Rn. 35; Jarass in 
Jarass/Pieroth, GG, Art. 20/Rn. 114; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 45. 
1076 Siehe: 3. Kapitel, B., I., S. 118 ff. 
1077 So Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 45. 
1078 Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 6.2, S. 370 f. 
1079 Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 6.2, S. 370 f. 
1080 Baumann, JZ 1990, 107 (110); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2270 
f.). 
1081 Jehle, Untersuchungshaft, S. 2 f.; Baumann, JZ 1990, 107 (110); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); 
Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (307). 
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verwirklichen ist.1082 Der Untersuchungshäftling ist den entsozialisierenden Wir-
kungen der Untersuchungshaft (z.B. Verlust des Arbeitsplatzes, der Wohnung 
sowie des sozialen Umfelds) ausgesetzt, ohne dass eine resozialisierende Behand-
lung innerhalb des Strafvollzuges denselben effektiv begegnen kann – diese Ge-
fahr kommt natürlich auch dann zum Tragen, wenn der Untersuchungsgefangene 
nicht zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wird.1083 
Insgesamt sprechen die genannten Aspekte – insbesondere die faktische Situa-
tion des (unschuldig) Gefangenen – dafür, bereits den Vollzug der Untersu-
chungshaft am sozialstaatlichen Fürsorgegedanken auszurichten. Folglich muss 
sich im Vollzug der Untersuchungshaft ebenso wie im Strafvollzug die sozialstaat-
lich begründete Fürsorgepflicht des Staates aktualisieren.1084 
2.    Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht im Vollzug der Untersuchungshaft 
Verlangt das Sozialstaatsprinzip nicht nur im Strafvollzug, sondern auch im Un-
tersuchungshaftvollzug nach staatlicher Fürsorge, so stellt sich die Frage nach der 
Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht bei der gesetzlichen Normierung 
des Untersuchungshaftvollzuges. Hierbei sollen zunächst generelle Anforderun-
gen, die unabhängig von konkreten gesetzlichen Regelungen bei Umsetzung der 
sozialstaatlichen Fürsorgepflicht im Untersuchungshaftvollzug zu beachten sind, 
herausgearbeitet werden. Im Anschluss daran wird der Inhalt der sozialstaatlichen 
Fürsorgepflicht im Untersuchungshaftvollzug konkretisiert, um auf dieser Grund-
lage die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug 
der Untersuchungshaft näher zu untersuchen. 
                                                     
1082 Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (307); Wolter, ZStW 1981, 452 (493); Baumann, JZ 1990, 
107 (110); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233). 
1083 Weniger als 20% der Untersuchungshäftlinge werden nicht zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. 
Von diesen werden etwa zwei Drittel zu einer Geldstrafe verurteilt; bei unter 3% der Untersu-
chungshäftlinge wird von Strafe abgesehen, das Verfahren eingestellt bzw. ein Freispruch aus-
geurteilt. Vgl.: Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 6.2, S. 370 f. 
1084 Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 3/Rn. 98; Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (307); Baumann, JZ 
1990, 107 (110); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2271); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 11 
ff.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (28 ff. [wobei die Bedeutung des sozialstaatlichen 
Fürsorgegedankens im Untersuchungshaftvollzug unterstützt wird durch die Überlegung, dass 
die Untersuchungshaft einen Akt der Strafrechtspflege darstelle. Als solcher nehme sie an der 
Aufgabe der Kriminalitätsvorbeugung teil und sei folglich kriminalitätsvorbeugend und entkri-
minalisierend auszugestalten.] ); im Ergebnis auch: Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 
34; Jehle, Untersuchungshaft, S. 26 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (66 f.); Müller-
Dietz, StV 1984, 79 (82); derselbe, ZStW 1981, 1177 (1259); Hetzer, Reform, 47 (50 ff., 70 ff.); 
Jung/Müller-Dietz, Reform, 6 (12); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 45; Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 23 f. 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
210 
a)    Generelle Anforderungen an die Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsorge-
pflicht im Vollzug der Untersuchungshaft 
Im Strafvollzug kommt die sozialstaatliche Forderung nach staatlicher Fürsorge, 
wie bereits oben angeführt,1085 im Vollzugsziel der Resozialisierung zum Aus-
druck. Die resozialisierende Behandlung soll den Straftäter befähigen, sich künftig 
unter den Bedingungen einer freien Gesellschaft ohne Rechtsbruch zu behaup-
ten.1086 Als Reaktion auf strafbares Verhalten1087 dient sie damit der positiven Spe-
zialprävention.1088 Dies ist insoweit nicht zu beanstanden, als Grundlage des Straf-
vollzuges das nachgewiesene strafbare Verhalten des Beschuldigten sowie seine 
darauf beruhende rechtskräftige Verurteilung sind.1089 Grundlage der Untersu-
chungshaft ist hingegen das Bestehen eines dringenden Tatverdachts in Kombina-
tion mit einem der Haftgründe der §§ 112, 112a StPO. Infolgedessen ist die Un-
tersuchungshaft als strafprozessuale Sicherungsmaßnahme im Vorfeld des gesetz-
lichen Schuldnachweises, also als Maßnahme gegenüber einem als unschuldig zu 
betrachtenden Inhaftierten zu charakterisieren und wird als solche von der Un-
schuldsvermutung beherrscht.1090 Aus diesen bereichsspezifischen Besonderheiten 
der Verfahrenssicherung und der Unschuldsvermutung lässt sich – was bereits im 
Zusammenhang mit den Ausführungen zur Unschuldsvermutung ausführlich 
dargelegt wurde1091 – das Verbot antizipierter Strafvollstreckung ableiten. Vor 
einer rechtskräftigen Verurteilung dürfen mit der Untersuchungshaft keine Straf-
zwecke, mithin auch keine Resozialisierung i.S.e. Spezialprävention, verfolgt wer-
den.1092 Folglich kann der Resozialisierungsgedanke aus dem Strafvollzug nicht 
ohne weiteres in den Vollzug der Untersuchungshaft übertragen werden.1093 Die 
staatliche Fürsorge im Untersuchungshaftvollzug ist in mancherlei Hinsicht anders 
auszugestalten als im Strafvollzug: 
                                                     
1085 Siehe: 3. Kapitel, D., II., 1., S. 212 f. 
1086 BVerfGE 98, 169 (200); 35, 202 (235); so auch: Müller-Emmert, DRiZ 1976, 65 (66). 
1087 Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); im Ergebnis auch: Jehle, Untersuchungshaft, S. 11; Wolter, 
ZStW 1981, 452 (454 f.); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, 
S. 46. 
1088 Vgl. zum Begriff der positiven Spezialprävention nur Wessels/Beulke, StrafR AT, § 1/Rn. 12a. 
1089 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 36 f.; Kaiser/Schöch, Strafvollzug, § 1/Rn. 1; Münchhalf-
fen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 455; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrecht-
lichen Vorgaben, S. 18. 
1090 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 36 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 (26 
ff.); Münchhalffen/Gatzweiler, Untersuchungshaft, Rn. 455; Jehle, Untersuchungshaft, S. 22, 176; 
Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 17 ff. 
1091 Siehe: 3. Kapitel, B., II., S. 121 ff. 
1092 BVerfGE 19, 342 (348); Jehle, Untersuchungshaft, S. 11; Müller-Dietz, ZStW 1981, 1177 (1268); 
Hetzer; Reform, 47 (49 f., 66); Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (307); Wolter, ZStW 1981, 
452 (453). 
1093 Jehle, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (66); Baumann, JZ 1990, 107 (110); Haberstroh, JURA 
1984, 225 (233); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grundlagen, S. 46 f. 
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Zunächst ist zu beachten, dass ein eigentlicher Behandlungs- und Resozialisie-
rungsvollzug i.S.d. Strafvollzuges in der Untersuchungshaft ausgeschlossen ist.1094 
Die resozialisierende Behandlung im Strafvollzug zielt auf eine Wiedereingliede-
rung des Straftäters in die Gesellschaft ab und steht damit u.a. im Zeichen der 
positiven Spezialprävention. Eine derartige Zielsetzung auch im Vollzug der Un-
tersuchungshaft würde unterstellen, dass der Untersuchungshäftling außerhalb der 
Gesellschaft steht und infolgedessen resozialisierungsbedürftig i.S.d. Strafvollzu-
ges ist.1095 Auch wenn die Mehrheit der Untersuchungshäftlinge bereits vor der 
Inhaftierung soziale Schwierigkeiten und Mängellagen aufweist und mit der Klien-
tel des Strafvollzuges vergleichbar ist,1096 wurde noch nicht rechtskräftig nachge-
wiesen, dass sich der Untersuchungshäftling durch strafbares Verhalten tatsächlich 
gegen die Gesellschaft gestellt hat. Insoweit kann auch keine Resozialisierungsbe-
dürftigkeit i.S.e. Wiedereingliederung in die Gesellschaft unterstellt werden. Die 
Unschuldsvermutung streitet für den Untersuchungshäftling und bewahrt ihn vor 
dem Anspruch der Rechtsgemeinschaft, ihn von kriminellen Verhaltenstendenzen 
„bessern“ zu wollen.1097 Rein rechtlich gesehen besteht bei Untersuchungshäftlin-
gen gerade keine Resozialisierungsbedürftigkeit,1098 weshalb die staatliche Fürsorge 
im Untersuchungshaftvollzug weniger als Resozialisierung, sondern mehr als „So-
zialisationserhaltung“ zu verstehen ist. Anders als im Strafvollzug geht es nicht 
darum, den Gefangenen zu einem Leben in Freiheit zu befähigen. Es ist vielmehr 
dafür zu sorgen, dass er seine Fähigkeit, in Freiheit in geordneten Verhältnissen zu 
leben, durch das sozialisationsfeindliche Haftklima nicht verliert.1099 
Des Weiteren darf sozialstaatliche Fürsorge nur in Form fakultativer Angebote 
in den Vollzug der Untersuchungshaft aufgenommen werden, d.h. dem Untersu-
chungshäftling muss es freistehen, staatliche Fürsorge anzunehmen oder auch 
abzulehnen.1100 Dafür spricht der Charakter der Untersuchungshaft als strafpro-
                                                     
1094 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 211 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 7 
(29); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Wolter, ZStW 1981, 452 (454 f., 495); Kubach, Die völker-
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. 
1095 So auch Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 215 ff. 
1096 Vgl. die Untersuchung von Jehle, Untersuchungshaft, S. 153 ff.; derselbe, Untersuchungshaft im 
Übergang, 65 (67 ff.); in diese Richtung auch: Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2271). 
1097 Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Päckert, Untersuchungshaft im Übergang, 90 (95); abgesehen 
von den Besonderheiten, die beim Vollzug der Untersuchungshaft an jungen Gefangenen zu be-
rücksichtigen sind, vgl. § 158 Abs. 1 NJVollzG. 
1098 Päckert, Untersuchungshaft im Übergang, 90 (95); Wolter, ZStW 1981, 452 (454 f., 495); Kubach, 
Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. 
1099 So bemühen sich bspw. auch Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 215 ff.; Müller-Dietz, StV 
1984, 79 (86); Jung/Müller-Dietz, Reform, 6 (20 ff.); Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 23, 
den Begriff der Resozialisierung in diesem Zusammenhang zu vermeiden und sprechen von 
„sozialen Hilfen“ oder „Sozialisationsangeboten“. Dabei ist zuzugeben, dass es sich um bloße 
Begrifflichkeiten handelt, die Grenze zwischen „resozialisierenden“ und „sozialisationserhalten-
den“ Maßnahmen ist in der Realität freilich fließend, vgl. Jehle, Untersuchungshaft, S. 28 f. 
1100 Baumann, JZ 1990, 107 (110); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Müller-Dietz, ZStW 1981, 1177 
(1258); derselbe, StV 1984, 79 (86); Jehle, Untersuchungshaft, S. 28; Rössner, Untersuchungshaft im 
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zessuale Sicherungsmaßnahme. Die Untersuchungshaft soll, indem sie den in den 
gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck kommenden Gefahren begegnet, ein 
geordnetes Strafverfahren gewährleisten.1101 Eine Verfolgung weiterer, über die 
Verfahrenssicherung hinausgehender Haftzwecke ist grundsätzlich ausgeschlos-
sen.1102 Inwieweit nun aber eine verpflichtende Teilnahme an sozialstaatlicher 
Fürsorge in höherem Maße ein geordnetes Strafverfahren gewährleisten kann, als 
eine fakultative Ausgestaltung, ist nicht ersichtlich. Hinzu kommt, dass Untersu-
chungshaft in über 90% der Fälle angeordnet wird, um dem Haftgrund der Flucht 
bzw. Fluchtgefahr nach § 112 Abs. 2 Nr. 1, 2 StPO zu begegnen.1103 Dieses Ziel 
könnte bereits durch eine bloße Verwahrung des Beschuldigten erreicht werden, 
weshalb eine Verpflichtung zur Teilnahme an sozialstaatlichen Angeboten auch 
insoweit nicht zielführend wäre.1104 Neben diesen Erwägungen spricht entschei-
dend gegen eine verpflichtende Teilnahme an sozialstaatlichen Angeboten im 
Untersuchungshaftvollzug, dass eine solche generell die Hilfsbedürftigkeit (u.U. 
sogar die Behandlungsbedürftigkeit) des Untersuchungshäftlings implizieren und 
so zu einer Annäherung zwischen dem Untersuchungsgefangenen und dem reso-
zialisierungsbedürftigen Straftäter führen würde. Wie bereits ausgeführt, verbietet 
die Unschuldsvermutung eine derartige – mit dem Resozialisierungsziel des Straf-
vollzuges eng zusammenhängende – Implikation und Annäherung.1105 
Schließlich darf die fakultative Ausgestaltung der sozialstaatlichen Fürsorge 
nicht dazu führen, dass aus der Annahme bzw. Ablehnung eines Angebotes ein 
Rückschluss auf eine etwaig bestehende Schuld des Untersuchungshäftlings gezo-
gen wird.1106 Eine solche Schlussfolgerung vor dem gesetzlichen Nachweis der 
                                                                                                                                 
Übergang, 108 (120 ff.); Hetzer, Reform, 47 (72); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2272); Kubach, Die 
völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. 
1101 BVerfGE 32, 87 (93); 19, 342 (348 f.); Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, Vor § 112/Rn. 1; Meyer-
Goßner, StPO, Vor § 112/Rn. 4. 
1102 BVerfGE 19, 342 (348). 
1103 Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 6.1, S. 340 f. 
1104 Eine Verpflichtung zur Teilnahme an staatlichen Hilfsangeboten erscheint allenfalls beim Haft-
grund der Wiederholungsgefahr nach § 112a StPO sinnvoll. In diesem Zusammenhang würden 
sich jedoch zum einen Probleme im Hinblick auf den Gewährleistungsgehalt der Unschulds-
vermutung stellen, da die Straftat, deren Wiederholung befürchtet wird, noch nicht rechtskräftig 
nachgewiesen wurde. Zum anderen wird Untersuchungshaft wegen Wiederholungsgefahr in 
weniger als 10% der Fälle angeordnet, vgl. Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung 2006, Tabelle 
6.1, S. 340 f. Einer Verpflichtung zur Teilnahme an staatlichen Hilfsangeboten kommt insoweit 
nur eine relative geringe praktische Bedeutung zu. 
1105 Im Ergebnis auch Baumann, JZ 1990, 107 (110); Haberstroh, JURA 1984, 225 (233); Müller-Dietz, 
ZStW 1981, 1177 (1258); derselbe, StV 1984, 79 (86); Jung/Müller-Dietz, Reform, 6 (12); Jehle, Un-
tersuchungshaft, S. 26; Hetzer, Reform, 47 (72); Rössner, Untersuchungshaft im Übergang, 108 
(120 ff.); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 46. 
1106 Bspw. in der Form, dass der hilfesuchende Untersuchungshäftling seine eigene Behandlungsbe-
dürftigkeit erkenne und die Annahme eines Hilfsangebotes daher als indirektes Schuldeinges-
tändnis zu werten sei. 
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Schuld des Untersuchungshäftlings würde dem Gewährleistungsgehalt der Un-
schuldsvermutung1107 zuwider laufen.  
Insgesamt ist damit festzuhalten, dass die bereichsspezifischen Besonderheiten 
der Untersuchungshaft nicht nur einen eigentlichen Resozialisierungs- und Be-
handlungsvollzug ausschließen. Darüber hinaus sind auch eine fakultative sowie 
eine verfahrensunabhängige Ausgestaltung der staatlichen Fürsorge im Vollzug 
der Untersuchungshaft zu fordern.1108 Diese Anforderungen bestehen unabhängig 
von den im Einzelnen zur Verfügung gestellten Fürsorgeangeboten seitens des 
Staates, sie sind generell bei der Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht 
im Vollzug der Untersuchungshaft zu berücksichtigen. 
b)    Konkrete Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht bei der gesetzli-
chen Normierung des Untersuchungshaftvollzuges 
Vor dem Hintergrund der allgemeinen Anforderungen, die unabhängig von kon-
kreten Einzelmaßnahmen generell an die Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsor-
gepflicht im Vollzug der Untersuchungshaft zu stellen sind, ist in einem weiteren 
Schritt herauszuarbeiten, welchen Inhalt die sozialstaatliche Fürsorgepflicht kon-
kret aufweist. Es ist namentlich danach zu fragen, durch welche sozialstaatlichen 
Angebote der Gesetzgeber bei der Normierung des Untersuchungshaftvollzuges 
seiner sozialstaatlichen Fürsorgepflicht gegenüber den Untersuchungsgefangenen 
gerecht werden kann. Wurde der Inhalt der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht kon-
kretisiert, können die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
daraufhin untersucht werden, ob sie der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht hinrei-
chend Rechnung tragen. 
aa)   Konkreter Inhalt der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht 
Es werden verschiedene Forderungen aufgestellt bzw. Vorschläge unterbreitet, die 
den Inhalt sozialstaatlicher Fürsorge im Untersuchungshaftvollzug konkretisieren 
und anhand derer ermittelt werden kann, durch welche sozialstaatlichen Angebote 
bzw. Maßnahmen der Gesetzgeber bei der gesetzlichen Normierung des Untersu-
chungshaftvollzuges seiner sozialstaatlichen Fürsorgepflicht gegenüber den Unter-
suchungsgefangenen nachkommen kann. Die unterschiedlichen Forderungen 
bzw. Vorschläge lassen sich grds. in zwei Kategorien einteilen:1109 Zum einen geht 
es darum, durch verschiedene Angebote bzw. Maßnahmen im Untersuchungs-
                                                     
1107 Siehe: 3. Kapitel, B., S. 118 ff. 
1108 Baumann, JZ 1990, 107 (110); Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Jung/Müller-Dietz, Reform, 6 (21 f.); 
Jehle, Untersuchungshaft, S. 28; Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (312). 
1109 Zu dieser Kategorisierung: Jehle, Untersuchungshaft, S. 241; derselbe, Untersuchungshaft im Über-
gang, 65 (73). Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 218 geht zwar nicht ausdrücklich von 
dieser Einteilung aus, die von ihm vorgeschlagenen „Sozialisationsangebote“ beziehen sich al-
lerdings sowohl auf die Erleichterung des Haftalltags als auch auf die Kompensation persönli-
cher oder sozialer Defizite des Gefangenen. 
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haftvollzug die durch die Inhaftierung entstandenen Belastungen des Untersu-
chungshäftlings zu kompensieren. Zum anderen betrifft der Aspekt sozialstaatli-
cher Fürsorge bisherige, bereits in Freiheit bestehende soziale Schwierigkeiten und 
Mängellagen des Untersuchungsgefangenen. Diese Funktionsbereiche sozialstaat-
licher Fürsorge lassen sich im Einzelnen nicht immer strikt voneinander trennen. 
Maßnahmen, die bspw. die durch die Inhaftierung entstandenen Belastungen 
kompensieren sollen, können auch dazu beitragen, bisherige soziale Schwierigkei-
ten und Mängellagen des Untersuchungsgefangenen zu verringern und umge-
kehrt.1110 
Ausgehend von den genannten Funktionsbereichen sozialstaatlicher Fürsorge 
lässt sich für alle im Folgenden zu erörternden Angebote und Maßnahmen der 
Oberbegriff der „sozialen Hilfe“ formulieren.1111 
(1)   Kompensation der durch die Inhaftierung entstandenen Belastungen 
Im Hinblick auf die Kompensation der durch die Inhaftierung entstandenen Be-
lastungen sind wiederum zwei Unterscheidungen vorzunehmen. Hier geht es auf 
der einen Seite darum, die Auswirkungen der Verhaftung auf den bisherigen Le-
bensbereich des Untersuchungshäftlings außerhalb der Anstalt aufzufangen.1112 
Auf der anderen Seite geht es um die durch die Inhaftierung als solche entstande-
ne Situation für den Untersuchungsgefangenen und die Bewältigung des Vollzugs-
alltages innerhalb der Anstalt.1113 
Im Rahmen des erstgenannten Bereiches werden verschiedene Möglichkeiten 
genannt, mittels derer die Auswirkungen der Haft auf den bisherigen, außerhalb 
der Anstalt bestehenden Lebensbereich des Untersuchungsgefangenen aufgefan-
gen werden können: So sei der Untersuchungsgefangene insb. in dem Bemühen 
zu unterstützen, seine Wohnung und seine sonstige Habe außerhalb der Anstalt zu 
sichern.1114 Sofern der Untersuchungsgefangene über hilfsbedürftige oder unter-
                                                     
1110 So kann etwa die Hilfe zur Sicherung des Arbeitsplatzes mit dem Ziel, die durch die Inhaftierung 
entstandenen Belastungen zu kompensieren, Wiedereingliederungsbemühungen des Gefange-
nen nach der Haftzeit unterstützen und insofern auch dazu beitragen, bisherige soziale Schwie-
rigkeiten des Gefangenen zu verringern. Genauso kann die Klärung der finanziellen Verhältnis-
se und die Erfüllung etwaiger Zahlungsverpflichtungen die durch die Verhaftung bedingten 
Schwierigkeiten des Gefangenen auffangen und gleichzeitig die finanzielle Verantwortungsfä-
higkeit schärfen, so dass bereits bisherige Mängellagen reduziert werden. Zu den Überschnei-
dungen der einzelnen Funktionsbereiche sozialstaatlicher Fürsorge auch: Jehle, Untersuchungs-
haft, S. 241 f.  
1111 Jehle, Untersuchungshaft, S. 241 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73 ff.). 
1112 Jehle, Untersuchungshaft, S. 241; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73); in diese Rich-
tung auch: Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 
(168). 
1113 Jehle, Untersuchungshaft, S. 241; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73); in diese Rich-
tung auch: Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 
(168). 
1114 Jehle, Untersuchungshaft, S. 249 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73 f.). 
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haltsberechtigte Angehörige verfügt, sei er zu beraten und zu unterstützen, die 
notwendigen Maßnahmen zu veranlassen.1115 Des Weiteren komme es nach der 
Inhaftierung darauf an, den Arbeitsplatz des Untersuchungsgefangenen zu si-
chern, soweit ein solcher vorhanden ist, und die finanziellen Verhältnisse des Ge-
fangenen zu klären, damit etwaige Zahlungsverpflichtungen erfüllt werden kön-
nen.1116 Diese Bemühungen seien insgesamt darauf gerichtet, den Wiedereinstieg 
des Untersuchungsgefangenen in geordnete Lebensverhältnisse zu erleichtern.1117  
Auch die durch die Inhaftierung für den Untersuchungsgefangenen selbst ein-
getretene Situation lasse sich auf verschiedenen Wegen abmildern: Im Falle einer 
(schweren) psychischen Belastung1118 des Gefangenen aufgrund der Verhaftung 
und des Vollzugsalltages sei insb. an eine individuelle Betreuung und Beratung 
sowie an Gruppengespräche zu denken, so dass den Untersuchungsgefangenen 
die Gelegenheit gegeben wird, ihre psychischen Belastungen zu verarbeiten.1119 In 
diesem Zusammenhang sei es sinnvoll, obligatorisch ein Aufnahmegespräch 
durchzuführen, um entsprechende Belastungen bereits frühzeitig feststellen und 
im weiteren Vollzugsverlauf entsprechend reagieren zu können.1120 Ein der Un-
schuldsvermutung widersprechender Schuldvorwurf sei mit einer individuellen 
Betreuung und Gesprächsangeboten nicht verbunden, solange sie fakultativ aus-
gestaltet und nicht auf einzelne Beschuldigte und deren aus dem Tatvorwurf abge-
leitete besondere persönliche Defizite bezogen sind.1121 
Darüber hinaus sei den Untersuchungsgefangenen die Möglichkeit zu eröff-
nen, im Vollzug der Untersuchungshaft zu arbeiten und sich in ihrer „Freizeit“1122 
                                                     
1115 Jehle, Untersuchungshaft, S. 249; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73 f.); in diese 
Richtung wohl auch: Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der 
Justiz, 165 (168). 
1116 Jehle, Untersuchungshaft, S. 249 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73 f.); bezogen 
auf die Erfüllung etwaiger Zahlungsverpflichtungen und den Aspekt der Schuldenregulierung: 
Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 216 f. 
1117 Jehle, Untersuchungshaft, S. 248; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (73); Müller-Dietz, 
ZStW 1981, 1177 (1259); derselbe, StV 1984, 79 (86); Hetzer, Reform, 47 (72). 
1118 Vorliegend ist der Ausdruck der „psychischen Belastung“ untechnisch zu verstehen. Gemeint 
sind also keine psychotherapeutisch zu behandelnden Befunde, sondern ganz allgemein aktuelle, 
durch die Haftsituation als solche entstehende Belastungen, vgl. auch Jehle, Untersuchungshaft, 
S. 242. 
1119 Jehle, Untersuchungshaft, S. 241, 245 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (75 f.); 
Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 215; Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Kaiser, FS Juristi-
sche Gesellschaft, 299 (311 f.); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2272); Seibert, Untersuchungshaft – 
Stiefkind der Justiz, 165 (171). 
1120 Jehle, Untersuchungshaft, S. 242; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (169). 
1121 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 215 ff.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 144 f. 
1122 Nach Jehle, Untersuchungshaft, S. 234 f. wird der Begriff der „Freizeit“ herkömmlich als „Pen-
dant zur Arbeit oder zur sonstigen durch Leistungspflichten festgelegten Zeit“ verstanden. Im 
Vollzug der Untersuchungshaft besteht aufgrund der Unschuldsvermutung jedoch gerade keine 
Arbeitspflicht der Gefangenen (siehe: 3. Kapitel, B., II., 2., a), aa), (3), S. 135 ff.) so dass dem 
Begriff der „Freizeit“ insofern keine Abgrenzungsfunktion zukommen kann. 
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sinnvoll zu beschäftigen.1123 Die Arbeitsbeschaffung gestalte sich zwar gerade in 
der Untersuchungshaft aufgrund der meist relativ kurzen, oftmals unvorhersehba-
ren Verweildauer und der damit verbundenen hohen Fluktuation der Häftlinge 
schwierig,1124 weshalb es umstritten sei, ob dem Untersuchungsgefangenen ein 
Anspruch auf Arbeit zugestanden werden soll.1125 Genauso wie der Möglichkeit 
sinnvoller Freizeitgestaltung durch bspw. sportliche, kreative oder kommunikative 
Angebote komme der Arbeit im Vollzug der Untersuchungshaft jedoch insofern 
eine hohe Bedeutung zu, als sie den Untersuchungsgefangenen in die Lage verset-
ze, der „toten“, leeren Zeit im Haftraum zu entgehen.1126 Arbeitsmöglichkeiten 
seien außerdem als Faktor der sozialen Eingliederung sowohl in einem sich mögli-
cherweise anschließenden Strafvollzug, der den Gefangenen zur Arbeit verpflich-
tet,1127 als auch in Freiheit von Relevanz.1128 
Um die durch die Inhaftierung als solche entstandene Situation mit ihren Be-
lastungen für den Untersuchungsgefangenen abzumildern, sei schließlich darüber 
nachzudenken, Kenntnisse über das Strafverfahren sowie realistische Vorstellun-
gen über den sich möglicherweise anschließenden Strafvollzug mit seinen Mög-
lichkeiten zu vermitteln.1129 Eine dahingehende Wissensvermittlung könne dazu 
beitragen, unbegründete Ängste und Unsicherheiten abzubauen und Perspektiven 
zu eröffnen.1130 
(2)  Kompensation bisheriger, bereits vor der Haft bestehender sozialer Schwie-
rigkeiten und Mängellagen 
Im Hinblick auf bisherige, bereits in Freiheit bestehende soziale Schwierigkeiten 
und Mängellagen des Untersuchungshäftlings werden sowohl Maßnahmen der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung angeführt, als auch das Angebot eines sozia-
                                                     
1123 Jehle, Untersuchungshaft, S. 222 f., 236 ff.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (79 ff.); 
Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 216; Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86). 
1124 Jehle, Untersuchungshaft, S. 224 f.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (79); Kaiser, FS 
Juristische Gesellschaft, 299 (312); Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86). 
1125 Löwe-Rosenberg/Hilger, StPO, § 119/Rn. 109; KK-Schultheis, StPO, § 119/Rn. 71; Meyer-Goßner, 
StPO, § 119/Rn. 38 verneinen einen dahingehenden Anspruch des Untersuchungsgefangenen. 
Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 140 f. bejaht einen sol-
chen Anspruch. Auch Baumann, Entwurf, § 32 UVollzG-E-Baumann bejaht in seinem Entwurf 
eines Untersuchungshaftvollzugsgesetzes einen entsprechenden Anspruch. 
1126 Jehle, Untersuchungshaft, S. 222 f., 236; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (79); Seebode, 
Vollzug der Untersuchungshaft, S. 216 f.; Seibert, Untersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 
(171); Müller-Dietz, StV 1984, 79 (85); Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, S. 140 f. 
1127 Vgl. § 38 Abs. 1 NJVollzG bzw. § 41 Abs. 1 S. 1 StVollzG. 
1128 Jehle, Untersuchungshaft, S. 222 f. 
1129 Jehle, Untersuchungshaft, S. 253; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (83); Rotthaus, NJW 
1973, 2269 (2272). 
1130 Jehle, Untersuchungshaft, S. 253; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (83); in diese Rich-
tung auch: Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2272). 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
217 
len Trainings, das auf die Vermittlung berufs- unspezifischer, sozialer Fähigkeiten 
ausgerichtet ist: 
Aufgrund der relativ kurzen Haftzeit sei es zwar i.d.R. nicht möglich, im Voll-
zug der Untersuchungshaft versäumte Ausbildungsmöglichkeiten nachzuholen 
oder abgebrochene Ausbildungsgänge fortzuführen.1131 Für die berufliche Aus- 
und Weiterbildung der Gefangenen biete es sich allerdings an, kurzfristig zu ver-
wirklichende Maßnahmen wie z.B. Berufsfindungslehrgänge, Berufsberatungen, 
Einzelnachhilfe und Förderkurse anzubieten.1132  
Neben diesen schulischen bzw. beruflichen Bildungsangeboten sei es weiterhin 
von Bedeutung, mit Hilfe eines sozialen Trainings soziales Wissen zu vermitteln, 
soziale Fertigkeiten der Gefangenen auszubilden sowie soziale Verhaltensweisen 
einzuüben.1133 In diesem Zusammenhang seien insb. die Vermittlung von Kennt-
nissen über das Strafverfahren und den Strafvollzug mit seinen Möglichkeiten, die 
Anleitung zu finanzieller Verantwortungsfähigkeit sowie Maßnahmen der Entlas-
sungsvorbereitung von Relevanz1134 – es sei denn, derartige Angebote erscheinen 
bereits angezeigt, um die durch die Inhaftierung als solche entstandene Situation 
mit ihren Belastungen für den Gefangenen abzumildern.1135 Die Unschuldsvermu-
tung stehe einem derartigen sozialen Training jedenfalls genauso wenig entgegen, 
wie den bereits genannten Betreuungs- und Gesprächsangeboten im Falle psychi-
scher Belastung des Gefangenen.1136 
bb)  Umsetzung der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht in den Regelungen des Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Es zeigt sich, dass sich die sozialstaatliche Fürsorgepflicht im Vollzug der Unter-
suchungshaft auf vielfältige Weise umsetzen lässt. Daher ist in einem nächsten 
Schritt zu untersuchen, in welcher Form das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz 
der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht im Untersuchungshaftvollzug nachkommt. In 
diesem Zusammenhang sind zunächst diejenigen Regelungen des Niedersächsi-
                                                     
1131 Jehle, Untersuchungshaft, S. 233 f.; ähnlich: Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungsrechtli-
chen Vorgaben, S. 146. 
1132 Jehle, Untersuchungshaft, S. 233 f.; allgemein auch: Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 
216; Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Kaiser, FS Juristische Gesellschaft, 299 (311 f.); Seibert, Un-
tersuchungshaft – Stiefkind der Justiz, 165 (171). 
1133 Jehle, Untersuchungshaft, S. 252; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (82); Kubach, Die 
völkerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 145; in diese Richtung auch: Seebode, 
Vollzug der Untersuchungshaft, S. 217. 
1134 Jehle, Untersuchungshaft, S. 252 ff.; derselbe, Untersuchungshaft im Übergang, 65 (82 ff.); bezogen 
auf die finanzielle Verantwortungsfähigkeit unter dem Stichwort der Schuldenregulierung: Seebo-
de, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 217; Müller-Dietz, StV 1984, 79 (86); Kubach, Die völker-
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben, S. 145. 
1135 Zu den Überschneidungen der im Einzelnen unterbreiteten Vorschläge bzw. aufgestellten For-
derungen siehe: 3. Kapitel, D., II., 2., b), aa), S. 219 ff. 
1136 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 216 f.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfassungs-
rechtlichen Vorgaben, S. 145. 
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schen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft darzustellen, die 
Elemente sozialstaatlicher Fürsorge aufweisen. Dabei soll neben einer Darstellung 
der entsprechenden Vorschriften auch herausgearbeitet werden, welchem der 
oben genannten Funktionsbereiche sozialstaatlicher Fürsorge (Kompensation der 
durch die Inhaftierung entstandenen Belastungen oder Ausgleich bisheriger, be-
reits in Freiheit bestehender sozialer Schwierigkeiten und Mängellagen) die jeweili-
gen Normen zuzuordnen sind. Im Anschluss daran soll eine Bewertung der ge-
nannten Regelungen vorgenommen werden, bei der überprüft wird, ob der nie-
dersächsische Gesetzgeber seiner sozialstaatlichen Fürsorgepflicht im Vollzug der 
Untersuchungshaft hinreichend Rechnung getragen hat. 
(1) Elemente sozialstaatlicher Fürsorge in einzelnen Regelungen des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft 
Das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz stellt in § 2 Abs. 2 zunächst ganz all-
gemein fest, dass schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges entgegenzuwirken ist. 
Als Vorschrift des ersten Teils des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes gilt 
dieser gemeinhin als „Gegensteuerungsgrundsatz“ bezeichnete Gedanke1137 auch 
für den Vollzug der Untersuchungshaft.1138 Mit der Normierung des Gegensteue-
rungsgrundsatzes stellt der niedersächsische Gesetzgeber generell und losgelöst 
von spezifischen gesetzlichen Regelungen klar, dass die mit der Inhaftierung ver-
bundenen Schwierigkeiten und Belastungen im Rahmen der Vollzugsgestaltung zu 
kompensieren sind – sei es, dass sie sich auf den bisherigen Lebensbereich des 
Untersuchungsgefangenen außerhalb der Anstalt oder auf den Untersuchungsge-
fangenen selbst und die Bewältigung des Vollzugsalltages innerhalb der Anstalt 
beziehen. Der Gegensteuerungsgrundsatz in § 2 Abs. 2 NJVollzG stellt damit 
gleichsam die Grundsatznorm für einen im Einzelnen sozialstaatlich1139 auszuges-
taltenden Untersuchungshaftvollzug dar. 
Auf den Ausgleich der mit der Verhaftung verbundenen Schwierigkeiten und 
Belastungen zielt auch die Regelung des § 136 NJVollzG ab. Hiernach gilt für die 
Aufnahme des Untersuchungsgefangenen § 8 NJVollzG entsprechend, was u.a. 
dazu führt, dass mit den Gefangenen unverzüglich ein Zugangsgespräch geführt 
wird, § 8 Abs. 2 S. 2 NJVollzG. Dieses Gespräch dient dazu, persönliche Schwie-
                                                     
1137 Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 186 ff.; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 107 ff.; Jehle, Untersuchungshaft, S. 241; derselbe, Untersuchungs-
haft im Übergang, 65 (73); Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 3/Rn. 1 im Hinblick auf die inhalts-
gleiche Bestimmung in § 3 Abs. 2 StVollzG. 
1138 Zur sog. „Klammerwirkung“ der Vorschriften des ersten und sechsten Teils des Niedersächsi-
schen Justizvollzugsgesetzes siehe: 1. Kapitel, C., I., S. 31 f. 
1139 Der Gegensteuerungsgrundsatz steht in einem engen Zusammenhang mit dem Angleichungs-
grundsatz, vgl. nur: Jehle, Untersuchungshaft, S. 25; Kubach, Die völkerrechtlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, S. 108. Insofern kann er auch als ein aus der Unschuldsvermutung 
abzuleitender Gestaltungsgrundsatz des Untersuchungshaftvollzuges qualifiziert werden, vgl. 
etwa Hetzer, Reform, 47 (72). 
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz 
 
219 
rigkeiten und Probleme der neuaufgenommenen Gefangenen, insb. die mit der 
Inhaftierung einhergehenden Belastungen, festzustellen, um im weiteren Voll-
zugsverlauf entsprechend reagieren zu können.1140 
Ebenfalls in den Kontext sozialstaatlicher Regelung einzuordnen ist die Vor-
schrift des § 137 Abs. 3 NJVollzG, wonach dem Gefangenen vor einer Verlegung 
oder Überstellung Gelegenheit gegeben werden soll, Angehörige oder eine Ver-
trauensperson zu benachrichtigen, soweit der Zweck der Untersuchungshaft oder 
die Sicherheit und Ordnung der Anstalt nicht gefährdet werden. Die Regelung des 
§ 137 Abs. 3 NJVollzG schafft die Voraussetzung dafür, dass auch im Falle einer 
Verlegung oder Überstellung wichtige soziale Kontakte aufrechterhalten werden 
können und trägt auf diese Weise dazu bei, die mit der Verhaftung zusammen-
hängenden Belastungen des Gefangenen zu mildern.1141 
Diese Intention liegt auch § 141 Abs. 2 NJVollzG zugrunde, wonach dem Ge-
fangenen Gelegenheit gegeben wird, sich außerhalb der Ruhezeit (also während 
des Zellenaufschlusses)1142 in Gemeinschaft mit anderen Gefangenen aufzuhalten. 
Die Untersuchungsgefangenen können so der Isolation und der „toten“, leeren 
Zeit im Haftraum entgehen, was die Belastungen der Haft reduzieren kann. 
In den Kernbereich sozialstaatlicher Fürsorge einzuordnen ist § 152 
NJVollzG. Nach § 152 Abs. 2 NJVollzG soll dem Gefangenen auf Antrag nach 
Möglichkeit der Vollzugsbehörde Arbeit oder eine angemessene Beschäftigung in 
der Anstalt angeboten werden, soweit der Zweck der Untersuchungshaft nicht 
entgegensteht. Lassen es die Möglichkeiten der Vollzugsbehörde und die besonde-
ren Bedingungen der Untersuchungshaft zu, soll geeigneten Gefangenen auf ihre 
Kosten Gelegenheit zum Erwerb oder zur Verbesserung schulischer oder berufli-
cher Kenntnisse gegeben werden, § 152 Abs. 4 NJVollzG. Zwar ist zu berücksich-
tigen, dass § 152 NJVollzG keinen Anspruch des Untersuchungsgefangenen auf 
Arbeit bzw. sinnvolle Beschäftigung sowie auf Aus- und Weiterbildung nor-
miert.1143 Es wird jedoch zumindest die grds. Möglichkeit eröffnet, der Zeit im 
Haftraum zu entgehen, was die mit der Inhaftierung verbundenen Belastungen 
abmildern kann. Die Option schulischer oder beruflicher Aus- und Weiterbildung 
dient überdies der Kompensation bisheriger, bereits vor der Verhaftung bestehen-
der sozialer Schwierigkeiten und Defizite. 
                                                     
1140 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 8 Abs. 2 S. 2 NJVollzG-E. 
1141 Der Aufrechterhaltung sozialer Bindungen zur Außenwelt kommt für die Vermeidung schädli-
cher Folgen des Freiheitsentzuges große Bedeutung zu, vgl. nur Jehle, Untersuchungshaft, S. 205. 
1142 Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, Schriftlicher Bericht, Nds.-LT Drs. 15/4325, S. 50. 
1143 Ein Anspruch auf Arbeit bzw. sinnvolle Beschäftigung wird abgelehnt, weil sich die Arbeitsbe-
schaffung aufgrund der relativ kurzen Verweildauer und der damit verbundenen hohen Fluktua-
tion der Gefangenen im Untersuchungshaftvollzug noch schwieriger gestaltet, als im Strafvoll-
zug: NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 147 Abs. 2 NJVollzG-E. Im Hinblick auf die 
berufliche Aus- und Weiterbildung der Gefangenen ist die i.d.R. relativ kurze Haftdauer im Un-
tersuchungshaftvollzug zu berücksichtigen, weshalb auch hier auf die Möglichkeiten der Voll-
zugsbehörde verwiesen wird: NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 147 Abs. 4 
NJVollzG-E. 
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Ein weiteres zentrales Element sozialstaatlicher Fürsorge ist in § 153 NJVollzG 
enthalten. Dieser regelt die Freizeitgestaltung im Vollzug der Untersuchungshaft 
und verweist auf die §§ 64–67 NJVollzG. Nach § 64 NJVollzG erhält der Gefan-
gene Gelegenheit, in der Freizeit Sport zu treiben. Außerdem darf er gem. § 65 
Abs. 1 NJVollzG Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch 
Vermittlung der Vollzugsbehörde beziehen. Die Teilnahme am Hörfunk- und 
Fernsehempfang wird dem Gefangenen nach Maßgabe des § 66 NJVollzG ermög-
licht. Soweit dem Gefangenen ein eigenes Hörfunk- oder Fernsehgerät im Haft-
raum nicht zur Verfügung steht, § 66 Abs. 2 NJVollzG, kann er gem. § 66 Abs. 3 
S. 1 NJVollzG am gemeinschaftlichen Hörfunk- und Fernsehempfang der Anstalt 
teilnehmen. Darüber hinaus darf der Gefangene mit Erlaubnis der Vollzugsbe-
hörde in angemessenem Umfang sonstige Geräte der Informations- und Unterhal-
tungselektronik, Bücher sowie andere Gegenstände zur Fortbildung oder Freizeit-
beschäftigung besitzen, § 67 Abs. 1 S. 1 NJVollzG. Diese Vorschriften dienen der 
sinnvollen Beschäftigung des Untersuchungsgefangenen und tragen – genauso wie 
die in § 152 NJVollzG eingeräumten Arbeits- und Bildungsmöglichkeiten – dazu 
bei, den Vollzugsalltag zu bewältigen.1144 
Die Regelung des § 154 NJVollzG betrifft die Gesundheitsfürsorge im Vollzug 
der Untersuchungshaft und verweist diesbzgl. u.a. auf § 62 NJVollzG. Nach § 62 
NJVollzG wird dem Gefangenen täglich mindestens eine Stunde Aufenthalt im 
Freien ermöglicht, sofern er nicht im Freien arbeitet und die Witterung dies zu der 
festgesetzten Zeit zulässt. Auch diese Norm gibt dem Gefangenen die Gelegen-
heit, dem Haftraum zu entkommen und insoweit den mit der Inhaftierung ver-
bundenen Belastungen entgegenzuwirken. 
Schließlich ist die Vorschrift des § 155 NJVollzG zu nennen. Diese betrifft 
den Bereich sozialer Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft und ist damit, ge-
nauso wie die Regelungen der §§ 152, 153 NJVollzG in den Kernbereich sozial-
staatlicher Fürsorge einzuordnen. Nach § 155 NJVollzG gelten für soziale Hilfen 
in der Untersuchungshaft die §§ 68 Abs. 1, 69 Abs. 1, 2 S. 1 und 3 NJVollzG mit 
der Maßgabe, dass sich die Hilfe auch auf die Vermeidung der weiteren Untersu-
chungshaft erstrecken soll. Soziale Hilfen sollen gem. § 68 Abs. 1 NJVollzG dar-
auf gerichtet sein, den Gefangenen in die Lage zu versetzen, seine Angelegenhei-
ten selbst zu ordnen und zu regeln. Bei der Aufnahme wird der Gefangene gem. 
§ 69 Abs. 1 S. 1 NJVollzG insbesondere dabei unterstützt, notwendige Maßnah-
men für hilfsbedürftige Angehörige zu veranlassen und seine Habe außerhalb der 
Anstalt sicherzustellen. Außerdem ist der Gefangene über die Aufrechterhaltung 
einer Sozialversicherung zu beraten, § 69 Abs. 1 S. 2 NJVollzG. Hinzu kommt, 
dass der Gefangene während des Vollzugs insbesondere in dem Bemühen unter-
stützt wird, seine Rechte und Pflichten wahrzunehmen, namentlich das Wahlrecht 
auszuüben sowie für Unterhaltsberechtigte zu sorgen, § 69 Abs. 2 S. 1 NJVollzG. 
                                                     
1144 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 148 NJVollzG-E. 
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Nach § 69 Abs. 2 S. 3 NJVollzG sollen in geeigneten Fällen Stellen und Einrich-
tungen zur Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs benannt werden. Nach 
Ansicht des niedersächsischen Gesetzgebers bringen die genannten Regelungen in 
ihrer Gesamtheit das sozialstaatliche Gebot zum Ausdruck, dem Untersuchungs-
gefangenen, der zumeist plötzlich aus seinem sozialen Umfeld gerissen wird, so-
ziale Hilfen anzubieten.1145 Dabei sollen die Gefangenen primär in die Lage ver-
setzt werden, ihre Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu regeln, um so den mit 
der Haft verbundenen Schwierigkeiten zu begegnen. Die in § 69 Abs. 1, 2 S. 1 
NJVollzG vorgesehene Unterstützung zielt vornehmlich darauf ab, die Auswir-
kungen der Verhaftung auf den bisherigen Lebensbereich des Gefangenen außer-
halb der Anstalt aufzufangen. Indem der Gefangene nach § 69 Abs. 2 S. 1 
NJVollzG in dem Bemühen unterstützt wird, seine Rechte und Pflichten wahrzu-
nehmen, können jedoch auch bisherige, bereits in Freiheit bestehende soziale 
Schwierigkeiten kompensiert werden. Im Hinblick auf die in § 155 NJVollzG 
i.V.m. § 69 Abs. 2 S. 3 NJVollzG angesprochene Möglichkeit eines Täter-Opfer-
Ausgleichs gibt der niedersächsische Gesetzgeber zu bedenken, dass im Vollzug 
der Untersuchungshaft äußerste Zurückhaltung geboten ist, um einen Wider-
spruch zum Gewährleistungsgehalt der Unschuldsvermutung nicht aufkommen zu 
lassen.1146 
(2)   Bewertung der Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes 
Die aufgeführten Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft belegen, dass sich der niedersächsische Gesetzge-
ber seiner sozialstaatlichen Verpflichtung zur Fürsorge gegenüber den Untersu-
chungsgefangenen grundsätzlich bewusst ist. 
Dabei ist festzustellen, dass die eingangs dargelegten Forderungen bzw. Vor-
schläge, die den Inhalt der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht im Untersuchungs-
haftvollzug näher konkretisieren,1147 von den Regelungen des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes mehrheitlich aufgegriffen werden: So wird bspw. die Forde-
rung, den Untersuchungsgefangenen in dem Bemühen zu unterstützen, seine 
Wohnung und seine sonstige Habe außerhalb der Anstalt zu sichern, von § 155 
NJVollzG i.V.m. § 69 Abs. 1 S. 1 NJVollzG erfasst. Auch die geforderte Unter-
stützung bei der Sorge um unterhaltsberechtigte oder hilfsbedürftige Angehörige 
wurde vom niedersächsischen Gesetzgeber umgesetzt, sie ist in § 155 NJVollzG 
i.V.m. § 69 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 NJVollzG normiert. Gleiches gilt für etwaige 
Zahlungsverpflichtungen des Untersuchungsgefangenen. Nach § 155 NJVollzG 
i.V.m. § 69 Abs. 2 S. 1 NJVollzG soll der Gefangene in dem Bemühen unterstützt 
werden, seine Rechte und Pflichten wahrzunehmen. Zu den Pflichten des Unter-
suchungsgefangenen gehört gerade auch die Erfüllung etwaiger Zahlungsver-
                                                     
1145 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 150 NJVollzG-E. 
1146 NJVollzG-E, Begründung, Besonderer Teil, § 150 NJVollzG-E. 
1147 Hierzu ausführlich siehe: 3. Kapitel, D., II., 2., b), aa), S. 219 ff. 
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pflichtungen. Individuelle Belastungen und psychische Probleme des Untersu-
chungsgefangenen können mit Hilfe des in § 136 NJVollzG i.V.m. § 8 Abs. 2 S. 2 
NJVollzG vorgesehenen obligatorischen Zugangsgespräches frühzeitig erkannt 
werden. Im Hinblick auf die Bewältigung des Vollzugsalltages und die sinnvolle 
(Freizeit-)Beschäftigung des Untersuchungsgefangenen trägt der niedersächsische 
Gesetzgeber den eingangs unterbreiteten Vorschlägen ebenfalls Rechnung. Die 
Regelung des § 152 NJVollzG normiert in Abs. 2 und 4 die grds. Möglichkeit der 
Arbeit sowie der Aus- und Weiterbildung des Untersuchungsgefangenen. Hinzu 
kommt, dass § 153 NJVollzG i.V.m. den §§ 64–67 NJVollzG verschiedene Be-
schäftigungsmöglichkeiten eröffnet. In diesen Kontext sind auch die Regelung des 
§ 141 Abs. 2 NJVollzG (Gemeinschaft mit anderen Untersuchungsgefangenen 
außerhalb der Ruhezeit) sowie die Vorschrift des § 154 NJVollzG i.V.m. § 62 
NJVollzG (Aufenthalt im Freien) einzuordnen. Insgesamt zeigt sich damit, dass 
der niedersächsische Gesetzgeber verschiedene gesetzliche Vorkehrungen getrof-
fen hat, um die mit der Inhaftierung verbundenen Probleme und Belastungen 
sowie bisherige, bereits in Freiheit bestehende soziale Schwierigkeiten und Män-
gellagen der Untersuchungsgefangenen zu kompensieren. 
Die aufgezeigten Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes be-
rücksichtigen die generellen Anforderungen, die an die Umsetzung der sozialstaat-
lichen Fürsorgepflicht im Vollzug der Untersuchungshaft zu stellen sind: Keines 
der genannten Angebote knüpft an die aus dem Tatvorwurf abzuleitenden beson-
deren persönlichen Defizite der einzelnen Gefangenen an. Ein der Unschulds-
vermutung widersprechender Schuldvorwurf ist mit den genannten Regelungen 
des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft 
folglich nicht verbunden.1148 Auch führt keines der vom niedersächsischen Ge-
setzgeber für den Vollzug der Untersuchungshaft vorgesehenen Angebote zu 
einem Resozialisierungsvollzug i.S.d. Strafvollzuges. Zwar verweisen die Regelun-
gen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersu-
chungshaft vielfach auf Regelungen aus dem Bereich des Strafvollzuges. Es wird 
allerdings explizit nicht auf solche Vorschriften verwiesen, denen der strafvoll-
zugsrechtliche Resozialisierungsgedanke zugrunde liegt und in denen dementspre-
chend eine resozialisierende Behandlung des Strafgefangenen vorgesehen ist.1149 
                                                     
1148 Im Hinblick auf die in § 155 NJVollzG i.V.m. § 69 Abs. 2 S. 3 NJVollzG normierte Möglichkeit 
eines Täter-Opfer-Ausgleichs gibt der niedersächsische Gesetzgeber selber zu bedenken, dass 
im Vollzug der Untersuchungshaft äußerste Zurückhaltung geboten ist, um einen Widerspruch 
zum Gewährleistungsgehalt der Unschuldsvermutung zu vermeiden, vgl.: NJVollzG-E, Begrün-
dung, Besonderer Teil, § 150 NJVollzG-E. 
1149 § 155 NJVollzG verweist im Hinblick auf soziale Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft auf 
die §§ 68 Abs. 1, 69 Abs. 1, 2 S. 1, 3 NJVollzG, ein Verweis auf § 68 Abs. 2 NJVollzG erfolgt 
nicht. Dieser sieht eine durchgängige Betreuung der Strafgefangenen vor, die ihnen hilft, auch 
nach der Entlassung in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen. Damit ist 
das Resozialisierungsziel des Strafvollzuges angesprochen, welches aufgrund der Unschuldsver-
mutung nicht auf den Vollzug der Untersuchungshaft angewendet werden kann. 
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Des Weiteren normieren die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsge-
setzes zum Vollzug der Untersuchungshaft keine verpflichtende Teilnahme an 
sozialen Hilfen. Die entsprechenden Angebote sind durchweg fakultativ ausgestal-
tet.1150 
Mit diesem Befund ist allerdings noch nicht die Frage beantwortet, ob die Re-
gelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes der sozialstaatlichen Für-
sorgepflicht im Vollzug der Untersuchungshaft genügen. Zum einen wurden be-
stimmte Möglichkeiten sozialstaatlicher Fürsorge, die im Rahmen der Konkretisie-
rung des Inhalts der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht angesprochen wurden, vom 
niedersächsischen Gesetzgeber nicht aufgegriffen. Die Regelungen des Nieder-
sächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft beinhalten 
bspw. keine Angebote, die den Untersuchungsgefangenen auf eine Entlassung und 
den Wiedereinstieg in sein soziales Umfeld vorbereiten. Auch soziale Trainings-
kurse sind in den Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum 
Vollzug der Untersuchungshaft nicht explizit vorgesehen. Zum anderen sind die 
Regelungen, die der niedersächsische Gesetzgeber aufgrund seiner sozialstaatli-
chen Fürsorgepflicht normiert, überwiegend als „Soll-Vorschriften“ ausgestaltet. 
Ein Anspruch des Untersuchungsgefangenen etwa auf Arbeit oder sinnvolle Be-
schäftigung bzw. auf schulische oder berufliche Aus- und Weiterbildung besteht 
ausweislich des Wortlautes von § 152 Abs. 2, 4 NJVollzG nicht. Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage, ob der niedersächsische Gesetzgeber seiner sozial-
staatlichen Verpflichtung zur Fürsorge gegenüber den Untersuchungsgefangenen 
in einem ausreichenden Maße Rechnung trägt. 
Von Relevanz ist in diesem Zusammenhang der zu Beginn herausgearbeitete 
Gewährleistungsgehalt des Sozialstaatsprinzips: Es wurde festgestellt, dass das 
Sozialstaatsprinzip den Gesetzgeber nicht auf ein konkretes Konzept sozialstaatli-
cher Ausgestaltung bestimmter Lebens- und Rechtsbereiche festlegt, sondern 
einen weiten Gestaltungsspielraum einräumt.1151 Das Sozialstaatsprinzip stellt 
keine geeignete Rechtsgrundlage für die Ableitung konkreter, einklagbarer Rechts-
ansprüche dar.1152 Spezifische Vorgaben bezogen auf Inhalt und Umfang staatli-
cher Leistungen ergeben sich nicht.1153 Insofern kommt auch dem Untersu-
                                                     
1150 Vgl. etwa § 152 Abs. 2 NJVollzG: Dem Gefangenen soll auf Antrag nach Möglichkeit der Voll-
zugsbehörde Arbeit oder eine angemessene Beschäftigung in der Anstalt angeboten werden. § 155 
NJVollzG i.V.m. § 69 Abs. 1 S. 1 NJVollzG: Der Gefangene wird dabei unterstützt, notwendige 
Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige zu veranlassen und seine Habe außerhalb der An-
stalt sicherzustellen. Der Begriff der „Unterstützung“ impliziert, dass eine grds. Bereitschaft des 
Untersuchungsgefangenen vorliegen muss und kein Zwang seitens der Vollzugsbehörde ausge-
übt wird. 
1151 Hierzu allgemein bereits: 3. Kapitel, D., I., S. 211 f. Im Hinblick auf den Vollzug der Untersu-
chungshaft wird dies bestätigt von: Hetzer, Reform, 47 (70 f.); Jehle, Untersuchungshaft, S. 27; 
Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 23. 
1152 Hierzu allgemein bereits: 3. Kapitel, D., I., S. 211 f. 
1153 Jehle, Untersuchungshaft, S. 27; Hetzer, Reform, 47 (71); Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 
23. 
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chungsgefangenen kein unmittelbares subjektives Recht gegenüber den Strafver-
folgungsbehörden zu.1154 Aus dem Sozialstaatsprinzip können daher keine weiter-
gehenden Anforderungen abgeleitet werden, die über die in den Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zur Verfügung gestellten sozialen Hilfen 
hinausgehen. Die vom niedersächsischen Gesetzgeber getroffenen Vorkehrungen, 
die dazu beitragen, die mit der Inhaftierung verbundenen Belastungen sowie bis-
herige, bereits in Freiheit bestehende soziale Schwierigkeiten und Mängellagen des 
Untersuchungsgefangenen zu kompensieren, genügen den Anforderungen des 
Sozialstaatsprinzips.1155 Zu beachten ist allerdings, dass die Ausgestaltung der vom 
niedersächsischen Gesetzgeber normierten Regelungen als „Soll-Vorschriften“ in 
der Praxis des Untersuchungshaftvollzuges nicht dazu führen darf, dass überhaupt 
keine sozialstaatliche Fürsorge stattfindet. Trotz des Gestaltungsspielraums des 
(niedersächsischen) Gesetzgebers ist gleichsam eine absolute Grenze zu ziehen, 
die ein Minimum sozialer Hilfen im Untersuchungshaftvollzug gewährleistet. An-
dernfalls liefe die sozialstaatliche Verpflichtung zur Fürsorge gegenüber den Un-
tersuchungsgefangenen leer. Oberhalb dieser absoluten Grenze obliegt es auf-
grund der Unbestimmtheit des Sozialstaatsprinzips jedoch weiterhin dem Gestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers bzw. der Vollzugsbehörde, den konkreten Inhalt 
und Umfang sozialer Hilfen im Vollzug der Untersuchungshaft zu bestimmen. 
Aus dem Gewährleistungsgehalt der Unschuldsvermutung1156 kann sich ein 
anderes Ergebnis nur dann ergeben, wenn die im Rahmen der „relativen“ Kon-
zeption vorzunehmende Abwägung der Unschuldsvermutung mit den in § 119 
Abs. 3 StPO a.F. bzw. in den §§ 3 S. 2, 135 Abs. 2 NJVollzG genannten öffentli-
chen Interessen und der staatlichen Leistungsfähigkeit1157 den Ausbau sozialer 
Hilfen angebracht erscheinen lässt. Dies ist in Anbetracht der derzeitigen Ausges-
taltung sozialer Fürsorge in den Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugs-
gesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft nicht zu erkennen. 
                                                     
1154 Ausdrücklich Hetzer, Reform, 47 (71 f.). 
1155 In diese Richtung wohl auch: Hetzer, Reform, 47 (72); Seebode, Vollzug der Untersuchungshaft, S. 
215 ff.; Haberstroh, JURA 1984, 225 (233 f.); Rotthaus, NJW 1973, 2269 (2271 f.) die nur allge-
meine Ausführungen im Hinblick auf sozialstaatliche Hilfsangebote im Vollzug der Untersu-
chungshaft machen und keine zwingenden Anforderungen bezogen auf deren konkreten Inhalt 
und Umfang aufstellen. 
1156 Es wurde bereits angedeutet (siehe: 3. Kapitel, B., II., 2., f), S. 162 f., insb. Fn. 1157) dass der 
vorliegend dem Sozialstaatsprinzip zugeordnete Gegensteuerungsgrundsatz in einem engen Zu-
sammenhang mit dem Angleichungsgrundsatz und damit mit der Unschuldsvermutung steht. 
Aufgrund dessen werden sozialstaatliche Leistungspflichten mitunter auch aus der Unschulds-
vermutung hergeleitet. Jehle, Untersuchungshaft, S. 272 geht davon aus, dass im Bereich der so-
zialen Hilfe „rechtsstaatliche und sozialstaatliche Elemente ineinanderfließen“. Eine klare Tren-
nung zwischen Sozialstaatsprinzip und Unschuldsvermutung wird auch von Hetzer, Reform, 47 
(72) nicht vorgenommen. 
1157 Die staatliche Leistungsfähigkeit ist auch in Bezug auf sozialstaatliche Hilfsangebote – sei es, 
dass diese aus dem Sozialstaatsprinzip selbst oder aus der Unschuldsvermutung hergeleitet wer-
den – zu berücksichtigen: Hetzer, Reform, 47 (72); Friedrich, Untersuchungshaftvollzug, S. 23. 
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III.  Zusammenfassung 
Im Vollzug der Untersuchungshaft aktualisiert sich ebenso wie im Strafvollzug 
eine sozialstaatlich begründete Fürsorgepflicht des Staates. Dabei ist allerdings zu 
beachten, dass sich der Resozialisierungsgedanke als Ausdruck sozialstaatlicher 
Fürsorge im Strafvollzug nicht unterschiedslos auf den Vollzug der Untersu-
chungshaft übertragen lässt. Bei einer sozialstaatlichen Ausrichtung des Untersu-
chungshaftvollzuges sind die bereichsspezifischen Besonderheiten der Untersu-
chungshaft, namentlich die Unschuldsvermutung, zu beachten. 
Bezogen auf den konkreten Inhalt der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht lassen 
sich im Wesentlichen zwei Funktionsbereiche sozialer Fürsorge unterschieden. So 
ist soziale Fürsorge im Vollzug der Untersuchungshaft zum einen darauf gerichtet, 
die durch die Inhaftierung entstandenen Belastungen für den Gefangenen selbst 
innerhalb der Anstalt und für seinen bisherigen Lebensbereich außerhalb der An-
stalt abzumildern. Zum anderen gilt es, mittels verschiedener Angebote seitens der 
Vollzugsanstalt bisherige, bereits vor der Haft bestehende soziale Schwierigkeiten 
und Mängellagen des Gefangenen zu kompensieren. Der niedersächsische Ge-
setzgeber trägt seiner sozialstaatlichen Verpflichtung zur Fürsorge gegenüber den 
Untersuchungsgefangenen in verschiedenen Regelungen des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes Rechnung und genügt in diesen Normen auch den Anfor-
derungen, die an die Umsetzung sozialstaatlicher Fürsorge im Untersuchungshaft-
vollzug zu stellen sind. Eine über die bestehenden Vorschriften hinausgehende 
Verpflichtung des niedersächsischen Gesetzgebers zu sozialer Fürsorge im Voll-
zug der Untersuchungshaft lässt sich nicht begründen, da das Sozialstaatsprinzip 
keine geeignete Rechtsgrundlage für die Ableitung konkreter, einklagbarer Rechts-
ansprüche darstellt, sondern dem Gesetzgeber bei der sozialstaatlichen Ausgestal-







Zusammenfassung und Ergebnis 
1. Mit der Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für den Vollzug der Unter-
suchungshaft vom Bund auf die Länder kommt den Ländern die Kompetenz zu, 
„das Recht des Untersuchungshaftvollzugs“ umfassend zu regeln. Sie können 
sowohl denjenigen Bereich einer gesetzlichen Regelung zuführen, der die Sicher-
heit und Ordnung der Anstalt betrifft, als auch Beschränkungen normieren, die 
zur Erreichung des Zwecks der Untersuchungshaft erforderlich sind. Darüber 
hinaus können die Länder auch eine eigene Zuständigkeitsregelung vorsehen, mit 
der sie bestimmen, wer für die Anordnung der im Vollzug der Untersuchungshaft 
erforderlichen Maßnahmen zuständig ist. 
2. Die Zuständigkeit des Vollzugsgerichts in § 134a Abs. 1 S. 2 NJVollzG n.F. 
stellt sich nicht als willkürliche Zuständigkeitsbestimmung des niedersächsischen 
Gesetzgebers dar, sondern ist den kompetenzrechtlichen Vorgaben des Grundge-
setzes geschuldet. 
3. Zur Erreichung des Zwecks der Untersuchungshaft können der Richter und 
die Vollzugsbehörde im Rahmen der konkreten Ausgestaltung des Untersu-
chungshaftvollzuges grds. auch auf solche gesetzlichen Haftgründe zurückgreifen, 
die in dem der Untersuchungshaft zugrundeliegenden Haftbefehl nicht genannt 
sind. In diesen Konstellationen müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass weitere, nicht bereits im Haftbefehl zum Ausdruck kommende Gefahren 
abzuwehren sind. 
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4. Dem Untersuchungsgefangenen können Beschränkungen auferlegt werden, 
die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt erforderlich 
sind, soweit konkrete Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Anstaltssicherheit 
bzw. der Anstaltsordnung vorliegen. Zum Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten 
der Gefangenen können dem Untersuchungsgefangenen nur dann Beschränkun-
gen auferlegt werden, wenn die abzuwehrenden Straftaten sich auf die Anstaltssi-
cherheit auswirken können. 
5. Die Unschuldsvermutung ist als maßgeblicher Gestaltungsgrundsatz des 
Untersuchungshaftvollzuges zu qualifizieren. Aus der Unschuldsvermutung resul-
tierende Anforderungen an die gesetzliche Gestaltung des Untersuchungshaftvoll-
zuges sind sowohl mit dem Zweck der Untersuchungshaft und der Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt als auch mit der Begrenztheit staatlicher Mittel in einen an-
gemessenen Ausgleich zu bringen. 
6. Der generelle Ausschluss von Paketen mit Nahrungs- und Genussmitteln 
sowie die Einschränkung der freien Arztwahl in den Regelungen des Niedersäch-
sischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft sind vor dem 
Hintergrund der Unschuldsvermutung kritisch zu beurteilen. 
7. Ein verfassungsrechtliches Gebot der Normierung von Richtervorbehalten 
ist nicht anzuerkennen. Die deutliche Abkehr vom generellen Richtervorbehalt 
des § 119 Abs. 6 S. 1 StPO a.F. in § 134 Abs. 1 S. 1 NJVollzG n.F. ist positiv zu 
bewerten. 
8. Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat zur Fürsorge gegenüber Un-
tersuchungsgefangenen. Der niedersächsische Gesetzgeber hat Vorkehrungen 
getroffen, um im Vollzug der Untersuchungshaft die durch die Inhaftierung ent-
standenen Belastungen sowie bisherige, bereits vor der Haft bestehende soziale 
Schwierigkeiten des Untersuchungsgefangenen zu kompensieren und trägt damit 
seiner sozialstaatlichen Verpflichtung zur Fürsorge hinreichend Rechnung. 
Als abschließendes Fazit ist festzuhalten, dass mit den Vorschriften des Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft die 
jahrzehntelange faktische Regelung des Untersuchungshaftvollzuges durch die 
Untersuchungshaftvollzugsordnung beendet wird. Der Vollzug der Untersu-
chungshaft wird durch das Niedersächsische Justizvollzugsgesetz erstmals auf eine 
detaillierte gesetzliche Grundlage gestellt. Gerade vor dem Hintergrund der recht 
schwerfälligen historischen Entwicklung im Recht des Untersuchungshaftvollzu-
ges stellen die Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Voll-
zug der Untersuchungshaft eine rechtsstaatliche Errungenschaft dar. Die verfas-
sungsrechtliche Untersuchung der Regelungen des Niedersächsischen Justizvoll-
zugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft hat dabei gezeigt, dass der nie-
dersächsische Gesetzgeber den Vorgaben der Verfassung, soweit sie Gegenstand 
der vorliegenden Untersuchung waren, im Wesentlichen Rechnung trägt. Im Hin-
blick auf den Gewährleistungsgehalt der Unschuldsvermutung ist zwar ein gewis-
ser Nachbesserungsbedarf bei verschiedenen Normen zu verzeichnen. Sofern der 
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niedersächsische Gesetzgeber den aufgezeigten Mängeln nachkommt, ist mit dem 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz jedoch insgesamt eine verfassungskon-
forme Rechtsgrundlage für den Vollzug der Untersuchungshaft geschaffen, die 
den Rechten der als unschuldig geltenden Untersuchungsgefangenen genauso 
Rechnung trägt, wie dem Zweck der Untersuchungshaft und den Belangen der 
Sicherheit und Ordnung der Justizvollzugsanstalten. 
Neben diesem Befund hat die Untersuchung – insb. die vergleichende Gegen-
überstellung ausgewählter Vorschriften des Niedersächsischen Justizvollzugsge-
setzes mit den entsprechenden Regelungen der Untersuchungshaftvollzugsord-
nung im Rahmen der Ausführungen zur Unschuldsvermutung – auch gezeigt, dass 
sich der niedersächsische Gesetzgeber bei der Normierung des Untersuchungs-
haftvollzuges weitgehend an den bisher erreichten Vollzugsstandard in der Unter-
suchungshaftvollzugsordnung angelehnt hat. Grundlegende Unterschiede sind 
nicht zu erkennen. Der im Vorfeld der Föderalismusreform vielfach befürchtete 
„Wettbewerb der Schäbigkeit“ ist damit zumindest in den niedersächsischen Ge-
setzesvorgaben zum Vollzug der Untersuchungshaft bislang nicht eingetreten. Ein 
„Wettbewerb der Ideen“ um die besten Vollzugsstandards ist jedoch ebenfalls 
ausgeblieben. Neue Ansätze zur Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges 
sind dem Gesetz kaum zu entnehmen.  
Als problematisch könnte sich erweisen, dass sich einige Regelungen des Nie-
dersächsischen Justizvollzugsgesetzes zum Vollzug der Untersuchungshaft in 
ihren Tatbestandsvoraussetzungen unbestimmter Rechtsbegriffe bedienen. Auf 
diese Weise räumt der niedersächsische Gesetzgeber dem Richter bzw. der Voll-
zugsbehörde bei der konkreten Ausgestaltung des Untersuchungshaftvollzuges 
einen Gestaltungsspielraum ein, innerhalb dessen es durchaus noch zu einem Ab-
sinken der bisher erreichten Vollzugsstandards und damit zu einem „Wettbewerb 
der Schäbigkeit“ kommen kann. Dies gilt es nicht nur für den Bereich des nieder-
sächsischen Untersuchungshaftvollzuges zu beobachten, sondern auch für die 








Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Beschl. der 3. 
Kammer des 2. Senats vom 
4.2.2009 
2 BvR 455/08 EuGRZ 2009, 159 ff. = StV 
2009, 253 ff. 
BVerfG, Beschl. der 3. 
Kammer des 2. Senats vom 
20.11.2008 
2 BvL 16/08 http://www.juris.de/jportal/ind
ex.jsp. 
BVerfG, Beschl. der 2. 
Kammer des 2. Senats vom 
28.7.2008 
2 BvR 784/08 NJW 2008, 3053 f.  
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 28.5.2008 
2 BvL 8/08 BVerfGE 121, 233 ff. = DRiZ 
2008, 321 f. 
BVerfG, Beschl. der 3. 
Kammer des 2. Senats vom 
4.3.2008 
2 BvR 103/04 wistra 2008, 339 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 27.2.2008 
1 BvR 370/07 BVerfGE 120, 274 ff. = NJW 
2008, 822 ff. 
BVerfG, Beschl. der 2. 
Kammer des 2. Senats vom 
6.11.2007 
 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 31.5.2006 
2 BvR 1673/04, 2 BvR 
2402/04 
BVerfGE 116, 69 ff. = NJW 
2006, 2093 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 18.7.2005 
2 BvR 2236/04 BVerfGE 113, 273 ff. = NJW 
2005, 2289 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 12.4.2005 
2 BvR 581/01 BVerfGE 112, 304 ff. = NJW 
2005, 1338 ff. 
BVerfG, Beschl. der 3. 
Kammer des 2. Senats vom 
16.2.2005 
2 BvR 581/03 NJW 2005, 2689 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 26.1.2005 
2 BvF 1/03 BVerfGE 112, 226 ff. = NJW 
2005, 493 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 26.10.2004 
2 BvR 955/00, 2 BvR 1038/01 BVerfGE 112, 1 ff. = JuS 
2005, 552 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 8.6.2004 
2 BvL 5/00 BVerfGE 110, 412 ff. = NJW-
RR 2004, 1657 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 3.3.2004 
1 BvR 2378/98, 1 BvR 
1084/99 
BVerfGE 109, 279 ff. = NJW 
2004, 999 ff 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 10.2.2004 
2 BvR 834/02, 2 BvR 1588/02 BVerfGE 109, 190 ff. = NJW 
2004, 750 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 5.2.2004 
2 BvR 2029/01 BVerfGE 109, 133 ff. = NJW 
2004, 739 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 14.1.2004 
2 BvR 564/95 BVerfGE 110, 1 ff. = NJW 
2004, 2073 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 15.7.2003 
2 BvF 6/98 BVerfGE 108, 169 ff. = NVwZ 
2003, 1497 ff. 
BVerfG, Beschl. des Ple-
nums vom 30.4.2003 
1 PBvU 1/02 BVerfGE 107, 395 ff. = NJW 
2003, 1924 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 12.3.2003 
1 BvR 330/96, 1 BvR 348/99 BVerfGE 107, 299 ff. = NJW 
2003, 1787 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 24.10.2002 
2 BvF 1/01 BVerfGE 106, 62 ff. = NJW 
2003, 41 ff.  
BVerfG, Beschl. der 3. 
Kammer des 2. Senats vom 
27.9.2002 
2 BvR 1843/00 NJW 2003, 345 = NVwZ 
2003, 471 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 15.5.2002 
2 BvR 2292/00 BVerfGE 105, 239 ff. = NJW 
2002, 3161 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 5.2.2002 
2 BvR 305/93, 2 BvR 348/93 BVerfGE 105, 17 ff. = NJW 
2002, 3009 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 15.1.2002 
1 BvR 1783/99 BVerfGE 104, 337 ff. = NJW 
2002, 663 ff. 
BVerfG, Beschl. der 1. 
Kammer des 2. Senats vom 
20.9.2001 
2 BvR 1144/01 StV 2001, 691 ff. = NStZ 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 20.2.2001 
2 BvR 1444/00 BVerfGE 103, 142 ff. = NJW 
2001, 1121 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 19.7.2000 
1 BvR 539/96 BVerfGE 102, 197 ff. = 
EuGRZ 2000, 467 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 27.10.1999 
1 BvR 385/90 BVerfGE 101, 106 ff. = NJW 
2000, 1175 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 14.7.1999 
1 BvR 2226/94, 1 BvR 
2420/95, 1 BvR 2437/95 
BVerfGE 100, 313 ff. = NJW 
2000, 55 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 27.4.1999 
1 BvR 2203/93, 1 BvR 897/95 BVerfGE 100, 271 ff. = NJW 
1999, 3033 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 10.11.1998 
1 BvR 2296/96, 1 BvR 
1081/97 
BVerfGE 99, 202 ff. = NJW 
1999, 935 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 27.10.1998 
1 BvR 2306/96, 1 BvR 
2314/96, 1 BvR 1108/97, 1 
BvR 1109/97, 1 BvR 1110/97 
BVerfGE 98, 265 ff. = NJW 
1999, 841 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 1.7.1998 
2 BvR 441/90, 2 BvR 493/90, 
2 BvR 618/92, 2 BvR 212/93, 
2 BvL 17/94 
BVerfGE 98, 169 ff. = NJW 
1998, 3337 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 27.1.1998 
1 BvL 15/87 BVerfGE 97, 169 ff. = NJW 
1998, 1475 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 8.10.1997 
1 BvR 9/97 BVerfGE 96, 288 ff. = NJW 
1998, 131 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 9.7.1997 
2 BvR 1371/96 BVerfGE 96, 245 ff. = NJW 
1998, 443 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 10.4.1997 
2 BvL 45/92 BVerfGE 96, 10 ff. = EuGRZ 
1997, 427 ff. 
BVerfG, Beschl. des Ple-
nums vom 8.4.1997 
1 PBvU 1/95 BVerfGE 95, 322 ff. = NJW 
1997, 1497 ff. 
BVerfG, Beschl. der 2. 
Kammer des 2. Senats vom 
24.6.1996 
2 BvR 2137/95 NStZ 1996, 509 ff. = StV 
1997, 256 f. 
BVerfG, Beschl. der 2. 
Kammer des 2. Senats vom 
20.6.1996 
2 BvR 634/96 NStZ 1996, 613 f. = StV 
1997, 257 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 7.11.1995 
2 BvR 413/88, 2 BvR 1300/93 BVerfGE 93, 319 ff. = EuGRZ 
1996, 552 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 9.8.1995 
1 BvR 2263/94, 1 BvR 229/95, 
1 BvR 534/95 
BVerfGE 93, 213 ff. = NJW 
1996, 709 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 26.4.1995 
1 BvL 19/94, 1 BvR 1454/94 BVerfGE 92, 262 ff. = MDR 
1995, 1020 f. 
BVerfG, Beschl. der 2. 
Kammer des 2. Senats vom 
25.7.1994 
2 BvR 806/94 NJW 1995, 1478 ff. = NStZ 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 9.3.1994 
2 BvL 43/92, 2 BvL 51/92, 2 
BvL 63/92, 2 BvL 64/92, 2 BvL 
70/92 
BVerfGE 90, 145 ff. = NJW 
1994, 1577 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 9.3.1994 
1 BvR 682/88, 1 BvR 712/88 BVerfGE 90, 107 ff. = EuGRZ 
1994, 508 ff. 
BVerfG, Beschl. der 2. 
Kammer des 2. Senats vom 
13.8.1993 
2 BvR 1469/93 NJW 1993, 3059 = EuGRZ 
1994, 402 f. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 28.5.1993 
2 BvF 2/90, 2 BvF 4/92, 2 BvF 
5/92 
BVerfGE 88, 203 ff. = NJW 
1993, 1751 ff. 
BVerfG. Beschl. des 2. 
Senats vom 3.6.1992 
2 BvR 1041/88, 2 BvR 78/89 BVerfGE 86, 288 ff. = NJW 
1992, 2947 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 23.10.1991 
1 BvR 850/88 BVerfGE 85, 69 ff. = NJW 
1992, 890 f. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 17.4.1991 
1 BvR 419/81, 1 BvR 213/83 BVerfGE 84, 34 ff. = NJW 
1991, 2005 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 17.10.1990 
1 BvR 283/85 BVerfGE 83, 1 ff. = NJW 
1991, 555 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 10.7.1990 
1 BvR 984/87, 1 BvR 985/87 BVerfGE 82, 286 ff. = NJW 
1991, 217 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 29.5.1990 
2 BvR 254/88, 2 BvR 1343/88 BVerfGE 82, 106 ff. = NJW 
1990, 2741 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 29.5.1990 
1 BvL 20/84, 1 BvL 26/84, 1 
BvL 4/86 
BVerfGE 82, 60 ff. = NJW 
1990, 2869 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 14.9.1989 
2 BvR 1062/87 BVerfGE 80, 367 ff. = NStZ 
1990, 89 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 15.6.1989 
2 BvL 4/87 BVerfGE 80, 244 ff. = NJW 
1990, 37 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 1.6.1989 
2 BvR 239/88, 2 BvR 1205/87, 
2 BvR 1533/87, 2 BvR 
1095/87 
BVerfGE 80, 109 ff. = NJW 
1989, 2679 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 23.11.1988 
2 BvR 1619/83, 2 BvR 
1628/83, 2 BvR 1619, 1628/83 
BVerfGE 79, 127 ff. = NVwZ 
1989, 347 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 1.10.1987 
2 BvR 1434/86 BVerfGE 77, 65 ff. = NJW 
1988, 329 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 30.9.1987 
2 BvR 933/82 BVerfGE 76, 256 ff. = NVwZ 
1988, 329 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 12.5.1987 
2 BvR 1226/83, 2 BvR 101/84, 
2 BvR 313/84 
BVerfGE 76, 1 ff. = NJW 
1988, 626 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 8.4.1987 
2 BvR 909/82, 2 BvR 934/82, 
2 BvR 935/82, 2 BvR 936/82, 
2 BvR 938/82 
 
BVerfGE 75, 108 ff. = NJW 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 26.3.1987 
2 BvR 589/79, 2 BvR 740/81, 
2 BvR 284/85 
BVerfGE 74, 358 ff. = StV 
1987, 325 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 8.10.1985 
1 BvL 17/83, 1 BvL 19/83 BVerfGE 70, 278 ff. = NJW 
1986, 1603  
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 16.7.1985 
1 BvL 5/80, 1 BvR 1023/83, 1 
BvR 1052/83, 1 BvR 1227/84 
BVerfGE 69, 272 ff. = NJW 
1986, 39 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 24.4.1985 
2 BvF 2/83, 2 BvF 3/83, 2 BvF 
4/83, 2 BvF 2/84 
BVerfGE 69, 1 ff. = JuS 1985, 
723 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 15.1.1985 
2 BvR 128/84 BVerfGE 69, 112 ff. = NVwZ 
1985, 647 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 6.11.1984 
2 BvL 16/83 BVerfGE 68, 237 ff. = NJW 
1985, 727 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 20.6.1984 
1 BvR 1494/78 BVerfGE 67, 157 ff. = NJW 
1985, 121 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 28.3.1984 
2 BvR 275/83 BVerfGE 66, 313 ff. = StV 
1984, 344 f. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 8.2.1984 
2 BvR 677/80 BVerfGE 66, 191 ff. = NJW 
1984, 1806 f.  
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 15.12.1983 
1 BvR 209/83, 1 BvR 269/83, 
1 BvR 362/83, 1 BvR 420/83, 
1 BvR 440/83 
BVerfGE 65, 1 ff. = NJW 
1984, 419 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 19.10.1983 
2 BvR 485/80, 2 BvR 486/80 BVerfGE 65, 182 ff. = NJW 
1984, 475 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 28.6.1983 
2 BvR 539/80 u 612/80, 2 BvR 
539/80, 2 BvR 612/80 
BVerfGE 64, 261 ff. = NStZ 
1983, 476 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 17.5.1983 
2 BvR 731/80 BVerfGE 64, 135 ff. = NJW 
1983, 2762 ff. 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 22.3.1983 
2 BvR 475/78 BVerfGE 63, 343 ff. = NJW 
1983, 2757 ff.  
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 22.3.1983 
1 BvR 154/82 BVerfGE 63, 340 ff. = NJW 
1983, 2627 
BVerfG, Urt. des 2. Senats 
vom 12.1.1983 
2 BvR 964/82 BVerfGE 63, 77 ff. = NStZ 
1983, 324 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 12.1.1983 
2 BvR 864/81 BVerfGE 63, 45 ff. = StV 
1983, 177 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 12.1.1983 
2 BvL 23/81 BVerfGE 63, 1 ff. = NVwZ 
1983, 537 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 8.7.1982 
2 BvR 1187/80 BVerfGE 61, 82 ff. = NJW 
1982, 2173 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 13.1.1982 
1 BvR 848/77, 1 BvR 1047/77, 
1 BvR 916/78, 1 BvR 1307/78, 
1 BvR 350/79 
 
BVerfGE 59, 231 ff. = NJW 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 7.10.1981 
2 BvR 1194/80 BVerfGE 58, 208 ff. = NJW 
1982, 691 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 14.7.1981 
1 BvR 575/80 BVerfGE 58, 159 ff. = JuS 
1982, 377 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 16.6.1981 
1 BvR 1094/80 BVerfGE 57, 346 ff. = NJW 
1981, 2111 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 26.5.1981 
2 BvR 215/81 BVerfGE 57, 250 ff. = NStZ 
1981, 357 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 5.2.1981 
2 BvR 646/80 BVerfGE 57, 170 ff. = NJW 
1981, 1943 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 6.2.1980 
2 BvR 1070/79 BVerfGE 53, 152 ff. = NJW 
1980, 1448 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 18.7.1979 
2 BvR 488/76 BVerfGE 52, 42 ff. = NJW 
1980, 33 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 1.3.1979 
1 BvR 532/77, 1 BvR 533/77, 
1 BvR 419/78, 1 BvL 21/78 
BVerfGE 50, 290 ff. = JuS 
1979, 897 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 9.5.1978 
2 BvR 952/75 BVerfGE 48, 246 ff. = NJW 
1978, 2499 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 22.6.1977 
1 BvL 2/74 BVerfGE 45, 376 ff. = NJW 
1978, 207 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 21.6.1977 
2 BvL 2/76 BVerfGE 45, 346 ff. = NJW 
1978, 101 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 12.10.1976 
1 BvL 9/74 BVerfGE 43, 13 ff. = NJW 
1977, 1333 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 30.6.1976 
2 BvR 435/76 BVerfGE 42, 261 ff. = MDR 
1977, 203 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 6.4.1976 
2 BvR 61/76 NJW 1976, 1311 f. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 10.3.1976 
1 BvR 355/67 BVerfGE 42, 20 ff. = JuS 
1977, 336 f. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 14.1.1976 
1 BvL 4/72, 1 BvL 5/72 BVerfGE 41, 205 ff. = NJW 
1976, 667 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 29.10.1975 
2 BvR 812/73 BVerfGE 40, 276 ff. = JuS 
1976, 88 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 25.2.1975 
1 BvF 1/74, 1 BvF 2/74, 1 BvF 
3/74, 1 BvF 4/74, 1 BvF 5/74 
BVerfGE 39, 1 ff. = NJW 
1975, 573 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 12.12.1973 
2 BvR 558/73 BVerfGE 36, 264 ff. = NJW 
1974, 307 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 28.11.1973 
2 BvL 42/71 BVerfGE 36, 193 ff. = JuS 
1974, 326 f. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 29.10.1973  
 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 18.7.1973 
1 BvR 23/73, 1 BvR 155/73 BVerfGE 35, 382 ff. = NJW 
1974, 1043 ff. 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 19.6.1973 
1 BvL 39/69, 1 BvL 14/72 BVerfGE 35, 263 ff. = DVBl. 
1973, 622 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 5.6.1973 
1 BvR 536/72 BVerfGE 35, 202 ff. = NJW 
1973, 1227 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 30.5.1973 
2 BvL 4/73 BVerfGE 35, 185 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 29.5.1973 
1 BvR 424/71, 1 BvR 325/72 BVerfGE 35, 79 ff. = NJW 
1973, 1176 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 16.5.1973 
2 BvR 590/71 BVerfGE 35, 311 ff. = NJW 
1974, 26 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 27.3.1973 
2 BvR 664/72 BVerfGE 35, 5 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 14.3.1973 
2 BvR 621/72, 2 BvR 622/72, 
2 BvR 635/72, 2 BvR 912/72, 
2 BvR 621, 622, 635, 912/72 
BVerfGE 34, 384 ff. 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 14.3.1973 
2 BvR 768, 832/71, 2 BvR 
768/71, 2 BvR 832/71 
BVerfGE 34, 369 ff. 
BVerfG, Urt. des 1. Senats 
vom 6.12.1972 
1 BvR 230/70, 1 BvR 95/71 BVerfGE 34, 165 ff. = NJW 
1973, 133 ff.  
BVerfG vom 8.11.1972 1 BvL 15/68, 26/69, 1 BvL 
15/68, 1 BvL 26/69 
BVerfGE 34, 139 ff. = NJW 
1973, 505 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 18.7.1972 
1 BvL 32/70, 1 BvL 25/71 BVerfGE 33, 303 ff. = NJW 
1972, 1561 ff. 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 10.5.1972 
1 BvR 286/65, 1 BvR 293/65, 
1 BvR 295/65 
BVerfGE 33, 171 ff. = NJW 
1972, 1509 ff. 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 9.5.1972 
1 BvR 518/62, 1 BvR 308/64 BVerfGE 33, 125 ff. = NJW 
1972, 1504 ff. 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 25.4.1972 
1 BvL 13/67 BVerfGE 33, 52 ff. = NJW 
1972, 1934 ff. 
BVerfG, Entsch. des 2. 
Senats vom 14.3.1972 
2 BvR 41/71 BVerfGE 33, 1 ff. = NJW 
1972, 811 
BVerfG, Beschl. des 2. 
Senats vom 13.10.1971 
2 BvR 233/71 BVerfGE 32, 87 ff. 
BVerfG, Entsch. des 2. 
Senats vom 9.6.1971 
2 BvR 225/69 BVerfGE 31, 145 ff. = MDR 
1971, 903 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 16.3.1971 
1 BvR 52/66, 1 BvR 665/66, 1 
BvR 667/66, 1 BvR 754/66 
BVerfGE 30, 292 ff. = NJW 
1971, 1255 
BVerfG, Entsch. des 
1.Senats vom 15.1.1970 
1 BvR 13/68 BVerfGE 27, 344 ff. = NJW 
1970, 555 
BVerfG, Entsch. des 2. 
Senats 9.7.1969 




Datum und Art der Ent-
scheidung 
Aktenzeichen Rechtsfundstelle 
BVerfG, Entsch. des 2. 
Senats vom 25.6.1968 
2 BvR 251/63 BVerfGE 24, 33 ff. = NJW 
1968, 1467 
BVerfG, Entsch. des 2. 
Senats vom 11.4.1967 
2 BvG 1/62 BVerfGE 21, 312 ff. = NJW 
1967, 1956 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 21.12.1966 
1 BvR 33/64 BVerfGE 21, 54 ff. = NJW 
1967, 545 
BVerfG, Beschl. des 1. 
Senats vom 27.7.1966 
1 BvR 296/66 BVerfGE 20, 144 ff. 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 15.12.1965 
1 BvR 513/65 BVerfGE 19, 342 ff. = NJW 
1966, 243 
BVerfG, Entsch. des 1. 
Senats vom 19.2.1963 
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Die Untersuchung befasst sich mit den Regelungen des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes über den Vollzug der Untersuchungshaft. Mit dem 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz, das zum 01.01.2008 in Kraft getreten 
ist, hat der niedersächsische Gesetzgeber den grundrechtssensiblen Bereich des 
Untersuchungshaftvollzuges erstmalig in der deutschen Rechtsgeschichte auf 
eine detaillierte gesetzliche Grundlage gestellt. Ausgewählte Regelungen des 
niedersächsischen Gesetzes über den Vollzug der Untersuchungshaft werden 
sowohl einer verfassungsrechtlichen als auch einer verfahrensrechtlichen Ana-
lyse unterzogen. Verfassungsrechtliche Vorgaben, verfahrensrechtliche Bedürf-
nisse und tatsächliche Gegebenheiten werden berücksichtigt, um die bislang 
überwiegend abstrakten Vorgaben der Verfassung an die gesetzliche Normie-
rung des Untersuchungshaftvollzuges zu konkretisieren und die Regelungen des 
Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes über den Vollzug der Untersuchungs-
haft einer ersten Bewertung zuzuführen. Hierbei wird insbesondere überprüft, 
inwieweit es dem niedersächsischen Gesetzgeber gelungen ist, das Spannungs-
verhältnis zwischen den Bedürfnissen einer funktionsfähigen Strafrechtpflege 
und den Freiheitsrechten des Untersuchungsgefangenen auszugleichen.
Stephanie Winzer
Der Vollzug der Untersuchungshaft nach  
dem Niedersächsischen Justizvollzugsgesetz
Eine Untersuchung aus verfassungsrechtlicher  
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